Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 


Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun Öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 


Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 


Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 


+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 


Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 


Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|http: //books.google.comldurchsuchen. 


Princeton University Library 


063573644 


© 
— 
N 
cn 


SS 
\ 
an 


rinceton University. 


Faorſchungen zur 
Brandenburgiſchen und 
Preußiſchen Geſchichte 


| In Verbindung mit 
Otto Hintze und Paul Baillen 
herausgegeben von 


Melle Klinkenborg und Joh. Schultze 


35. Band 1. Hälfte 


Münden und Berlin 
Verlag von R. Oldenbourg 


Inhaltsverzeichnis 


Auffäge: = 
I. Der Verein für Geſchichte der Mark Brandenburg. Ein Rück⸗ 
blick. Von Staatsarchivar Johannes Schultze 1—20 
II. Die Beziehungen zwiſchen Brandenburg und den wettiniſchen 
Landen unter den Kurfürſten Albrecht Achilles und Ernſt. 
1464—1486. Von Dr. H. Kretſchmaae 21—44 
III. Der polniſche Handelsvertrag von 1775. Von Dr. phil. | 
Margot Herzfeld. . 2... > SE ren 45—82 
IV. Die Beſprechung von Philippsthal am 22. Auguſt 1816. 


Von Dr. Th. Eggerkin gg 83—118 


Kleine Mitteilungen: 
Die Parchwitzer Rede. Von een Prof. Dr. Gufad Berte 
HOLD Bold : u. ea ra ns 119—127 
Blücher⸗Briefe. Von General Wolfgang von Unger . 127—131 
Das Poſener Zaren⸗Attentat v. 19. Sept. 1843. Von Univerſitäts⸗ 


profeſſor Dr. Manfred Lauber 131—134 
Zur Novemberkriſis des Jahres 1850. Von eee Dr. 
Ludwig De huhi: 2... we es 134—145 


Bismarkerinnerungen des Staatsminiſters Freiherrn Lucius v. Ball⸗ 
hauſen. Von Staatsarchivar Dr. Herman v. Peterdorff 145—158 


Nachrichten und Mitteilungen: 
Hiſtoriſche Kommiſſion für Schleſien . . 158 
Preisaufgabe der Rubenow⸗ Stiftung 159 
Mitteilung betr. „Neue Erſcheinungen 0... 159 


Forſchungen 
zur Brandenburgiſchen und 


Preußiſchen Geſchichte 


Neue Folge der „Maͤrkiſchen Forſchungen“ des Vereins 
fuͤr Geſchichte der Mark Brandenburg 


In Verbindung mit Otto Hintze 
herausgegeben von 


Melle Klinkenborg und Joh. Schultze 


35. Baud 


München und Berlin 1923 
Druck und Verlag von R. Oldenbourg 


Alle Rechte vorbehalten 


7 


Am 23. Juni 1922 verſchied der zweite Direktor der 
preußiſchen Staatsarchive 


Geh. Archivrat 


Dr. phil. Paul Bailleu 


Der Verein hielt am 8. November eine Gedaͤchtnisſitzung zu Ehren 
des verſtorbenen erſten Vorſitzenden ab. Der von Archivdtrektor 
Dr. Klinkenborg gehaltene Nachruf erſchien im Korreſpondenzblatt 
des Geſamtvereins der deutſchen Geſchichts⸗ u. Altertums vereine 
1922 Nr. 9 — 12. 


ee — 


587880 


— — — — — — 


Inhaltsverzeichnis des fünfunddreißigſten 
Bandes. 


Aufſätze und Kleine Mitteilungen (nach den Autornamen und Stich⸗ 
worten alphabetiſch geordnet). a 


Dehio, Zur Novemberkriſis des Jahres 1850. 134—145 
Dehio, Wittgenftein und das letzte Jahrzehnt Friedrich Wilhelms III. 213—240 
Eggerking, Die Beſprechung von Philippsthal am 22. Auguſt 1818 83—118 
Herzfeld, Der polniſche Handelsvertrag von 1775. 45— 82 
Jany, Der Siebenjährige Krieg. Ein Schlußwort zum General ⸗ 

ehh ͤuʃꝝ. Boat eens 161—192 
Krabbo, Cine unbekannte Originalurkunde Markgraf Ottos II. von 

Brandenburg für Kloſter Lehnin s 241—248 
Kretzſchmar, Die Beziehungen zwiſchen Brandenburg und den 8 

wettiniſchen Landen unter den Kurfürſten Albrecht Achilles und 


Ernſt 1464-146 .. 2 2 2 „„ 21— 44 
Laubert, Das Poſener Baren-Attentat vom 19. Sept. 1843 . . 131—134 
Schmeidler, Nochmals Philippsthal 244—250 
Schultze, Der Verein für Geſchichte der Mark Brandenburg. Ein 

rf ³ðVWA ðVi 8 1— 20 
Unger, Blücher⸗Brie el 127—131 
Volz, Die Parchwitzer Redet 119—127 
Volz, Prinz Heinrich und die Vorgeſchichte der Erſten Teilung Polens 193—211 

Notizen: Hiſtoriſche Kommiſſion für Schleſien 158 
Preisaufgaben der Rubenow⸗ Stiftung 159 
Nahe ee 323—324 


Neue Erſcheinungen: 
Zeitſchriftenſchau vom 1. Okt. 1921 bis 30. Sept. 192⁊·˖7 .. . 251-—261 


Bücherbeſprechungen (nach den Autornamen alphabetiſch geordnet). 
Altrock, Conſtantin v., Vom Sterben des deutſchen Offizierkorps 


(H. Dreyyhau )))) . 307 
Avenarius, Ferd., Die photographiſchen Dokumente 307—308 
Bauer, Der große Krieg in Feld und Heimat (H. Dreyhaus ) 304 
Berg, Guſtav, Geſchichte der Stadt Marienburg (Keyſer). 318—319 


Bethmann Hollweg, Th. v., Betrachtungen zum Weltkriege 
(Dy. Mehha)nn,n Rw ee BE Ei 


VI Inhaltsverzeichnis 


Brandt, Otto H., Metternichdenkwürdigkeiten (§. O. Meisner) 
Bullri ch, Artur, Wie England den Krieg vorbereitete und durch⸗ 
führte (H. Dre yhaus) „„ K 
Bülow, B. W. v., Die Grundlinien der diplomatiſchen Verhandlungen 
bei Kriegsausbruch (H. Dreyhaussũ : 
Bürger, G., Die Weisſagung des ſel. Bruders Hermann v. Lehnin 
um das Jahr 1300 und e Otto VI. von Brandenburg 
C ²˙ 5 2. 5 2 ne ³ 8 
Clauswitz, P., Das Stadtbuch des alten Köln an der Spree aus 
dem Jahre 1442 (H. Krabbo ¶·⸗⸗y)h))))))h)9)! 
Dehio, G., Handbuch der deutſchen Kunſtdenkmäler (2. Bd.) Nord⸗ 
oſtdeutſchland (J. Schultze) 
Delbrück, Hans, Ludendorffs Selbſtporträt. — Deutſch⸗engliſche 
Schub 


S WW e oe O 2 1 G9 WW —-ü % W @  @ EF @ 6 E m m?  @ we © 


Sa ir Subenhorff als Menſch und Politiker (H. Dreyhaus) 
Falkenhayn, Erich v., Der Feldzug der 9. Armee (H. Dreyhaus) 
Fehling, Maria, Bismarcks Geſchichtskenntnis (H. v. Petersdorff) 
Fiſcher, Eugen, Plädoyer vor einem Gerichtshof redlicher Menſchen 
. in Sachen der Kriegsſchuld (H. Dreyhaus) oe se 
Foerſter, Wolfgang, Hans Delbrück — ein Porträtmaler??? — 
Graf Schlieffen und der Weltkrieg (H. Dreyhaus s) 
Forßberg, Einar, Sverige och Preußen 1810—1815 (J. Schultze) 
Forſt⸗Battaglia, Eine unbekannte Kandidatur auf den polniſchen 
Thron (G. B. Vol) )))) 
Freytag⸗Loringhoven, Freiherr v., Feldherrngröße (H. er 
CCC ĩ ar ah ee re ee ey 
Gerullis, Georg, Die altpreußifchen Ortsnamen, geſammelt und 
ſprachlich behandelt (G. Kampffmeyer) 
Gregorovius, Ferdinand, Der Geſchichtsſchreiber der Stadt Rom 
/// ⁰˙A ] ĩð ĩð2z RR ee 
Große⸗Freeſe, K. H., Beiträge zur Charakteriſtik der öffentlichen 
Meinung in der Rheinprovinz im Jahre 1859 (O. Tſchirch) 
Haake, Paul, Bismarcks Sturz (W. Stolze7 7j. 
Hagener, Hermann, Die Schuld am Weltkriege (§. Dreyhaus) 
Haller, Johannes, Die Ara Bülow (H. O. Meisner) 
Hammann, Otto, Der mißverſtandene Bismarck (H. Dreyhaus) 
Haralds, Hjalmar, Sveriges utrikespolitik 1848 (E. Forßberg) 
Harttung, Fritz, Deutſche Verfaſſungsgeſchichte vom 15. Jahr⸗ 
hundert bis zur Gegenwart (M. Klinkenbor gg 
Heller, Hermann, Hegel und der nationale Machtſtaatsgedanke 
in Deutſchland (E. Müſe beck; ;))) 
Hellwig, H., Die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung) (P. Wallich) 
Helmolt, Hans F., Kautsky, der Hiſtoriker. — Ein Vierteljahr⸗ 
hundert Weltgeſchichte (H. Dreyhau ))) 
Heß, Adolph u. Kube, Rudolf, Sammlung des Herrn Dr. Emil 
Bahrfeldt. Münzen des deutſchen Mittelalters (W. Hoppe) 


Seite 
271—272 


311 
310 


312—313 
313—315 


299 
262—263 


296—299 
266—267 


311—312 
316 


Se — — — a 


Inhaltsverzeichnis 


Huch, Gregor, Der neue Nationalismus und die Schuldfrage 


Kaeber, Ernſt, Berlin im Weltkriege. Fünf Jahre ſtädtiſcher Kriegs⸗ 
arbeit (H. Dreyhaus ) 
Keynes, John Maynard, Die wirtſchaftlichen Folgen des Friedens⸗ 
vertrages (H. Dreyhau ) 
Kiekebuſch, Albert, Bilder aus der märkiſchen Vorzeit (J. Schultze) 
Kuhl, Hermann v., Franzöſiſch-engliſche Kritik des Weltkrieges 
(H. Drey haus) 
Kühn, Joachim, Hiſtoriſche und polemiſche Aufſätze zur franzöſiſchen 
Politik (H. Dreyhaussß))::; :: 
Küntzel, Georg, Die drei großen Hohenzollern und der Aufſtieg 
Preußens im 17. und 18. Jahrhundert (J. Schultze) 
Lanſing, Robert, Die Verſailler Friedens⸗ Verhandlungen (H. Drey⸗ 
%% ³•A AAA ³⅛A A ee 
Laubert, M., Die preußiſche Polenpolitik von 1772—1914 (A. War⸗ 
ſchauer) 
Lippert, Woldemar, Urkundenbuch der Stadt Lübben (W. Hoppe) 
Löfgren, Erik O., Sverige-Norge och danska frägan 1848—1849 
(E. Forßberas õůhhh 
Lucius v. Ballhauſen, Freiherr, Bismarckerinnerungen (H. v. 
Petersdorff) 
Ludendorff, Erich, Kriegführung und Politik (H. Dreyhaus) 
Marth, Albert, Geſchichte des Korps Marchia zu Berlin (W. Hoppe) 
Mauer, Hermann, Die private Kapitalanlage in Preußen während 
des 18. Jahrhunderts (P. Wallichhk . -. 22222220. 
Meiſter, Aloys, Deutſche Verfaſſungsgeſchichte von den Anfängen 
bis ins 15. Jahrhundert (M. Klinkenborg) e 
Mentz, Georg, Europäiſche Geſchichte im Zeitalter Karls V., 
Philipps II. und der Eliſabeth (R. Häpke) 
Michaelis, Georg, Für Staat und Volk (H. Dre yhaus ) 
Mohl, Ottmar v., Fünfzig Jahre Reichsdienſt (H. Granier) 
Montgelas, Max Graf, Zur Schuldfrage. — Gloſſen a Kautsty- 
Buch (H. Dreyhaush))))))))0 ) 
Moſer, Otto v., Kurzer ſtrategiſcher Überblick über ben Weltkrieg 
1914—1918 (9. Mehhauuu wre 
Netta, Gheron, Die Handelsbeziehungen zwiſchen Leipzig und 
Oſt⸗ und Südoſteuropa bis zum Verfall der Warenmeſſen (Häpke) 
Platzhoff, Europäiſche Geſchichte im Zeitalter Ludwigs XIV. und 
des Großen Kurfürſten (M. Hein) 
Poſeck, M. v., Die deutſche Kavallerie (H. Dreyhau ) 
Rado witz, Joſef v., Ausgewählte Schriften und Reden (H. v. Peters⸗ 
DOU) oot ee Be, Be ee ae SS 
Rathgen, Bernhard, 
bis 1450 (Sielmann ldd „„ 
Rots mann, Freiherr v., Das Reſerve⸗Infanterie⸗Regiment Nr. 222 
(H. Dreyhaus ꝶ jj 
Scheidemann, Philipp, Der Zuſammenbruch (H. Dre yhaus) 


S „ @ ⁹ E @® E V Pę * P iw e# % %) „„ „ 


e „ @ o @ — @® j ® „„ E „ & „ „„ „ 


I % MV @ o @ e W 9. % oe „ 


Die Pulverwaffe im Deutſchordensſtaate 


269—271 
315—316 


263—264 
306 


273—374 
319—320 


VIII Inhaltsverzeichnis 


Schmitz, Eliſabeth, Edwin v. Manteuffel als Quelle zur Geſchichte 
Friedrich Wilhelms IV. (E. Kaeber hh 
Schoen, Freiherr v., Erlebtes, Beiträge zur politiſchen Geſchichte 
der neueſten Zeit (H. Dreyhau ))) 
Schüßler, Wilh., Bismarcks Sturz (W. Stolze 7). 
Schwemer, Richard, Deutſche Geſchichte 1862—1871 (J. Schultze) 
Schwertfeger, Bernhard, Der Tiger. — Der Fehlſpruch von 
Verſailles. — Poincaré und die Schuld am Kriege (H. Dreyhaus) 
Sembritzki, Joh., Geſchichte des Kreiſes Memel (Paczkowski) 
Stegemann, Hermann, Geſchichte des Krieges, Bd. IV (H. Drey⸗ 
)))) ͤ K ĩðͤ ee GS & 
Stutz, Ulrich, Kurfürſt Johann Sigismund von Brandenburg und 
das Reformationsrecht (P. Haake: e-: ... 2.2... ee. 
Denkwürdigkeiten des General⸗Feldmarſchalls Alfred Grafen v. Walder⸗ 
fee (H. Granieckcrrr-⸗⸗ 20er rn. 
Wasmansdorff, Erich, Die Zachower Lehnſchulzen (W. Hoppe) 
Wilhelm II., Ereigniſſe und Geſtalten. 1878—1918 (H. O. Meisner) 
Zwehl, Hans v., Die Schlachten im Sommer 1918 an der Weſt⸗ 
front (H. Dreyhaus )))) 


I 


Der Serein für Geſchichte der Mark Brandenburg. 
Ein Rüchblick. 
Bon 
Johannes Schultze. 


1. Die Gründung. 


Der „Verein für Geſchichte der Mark Brandenburg“ hat ſich im 
vergangenen Jahre nach dem Vorbilde der anderen preußiſchen Pro⸗ 
vinzen und anderer deutſcher Landſchaften zu einer „Hiſtoriſchen Kom⸗ 
miſſion für die Mark Brandenburg“ erweitert. Dieſe Umwandlung, 
die ſchon früher mehrfach angeregt war, wurde notwendig durch die 
Folgen des unglücklichen Krieges, um die wiſſenſchaftliche Erforſchung 
unſerer Heimatgeſchichte zu erhalten und ihr, wenn möglich, durch Be- 
teiligung weiterer Kreiſe und durch den Zuſammenſchluß der zahlreichen 
Sonderbeſtrebungen innerhalb der Provinz eine größere Bedeutung zu 
geben. 

Dieſe Umgeſtaltung des Vereins läßt es angezeigt erſcheinen, einen 
Rückblick auf die Vergangenheit zu werfen und in großen Umriſſen einen 
Überblick über die Geſchichte des Vereins ſeit feiner Gründung zu geben). 

Der Zuſammenſchluß einzelner Perſonen zu Geſellſchaften mit einem 
beſtimmten gemeinnützigen Zwecke pflegt nie für ſich zu ſtehen, ſondern 
ſtets einem Zuge der Zeit zu folgen und ſich im engſten Zuſammenhange 
mit dem Fortſchreiten des geiſtigen und wirtſchaftlichen Lebens in den 
Kulturländern zu befinden. So war z. B. die zweite Hälfte des 18. Jahr⸗ 


1) Über die innere Entwicklung des Vereins von 1862 —1899 liegt eine um- 
faſſende und inhaltsreiche Aufzeichnung des Geh. Juſtizrats Dr. Friedrich Holtze 
vor, der, ſeit 1875 Mitglied des Vereins, mit ihm durch ſeinen Vater ſeit früheſter 
Zeit eng verbunden iſt. Herr Geheimrat Holtze hat mir für dieſe Ausführungen 
das für den Verein ſehr wertvolle Manufkript gütigſt zur Verfügung geſtellt. 
Ich konnte ihm manche intereſſante Einzelheit entnehmen. — Das Protokollbuch 
des Vereins beginnt erſt mit dem Jahre 1851. Akten aus der früheren Zeit fehlen. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXV. 1. 1 


2 Johannes Schultze : 


hunderts das Zeitalter der „Okonomiſchen Geſellſchaften“. Hervor⸗ 
gerufen durch die Theorie der Phyſiokraten vollzog ſich damals die Bil⸗ 
dung von Vereinen mit dem Zwecke, das Staatswohl durch Hebung 
der ländlichen Produktion und die Erziehung des Landvolkes zu fördern, 
von Frankreich und England ausgehend in raſcher Folge in allen euro⸗ 
päiſchen Kulturſtaaten. Erſt verhältnismäßig ſpät kam dieſe Bewegung 
in unſerer Kurmark zum Ausdruck). — Ahnlich gehen auch die Ge⸗ 
ſchichtsvereine auf allgemeine Tendenzen zurück, die ſich aus einem 
während der napoleoniſchen Fremdherrſchaft ſtark erregten National⸗ 
gefühl ergaben, das noch durch die glücklichen Erfolge der großen Er⸗ 
hebung von 1813—1815 geſteigert wurde. Das erwachte deutſche Selbſt⸗ 
bewußtſein förderte jetzt den kräftigen Auſſchwung einer Bewegung, 
die ihre Anfänge ſchon im ausgehenden 18. Jahrhundert zeigte, das 
Streben nach Erforſchung der gegenüber der Beſchäftigung mit der 
Antike lange gering geachteten deutſchen Vergangenheit, ſo daß die 
kritiſche Sichtung der Quellen der deutſchen Geſchichte und eine objek⸗ 
tive Darſtellung ihres Verlaufes die großen Aufgaben des 19. Jahr⸗ 
hunderts wurden. Die Bewegung zur Vertiefung der heimiſchen Ge⸗ 
ſchichtswiſſenſchaft ſteht im engen Zuſämmenhang mit der fog. roman⸗ 
tiſchen Richtung. : 

Unter hervorragender Mitwirkung des Freiherrn vom Stein bildete 
ſich 1819 die Geſellſchaft für ältere deutſche Geſchichtskunde, welche ſich 
die Herausgabe der deutſchen Geſchichtsquellen des Mittelalters zum 
Ziele ſetzte. In ihr Arbeitsgebiet konnten jedoch nur die Geſchichts⸗ 
quellen fallen, welche für die allgemeine deutſche Geſchichte von Be⸗ 
deutung waren. Die große Fülle der für die Geſchichte der einzelnen 
Landſchaften und Gemeinden wichtigen Schätze zu heben, mußte anderen 
Händen überlaſſen bleiben. So begannen ſich alsbald überall in den 
deutſchen Ländern und größeren Gemeinweſen ähnliche Organiſationen 
zu bilden mit dem Ziel, in gleicher Weiſe wie für die Reichsgeſchichte 
ein ſicheres Fundament für die engere Heimatgeſchichte zu ſchaffen, das 
noch vorhandene Quellenmaterial vor dem Untergang zu bewahren und 
das Intereſſe für die Heimat und ihre Vergangenheit in weitere Kreiſe 
zu tragen. Erſt nach dem Vorantritt zahlreicher anderer Landſchaften?) 
kam auch dieſe Bewegung in unſerer Mark zur Auswirkung. 


1) „Die Märkiſche ökonomiſche Geſellſchaft zu Potsdam“ wurde 1791 be⸗ 
gründet. 
2) Der. Verein für Mecklenburgiſche Geſchichte und Altertumskunde und der 
Hiſtoriſche Verein für Niederſachſen wurden 1835 gegründet. 
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Der Verein für Geſchichte der Mark Brandenburg. 3 


An Beſtrebungen, der brandenburg⸗preußiſchen Geſchichtsforſchung 
neue Grundlagen zu ſchaffen, hat es ſchon ſeit dem 18. Jahrhundert 
nicht gefehlt. Es ſei nur an den Codex diplomaticus Brandenburgensis 
von Ph. W. Gercken (1769—1785), die Herausgabe des Landbuches 
Kaiſer Karls IV. durch den vielſeitig gebildeten Miniſter Friedrichs d. Gr. 
Graf Herzberg, ſowie die Werke von Bratring (Statiſtiſch⸗topograph. 
Beſchreibung der geſamten Mark Brandenburg), Cosmar und Klaproth 
(„Der Wirkl. Geh. Staatsrath“ 1805) und Wohlbrück (Geſchichte des 
Bistums Lebus 1829) erinnert). Mehrfache Pläne, auch in Berlin 
nach dem Beiſpiel der Nachbarländer eine Vereinigung für die allge⸗ 
meine preußiſche Geſchichte oder auch für die Provinzialgeſchichte zu 
begründen, wurden vor einem Verſuche aufgegeben. 1830 begründete 
der Direktor des Muſeums für vaterländiſche Altertümer in Berlin, 
Leop. v. Ledebur, eine periodiſche Zeitſchrift „Allgemeines Archiv für 
die Geſchichtskunde des preußiſchen Staates“, die der hiſtoriſchen For⸗ 
ſchung der Geſamtmonarchie als Zentralorgan dienen und die vonein⸗ 
ander entfernten Teile der Monarchie „einander näher bringen und 
vereinigen“ helfen ſollte. Nachdem bis 1835 18 Bände erſchienen waren, 
denen 1836 noch 3 Bände einer neuen Folge „Neues allgemeines Archiv 
uſw.“ ſich anſchloſſen, ging das verdienſtvolle Unternehmen ein. Die 
preußiſche Staatsregierung, die ſich um die Hebung der wirtſchaftlichen 
Entwicklung des Landes damals außerordentliche Verdienſte erwarb, 
vermochte nicht den Wert zu erkennen, den eine Organiſation der hiſtori⸗ 
ſchen Forſchung für die Förderung des Gemeinſamkeitsgefühles in dem 
künſtlich zuſammengefügten Staatsgebilde gehabt hätte und hielt mit 
ausreichenden Geldmitteln zurück. — Aus gleichem Grunde führte auch 
der in jenen Jahren von Prof. G. A. H. Stenzel, dem Verfaſſer der 
„Geſchichte Preußens“, betriebene Plan einer Herausgabe der Geſchichts⸗ 
quellen des preußiſchen Staates zu nichts. 

Auch für die Begründung einer hiſtoriſchen Vereinigung lediglich 
für das Gebiet der Kurmark erſchienen die Verhältniſſe nicht günſtig. 
In dem Provinzhauptorte, der gleichzeitig Mittelpunkt der preußiſchen 
Geſamtmonarchie war, mußten naturgemäß die Intereſſen der engeren 
Provinzeinheit zurücktreten und eine andere Stadt zum Mittelpunkte 
zu wählen, wie es z. B. die märkiſche ökonomiſche Geſellſchaft mit der 
Wahl Potsdams getan hatte, erſchien ebenfalls nicht zweckmäßig, da 


1) Vgl. R. Koſer, „Umſchau auf dem Gebiete der brandenburg.⸗preuß. 
Geſchichtsforſchung“ in dieſer Zeitſchrift Bd. I, S. 1—56, und ergänzend dazu 
Fr. Holtze Bd. 5, S. 557ff. 

1* 
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Berlin der Mittelpunkt des geiſtigen Lebens war. Dieſe Bedenken wurden 
bereits von einem der Gründer unſeres Vereins, dem Landgerichtsdirektor 
Odebrecht, bei den Vorberatungen am 8. Oktober 1836 in einem aus⸗ 
führlichen ſchriftlichen Bericht niedergelegt!), und fie kennzeichnen zweifel⸗ 
los die Hauptſchwierigkeit, mit der alle Beſtrebungen auf rein provin⸗ 
zieller Grundlage in unſerer Mark Brandenburg zu kämpfen haben. 

Auch Geh. Archivrat Riedel hat dann in der Jahresverſammlung 
von 1843 ſich eingehend über die ungünſtigen Verhältniſſe für die Ge⸗ 
ſchichtsforſchung in der Mark ausgeſprochen und namentlich auf die hier 
durch die Reſidenzen verurſachte geringe Bodenſtändigkeit der märki⸗ 
ſchen Bevölkerung hingewieſen. „Bei dieſen Umſtänden ſucht man in 
der Mark Brandenburg vergebens nach dem über alle Teile des Landes 
und über alle Klaſſen der Bevölkerung verbreiteten, auf patriotiſchem 
Heimatsſinne beruhendem Intereſſe für die eigene Geſchichte, deſſen 
manche andere Länder ſich rühmen können.“ 

Findet die Geſchichtsforſchung in den anderen Provinzen Preußens 
und in den kleinen Staaten Deutſchlands in der Regel ihren Mittel- 
punkt?) in den Brovingialarchiven*) bzw. den rein provinziellen Charakter 
tragenden Landesarchiven, die ausſchließlich die Intereſſen der Provinz 
oder ihres Landesbezirkes wahrzunehmen haben, ſo fehlt ein ſolcher 
Mittelpunkt mit ausſchließlich provinziellem Charakter in Brandenburg 
ebenfalls. Das erſt 1883 eingerichtete Provingialarchiv®) bildet hier nur 

eine Abteilung des großen preußiſchen Zentralarchivs, des Geheimen 
Staatsarchivs, und tritt als ſolche ganz in den Hintergrund, zumal bei 
der Sparſamkeit der Verwaltung ein eigener Beamtenkörper dafür fehlt. 

Drei Männer ſind es, denen vor der Offentlichkeit das Verdienſt 
gebührt, endlich auch für Brandenburg trotz des hier offenbar vorhan⸗ 
denen Mangels an Intereſſe für die heimiſche Geſchichte eine hiſtoriſche 
Vereinigung ins Leben gerufen zu haben“): Der Geheime Archivrat 
Hoefer (f 1840), deſſen Schwiegerſohn, der Geheime Archivar Hofrat 
Prof. Dr. A. F. Riedel, und der ſchon genannte Landgerichtsdirektor 


1) Vgl. Märkiſche Forſchungen 8, S. 15 ff. 

2) Ebenda 2, S. 203 ff. 

3) Vgl. V. Loewe, Das deutſche Archivweſen, Breslau 1921, S. 3. 

4) Die preußiſchen Provinzialarchive wurden Anfang der dreißiger Jahre 
eingerichtet. Vgl. Loe we a. a. O., S. 20f. 

5) Regulativ v. 7. 2. 1883 in Mitteil. d. Preuß. Archivverwaltung, Heft 10, 
S. 20f. 

6) Vgl. hierüber Märkiſche Forſchungen Bd. I, S. 1 ff.; VIII, S. 3 ff.; 
XX, S. 326 ff. 
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Odebrecht). Letzterer legte am 8. Oktober 1836 den erſten gegliederten 
Entwurf zu den Grundgeſetzen des Vereins einem Kreiſe von gelehrten 
Geſinnungsgenoſſen, deren Namen wir nicht kennen, vor. Mit dieſem 
Statutenentwurf war die erſte Grundlage für das geplante Werk ge⸗ 
ſchaffen; die Verſammelten beſchloſſen darauf, die notwendigen Schritte 
zur Verwirklichung ſofort in die Wege zu leiten. Der 8. Oktober 1836 
iſt mithin als der eigentliche Geburtstag des Vereins anzuſehen. Am 
10. Oktober richteten im Auftrage der Gründungsverſammlung die oben⸗ 
genannten drei Männer einen entſprechenden Antrag an den Oberpräſi⸗ 
denten, der ſie an die zuſtändigen Miniſterien verwies, wo der Plan 
die Billigung des Miniſters v. Altenſtein fand. Am 7. März 1837 wurden 
dem Verein durch Kgl. Kabinettsorder die Rechte einer moraliſchen 
Perſon verliehen, und ein Miniſterialreſkript vom 24. März 1837 geneh⸗ 
migte daraufhin die Begründung. Eine Kabinettsorder vom 20. Juli 
d. J. geſtattete ferner die Führung eines Siegels mit dem Bilde des 
brandenburgiſchen Adlers mit dem Kurhut. Die Flügel des Adlers ſind 
belegt mit den Wappen der Stifter Brandenburg, Havelberg, Lebus und 
des Johanniterordens ſowie der Städte Berlin, Stendal, Alt⸗ und Neu⸗ 
ſtadt Brandenburg, Alt- und Neuſtadt Salzwedel, Prenzlau, Perleberg, 
Cüſtrin, Soldin, Frankfurt, Tangermünde und der Herrſchaften Ruppin 
und Beskow⸗Storkow e). Um dem Verein das nötige Anſehen nach außen 
zu geben, galt es, entſprechende Perſönlichkeiten an die Spitze zu ſtellen. 
Dies gelang, da der als Demagogenverfolger meiſt nur von ſeiner un 
günſtigſten Seite bekannte Juſtizminiſter v. Kamptz, welcher die Annalen 
der inneren preußiſchen Staatsverwaltung und die Jahrbücher der preu⸗ 
ßiſchen Geſetzgebung herausgab, großes Intereſſe an dem zu gründenden 
Verein nahm. Er hoffte wohl auch mit Hilfe des Vereins die ſeit 50 Jahren 
geplante Kodifikation des märkiſchen Rechts, die ihm ſehr am Herzen 
lag, zu fördern?). Ihm iſt es daher vor allem zu verdanken, daß die 
Gründer, von denen Riedel der beſondere Günſtling Kamptz' war, nicht 
in den erſten Schwierigkeiten ſtecken blieben. v. Kamptz, der Miniſter 


1) O. hatte eine Nichte Hoefers zur Frau. 

2) Abgebildet auf den Titelblättern der Märkiſchen Forſchungen. Über ſeine 
Abänderung ſiehe Märkiſche Forſchungen 8, S. 245 ff. 

3) Es lagen damals mehrere Entwürfe des Provinzialrechts vor. (Scholz, 
Das jetzt beſtehende Provinzialrecht der Kurmark, Berlin 1834; v. Kun ow, Das 
jetzt beſtehende Provinzialrecht der Neumark, Berlin 1836; Götze, Das Provin- 
zialrecht der Altmark nach ſeinem Standpunkte im Jahre 1835, Magdeburg 1836.) 
Kamps iſt ſelbſt ein ſehr fruchtbarer Schriftſteller auf dem Rechtsgebiete geweſen. 
Er hat ſich auch wiederholt an den Vereinsſitzungen beteiligt. 
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des Innern v. Rochow, der Finanzminiſter Graf Alvensleben und der 
als Gehilfe von Kamptz ebenfalls in ſchlechtem Andenken befindliche 
Geh. Oberregierungsrat und Direktor im Miniſterium des Kgl. Hauſes 
v. Tzſchoppen) übernahmen im Juni 1837 das Kuratorium. 

Der $ 2 der Statuten bezeichnete als Zweck: „Die Erforſchung und 
Bearbeitung der früheren Verhältniſſe der Mark Brandenburg und die 
Sammlung, Aufbewahrung und Würdigung der in ihr zerſtreut ſich 
findenden Denkmale der Vorzeit.“ 

Die Organiſation war ſehr großzügig gedacht. Die Leitung der 
Vereinsangelegenheiten lag in Händen eines Vorſtandes, der — da die 
Aufgaben des Vereins auf drei Sektionen verteilt werden ſollten — in 
Beamte für die allgemeinen und für die Sektionsangelegenheiten zerfiel. 

Den allgemeinen Angelegenheiten diente der Generalſekretär, deſſen 
Poſten Riedel zufiel, der Bibliothekar (Odebrecht) und der Rentmeiſter 
(Rendant Zander). 

Den Sektionen wurden folgende Arbeitsgebiete zugewieſen: 

I, Die Sammlung und Aufbewahrung geſchichtlicher Quellen (Diref- 

tor: Dr. G. W. v. Raumer, Geh. Reg.⸗Rat im Miniſterium des 
Kgl. Hauſes, ſpäter Direktor des Geh. Staatsarchivs; Sekretär: 
Fidicin, Regiſtrator der Berliner Stadtverordnetenverjammlung)*). 

II. Bearbeitung der äußeren und inneren Landesgeſchichte (Direktor: 
Der oben erwähnte L. v. Ledebur, Sekretär: Direktor der Ge⸗ 
werbeſchule Klöden). 

III. Sprache, Kunſt⸗ und Altertümer (Direktor: Univerſitätsprofeſſor 
Dr. v. d. Hagen), Sekretär: Bibliothekskuſtos Dr. Friedländer) “). 

Es hätte einer ſehr intenſiven Anteilnahme der Mitgliederſchaft und 
einer weitgehenden Unterſtützung aus öffentlichen Mitteln bedurft, um 
bei einer ſo großzügig gedachten Arbeitsverteilung die einzelnen Sek⸗ 
tionen zu fruchtbringenden Arbeitsgemeinſchaften auszubilden und ihnen 


1) Seit 1833 auch Direktor des Geh. Staats- und Kabinettsarchivs. — Mit 
Stenzel zuſammen hatte er eine Urkundenſammlung zur Geſchichte des Ur⸗ 
ſprungs der Städte und der Einführung und Verbreitung deutſcher Koloniſten 
und Rechte in Schleſien und der Niederlauſitz (Hamburg 1832) herausgegeben. 

2) Für ihn trat 1843 Konſiſtorialrat Piſchon ein. 

3) Geb. 1780 in Schmiedeberg in der Ukermark. Gab ſeit 1835 das Jahr- 
buch der Berliner Geſellſchaft für deutſche Sprache und Altertumskunde heraus. 

4) Der witzige Hofſchauſpieler Louis Schneider, langjähriges eifriges Mit⸗ 
glied des Vereins, charakteriſierte dieſe drei Sektionen als Ziegelſtreicher, Bau- 
meiſter und Dekorateure am Bau des märkiſchen Geſchichtsdomes. 
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eine ſelbſtändige Wirkſamkeit zu ſichern. Dieſe Grundlagen fehlten, und 
ſo iſt der Plan nur ein Zeugnis von den großen Entwürfen der Gründer 
geblieben. Als ſelbſtändige Arbeitsgruppen vermochten ſich die drei Sek⸗ 
tionen nicht zu entwickeln, und ſie ſind daher auch äußerlich nie in Er⸗ 
ſcheinung getreten, nur die Dreizahl der Vorſitzenden (bis 1872) und 
der Titel Generalſekretär (bis 1899) erinnerten ſpäter noch an die ur⸗ 
ſprüngliche Organiſation. 

Die Mitgliedſchaft wurde nur durch Ernennung, welche das Kura⸗ 
torium ausſprach, erworben. Sie bedeutete mithin eine Ehrenſtellung in 
der gelehrten Welt, da nur ſolche Mitglieder ernannt werden ſollten, 
welche durch eigene Mitarbeit die märkiſche Geſchichtsforſchung zu för⸗ 
dern imſtande waren und die der Vorſtand dem Kuratorium vorſchlug. 
Da aber ein Mitgliedsbeitrag von 2 (ſpäter 3) Talern feſtgeſetzt war, 
mußte vorausgeſetzt werden, daß der mit dieſer Ehrung Bedachte zu 
einem ſolchen Opfer ſtillſchweigend bereit war, und das war auch wohl 
in der Regel der Fall, da die Ernennung meiſt auf eigenes Anſuchen 
durch Vermittlung eines Mitgliedes erfolgt iſt. 

Erſt im Sommer 1838 war der Verein durch inzwiſchen erfolgte Mit⸗ 
gliedsernennungen ſoweit konſtituiert, daß er auf den 15. September 
die erſte außerordentliche Generalverſammlung berufen konnte, in der 
eine Geſchäftsordnung feſtgelegt wurde, die eine Generalverſammlung 
vom 19. Dezember beftätigte. Um die ſogleich ſich herausſtellende Schwie⸗ 
rigkeit der Sektionseinteilung zu überwinden, fand man den Ausweg, 
daß alle Mitglieder ſich dahin erklärten, „allen Sektionen zugleich an⸗ 
gehören zu wollen“. Die Verſammlungen, die wie heute noch auf den 
zweiten Mittwoch jedes Monats!) angeſetzt wurden, ſollten der Reihe 
nach als Verſammlungen der 1., 2. und 3. Sektion angeſehen werden. 
Die Perſonalſektionen wurden in Realſektionen umgewandelt. 


1) Die Sitzungen fanden anfangs im Kreisgerichtsgebäude, Zimmerſtr. 25, 
dann ſeit den fünfziger Jahren in einem der Jagorſchen Säle in der Goldenen 
Sonne unter den Linden (heute Kaiſergalerie oder Paſſage) ſtatt. Seit 1863 
war das Rähmelſche Weinlokal, Markgrafenſtr. 45, Verſammlungsort, bis dies 
1903 einging. Man ſiedelte darauf nach dem Weinlokal von Theophron Kühn 
am Werderſchen Markt über, das aus dem gleichen Grunde nach einigen Jahren 
mit den Weinſtuben von Mitſcher und Caſpary in der Königſtraße vertauſcht 
wurde. Die Tagung in einem Weinlokal war ſomit allmählich zu einer gehei⸗ 
ligten Tradition geworden. Die neuen Verhältniſſe haben auch hier einen Um⸗ 
ſturz herbeigeführt. Die hohen Koſten der Zeche zwangen 1921 zur Verlegung 
nach dem Hiſtoriſchen Seminar der Univerſität, wo geeignete Räume bereitwilligſt 
zur Verfügung geſtellt wurden. 
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Die Regierung bewies ihren Anteil an dem Verein dadurch, daß 
jie ihm Portofreiheit für die Korreſpondenz innerhalb der Mark ges- 
währte (aufgehoben durch den deutſch⸗öſterreichiſchen Poſtvertrag). 

1839 zählte der Verein an ordentlichen Mitgliedern: 94 aus Berlin, 
76 aus der Mark außerhalb Berlins, 18 außerhalb der Mark (wobei 
Luckau, Jüterbog, Lübbenau, Lübben als Ausland gerechnet wurden), 
dazu kamen noch 33 korreſpondierende Mitglieder. Die große Mehrzahl 
der Mitglieder waren Beamte der verſchiedenſten Dienſtzweige, Pro⸗ 
feſſoren der Univerſität (darunter J. G. Droyſen, M. Duncker, L. Ranke), 
Geiſtliche und Lehrer, daneben finden ſich . eine Anzahl Vertreter 
des märkiſchen Grundbeſitzes. 


Die erſten 25 Jahre. 


Um, ein großzügiges Editionsprogramm zu entwerfen, fehlten dem 
Verein die Mittel, die in der Hauptſache aus den perſönlichen Beiträgen 
der Mitglieder erwuchſen. Man mußte ſich zunächſt im weſentlichen auf 
die „ermunternde Anregung zu Forſchungen“ durch Vorträge in den 
Monatsſitzungen beſchränken, um dann auch durch eine Vereindzeitſchrift, 
in der die wichtigſten Ergebniſſe der Forſchung niedergelegt wurden, nach 
außen hin hervorzutreten. Den erſten Vortrag hielt der Geh. Reg.⸗Rat 
G. W. v. Raumer über „Die Beförderung der Sammlung und der Ver⸗ 
öffentlichung von Urkunden und ſonſtigen Geſchichtsquellen ſowie der 
Herausgabe von Regeſten durch das Zuſammenwirken der Mitglieder“. 
Er bedeutete im gewiſſen Sinne ein Programm des Vereins. 

Die Seele des Vereins war die folgenden Jahrzehnte hindurch der 
unermüdliche Generalſekretär Adolf Friedrich Joh. Riedel, der als ge⸗ 
borener Mecklenburger 1828 den Preis der Berliner philoſophiſchen 
Fakultät für eine Darſtellung der Mark Brandenburg um die Mitte des 
13. Jahrhunderts!) davontrug. Er begann damals 1838 unter Förde⸗ 
rung des Miniſters v. Kamptz das große für die märkiſche Geſchichts⸗ 
forſchung auch heute noch grundlegende Urkundenwerk, den Codex diplo- 
maticus Brandenburgensis, der mit Staatsbeihilfe:) bis 1869 in 36 Quart⸗ 
bänden Text und 5 Regiſterbänden erſchien und rund 19000 Urkunden 
veröffentlichte, eine unerſchöpfliche und unentbehrliche Fundgrube für 
alle, die ſich mit märkiſcher Landes⸗ Sur und Familiengeſchichte befaſſen. 


1) Die Mark Brandenburg im Jahre 1250. 2 Bde. 1831—1832. 

2) Als 1848 die Staatsbeihilfe aufhörte, geriet das Werk ins Stocken. Auf 
die Bemühungen des Vereins wurden dieſem 1854 für jeden weiteren Band 
900 Taler vom König bewilligt. 
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Über die Tätigkeit des Vereins im einzelnen unterrichten die Bände 
der Vereinszeitſchrift „der Märkiſchen Forſchungen“, deren erſter 1841 
im Verlage von G. Gropius (R. Reimarus) erſchien, ſie enthalten auch 
Berichte über die Vereinsſitzungen. In die Zeitſchrift ſollten nur ſolche 
Forſchungen der Mitglieder aufgenommen werden, denen grundlegende 
Bedeutung für die Geſchichte der Mark zuzuſchreiben war. Daher wurden 
der Abdruck von Urkunden, ſofern er nicht als Erläuterung einer For⸗ 
ſchung notwendig erſchien, ſowie reine Orts⸗ und Familiengeſchichten 
grundſätzlich ausgeſchloſſen. Zwei Mitglieder beſorgten die Prüfung der 
eingereichten Aufſätze. 

Die „Forſchungen“ ſind der Stolz, aber auch das ſtete Sorgenkind 
des Vereins geweſen, da die Geldbeiträge zu gering waren, um den 
Druck der mindeſtens 20 Bogen ſtarken Bände zu beſtreiten, und nur 
Herr v. Kamptz gelegentlich Beihilfen flüſſig machten). Erſt ſpäter ver⸗ 
mochte die ſtändige Beihilfe der preußiſchen Archivverwaltung und des 
Provinziallandtages (1876) eine beſſere Grundlage zu jchaffen’). 

Bis 1847 erſchienen drei Bände und die erſte Hälfte eines vierten 
Bandes. Dann entriſſen die Ereigniſſe von 1848 die Vereinsmitglieder 
mit einem Schlage der mit Liebe gepflegten Vergangenheit, die ſie im 
Getriebe der politiſch bewegten Gegenwart vergaßen?). Der Verein 
löſte ſich geradezu auf. Nach der Sitzung vom 8. März 1848 folgte noch 
eine am 13. September, dann trat eine längere Pauſe ein. 1850 er- 
ſchien noch die zweite Hälfte des vierten Bandes der Forſchungen. Eine 
Verſammlung fand jedoch erſt wieder im Dezember 1851 ſtatt, nachdem 
im politiſchen Leben Preußens eine tiefe Stille eingetreten war. Nur 
neun alte Mitglieder fanden ſich auf den Ruf ein, die kleine Verſammlung 
ließ ſich jedoch nicht entmutigen, ſondern beſchloß die Fortführung des 
Werkes. Das alte Kuratorium war, da eine Ergänzung nicht ſtattgefunden 

1) 1839 ſtiftete er 150 Taler aus dem Jahresüberſchuß ſeiner „Annalen der 
inneren Staatsverwaltung“. — König Friedrich Wilhelm IV. bewilligte 1847 auf 
drei Jahre jährlich 100 Taler. 

2) Neben den „Forſchungen“ ſind folgende Leiſtungen des Vereins aus der 
erſten Zeit zu nennen: 1840 wurden auf Anregung v. Ledeburs tabellariſche Frage⸗ 
bogen betr. alles Geſchichtliche und Altertümliche in den Gemeinden mit Hilfe 
der Lokalbehörden und Pfarrer geſammelt (vgl. Forſchungen Bd. 2, S. 5f., 10, 
19, 23, 201; Bd. 3, S. 129 f.). Die Sammlung befindet ſich in Verwahrung 
des Vereins. — Zum Dienſtjubiläum des Kurators v. Kamptz erſchien 1840 eine 
Schrift Riedels, „Die Erwerbung der Mark Brandenburg durch das Luxem⸗ 
burgiſche Haus“. — Vgl. im übrigen Märkiſche Forſchungen VIII, S. 8 ff. 

3) Riedel ſelbſt wurde Mitglied der preußiſchen Nationalverſammlung. 
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hatte, bis auf den allein noch lebenden Grafen Alvensleben zuſammen⸗ 
geſchmolzen und ſpielte keine Rolle mehr. Dem Vereine ging damit 
die höchſt nützliche Beziehung zur Staatsregierung verloren, man ver⸗ 
abſäumte es, dieſe wieder neu herzuſtellen. Die Funktion des Kurato⸗ 
riums, die Mitglieder zu ernennen, uſurpierte der Vorſtand, der aus 
den drei Sektionsdirektoren (damals Klöden (f 1856), v. Ledebur und 
Odebrecht) beſtand, erſt 1872 entſchloß man ſich, nach Riedels Tode nur 
einen Vorſitzenden (v. Ledebur, f 1877) zu wählen. . 

Der Verein bildete ſomit eine exkluſive Geſellſchaft wiſſenſchaftlich 
gerichteter Männer, deren Intereſſe der Brandenburger Heimat galt. 
Jeglichem Beſtreben, nach außen hin durch Propaganda und öffentliches 
Auftreten ſich geltend zu machen, abhold, war er im Gegenteil beſtrebt, 
den Mitgliederkreis nicht durch Aufnahmen aus weiteren Kreiſen zu 
vermehren. Man wollte unter ſich bleiben, und es ſollte eine Ehre ſein, 
dem Vereine anzugehören, und dieſe Ehre wollte man auch ferner nur 
nach gründlicher Prüfung des Wertes der Perſon zuerkennen. Darum 
ernannte man auch nicht Ehrenmitglieder. Als Bismarck, dem der Verein 
1867 Riedels „Geſchichte des ſchloßgeſeſſenen adeligen Geſchlechts von 
Bismarck bis zur Erwerbung von Creveſe und Schönhauſen“ !) wid⸗ 
mete, den Verein um Aufnahme bat, ernannte man ihn darum nur 
zum gewöhnlichen Mitgliede, und er hatte wie alle anderen ſeinen jähr⸗ 
lichen Beitrag von 3 Talern zu zahlen)). 

Dieſes Beſtreben des Vereins, ſich in vornehmer Zurückhaltung als 
ein Gelehrtenkollegium abzuſchließen, brachte weiter den Nachteil, daß 
er ſich nicht zu einer die geſamte Provinz umfaſſenden Organiſation 
auswachſen konnte. Man verſäumte es, ein Forſchungsprogramm auf⸗ 
zuſtellen und dafür das Intereſſe der einzelnen märkiſchen Landſchaften 


1) Märkiſche Forſchungen Bd. 11. Riedel verſuchte darin den bürgerlichen 
Urſprung der Familie B. nachzuweiſen. Darauf beziehen ſich nachſtehende Verſe 
Guſtav Schwetſchkes (Bismarckias 1867): 

Könnt Ihr leſen? Nun ſo leſt es 
Selbſt Euch nach im elften Bande 
„Märkſcher Forſchungen“, dem neuſten. 
Dort hat der Geheimrat Riedel 
In pedantiſch⸗-ekler Breite 
Voll von Literaten⸗Bosheit 
Das Geheimnis frech enthüllt! 
Nach Fr. Holtzes Erinnerungen hat Riedel dies ſehr erheitert. 

2) Vgl. Forſchungen zur Brandenb.⸗Preuß. Geſchichte 12, S. 573. B. iſt 

dauernd Mitglied geblieben. 
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etwa durch Gründung von Zweigvereinen zu gewinnen, um auf dieſem 
Wege die märkiſche Geſchichtsforſchung nach einheitlichen Geſichtspunkten 
zu regeln. So entſtanden dann ſpäter, um den Bedürfniſſen des in wei⸗ 
teren Kreiſen lebenden hiſtoriſchen Sinnes zu genügen, allerorten in 
der Mark ſelbſtändige lokale Vereinsbildungen, die ſich eigene Zeitſchriften 
ſchufen!), was an ſich als Zeichen eines ſtarken vorhandenen Heimat⸗ 
finnes erfreulich war, aber naturgemäß zu einer erheblichen Zerſplitte⸗ 
rung der Kräfte führte. 

Von den „Märkiſchen Forſchungen“ konnte infolge des Mangels an 
Mitteln erſt, nachdem der Provinziallandtag 1856 für drei Bände je 50 Taler 
bewilligt hatte, 1857 ein fünfter Band (Druck von A. W. Hayn), Verlag 
Ernſt & Korn) erſcheinen, dem 1858 Band 6, 1861 Band 7 folgten. 

Am 7. März 1862 feierte der Verein das 25jährige Jubiläum. Der 
Geh. Juſtizrat Odebrecht gab dabei der Feſtverſammlung einen Über⸗ 
blick über die zurückliegenden 25 Jahres). Mit Befriedigung konnte er 
anführen, was der Verein mit den geringen Mitteln geleiſtet hatte, aber 
er mußte es dabei doch ausſprechen, daß das Ergebnis für eine Ver⸗ 
einigung, die auf dem Boden der größten Stadt Deutſchlands die Inter⸗ 
eſſen einer großen wohlhabenden Provinz wahrnahm, recht wenig glän⸗ 
zend war. Was man erreicht hatte, war nur der Aufopferung einiger 
Männer zu verdanken. Die Allgemeinheit hielt ſich fern, die beſitzenden 
Kreiſe hatten nichts für die idealen Zwecke übrig gehabt. Der Verein 
ſelbſt zählte damals nur noch 59 ordentliche Mitglieder, an ſich ſchon 
eine ſehr geringe Zahl in einer Provinz von damals ca. 3 Millionen 
Einwohnern. Die Urſache dieſer etwas beſchämenden Tatſache ſah 
Odebrecht in den ungünſtigen Verhältniſſen für die Provinz Branden⸗ 
burg, der bei dem Charakter Berlins ein beſonderer Mittelpunkt fehlte, 


1) Vgl. über die einzelnen hiſtoriſchen Vereine der Mark G. Mirow, „Die 
Entwicklung der märkiſchen Vereine und Muſeen für Heimatkunde und ihr Ver⸗ 
hältnis zur wiſſenſchaftlichen Geſchichtsforſchung“ in Mitteilungen des Vereins 
für Heimatkunde des Kreiſes Lebus in Müncheberg I, Heft 4/5, S. 1 ff. 

Der Verein für Geſchichte der Stadt Berlin wurde 1865 begründet. Der 
1895 von Fr. Holtze und G. Schmoller unternommene Verſuch, eine Inter- 
eſſengemeinſchaft bezüglich der Zeitſchrift mit dieſem Verein herzuſtellen, ſcheiterte 
leider in der Vorbeſprechung. Dem Berliner Verein ſollten nach dieſem Plan 
eine beſtimmte Anzahl Bogen in den erweiterten „Forſchungen“ gegen entſpre⸗ 
chenden Beitrag zur Verfügung ſtehen. 

2) Dieſer war von L. Schneider für die keinen Gewinn bringende Arbeit 
gewonnen. 

3) Märkiſche Forſchungen Bd. 8, S. 3—20. 
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und er fand nur feine Bedenken von 1836 beſtätigt (vgl. oben ©. 4). 
Weitere Erſchwerungen erblickte er jetzt noch in den jährlich in Berlin 
tagenden „Reichsſtänden“, die den Blick dem „eigentlich Provinziellen“ 
immer mehr entfremdeten, und ferner in den nach allen Seiten von 
Berlin ausgehenden Eiſenbahnen, welche den heimiſchen Forſcher anſtatt 
wie früher nur in die heimiſche Provinz jetzt in weite Fernen entführten. 
Den Vorteil, daß dadurch die Provinzler leichter nach Berlin kommen 
und gezogen werden könnten, ſchätzte er demgegenüber gering ein. 

Man wird aber doch fragen müſſen, ob nicht auch die übertriebene 
Zurückgezogenheit des Vereins, der als gelehrtes Kollegium nur unter 
ſich bleiben wollte und jede Propaganda ablehnte, an der mangelnden 
Entwicklung von damals ein gut Teil Schuld trägt. 


1862-1887. 


In den folgenden 25 Jahren vollzog ſich das Leben des Vereins 
in der alten zurückgezogenen Weiſe und in ſtiller Gelehrtenarbeit weiter. 
Bis 1868 erſchienen fünf weitere Bände der Forſchungen (812) !). 

Nach einer Pauſe kamen von 1876—1887 noch ſieben weitere Bände 
heraus, fo daß zum 50. Jubiläum 1887 der 20. Band erſchien ). 

Die Jubelfeier wurde der allgemeinen Tendenz entſprechend in 
vornehmer Zurückhaltung im Norddeutſchen Hofe begangen, man wollte 
abſichtlich jede Kundgebung in der Offentlichkeit und fremde Beteiligung 
vermeiden. Die Mitglieder wurden aufgefordert, als Jubelgabe für den 
20. Band jeder einen Beitrag zu liefern, um zu zeigen, daß hier alle 
Angehörigen des Vereins imſtande ſeien, ſelbſt wiſſenſchaftlich mitzu⸗ 
arbeiten. Dies iſt in dem Umfang jedoch nicht zuſtande gekommen. 
(Der Band enthält 20 Beiträge.) Der 20. Band war der letzte, der 
unter dem alten Titel erſcheinen ſollte. 


1887-1920. 


Das Jubeljahr 1887 bedeutet nicht nur als ſolches eine Epoche 
in der Vereinsgeſchichte, ſondern es vollzog ſich damals in ihm eine 


1) Bd. 11, welcher die Ehrengabe des Vereins für Bismarck enthält, erſchien 
ebenſo wie Bd. 10 1867. Da ſich Hayns Erben weigerten, bei der mangelnden 
Bezahlung noch einen zweiten Band in einem Jahre zu drucken, mußte eine 
andere Druckerei dafür gewonnen werden (Feiſterſche Buchdruckerei). Von Bd. 13 
an erfolgte der Druck durch Vermittlung L. Schneiders bei der Krämerſchen 
Druckerei in Potsdam. Holtzes Aufzeichnungen enthalten reizvolle Einzelheiten 
über das Verhältnis zu den Druckern. 

2) Von 1866— 1874 fehlen die Sitzungsberichte in den e For- 
ſchungen“, ſie erſchienen nur in den Tageszeitungen. 


* 
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bedeutſame innere Umwandlung, die in erſter Linie die Vereinszeit⸗ 
ſchrift betraf, aber im Zuſammenhang damit auch das Arbeitsgebiet 
des Vereins ſelbſt erweiterte und auf dem veränderten Boden eine Ver⸗ 
mehrung des Mitgliederkreiſes herbeiführte. 

Der Anſtoß dazu ging von Guſtav Schmoller aus, der gleich nach 
ſeiner Berufung nach Berlin 1882 reges Intereſſe für den Verein be⸗ 
kundete und alsbald auch zum Mitgliede erwählt wurde. In der langen 
Zeit der Wirkſamkeit Schmollers in Berlin hat der Verein reiche An⸗ 
regung von ihm erfahren, Schmoller hat ihn hineingezogen in ein weiteres 
Feld, dem ſeine eigene Arbeit galt, die Erforſchung der inneren Geſchichte 
des preußiſchen Staatsweſens. Schon von Halle aus hatte Schmoller 
den Plan zu einer Verwaltungs- und Wirtſchaftsgeſchichte Preußens 
gefaßt und fie auf gründlichen Aktenſtudien aufzubauen begonnen!); 
mit der Überſiedlung nach Berlin trat die Ausführung dieſes Werkes 
wieder in den Vordergrund ſeines Intereſſes. Die Durchführung war 
nur möglich auf Grund umfaſſender Quellenſtudien, die eines Menſchen 
Kraft weit überſtiegen, und ſo entſtand ſein Plan, eine großzügige Orga⸗ 
niſation für die Veröffentlichung der Quellen zur inneren Staatsverwal⸗ 
tung Preußens im 18. Jahrhundert zu ſchaffen. Im Frühjahr 1887 
wurde in der Akademie der Wiſſenſchaften dieſer Gedanke von v. Sybel, 
Schmoller und Max Lehmann entwickelt, der dann in erſter Linie durch 
Schmollers Bemühungen in der großen Quellenpublikation der „Acta 
Borussica“, wofür der Staat die Mittel bewilligte, zur Verwirklichung kam. 

Es lag nahe, daß Schmoller für dieſe Pläne auch die Unterſtützung 
des „Vereins für brandenburgiſche Geſchichte“ zu gewinnen ſtrebte. Ins⸗ 
beſondere kam es ihm darauf an, in deſſen Zeitſchrift ein Organ zu er⸗ 
halten, wo Teilergebniſſe der von ihm angeſtrebten Forſchungen Ver⸗ 
öffentlichung finden konnten, da nach dem Eingehen der „ieitſchrift 
für Preußiſche Geſchichte und Landeskunde“) kein Organ mehr für die 
allgemeine preußiſche Geſchichte vorhanden war. 


— — 


1) Vgl. die von Otto Hintze G. v. Schmoller gewidmeten Gedenkworte in 
dieſer Zeitſchrift Bd. 31 (1919), S. 375 ff. , 

2) Dieſe Zeitſchrift wurde 1864 auf Anregung Bismarcks durch Vermittlung 
des Geh. Reg.⸗Rats Zitelmann begründet. Sie ſollte die hiſtoriſche Bedeutung 
des Preußentums in den Vordergrund ſtellen und Bismarcks politiſche Abſichten 
fördern. Mitbegründer und erſter Leiter war Friedrich Holtze, der Generalſekretär 
des Vereins für Brandenburgiſche Geſchichte. „Unter Verzicht auf unmittelbare 
populäre patriotiſche Einwirkung wurde der wiſſenſchaftliche Charakter in erſte 
Linie geſtellt.“ Mit dem 20. Bande ging fie 1885 ein. Vgl. unſere Zeitſchrift I, 
S. 599 ff. : 
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Schmoller konnte darauf hinweiſen, daß einzelne Aufſätze im letzten 
Bande der „Märkiſchen Forſchungen“ bereits vielfach allgemein preußiſche 
Fragen berührten, der provinzielle Rahmen mithin tatſächlich bereits 
durchbrochen war. Er ſtellte, nachdem er ſich der Anteilnahme des Kultus- 
miniſteriums an dieſem Plan verſichert hatte, den Antrag, die Zeitſchrift 
grundſätzlich nach dieſer Richtung hin zu erweitern und ihr dadurch eine 
weit gewichtigere Stellung und Beihilfe aus öffentlichen Mitteln zu 
verſchaffen. Die Zeitſchrift ſollte jährlich in zwei Heften zu 20 bis 25 
Bogen unter dem Titel „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preu⸗ 
ßiſchen Geſchichte“ gleichzeitig als Organ des Vereins (wodurch eine feſte 
Grundlage gegeben war) erſcheinen und künftig auch Aufſätze von Nicht⸗ 
vereinsmitgliedern aufnehmen gegen ein Bogenhonorar von 30 M. 
(Bis dahin konnten nur Mitglieder Beiträge liefern und zwar unent⸗ 
geltlich.) Als Redakteur empfahl er das Mitglied Reinhold Koſer, Pro- 
feſſor der Geſchichte an der Univerſität Berlin; H. v. Treitſchke und A. 
Stölzel hatten ihm ihre Mitwirkung zugeſichert. In der Sitzung des 
Vereins vom 11. Mai 1887, in der die Jubiläumsfeier beſchloſſen wurde, 
gelangte auch dieſe Angelegenheit zur Verhandlung, und Schmollers An⸗ 
trag wurde angenommen). 

Dieſer Erfolg Schmollers ſtieß auf den Widerſpruch H. v. Sybels, 
der, bereits am Tage darauf von der Angelegenheit unterrichtet, in dem 
Plan ein Konkurrenzunternehmen zu ſeiner „Hiſtoriſchen Zeitſchrift“ 
erblickte und Schmoller und Koſer heftige Vorwürfe machte). Schmoller 
trat dem mit Nachdruck entgegen, indem er betonte, daß Raum für 
beide Zeitſchriften ſei, und daß er, ein alter Mitarbeiter der ehemaligen 
Zeitſchrift für Preußiſche Geſchichte und Landeskunde, es als ein Ver⸗ 
mächtnis von Droyſen und Duncker betrachte, ihre Wiederherſtellung 
zu betreiben. — Sybel lenkte darauf ein und ſchlug vor, die neue Zeit⸗ 
ſchrift als Beiheft der Hiſtoriſchen Zeitſchrift im gleichen Verlage er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. 

Dieſer Vorſchlag erſchien Schmoller nach Rückſprache mit Koſer 
und Fr. Holtze nicht von der Hand zu weiſen, um v. Sybel nicht zum 
Gegner zu machen und ein erſprießliches gemeinſames Wirken zu er⸗ 


1) Das Protokollbuch enthält den Eintrag: Der Verein beſchloß 
2. ſeine „Märkiſchen Forſchungen“ mit der zu begründenden Zeitſchrift für 
Brandenburgiſch⸗Preußiſche Geſchichte zu verſchmelzen. — Der Landesdirektor 
Levetzow, damals Vorſitzender des Vereins, ſtellte auch die Fortzahlung des bis⸗ 
herigen Zuſchuſſes der Stände: 1000 M. pro Band in Ausſicht. 

2) Nach Schmollers Briefwechſel mit Althoff. 


— — — — Tr 
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zielen. Man mußte aber Wert darauf legen, dabei den ſelbſtändigen 
Charakter der eigenen Zeitſchrift zu bewahren und dies auch äußerlich 
zu dokumentieren. In dieſem Punkte aber war eine Einigung mit Sybel 
nicht zu erzielen, ſo daß man beſchloß, die neuen „Forſchungen“ als 
eigene Zeitſchrift und neue Folge der Märkiſchen Forſchungen erſcheinen 
zu laſſen!). Auch Althoff, den Schmoller um feine Meinung befragte, 
hat wohl von einer Verbindung mit Sybels „Hiſtoriſcher Zeitſchrift“ 
abgeraten. 

Die „Forſchungen zur Brandenburg⸗Preußiſchen Geſchichte“ ſind, 
da der Schwerpunkt in die allgemeine preußiſche Geſchichte verlegt 
wurde, ſtreng genommen mehr eine Fortſetzung der „Zeitſchrift für 
Preußiſche Geſchichte und Landeskunde“ als der alten Vereinszeitſchrift 
„der Märkiſchen Forſchungen“. 

Der erſte Band der „Forſchungen“ erſchien bereits 1888 im Verlage 
von Duncker & Humblot. Neben Koſer zeichneten als Mitherausgeber 
Fr. Holtze, G. Schmoller, A. Stöltzel, A. v. Tayſen) und H. v. Treitſchke. 

Die Eigenſchaft der Zeitſchrift als Organ des Vereins kam auch 
dadurch zum Ausdruck, daß in ihr die Veröffentlichung der Sitzungs- 
berichte erfolgte. 

So haben wir denn unſere Zeitſchrift in der Form, die jie bis heute 
beibehalten hat’), als eine Schöpfung Schmollers anzuſehen, die, wie 
alles, was er angriff, vom Erfolge begleitet geweſen iſt. 

Der Stellung, die Schmoller in dem Verein einnahm, deſſen 
Sitzungen er faſt niemals verſäumte und in denen er ſeit 1892 in der 
Regel vertretungsweiſe präſidierte, entſprach es, daß er im Februar 1899 


1) Sybel verlangte als Obertitel: „Hiſtoriſche Zeitſchrift, hrͤsgg. v. H. v. S.“ 
Darunter ſollte in kleiner Type ſtehen: „Beiheft für brandenb. u. preuß. Geſch. 
zugleich im Auftrage des Vereins für brandenb. Geſch. redigiert von R. Koſer.“ 

Nach Schmollers Vorſchlag dagegen ſollte auf einen Kopfvermerk in kleiner 
Type: „Beiheft z. Bd. . .. Hiſt. Zſchr. v. H. v. S.“ der fettgedruckte Titel: „For⸗ 
ſchungen z. brandenb. u. preuß. Geſch.“ ſowie „J. Auftr. des Ver. f. brandenb. 
Geſch. und unter Mitwirkung von Holtze, Lehmann, Schmoller, Stölzel und 
v. Treitſchke herausgegeben von R. Koſer“ folgen. — Auch bezüglich der Geld⸗ 
verfügung und des Vertrages mit dem Buchhändler wollte Schmoller der Regie⸗ 
rung und dem Verein das Mitbeſtimmungsrecht wahren. 

2) Der Militärſchriftſteller. 

3) Sie erſchien von 1888 —1920 im Verlage von Duncker & Humblot und 
ging 1921 äußerlich unverändert in den Verlag von R. Oldenbourg, Berlin⸗ 
München, über, ſo daß ſie ſich jetzt im gleichen Verlage wie die Hiſtoriſche Zeit⸗ 
ſchrift befindet. | 
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nach dem Ausſcheiden v. Levetzows zum erſten Vorſitzenden gewählt 
wurde)). 

Schmoller iſt bis zu ſeinem Ausſcheiden (1915) aus dieſem Ehren⸗ 
amt?) der geiſtige Mittelpunkt des Vereins geblieben. Hier fielen die 
großen Ideen, die er in ſich trug und aus ſeinen und ſeiner Mitarbeiter 
Forſchungen gewann, auf einen fruchtbaren Boden, und allen Mitglie⸗ 
dern aus jener Zeit iſt die geiſtvolle Art, mit der er die Sitzungen zu 
leiten verſtand, in dankbarer Erinnerung. 

Das Leben des Vereins vollzog ſich bis zum Ende des 19. Jahr⸗ 
hunderts nach einem Gewohnheitsrecht, das ſich im Laufe der Jahr⸗ 
zehnte ausgebildet hatte, die alten Statuten von 1837 waren ganz in 
Vergeſſenheit geraten. Die bevorſtehende Einführung des Bürgerlichen 
Geſetzbuches machte es notwendig, dem Verein, der in ſeiner Biblio⸗ 
theke) erhebliche Vermögenswerte beſaß, eine neue rechtliche Grundlage 
zu ſchaffen; es wurde daher 1899 beſchloſſen, ihn zu einem „eingetragenen 
Verein“ umzugeſtalten. Die neuen Statuten wurden nach einem Ent⸗ 
wurf des Amtsgerichtsrats Dr. Holtze feſtgeſtellt!). Das Beiſpiel der 
in anderen Provinzen beſtehenden „Hiſtoriſchen Kommiſſionen“ gab dabei 
den Anlaß, dem Vereine eine entſprechende breitere Grundlage wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Tätigkeit zu geben?). Der § 1 der Statuten ſetzte als Zweck 
des Vereins feſt: „Die wiſſenſchaftliche Erforſchung der Vergangenheit 
der Provinz Brandenburg und der zur Provinz Sachſen gehörigen Alt⸗ 
mark, einſchließlich der Entwicklung der Mark Brandenburg zum preußi⸗ 
ſchen Staate.“ | 

Neben der Vereinszeitſchrift ſollten fortan größere wiſſenſchaftliche 
Unternehmungen „durch Mitarbeit oder Geldhilfe“ gefördert und eine 
Verzeichnung der in der Provinz zerſtreuten Archivalien in Angriff ge⸗ 
nommen werden. 


1) Wirkl. Geh. Rat v. Levetzow, der Landesdirektor v. Manteuffel und der 
damals zurücktretende langjährige Generalſekretär Profeſſor Holtze wurden zu 
Ehrenvorſitzen ernannt. 

2) Er wurde darauf zum Ehrenvorſitzenden ernannt. 

3) Die Bibliothek ſetzt ſich zuſammen aus den im Austauſchverkehr mit 
anderen Vereinen erhaltenen Vereinsſchriften und aus Geſchenken. Sie umfaßt 
heute ca. 6000 Bände und iſt, nachdem ſie wiederholt den Unterbringungsort hat 
wechſeln müſſen, in einem Raume des Hiſtoriſchen Seminars der Univerſität 
aufgeſtellt. 

4) Abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. 12, S. 270 ff. 

5) In dieſer Richtung wirkte namentlich Archivrat Dr. L. Erhardt vom Geh. 
Staatsarchiv. 
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Um die für die erweiterten Aufgaben erforderlichen Geldmittel zu 
beſchaffen, hoffte man, die kommunalen Körperſchaften der Provinz 
(Kreiſe und Städte) ſowie Mitglieder der alten angeſehenen Familien 
als „Patrone“, die ſich zu einem jährlichen Geldbeitrage von mindeſtens 
50 M. zu verpflichten hatten, zu gewinnen!). Auf ein in dieſem Sinne 
erlaſſenes Rundſchreiben traten die größeren Städte der Mark, ein Teil 
der Kreiſe ſowie einige Angehörige des märkiſchen Adels dem Vereine 
als Patrone bei. Es war kein großer, aber wohl ein der beſcheidenen 
Werbetätigkeit entſprechender Erfolg. 

Trotzdem reichten die Mittel aus, um dem neuen Programm gemäß 
eine große Anzahl von Veröffentlichungen einzuleiten und zu unter- 
ſtützen. Als Quellenpublikation zur älteſten märkiſchen Geſchichte wurden 
die „Regeſten der Markgrafen von Brandenburg“ in Angriff genommen, 
von denen in dieſem Jahre die 6. Lieferung erſcheint. Als Vorarbeit 
für einen hiſtoriſchen Atlas wurden politiſch⸗hiſtoriſche Grundkarten für 
das Gebiet der Mark fertiggeſtellt. Außerdem erſchienen in den 20 Jahren 
20 Einzelwerke mit Unterſtützung des Vereins. Die ebenfalls geplante 
Inventariſierung der kleineren Kommunal- und Privatarchive konnte 
aus Mangel an Mitteln zunächſt nicht in Angriff genommen werden, 
dieſe ſehr wichtige Aufgabe wird im Hinblick auf die heutigen Verhält⸗ 
niſſe leider vorläufig beiſeite geſetzt werden müſſen, bis beſondere Mittel 
zu ihrer Durchführung gefunden werden. 

Überſchauen wir die äußere Geſamtleiſtung des Vereins in den ver⸗ 
gangenen 85 Jahren: die Reihe der „Märkiſchen Forſchungen“, „der 
Forſchungen zur Brandenburg⸗Preußiſchen Geſchichte“, den „Codex 
diplomaticus Brandenburgensis“ von Riedel, die Reihe der „Veröffent⸗ 
lichungen“ des Vereins ſeit 1900, ſo ergibt ſich doch eine recht ſtattliche 
Leiſtung, wenn wir dabei berückſichtigen, mit welchen Mitteln dies alles 
zuwege gebracht wurde. Nur mit aufopfernder Hingabe und unter 
Verzicht auf materielle Vorteile von ſeiten der Vereinsmitglieder konnte 
die heimatliche Geſchichtsforſchung ſoweit gefördert werden. Für unſer 
heutiges Geſchlecht geht es um die Frage, dies von den Vätern über⸗ 
kommene Werk nicht fahren zu laſſen, ſondern rüſtig daran weiter zu 
arbeiten mit der gleichen Treue und Aufopferung wie ſie. 

Um dies unter den gegenwärtigen Verhältniſſen zu ermöglichen, 
wurde auf dem Wege, der 1899 nur zögernd betreten wurde, vorgegangen 
und, wie ſchon am Anfang ausgeführt, der Verein 1921 zur „Hiſtoriſchen 


1) Die Provinzialſtände und die preußiſche Archivverwaltung bewilligten 
eine größere Beihilfe. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXX V. 1. 2 
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Kommiſſion für die Mark Brandenburg“ ausgeſtaltet und in weiteren 
Kreiſen um Anteilnahme geworben. 

Bei den großen Bankinſtituten und induſtriellen Unternehmungen 
wie auch den altangeſeſſenen Familien der Mark, an die wir heranzu⸗ 
treten Gelegenheit hatten, haben wir das erwartete Intereſſe gefunden 
und einen erfreulichen Anfangserfolg durch Gewinnung von „Stiftern“ 
und „Patronen“ erzielt, der über die nächſten Schwierigkeiten hinweg⸗ 
hilft. Aber bei der immer weiter fortſchreitenden Teuerung fehlt uns 
noch viel, um in der alten Weiſe weiterarbeiten und die begonnenen 
Aufgaben löſen zu können. Es ſei daher auch hier zum Schluß dieſes 
Rückblicks an alle Freunde der Heimat die Bitte ausgeſprochen, für die 
Sache des Vereins zu werben und ihm für die Zukunft eine größere 
Bedeutung im geiſtigen Leben unſerer Provinz gewinnen zu helfen, 
denn wir müſſen in einer Zeit, wo unſer Volk von ſchwerſten materiellen 
Sorgen bedrückt wird, die geiſtigen Ideale mit allen Kräften pflegen 
und hegen. 
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Die Beziehungen zwiſchen Brandenburg 
und den wettiniſchen Landen unter den Kurfürſten 
Albrecht Achilles und Ernſt. 14641486. 


Von 
Hellmut Kretzſchmar. 


Einleitung. 
Die politiſche Lage der oſtdeutſchen Territorien in der 
zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts. 


Lebendiger und aktiver Politik iſt ein Staat nur dann fähig, wenn 
er in ſich einen einheitlichen politiſchen Willen verkörpert und wenn 
ihm ſeine inneren und äußeren Verhältniſſe ein gewiſſes Maß von Frei⸗ 
heit des Handelns geſtatten. Darum muß bei einer Darſtellung der 
politiſchen Beziehungen zwiſchen Brandenburg und Kurſachſen in der 
zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts die Frage, wieweit dieſe Staaten 
eine ſo begründete Politik führen konnten, von vornherein angeſchnitten 
und erörtert werden, ja ein Eingehen auf ſie erſcheint um ſo gebotener, 
als ſie ein Blick auf die unklaren und widerſpruchsvollen Verfaſſungs⸗ 
und politiſchen Zuſtände des Reiches und der Territorien durchaus nicht 
vorbehaltlos zu bejahen ſcheint. 

Der Entwicklungsgang vom mittelalterlichen Lehens⸗ zum neu⸗ 
zeitlichen ſtändiſch⸗dynaſtiſchen Staate war um die Mitte des 15. Jahr⸗ 
hunderts von den oſtdeutſchen Territorien ſchon weſentlich bis zu Ende 
durchlaufen; auf dieſem Wege hatten ſie aus mancherlei Gründen die 
weſt⸗ und ſüddeutſchen Gebiete weit hinter fic) gelaſſen. Auf breiter 
räumlicher Baſis hatten ſich geſchloſſene Territorien gebildet, in denen 
ein immer ausgedehnteres ſelbſtändiges politiſches Leben ſich zu ent⸗ 
falten begann, deſſen Träger nach und nach vornehmlich drei politiſche 
Potenzen geworden waren. 

Am längſten, ſtärkſten und expanſivſten lebte der neue Staats⸗ 
gedanke im Landesfürſtentum. Rückſchläge gegen eine teilweiſe ſchon 
frühe Übertragung des Gedankens des ſtaufiſchen Abſolutismus auf 
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einzelne Territorien, namentlich des Oſtens!), hatte der Gang der durch 
die wachſende Schwäche der kaiſerlichen Zentralgewalt beſchleunigten 
Entwicklung nicht aufzuhalten vermocht. Eine Gefahr, die dem neuen 
Landesfürſtentum im eigenen Lande in dem gewaltig aufſtrebenden 
Ständetum erwuchs, konnte nur durch ſtarke Zugeſtändniſſe und noch 
keineswegs endgültig beſchworen werden. Dieſe wenigſtens vorläufig 
eine gewiſſe Entſpannung bewirkende Verſtändigung zwiſchen Landes⸗ 
herr und Ständen in den beiden öſtlichen Kurfürſtentümern ſtärkte nicht 
unweſentlich die Geſchloſſenheit des politiſchen Willens dieſer Territorien 
gerade nach der Mitte des 15. Jahrhunderts. Der jüngſte Träger des 
partikularen Staatsgedankens, ein Kind erſt des 15. Jahrhunderts — 
gleichwohl aber dem politiſchen Leben der Zeit einen ganz beſtimmten 
Ton gebend, iſt das römiſch⸗-rechtlich geſchulte, vorwiegend weltlich ge⸗ 
bildete und durchweg weltlich empfindende landesfürſtliche Beamtentum. 
Dieſe Schüler italieniſcher Hochſchulen tragen einen neuen weltweiten 
und wirklichkeitsfrohen Geiſt in Ratsſtube und Kammer, der gar bald 
auch auf die an ihrer Seite tätigen Angehörigen des Adels und der 
territorialen Geiſtlichkeit ſeine Wirkung nicht verfehlte. Aufgewachſen 
im Bannkreiſe der von ſtärkſter Energie wie von unbedenklicher Klug⸗ 
heit bewegten Politik der Kleinſtaaten in der Heimat Macchiavells 
fanden ſie auf dem oſtdeutſchen Kolonialboden ein Tätigkeitsfeld unter 
Bedingungen, die in mancher Hinſicht den italieniſchen Verhältniſſen 
ähnelten. Die angeſtrebte Konzentration der ſtaatlichen Kräfte trotz des 
Widerſtandes des Großgrundbeſitzes, der Kirche und der Städte und die 
auf dieſer Baſis begonnene aktive Politik in Wirtſchaft und Verwaltung, 
Rechtspflege und Landeskirchentum fand in ihnen tatkräftige Vertreter, 
deren Perſönlichkeiten den Rahmen der genoſſenſchaftlichen Bindung als 
der bisherigen Form individuellen politiſchen Lebens reſtlos geſprengt 
hatten. Das Spiel der politiſchen, nach Expanſion drängenden Kräfte des 
deutſchen Oſtens ſtand — wieder in Analogie zu Italien — unter dem 
ſtändigen Drucke von überlegenen Außenmächten, die alle Geſchehniſſe 
beſtimmend beeinflußten: wie jenſeits der Alpen Spanien und Frankreich, 
ſo hier Polen, Ungarn, Böhmen, aus der Ferne wirkend auch Burgund. 

Der von dieſen drei weſentlichen Faktoren beſtimmte politiſche 
Wille der deutſchen Oſtmächte fand auch in der zentralen Stellung des 
habsburgiſchen Kaiſertums keine ernſtlich hemmende Beſchränkung ſeiner 


1) Vgl. Spangenberg. Vom Lehensſtaat zum Ständeſtaat, S. 20. Hein- 
rich der Erlauchte und Friedrich II. von Sachſen, die Askanier Johann I. und 
Otto IIL von Brandenburg. Siehe auch den Hinweis auf die Übernahme des 
ſiziliſchen Hofrichteramtes bei Hampe, Deutſche Kaiſergeſchichte 2. Aufl. S. 230. 
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Handelsfreiheit. Das Kaiſertum Friedrichs III. iſt eine, namentlich in 
ideeller Hinſicht höchſt beachtliche politiſche Macht, die darum auch mit 
größter Vorſicht und Ehrerbietung behandelt, ja zu Zeiten umworben wird, 
aber ſeine Bedeutung als Träger des Gedankens der Reichseinheit iſt ſtark 
verblaßt. Die öſtlichen Staaten hat der ſtändige Druck, der auf ihren 
Grenzen von Oſten her lag, haben die beſonderen Bedürfniſſe und Nöte 
ihres territorialen Lebens, bei deren Bewältigung ihnen weder Kaiſer noch 
Reich half, dem Reichsgedanken ſtark innerlich entfremdet. Darum iſt ihr 
tätiger Anteil an der großen Reichsreformbewegung ſo verhältnismäßig 
gering. In das an ſich ſchon recht wirre Gewebe des politiſchen Lebens 
und Strebens Oſtdeutſchlands in jenen Tagen bringt natürlich das Kaiſer⸗ 
tum noch einen beſonderen Einſchlag. In der Stellung zu ihm und in 
ſeiner eigenen Politik (unter dem Grafen Haug v. Werdenberg) ſpiegelt 
ſich auch der Stand der politiſchen Beziehungen zwiſchen Brandenburg 
und Kurſachſen. Es darf daher nicht vernachläſſigt werden. 

Unter dem Einfluß einer neuen, lebendigen und tatkräftigen Auf⸗ 
faſſung vom Weſen des Staates, kaum beengt von der Bindung im 
Reichsgefüge und getragen vom Führerwillen kluger und energiſcher 
Landesfürſten, bieten die beiden oſtdeutſchen Kurfürſtentümer in der 
zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts ein Bild, wie es in der Folgezeit 
in dieſer Beſonderheit nicht wiederkehrt. Welch völlig anderes Gepräge 
ſchon zwei Menſchenalter ſpäter in den Tagen der Reformation! Dieſe 
hat vor allen dem Landesfürſtentum ein weſentlich verändertes Geſicht 
verliehen, und mit ihm änderte ſich auch das Weſen des Staatsbegriffes 
und der Politik von Grund aus. Die theoretiſch⸗politiſche Entwicklung 
der oſtdeutſchen Territorialſtaaten verlief das ganze 16. Jahrhundert 
hindurch und darüber hinaus in Bahnen, die der Gang der Dinge im 
15. Jahrhundert ſchwerlich hatte vermuten laſſen. 

Die Erkenntnis dieſes Gegenſatzes ſcheint eines Eingehens auf die 
politiſchen Beziehungen beider Territorien in dieſer Zeit über die Feſt⸗ 
ſtellung der einzelnen hiſtoriſchen Tatſachen hinaus wert zu ſein. 


I 


Überblick über die Beziehungen zwiſchen Brandenburg 
und Sachſen vom Naumburger Frieden bis zum Tode 
Friedrichs des Sanftmütigen. 1451 — 1464. 
Die ſchwere Erſchütterung, die die ſächſiſchen Lande durch den, 
Bruderkrieg erfuhren, iſt in ihrem Verlaufe und ihrer ſchließlichen Bei⸗ 
legung ſtark von äußeren Einwirkungen bedingt, unter denen die Stellung⸗ 


24 Hellmut Kretzſchmar 


nahme der hohenzollerſchen Brüder, Kurfürſt Friedrichs II. und Mark⸗ 
graf Albrechts, in erſter Linie ſteht. Der im Dualismus der Regenten 
und Territorien — Franken und die Mark, Meißen und Thüringen — 
begründete Widerſtreit ihrer Intereſſen und Ziele verwickelt den Gang 
ihrer Politik noch beſonders. Zu Beginn des Krieges iſt das Verhältnis 
der beiden Kurfürſten, baſiert auf den Vertrag vom 3. April 1441), 
zu einander ſo freundſchaftlich, daß der unter brandenburgiſcher Ver⸗ 
mittlung zwiſchen Kurfürſt Friedrich und ſeinem Bruder Wilhelm zu 
Halle am 11. Dezember 1445 geſchloſſene Frieden eine offene Begünſti⸗ 
gung des Kurfürſten durch die Vermittler und Mitunterſiegler darftellt.?) 
Bekanntlich blieb dieſer Vertrag nicht von Dauer, aber noch auf dem 
Erfurter Tag im September 1446 ijt die Sympathie Friedrichs von 
Brandenburg auf kurſächſiſcher Seite. Allerdings bereitet ſich der Um⸗ 
ſchwung ſchon vor in dem ſtärkeren Hervortreten des Gegenſatzes zwiſchen 
Markgraf Albrecht und dem Meißner, veranlaßt durch den Handel über 
die Zulaſſung des fränkiſchen Rates Dr. Knorr als thüringiſchen Ver⸗ 
mittler.?)). Dem wachſenden Einfluß Albrechts auch auf die märkiſche 
Landespolitik ſeines Bruders kommt ein äußerer Umſtand, der Polenz⸗ 
ſche Handel, zu Hilfe. In der neu ausbrechenden Fehde der wettiniſchen 
Brüder tritt der Brandenburger offen auf Wilhelms Seite. Der bald 
wieder gebrochene Zerbſter Vertrag (3. Juni 1450) wird erhärtet im 
Naumburger Frieden vom 27. Januar 1451.4) Die Bedeutung dieſer 
Vereinbarung iſt für die innere wettiniſche Geſchichte groß: hier bedeutet 
ſie doch eine dauernde Beilegung des Bruderſtreites und begründet 
eine fernerhin nur wenig getrübte Gemeinſamkeit der thüringiſchen 
mit der meißniſchen Politik. Dieſe abſchließende Bedeutung fehlt dem 
Naumburger Frieden in Hinſicht auf die brandenburgiſch⸗kurſächſiſchen 
Beziehungen. Zwar wird die alte Erbeinung erneuert, auch die Polenz⸗ 
ſche Frage in dem Sinne gelöſt, daß Sachſen aus dem Erbe der Polenz, 
das ſonſt an Brandenburg fällt, Senftenberg und Hoyerswerda erhält, 
aber die ſchon ſeit ſo langer Zeit offene Frage nach der Abgrenzung 
der beiderſeitigen Anſprüche und Intereſſen in dem ganzen großen 
Gebiete der Lauſitz fand doch mit dem nominellen Übergang des ganzen 


1) Riedel, Codex dipl. Brandenburg. B. 4, 239. 

2) Vgl. H. Koch, Der ſächſiſche Bruderkrieg (Erfurt 1910), S. 48. 

3) Koch, S. 98f. Ebendort, ſ. Näheres über den Polenzſchen Handel und 
den Fortgang des Bruderkrieges. 

4) Dresden, Hauptſtaatsarchiv, Kopial 17, S. 118f. „Ewige fruntliche 
eynunge und vertracht myner gnedigen herren von Sachſen und Brandburg.“ 
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Landes eine für Sachſen durchaus unbefriedigende und darum wohl 
von dieſer Seite als nur vorläufig angeſehene Löſung. Seit längerer 
Zeit arbeitete Kurſachſen nicht ohne Erfolg an einer Steigerung ſeines 
Einfluſſes in Schleſien. Drei Monate nach dem Naumburger Frieden 
mußte unter kaiſerlichem Drucke Liegnitz den Sachſen huldigen, im Mai 
verſchrieb der Kaiſer Oels der Kurfürſtin Margarete, ſeiner Schweſter. 
Wenn Kurſachſen ſich trotz dieſer Erfolge in Schleſien zu einem Verzicht 
auf die ihm ja ebenfalls vom Kaiſer bereits verbriefte Niederlauſitz 
verſtand, ſo lag darin wohl nicht ſo ſehr eine Neuorientierung der Politik 
im Sinne eines reſignierten Zurückweichens oder gar eines entſchloſſenen 
Einlenkens in brandenburgiſche Bahnen; es war vielmehr eine Folge 
der augenblicklichen Erſchöpfung des Landes und nicht weniger eine 
Folge der böhmiſchen Gefahr, die gerade jetzt in den Jahren des Auf⸗ 
ſtieges Georg Podjebrads ſo drohend erſchien wie kaum je ſeit den 
Tagen der Huſſitenkriege. Man durfte ſich einer gleichzeitigen Um⸗ 
klammerung von Norden und Süden, wie man ſie eben kennen gelernt 
hatte, nicht noch einmal ausſetzen. 

Die Jahre der friedlichen Feſtigung im Innern, die in beiden Kur⸗ 
fürſtentümern folgten, ſtanden nach außen durchaus im Zeichen eines 
bedrohlichen Wachstums der böhmiſchen Macht. Sachſen konnte ſeine 
ſchleſiſchen Erwerbungen nicht halten und wurde von dem unter Georgs 
Führung in ſeinen utraquiſtiſch⸗radikalen Teilen gerade dem nördlichen 
Nachbar, dem alten Vorkämpfer des Deutſchtums und der Orthodoxie, 
ſtark abgeneigten Böhmenvolke auch in ſeinem Kernlande aufs ſchwerſte 
bedroht. 1454 wurde ein offener Ausbruch der Feindſeligkeiten kaum 
vermieden.!) Was dann, ganz abgeſehen von ſeiner Bündnispflicht auf 
Grund der neugefeſtigten Einung, Brandenburg insbeſondere für ſeinen 
neuen niederlauſitzer Beſitz zu erwarten hatte, konnte nicht zweifelhaft 
ſein. Bei beiden Kurfürſten trat dieſe beiden drohende Gefahr, die alle 
weiter reichenden Pläne ebenſo wie die Fragen der Reichspolitik augen⸗ 
blicklich weit überſchattete, durchaus in den Vordergrund und ſchuf 
gemeinſame Richtlinien ihrer politiſchen Tätigkeit. Die Notwendigkeit, 
nicht die politiſche Theorie hatte die neue Lage geſchaffen. Man beginnt 
gemeinſam zu handeln. So geht z. B. 1453 eine gemeinſame Geſandt⸗ 
ſchaft nach Preußen, um dort zwiſchen Ordensrittern und Ständen zu 
vermitteln.) Selbſt Markgraf Albrecht, deſſen Wirkungskreis ja die 


1) Bachmann, Font. rer. Austr. II, 46, Nr. 1—34. 
2) Die wachſende Lebhaftigkeit der beiderſeitigen Beziehungen äußert ſich 
in einer zum Teil ſchon ziemlich weit gehenden gegenſeitigen Inanſpruchnahme. 
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Reichspolitik iſt und bleibt, bemüht ſich in Prag für eine Verſtändigung 
Böhmens mit Sachſen. 

Eine feſte Form erhält dieſes neue Zuſammengehen durch den 
Erbverbrüderungsvertrag vom 29. April 1457.1) Dieſe Naumburger 
Vereinbarung geht weit über die von 1451 hinaus. Der Erbvertrag, 
dem außer den Wettinern Friedrich und Wilhelm und den Hohenzollern 
Friedrich, Johann, Albrecht und Friedrich dem Jüngeren auch der Land⸗ 
graf von Heſſen beitritt — „mit ſunderlicher erleubniſſe und gunſt des 
Kaiſers unſers gnedigen liben herren“ abgeſchloſſen —, bringt eine 
Verbrüderung in der denkbar feſteſten Form. Neben Beſtimmungen 
über innere Verwaltung des Territoriums und Erbſchaftsregelung beim 
Ausſterben der Dynaſtie eines Beteiligten wird unbegrenzte gegen⸗ 
ſeitige Unterſtützung und Zuſicherung des Beſitzſtandes „wan und wie 
digke des ymmer noit geſchiet“ gewährt. Heſſen, mit dem Sachſen 
allein ſchon vorher verbündet war, trat nach einer auf den folgenden 
Tag datierten Urkunde?) der ſächſiſch⸗brandenburgiſchen Einung von 
1451 bei. 

In den ſchweren Wirren, die das folgende Jahr 1458 brachte, beſtand 
der neue Bund alle Proben und wurde noch weiter gefeſtigt. Der Tod 
des Ladislaus Poſtumus rief vor allem Sachſen auf den Plan. Wohl⸗ 
begründete Erbanſprüche erhob Herzog Wilhelm von Thüringen. Er 
konnte ſich beſonders auch auf Sympathien, die er in den böhmiſchen 
Nebenländern, Schleſien vor allen, aber auch der Lauſitz genoß, ſtützen; 
auch im Reiche fand ſeine Bewerbung keine beträchtliche Gegnerſchaft. 
Brandenburg lieh ſeinen Plänen weitgehende Unterſtützung. Gewiß 
mußte in einer ſo gewaltigen Ausdehnung der ſächſiſchen Macht nach 
Oſten eine ernſte Gefährdung der hohenzollerſchen Machtſphäre liegen, 
aber Kurfürſt Friedrich ſah darin wohl nicht mit Unrecht das kleinere 
Übel im Vergleich zum Heranwachſen einer neuen großen ſlawiſchen 
Macht unter einem Manne, wie Georg Podjebrad, deſſen gefährliche 
Pläne man wohl kannte.?) Hatte doch ſchon der Verlauf der polniſchen 
Kämpfe in Preußen — vor wenigen Monaten war die Marienburg 
gefallen — Brandenburgs Aufmerkſamkeit und Beſorgnis auf ſich ziehen 


1457 Jan. 3 bittet z. B. Markgraf Friedrich der Jüngere den ſächſiſchen Kur⸗ 
fürſten, ihm ſchleunig 200 gute Trabanten . eine wichtige Angelegenheit zu 
leihen. Riedel B, 5, 21. 

1) Riedel B, 5, 22f. 

2) Riedel B, 5, 26. 

3) Vgl. den Bericht über die Prager Verhandlungen vom 17. Mai 1458, 
Riedel C, 1, 327. 
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müſſen. An eine eigene Bewerbung hat Kurfürſt Friedrich wohl kaum 
gedacht.“) Einen Tag nach Beginn der Prager Wahlverhandlungen, am 
28. Februar 1458, wurde zu Leipzig der Ehevertrag) unterzeichnet, der 
Anna, Tochter Kurfürſt Friedrichs von Sachſen, mit Markgraf Albrecht 
von Brandenburg verband und eine Ehe zwiſchen deſſen Tochter Urſula 
mit Herzog Albrecht von Sachſen in Ausſicht nahm. Ausdrücklich werden 
neben der allgemeinen Notwendigkeit guter Beziehungen unter den 
Reichsfürſten die „lange beſtehende liebe, truwe, eynickeid und frunt⸗ 
ſchaft, die erſt kurczlichen mit ſunderlicher verbruderung ernuwert iſt“, 
zwiſchen den Fürſten genannt. Wenn alſo auch nur die politiſche Not⸗ 
wendigkeit den damals faſt 54 jährigen Albrecht mit der 21 jährigen 
Wettinerin verband, jo geſtaltete ſich doch die Ehe ſehr harmoniſch'), 
und Anna hat öfters in der Folgezeit die nicht immer leichte Rolle einer 
Vermittlerin in dem Intereſſenwiderſtreit ihres Gatten und ihrer Brüder 
geſpielt. Man geht wohl mit der Annahme nicht fehl, daß die ſächſiſch⸗ 
brandenburgiſche Annäherung hier in Leipzig beide Parteien auch 
innerlich einander näher brachte. Zur Not kam die perſönliche Wert⸗ 
ſchätzung und Neigung als Triebkraft in das beiderſeitige politiſche Syſtem. 

In Prag ſiegte die tſchechiſch⸗huſſitiſche Partei; Georg Podjebrad 
war gewählter König von Böhmen. Zwar gab Wilhelm ſeine Bewerbung 
noch nicht verloren, aber die ſächſiſche und brandenburgiſche Agitation 
in Schleſien blieb ohne Erfolg. Im April 1458 erzielte man wenig auf 
einem Breslauer Tage, bald erkannten auch die katholiſchen Neben⸗ 
länder nach und nach Georg als König an. Noch war dieſer von der 
Seite des Kaiſers her bedroht, und Markgraf Albrecht konnte ſeine An⸗ 
näherung an Ludwig von Bayern, die ſich im Sommer 1458 vollzog, 
nicht nur als Erfolg ſeiner gegen den Pfalzgrafen gerichteten Reichs⸗ 
politik betrachten, ſondern in ihr lag zugleich eine gewiſſe Bedrohung 
Böhmens von Weſten her, die im Sinne der ſächſiſchen Politik überaus 
erwünſcht war. Dieſe energiſche Politik gemeinſamer Abwehr gegen 
Böhmen erreichte ihren Höhepunkt und Abſchluß in dem Defenſiv⸗ 
bündnis, das Friedrich und Wilhelm von Sachſen, Friedrich und Albrecht 


1) Selbſt wenn man mit Droyſen (Geſchichte der preußiſchen Politik IT, 
1, 139) das Anerbieten der Lauſitzer (Riedel C, 1, 324) für echt und hierher 
gehörig — Höfler ſetzt es ins Jahr 1440 — annimmt, hat es eine ſichtbare prak⸗ 
tiſche Wirkung jedenfalls nicht gezeitigt. 

2) Riedel B, 5, 32 f. Der Vollzug der Ehe folgte im November: Leib⸗ 
gedingebrief vom 13. November. Riedel B, 5, 40. 

3) Vgl. Priebatſch, Politiſche Correſpondenz des Kfn. Albrecht Achilles, 
Einleitung II, 64. Ferner: Riedel C, 2, 27. 
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von Brandenburg mit den ſchleſiſchen Herzögen Heinrich von Glogau, 
Balthaſar und Hans von Sagan und Konrad dem Weißen von Oels 
am 20. Februar 1459 zu Cottbus ſchloſſen und das für den Fall eines 
Angriffs auf Schleſien gemeinſames Handeln gegen „die behemen und 
den uffgeruckten daſelbiſt“ beſtimmte.“) 

Die Verſöhnung Georgs mit dem Kaiſer, ſeine Annäherung an den 
Pfalzgrafen, die ſtarke Abneigung auch der bayeriſchen Wittelsbacher auf 
Markgraf Albrechts Pläne gegen Böhmen näher einzugehen, endlich 
die Anerkennung, die auch Schleſien und die Lauſitz dem neuen Herrn 
nicht mehr vorzuenthalten wagten, all das mußte den ſächſiſchen wie 
den brandenburgiſchen Politikern eine Wendung ihrer Politik emp⸗ 
fehlen, wollten ſie nicht in einen ſchweren Krieg mit einem Feinde 
hineintreiben, der eben erſt in einem ſiegreichen Feldzuge dem Kaiſer 
die Anerkennung abgerungen hatte. Raſche Umkehr tat Not.“) Die 
ſtaatsmänniſche Regſamkeit Markgraf Albrechts beflügelte auch den 
Gang der verbündeten Politik. Noch während zu Cottbus die Schleſier 
wenigſtens für eine bedingte und defenſive Stellung gegen den Böhmen⸗ 
könig gewonnen wurden, knüpfte Albrecht im Februar Verbindungen 
mit Böhmen an. Von beiden Seiten mit Lebhaftigkeit betrieben, münden 
die Verhandlungen in den Tag von Eger aus, auf deſſen Bedeutung 
für das Verhältnis nicht nur Kurſachſens zu Böhmen, ſondern Podjebrads 
zum Reiche überhaupt ſchon Ermijch?) hingewieſen hat. Für die Geſchichte 
der Beziehungen der beiden Kurſtaaten Sachſen und Brandenburg 
zueinander erſcheint einmal wichtig das brandenburgiſch⸗böhmiſche Bünd⸗ 
nis“), das hier am 25. April 1459 zuſtande kam. Seine Beſtimmungen 
umfaſſen Garantien des gegenwärtigen Beſtandes und Hilfszuſagen für 
den Fall eines Angriffs. Etwaige Unſtimmigkeiten ſollen in einem 
beſtimmten Verhandlungsgange erledigt werden. Ausgenommen werden 
außer Kaiſer und Papſt nur die Sachſen und Heſſen. Am gleichen Tage 
verzichtet Herzog Wilhelm auf die böhmiſche Krone; gleichzeitig tritt 
eine Gebietsregelung ein, die den Erzgebirgskamm mehr Geltung als 
natürlich gegebene Grenze verſchafft; endlich fordert Sachſen die Schleſier 
und Lauſitzer zum Gehorſam gegen Böhmen auf, verzichtet alſo damit 


1) Weimar, Sächſ.⸗erneſtin. Geſ. Arch. B 87. 

2) In Böhmen war ſchon 1458 die Erregung gegen Kurſachſen, beſonders 
wegen des Salzausfuhrverbots und der Grenzſperre aufs höchſte geſtiegen. Vgl. 
Bericht Ruprechts v. Polheim. Bachmann, Font. rer. Austr. II, 46, 1. | 

3) Hubert Ermiſch, Studien zur Geſchichte der ſächſiſch⸗böhmiſchen Be⸗ 
ziehungen in den Jahren 1464 —1471 (Dresden 1881). 

4) Riedel B, 5, 47. 
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offen auf ſeine alten Pläne. Die Eheverabredungen, die ebenfalls in 
Eger getroffen werden, heben zum Teil den ſächſiſch⸗brandenburgiſchen 
Vertrag vom 28. Februar 1458 auf, inſofern nämlich Herzog Albrecht 
von Sachſen mit Georgs Tochter Sidonie, deſſen Sohn Heinrich mit 
Herzog Wilhelms Tochter Katharina verlobt wurde. Im ganzen be⸗ 
trachtet, dauert der ſächſiſch⸗brandenburgiſche Zuſammenſchluß auch in 
Eger unvermindert an. Sachſen wird vorerſt von dem wachſenden 
Gegenſatze der Hohenzollern und Wittelsbacher wenig berührt, wenn 
auch fein Verhältnis zu letzteren durchaus freundſchaftlich ijt.) In 
Zukunft ſollte ſich das ſächſiſch⸗böhmiſche Band als weitaus feſter er⸗ 
weiſen?) als das brandenburgiſch⸗böhmiſche. 

Die Stellung der Hohenzollern in den folgenden Jahren war keine 
geſicherte und glänzende. Kurfürſt Friedrich vermochte die Annäherung 
Polens an Podjebrad nicht zu verhindern, und zwiſchen Markgraf Albrecht 
und ſeinen wittelsbachiſchen Gegnern vermittelte Kurſachſen ohne gün⸗ 
ſtigen Erfolg. Ein Tag zu Eger im Herbſt 1459, bei dem auch Sachſen 
beteiligt war, vermochte den Anſchluß Böhmens an die ſeit dieſer Zeit 
unter Dr. Martin Mayrs Leitung arbeitende bayeriſche Partei nicht 
aufzuhalten. Die Entwicklung der Dinge trieb einer raſchen Entſcheidung 
zu. In Franken kommt es bald zum offenen Kampfe. Dem für Albrecht 
ſo ungünſtigen Frieden von Roth folgen neue Verhandlungen zu Eger, 
zu Bamberg. Indeſſen fällt 1461 Georg in die Lauſitz ein, und am 
5. Juni?) des folgenden Jahres muß Kurfürſt Friedrich auf die Lauſitz 
verzichten und behält nur Kottbus, Peitz, Teupitz, Bärwalde, Großen 
Lobben und den Anfall von Beskow⸗Storkow als böhmiſches Lehen. 
Wie verhält ſich nun zu alledem die kurſächſiſche Politik? Kurfürſt 
Friedrich, den eine ſpätere Sitte den „Sanftmütigen“ nannte, leitet 
ſeinen Staat ganz im Sinne des für die ganze Zeit ja ſo bezeichnenden 
Syſtems vorſichtigen Taſtens. Sein Nachrichtendienſt iſt gut geleitet, 
bei allen wichtigen Verhandlungen im Reiche ſind ſeine Geſandten 
beteiligt. Stets halten ſie mit eigenen Entſchließungen vorſichtig zurück; 
friedliches Vermitteln ſcheint ihre eigentliche Aufgabe zu ſein. Unermüd⸗ 
lich arbeiten ſie an einem Ausgleich zwiſchen den großen Parteihäuptern 
im Reiche, den Wittelsbachern und Albrecht. Die militäriſche Unter⸗ 


1) In einer Einung mit Erzherzog Albrecht z. B. nimmt Kurſachſen die 
Wittelsbacher, den Böhmen, die Hohenzollern, Heſſen und Thüringen aus (Leipzig 
1459 Auguſt 25). (Fontes rer. Austr. II, 44, 32). 

2) Vgl. Er miſch, l. c. 

3) Riedel B, 5, 63/66. 


30 Hellmut Kretzſchmar 


ſtützung, die Sachſen dem Markgrafen leiht, iſt auch von ſeiten des ihm 
naheſtehenden Herzogs Wilhelm gering, zu gering nach Albrechts oft 
unmutigem Urteil. Einzig gegen Würzburg treten die ſächſiſchen Brüder 
einmal energiſcher in die Schranken; ſind ſie doch hier unmittelbarer 
intereſſiert. Beſonders heikel wurde die Lage der Sachſen in dem von 
Georg Podjebrad aus reichspolitiſchen Erwägungen heraus begonnenen 
Kriege gegen Kurfürſt Friedrich von Brandenburg. Die ungünſtige 
Lage des Kurlandes zwiſchen beiden Parteien zwang zur größten Vor⸗ 
ſicht. Wohl fand das brandenburger Hilfsgeſuch volles Verſtändnis!) 
und ſicherlich auch zu Hilfe bereiten Sinn in Dresden wie in Weimar, 
aber das drohende Verbot König Georgs), der ſogar auf Grund der 
Einung tatkräftige Hilfe mit voller Heeresmacht forderte, ließ doch die 
Sympathien hinter die Forderungen der Notwendigkeit zurücktreten. 
Beide wettiniſche Fürſten entſchloſſen ſich, getreu den Grundlinien 
ihrer Politik, zum Einhalten eines Mittelwegs. Sie kamen nach keiner 
Seite ihren Verpflichtungen reſtlos nach und boten ihre Vermittlung 
an. In einer Zeit, die den Wert papierener Verträge nicht gar hoch 
anſchlug, fand dieſes Verhalten keine beſondere Mißbilligung der Be⸗ 
teiligten. Friedrich von Brandenburg war von dem Wohlwollen ſeines 
Schwagers ebenſo überzeugt, wie König Georg ſich mit der Haltung 
des Kurfürſten, an deſſen guter Geſinnung er ſchon ſeiner Stellung im 
Reiche wegen nicht wenig intereſſiert war, zufrieden gab. Als im Auguſt 
1463 im Prager Frieden die bayeriſch⸗fränkiſchen Wirren zum Austrag 
kamen, da ſtanden die Sachſen ebenſo, wie in den früheren Verhand⸗ 
lungen zu Bamberg und Nürnberg mit ihren Sympathien deutlich 
auf brandenburgiſcher Seite. 

Wie oft wird im Meinungsaustauſch zwiſchen Meißen und der 
Mark gerade das Gemeinſame ihrer Intereſſen hervorgehoben.?) Auch 
Markgraf Albrecht ſcheint in einem wirklich herzlichen Verhältnis zu 
Kurfürſt Friedrich, beſonders in deſſen letzten Lebensjahren, geſtanden 
zu haben.“) Man würde weit über das Ziel hinausſchießen, wollte man 


1) Vgl. Droyſen II, 1, 187, Anmerkung. 

2) Font. rer. Austr. II, 44, 184. 

3) z. B. Kf. Friedrich von Brandenburg an den Schwager: 1461 Mai 2, 
Nachſchrift, Riedel B, 5, 57. , 

4) Riedel B, 5, 67: Er ſpricht da von dem „hohem und unczwegfeltem 
vertrawen und glauben, den wir pielich zu ewr liebe nicht alleyn als unſerm 
Sweher, ſunder unnſerm vater tragen, der biszhere wol veterliche trewe an uns 
erczaiget hat und der geweſt iſt, durch den wir unnſer vaterland haben errettet 
und behalten“. 
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behaupten, daß Kurſachſens Politik in der zweiten Periode der Re⸗ 
gierung Friedrichs II. ſeit der durch den Ausgang des Bruderkriegs 
bedingten Wendung blind den Spuren Brandenburgs gefolgt ſei. Aber 
ebenſowenig läßt es ſich verkennen, daß bei allen gemeinſamen Unter⸗ 
nehmungen die Initiative weſentlich auf hohenzollerſcher Seite lag. 
Und wie könnte das bei einem Vergleiche des Charakters des vorſichtig 
zurückhaltenden wettiniſchen Landesfürſten, in deſſen Staatsauffaſſung 
man an die friedliebenden Wohlfahrtstendenzen, die ein Jahrhundert 
ſpäter ſein Land beherrſchten, Anklänge zu finden vermeinen möchte, 
mit dem tatenfrohen Reichspolitiker Albrecht anders ſein? So folgte 
die Reichspolitik Kurſachſens innerhalb der Grenzen, die ihr durch die 
überlieferte Kaiſerfreundlichkeit, durch die Pflege guter Beziehungen 
zur Kurie und vor allem eines ſtetigen und geſicherten Verhältniſſes 
zur böhmiſchen Macht, gezogen war, manchmal wohl hemmend, ſelten 
aber direkt widerſtrebend den Maßnahmen des Markgrafen. Daneben 
lief die weſentlich in die Defenſive gedrängte Territorialpolitik beider 
Kurfürſten im Oſten in gleichlaufenden Bahnen, eine Folge äußerer 
Notwendigkeit und mindeſtens ſeit 1458/59 auch ehrlicher Freundſchaft 
beider Kurfürſten, die vielleicht durch eine ähnliche innere Veranlagung 
beider noch beſonders nahe gelegt war. Herzog Wilhelm folgte der 
Politik ſeines Bruders faſt mit völligem Verzicht auf eigene Unterneh⸗ 
mungen. War er mit dem hohenzollerſchen Kurfürſten befreundet !)), 
ſo waren ſeine Beziehungen zu Markgraf Albrecht ganz beſonders innige; 
wenn auch zeitweilige Trübungen nicht fehlen, ſo hat doch bis weit in 
deſſen kurfürſtliche Zeit hinein Albrecht keiner ſeiner Standesgenoſſen 
ſo nahe geſtanden wie der thüringiſche Herzog. 


II. 


Kurſachſen und Brandenburg vom Regierungsantriff der 
Brüder Ernſt und Albrecht bis zum Eingreifen König Matthias’ 
in die oſtdeutſchen Verhältniſſe. 1464 — 1468. 


Zwei für die Politik der Kurmark folgenſchwere Ereigniſſe brachte 
der September des Jahres 1464: Faſt am gleichen Tage verſtarben 
Otto III., letzter Herzog von Pommern⸗Stettin, und Friedrich II., 
Kurfürſt von Sachſen. Sollte erſteres Ereignis jenen langen Erbfolge⸗ 


1) Eine zeitweilige Entfremdung bedauert ein undatiertes Schreiben eines 
der Räte Wilhelms an den Kurfürſten nach dem Egerer Tage. Weimar Geſ. Arch. 
B 90, 136f. 
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ſtreit nach ſich ziehen, der ſchließlich im Soldiner Vertrag (Januar 1466) 
zu ungunſten der hohenzollerſchen Anſprüche auslief, jo bedeutete der 
kurſächſiſche Thron wechſel ebenfalls einen Brandenburg wenig günſtigen 
Umſchwung der Lage, der anfangs nur langſam, bald aber mit zunehmen⸗ 
der Schärfe in die Erſcheinung trat. 

Es iſt bekannt, wie glücklich das wettiniſche Brüderpaar, Kurfürſt 
Ernſt zählte damals 23, Herzog Albrecht 21 Jahre, die Gefahr, die das 
durch die Erbbeſtimmung ihres Vaters bedingte Doppelregiment in ſich 
barg, überwand. Ihre Charaktere ergänzten einander gut: Der Kur⸗ 
fürſt klug, beharrlich, weitblickend, ein erfolgreicher Fortſetzer der politi⸗ 
ſchen Tradition ſeines Hauſes, Albrecht dagegen weit mehr Soldat als 
Politiker, draufgängeriſch und gegenwartsfroh, „beherzt“ nennt ihn die 
hier einmal treffende dynaſtiſche Überlieferung; mit Recht mochte ihm 
ſein gleichnamiger fränkiſcher Oheim als Vorbild ritterlicher Tatkraft 
vor Augen ſtehen. Sie erbten ein ausgedehntes Territorium, das ſich 
nach den Stürmen des Huſſiten⸗ und des Bruderkrieges raſch zu anſehn⸗ 
lichem materiellen Wohlſtand erhoben hatte.!) Im Ausbau des ſtaat⸗ 
lichen Organismus nach innen hatte die Regierungszeit ihres Vaters 
hochbedeutſame Fortſchritte gebracht: in Verbindung mit der Aus⸗ 
bildung des Ständeweſens war die Rechtsſprechung verſelbſtändigt, das 
Finanzweſen) in geordnete Bahnen gelenkt worden. Ohne daß der 
Humanismus gerade glänzende Vertreter in ihren Reihen gefunden 
hätte, erfreuten ſich auch die diplomatiſchen Ratgeber des wettiniſchen 
Hauſes eines beſonders guten Rufes. Die Berechtigung dieſes Anſehens 
ſehen wir begründet in der geſchickten Behandlung weitgeſpannter 
Intereſſen und auch ſichtbaren, rein territorialen Erfolgen. 


Gegenüber Kurfürſt Friedrich von Brandenburg zeigen die „jungen 
Herren“ das ſichtbare Bemühen, die vom Vater überkommenen guten 
Beziehungen weiterzupflegen. Der Ton ihrer Schreiben iſt herzlich, 
und den Soldiner Vertrag begrüßen ſie z. B. „glicherweyß alſo ob es 


1) Vgl. Böttiger⸗Flathe, Geſch. des Kurſtaates und Königreichs Sachſen 
(1867) I, 410 —428. 

2) Wenn Markgraf Albrecht an einer ſpäter zu erörternden Stelle (1466, 
vgl. Droyſen II, 1, 327) verächtlich von der Finanzkraft der Wettiner ſpricht, 
ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß allgemein die Finanzlage der Fürſten — auch 
der Brandenburger — keine glänzende war. Nur Ludwig „der Reiche“ von Bayern 
machte darin eine Ausnahme. Ihm waren die meiſten großen Territorialfürſten 
verſchuldet, Markgraf Albrecht ſelbſt z. B. mit 40000 Goldgulden (Kluckhohn, 
Ludwig der Reiche, S. 52f.). 
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uns. ſelbs widerfüre“ mit ehrlicher Anteilnahme.) Sie hatten auch beim 
Kaiſer in brandenburgiſchem Sinne gearbeitet und im Einverſtändnis 
mit ihrem thüringiſchen Oheim die Handelsſperre der Hohenzollern 
gegen Pommern-⸗Stettin unterſtützt. Im Streite König Georgs mit 
der Kurie ſtehen Sachſen und Brandenburg auf dem Boden einer vor⸗ 
ſichtigen Neutralität. Dabei ſind die Sachſen dem König gegenüber 
von großem Wohlwollen und Entgegenkommen.?) Beſonders Georgs 
Schwiegerſohn, Herzog Albrecht, hält es zum Verdruſſe der Kurie doch 
recht deutlich mit dem Böhmen. Von ihm läßt er ſich mit Plauen be- 
lehnen an Stelle der von Georg entſetzten Reuße. Im ganzen betrachtet 
kann zwiſchen Böhmen und beiden kurfürſtlichen Höfen von gleich⸗ 
gearteten, guten Beziehungen geſprochen werden. Die öſtliche Terri⸗ 
torialpolitik, deren ausſchlaggebender Faktor damals ja eben Böhmen iſt, 
ſteht alſo auch nach 1464 unter dem Zeichen ausgeſprochener Gemein⸗ 
ſamkeit beider Staaten. Der vorher angedeutete Umſchwung trat zuerſt 
allein in der ſüddeutſchen und überhaupt der Reichspolitik zutage. 

Bis zu ſeinem Tode hatte der ſächſiſche Kurfürſt Friedrich in Freund⸗ 
ſchaft mit den Wittelsbachern, vor allem mit Ludwig dem Reichen, gelebt. 
Dies kommt in der häufigen Verſchwägerung beider Häuſer ſichtbar zum 
Ausdruck. Gleichwohl hatte dieſer Verbindung jeder offenſive Charakter 
gefehlt, die größere Intereſſengemeinſchaft mit den Hohenzollern hatte 
ſie zur Seite geſchoben. Hierin brachte der Regierungswechſel eine 
bemerkliche Veränderung. Ganz deutlich ſuchten Ernſt und Albrecht 
Anſchluß an die Bayern und fanden ihn durch Vermittlung des Pfalz 
grafen. Wie ſehr dieſe neue Richtung der ſächſiſchen Politik die branden⸗ 
burgiſchen Intereſſen berührte, ſollte ſich bald zeigen. Schon im Mai 
1465 mahnt die Markgräfin Anna ihre Brüder zu einem Beſuche mit 
dem Zuſatze, daß ſie ein Fernbleiben als „unfrüntſchafft und das Ir 
andern domit hofierten“ verſtehen müſſe.?) Der anhebende Streit um 
die Erneuerung der Erbeinung veranlaßte beide Häuſer zu einer be⸗ 
ſtimmten Fixierung ihres Standpunktes.) Im Februar 1466 berichtet 
Markgraf Albrecht an den Grafen von Werdenberg von einem ihm vor⸗ 
geſchlagenen Bündnis der Hohenzollern, Wettiner, Wittelsbacher und 
Heſſen, das alle früheren Einungen aufheben, weder Papſt noch Kaiſer 
ausnehmen und gegen niemand außer König Georg erweitert werden darf. 


1) Riedel C, 2, 34. 

2) Ermiſch, S. 36f. 

3) 1465 Mai 26, Ansbach. Riedel C, 2, 33. 

4) Vgl. über dieſe Frage auch Er miſch, S. 18f. 
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Dieſen von Herzog Wilhelm ausgegangenen Antrag hat er abgelehnt. 
Er will an der alten Erbeinung feſthalten und rät, daß der Kaiſer die 
jungen Herren ernſtlich ermahnen möge, in kein Verſtändnis gegen ihn 
zu treten.) Man erkennt deutlich die Beſorgnis der Markgrafen, die 
Sachſen möchten ſich neue Verbindungen ſuchen. Geſchickt verbindet er 
damit den Verſuch, ihre Stellung am kaiſerlichen Hofe zu verſchlechtern. 2) 
Gegen die Mitte des April?) berichtet Kurfürſt Friedrich von Branden⸗ 
burg ſeinem Bruder, daß die ſächſiſchen Räte Obermarſchall von Schleinitz 
— der eigentliche Leiter der ſächſiſchen Politik —, v. Schönberg und 
Freiberger bei ihm geweſen ſind und die Auflöſung der Erbeinung ge⸗ 
fordert haben. Sie haben ſich gegen Bayern ſchon gebunden, keine 
Hilfe gegen Wittelsbach zu leiſten. Er habe alles getan, um ſie abzuhalten, 
ſie darauf hingewieſen, daß ſie doch „mit uns alleczeyt vil anders geweſt, 
wann mit den Heren zu beyern“. Vergebens! Er rät nun, doch auf ihre 
Vorſchläge einzugehen; ſo wäre man ihrer doch einigermaßen ſicher. 
Sonſt wären ſie ja in anderer Hinſicht zu allerhand Freundſchaftsdienſten 
erbötig, und er hofft, wenn jetzt Herzog Albrecht nach Oſterreich geritten 
ſei, könne man doch noch den Kurfürſten auf ſeine Seite bringen. Deut⸗ 
lich zeigt dies Schreiben den Charakter des gealterten friedliebenden 
Territorialfürſten, der fühlt, daß er bei dem gleich ihm mehr in der oſt⸗ 
deutſch⸗territorialen Intereſſenſphäre, dem Gebiete der politiſchen Ge⸗ 
meinſamkeit alſo, feſtgelegten Kurfürſten Ernſt mehr zu erreichen 
hoffen darf als bei dem ehrgeizigen jungen Herzog Albrecht, der ſich 
mit kühnem Unternehmungsgeiſte der reichspolitiſchen Tätigkeit widmet. 
Aber der weit ausſchauende ansbachiſche Markgraf denkt anders. Sein 
Antwortſchreiben iſt bedeutſam als Spiegel feiner politiſchen Aaſchau⸗ 
ungen überhaupt. Er glaubt einfach nicht, daß die ſächſiſchen Brüder 
ſolch eidbrechende Pläne hegen und Verbindungen eingegangen ſind, 
wie ſie der offenbar übertreibende Schleinitz ausgeſprochen. Ein Appell 
an den Kaiſer ſoll nötigenfalls beweiſen, daß ihre Abmachungen kräftiger 
ſind „als wort on grund auß eyner durſtikeit“. Aller Gefahren einer 
neuen Einung ohne den Kaiſer iſt er ſich bewußt. Er ſieht nur den Verſuch 
einer Isolierung feiner ſelbſt darin. Bayern würde beſtimmt nicht helfen, 
und Schleinitz könnte ebenſo wie jetzt die Einung brechen. Darum — 
und er glaubt ſich hier im Einverſtändnis auch mit Herzog Wilhelm — 


1) Font. rer. Austr. II, 46, 36f. 

2) Kluckhohn, Ludwig der Reiche, S. 255. 

3) Schon Ermiſch beanſtandet die falſche Datierung Riedels C, 1, 390, 
von Mitte Mai. 
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ſoll es ſo bleiben wie bisher. Die Sachſen hält er eines Treubruches 
doch nicht für fähig: fie find aber „zu frum on zweiuel und werden 
nichts unbillichs furnemen“. In ſchönen Worten ſchließt er ſein Schreiben 
mit Ausdrücken reſtloſer Hingabe an ſeinen kaiſerlichen Herrn und an 
die göttliche, ſeinem Hauſe bisher ſo gnädige Führung und Gerechtig⸗ 
keit. 1) Ein erſter Zuſatz zu dieſem Briefe!) beſchäftigt ſich ebenfalls mit 
der Unwahrſcheinlichkeit einer Abkehr der jungen Herren. Die nahe 
Verwandtſchaft — „ſo ligen wir Ine all nacht bey Ihre Sweſter und 
ſind unnſere kinder Ir ſweſter kinder“ — ſpricht ebenſo dagegen, wie die 
tatſächliche Machtverteilung: „ſind unncz mer wartend land, leut, hilff 
und beyſtandes, auch widerſtandes wo es zu ſchulden kom, do got vor 
ſey, nachdem wir Ine geſeſſen ſind, dann von Jenen. Es iſt ein weyte 
gevatterſchaft vom Rein gen Sachſen deßgleichen von der Tonaw. So 
grenczen wir an beden orten mit Ine und haben Ine nye kein unglauben 
erzeigt noch kein hilff verſagt und wollen In ob vorwill nymermer kein 
unglauben erzeigen, ſunder uff das mynſt bey Ine halten nach laut 
der eynung und als ſich frundt bey frundt billich halten ſollen“. Deutlich 
zeigen dieſe ehrlichen Worte, wie ſehr dem Markgrafen an einem dauernden 
guten Verhältnis mit den Sachſen gelegen war. Wenige Tage ſpäter 
ſpricht er davon, ſelbſt die Einungsangelegenheit auf ſeinem Ritte zum 
Kaiſer unterwegs mit zu ordnen.?) Kurfürſt Friedrich lehnt nun in 
einem Schreiben an Schleinitz“) den ſächſiſchen Antrag ab und ſpricht 
die Erwartung aus, daß die alte Einung in Einverſtändnis mit Ernſt 
und Albrecht beſtehen bleibe. Nun ziehen ſich die in freundlichem Tone 
gehaltenen Verhandlungen noch weiter tief ins Jahr 1467 hinein. Auch 
der im Herbſt 1466 zu Jüterbog gehaltene Tag dient zum Teil den Aus⸗ 
einanderſetzungen über die Einungsfrage ohne greifbares Ergebnis. 
Klar kommt der ſächſiſche Standpunkt in verſchiedenen Schreiben Kur⸗ 
fürſt Ernſts zum Ausdruck.?) Eine Erneuerung der Einung in alter 
Form erſcheint den ſächſiſchen Brüdern nicht „fugelich“. Entweder 
müſſen beide Wittelsbacher in die Einung aufgenommen werden oder 
den Sachſen das Recht zuſtehen, ſie ausdrücklich auszunehmen. Gleich⸗ 
zeitig ſehen die jungen Herren in einem durch beiderſeitige Aufnahme 


1) Riedel C, 3, 74. 

2) Berlin, Geheimes Staatsarchiv, Rep. 44, Nr. 1, 30. 

3) Riedel C, 2, 35. 

4) Riedel C, 1, 393. 

5) jo z. B. 1467 Februar 11 an Kurfürſten Friedrich. Berlin, G St A. 
Rep. 41, 9. 1467 Juli 10 an Herzog Wilhelm von Thüringen. Weimar, Geſ. 
Archiv B92, 1., 1467 Auguſt 23 an Markgraf Albrecht, Riedel C, 1, 442. 
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in die Einung bedingten Ausgleich eine wichtige Förderung des Reichs⸗ 
friedens. Wie weit ſich die Sachſen von vornherein ſchon nach der bayeri⸗ 
ſchen Seite hin gebunden hatten, iſt nicht ganz ficher'), doch kann man 
annehmen, daß ſolche Verbindung weit mehr gegen etwaige böhmiſche 
Angriffe gerichtet war als gegen Albrecht von Brandenburg, dem ſie 
darum auch zuſichern, nie die Wittelsbacher gegen ihn oder Kurfürſt 
Friedrich irgendwie mit Rat oder Tat zu unterſtützen. Doch auch die 
Hohenzollern gaben ihren Standpunkt nicht auf.?) Wenn trotzdem die 
perſönlichen Beziehungen in dieſen Jahren durchaus freundſchaftlich 
blieben), fo ijt das ein deutlicher Beweis für die Stärke des von anderer 
Seite wirkenden Zwanges, der beide Häuſer immer wieder zueinander 
drängte. Die Intereſſengemeinſchaft in der böhmiſchen Frage ſpielt 
dabei die Hauptrolle. So unbeliebt bei den ſächſiſchen Ständen die 
Podjebrad freundliche Haltung der kurfürſtlichen Politik war“), fo ſtanden 
doch Kurſachſen wie Brandenburg deutlich auf ſeiner Seite. Ins Jahr 
1467 fällt die Verheiratung der Tochter Markgraf Albrechts Urſula 
mit König Georgs Sohn Heinrich von Münſterberg. Gregor Heim⸗ 
burg, „jener klare, ſcharfe, allem Diplomatiſieren abgeneigte Staats⸗ 
mann“) leitete die böhmiſche Politik und ſtand dabei gleichzeitig in 
ſächſiſchem und brandenburgiſchem Solde. Welch weite Pläne Sachſen 
übrigens an ſein Zuſammengehen mit König Georg knüpfte, zeigt ebenſo 
das in den Sechsſtädten umlaufende Gerücht, der König habe den jungen 
Herren die Oberlauſitz verjchrieben®), wie der durch Herzog Wilhelm 
dem Kurfürſten Friedrich unterbreitete Vorſchlag, ſein Kurland gegen 
Thüringen und das Vogtland zu veräußern. Dieſer allzukühne Gedanke 
konnte natürlich keine Frucht tragen, zeigt aber doch deutlich, wie weit 
über die Grenzen des Geſichtskreiſes ihres Vaters hinaus die jungen 


1) Im Schreiben an Kurfürſten Friedrich heißt es: „wer es aber, das die 
genanten herrn vonn Bayernn ſülchs verſchlugen — als wir uns nicht vorſehen 
nochdem ſie uns in dem erſtenn fürnemen bey unſerm herrn dem keyſer eins 
großen verfolgt hetten ...“ 

2) Vgl. Riedel C, 1, 444 und 446. 

3) Kurfürſt Friedrichs vertrauensvoller Bericht betreffs der ſächſiſchen Freund⸗ 
ſchaft an ſeinen Bruder, 1467 Oktober 14, Riedel C, 1, 447. Die Sachſen helfen 
Kurfürſt Friedrich übrigens auch mit Truppen aus. 1467 Auguſt 23 bitten ſie 
von 1800 Mann 1000 Mann zurück. Riedel C, 1, 442. 

4) Riedel C, 1, 401. 

5) Kluckhohn, 1. c. 264. | 

6) Palacky, Urkundliche Beiträge zur Geſchichte Böhmens und feiner Nach⸗ 
barländer = Fonts rer. Austr. II, 20, 411. 
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Herren ihre politiſchen Ziele ſteckten. Auf dem Nürnberger Reichstage 
Mai/Juni 1467 verhinderten zwar die ſächſiſchen und brandenburgiſchen 
Fürſten perſönlich eine Reichsexekution gegen Böhmen, aber die ſtarke 
Schwenkung, die die kaiſerliche Politik ſchon ſeit Februar dieſes Jahres 
vorgenommen hatte, mußte doch auch ihnen Vorſicht und Zurückhaltung 
auferlegen. 

Der Kaiſer hatte ſich Bayern genähert. Ein harter Schlag für 
Markgraf Albrechts reichspolitiſche Stellung! Er zieht ſich denn auch 
vom gebannten König, gegen den ja ſchon im April der Herrenbund in 
Böhmen die Waffen erhoben hatte, merklich zurück. Bei Beratungen 
zu Landshut im September tritt er für völlige Neutralität ein. Auch 
Sachſen hielt ſich zurück, doch war ihm mehr als dem Brandenburger 
augenblicklich an der Pflege ſeiner guten Beziehungen zum Kaiſer und 
ſeinen bayriſchen Bündnern gelegen. Bayern endlich konnte die un⸗ 
bekümmertſte Haltung Böhmen gegenüber einnehmen. Alle drei Staaten 
ſenden Geſandtſchaften an den Papſt zur Beteuerung ihrer Neutralität 
im Kampfe gegen den Ketzer. 

Aber der Papſt wollte mehr als bloße Neutralität. Beſonders 
Kurfürſt Friedrich ſuchte er durch weitgehendes Entgegenkommen für 
ein aktives Eingreifen zu gewinnen. Auf Veranlaſſung des päpſtlichen 
Legaten Rudolf trat die Niederlauſitz im Herbſt 1467 in ein Schutz⸗ 
verhältnis zu Friedrich, im November bot er ihm beide Lauſitzen und 
Schleſien, ja ſelbſt die böhmiſche Krone an!), und Geſandte wieder⸗ 
holten dies Angebot im Februar 1468.2) Dafür ſollte er den Krieg gegen 
König Georg beginnen. Er lehnte mehr auf Veranlaſſung ſeines Bruders 
als aus eigenem Entſchluſſe ab. Grund war wohl ebenſo das immer 
noch gute Verhältnis zum gebannten König, wie auch die Gefährdung, 
die ein Kampf mit dem mächtigen Fürſten ebenſo wie ein etwaiger 
Sieg unter den Augen eiferſüchtiger Nachbarn hätte bringen müſſen. 
Polen, eben ſiegreich im Kampfe gegen Preußen und dabei in ſtändiger 
Fühlung mit den mecklenburgiſchen und pommerſchen Gegnern der 
Hohenzollern, bildete für ſie eine dauernde Gefahr. Im Markgrafen 
Albrecht regte ſich dazu eben jetzt wieder das alte Mißtrauen gegen 
ſeine ſächſiſchen Neffen. Beſonders Herzog Albrecht ſchien die alten 
Pläne, die einſt ſein Oheim Wilhelm gehegt hatte, wieder aufzunehmen 
und nach der böhmiſchen Krone — offenbar auf gütlichem Wege bei 
König Georg — zu ſtreben. So lagen die Verhältniſſe, als zu Beginn 


1) Riedel C, 1, 439. 
2) Riedel C, 1, 455. 


38 Hellmut Kretzſchmar 


des Jahres 1468 eine neue Macht ſtärker in dem politiſchen Wechſelſpiel 
der deutſchen Oſtmächte fühlbar zu werden begann, Matthias Corvinus 
von Ungarn. 

Treten mit ſeiner Wirkſamkeit auch die brandenburgiſch⸗ſächſiſchen 
Beziehungen in eine neue Phaſe, ſo iſt hinſichtlich der bayeriſchen Be⸗ 
ziehungen kein weſentlicher Fortſchritt in der unter ſächſiſcher Vermitt⸗ 
lung 1467 zu Regensburg und Landshut eingeleiteten Annäherung 
Markgraf Albrechts an die Wittelsbacher, beſonders Ludwig den Reichen, 
zu ſpüren. Die Gegenſätze — vor allem in der Frage des fränkiſchen 
Landgerichts — werden nicht überbrückt.!) Kurſachſen ſteht dauernd 
gut mit dem ſüdweſtlichen Nachbar; Juli 1469 kommt eine förmliche 
Einung zuſtande. Inſofern die bayriſch⸗brandenburgiſche Rivalität 
am Kaiſerhofe ſeit 1467 zugunſten der Wittelsbacher entſchieden ſchien, 
konnte auch die Stimmung der Hohenzollern für den Kaiſer nicht beſonders 
günſtig ſein. 

So befand ſich Brandenburg in einem Zuſtand recht bedrohlicher 
Iſolierung, Sachſen wohl geſicherter, aber ebenfalls nicht wenig bewegt 
von Hoffnungen und Befürchtungen, als Matthias Corvinus in die 
große Frage der Reichspolitik, in den Kampf um Böhmen und ſeine 
Nebenländer einzugreifen begann. Er bleibt eine Hauptperſon des 
diplomatiſchen Spiels bis über die Zeit Markgraf Albrechts und der 
gemeinſamen Regierung in Kurſachſen hinaus. 


III. 


Die Wirkung des böhmiſch⸗ungariſchen Krieges bis zur 
Abdankung Kurfürſt Friedrichs. 1468-1470. 


Der Beginn einer Verbindung der brandenburgiſchen Fürſten mit 
dem Ungarnkönig fällt ins Jahr 1464. Damals bewarb ſich Matthias 
bei Kaiſer Friedrich um eine Gemahlin aus deutſchem Hauſe, und 
Friedrich II. wie Albrecht, waren geneigt, ihm eine ihrer Töchter in 
die Ehe zu geben.“) Der Plan ſcheiterte am Widerwillen der ungariſchen 
Stände. Der Ungarnkönig war eifrig bemüht, ſeinen Einfluß auf die 
Reichspolitik zu ſteigern, denn er erhoffte Gewinn aus der bevorſtehenden 
Klärung der böhmiſchen Frage. 1466 in engem Anſchluß an den Kaiſer 
auf dem Nürnberger Reichstage vertreten, wurde er zwar in der Folge⸗ 
zeit durch anderweitige Ereigniſſe — ein Aufſtand in Siebenbürgen 

1) Riedel. C, 1, 467. 

2) Briefe Albrechts, 1464 April 30 und Mai 12, im Archiv für öſterreichiſche 
Geſchichtsforſchung. Vgl. Fraknoi, König Matthias, 113f. 
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und ein Türkenfeldzug — abgehalten, aber er verlor die Kriegsvorberei⸗ 
tungen nicht aus dem Auge, und als ihn Kaiſer Friedrich III., durch 
Georg Podjebrads unmittelbaren Angriff 1468 bedrängt, um Hilfe 
bat, da erklärte er ſich zum Kriege gegen Böhmen bereit und begann 
den Feldzug. Nicht unwichtig mußte für den weiteren Verlauf des 
beginnenden Feldzuges für beide Parteien die Haltung der großen 
öſtlichen Territorien ſein. Für Brandenburg war zu Beginn des Jahres 
der leidige pommerſche Streit wieder einmal in ein akutes Stadium 
getreten, und um die Jahresmitte drohte der Zollſtreit mit Würzburg 
und Eichſtädt kriegeriſche Formen annehmen zu wollen. Trotzdem 
beobachteten die hohenzollerſchen Brüder den Verlauf des böhmiſchen 
Krieges wohl. In einem Schreiben an ſeinen Bruder weiſt Markgraf 
Albrecht auf die Gleichheit ſeiner und der ſächſiſchen Intereſſen im Kriege 
hin und tritt für die Neutralität ein.!) Ende Auguſt 1468 ſchließen 
Herzog Wilhelm und Markgraf Albrecht eine förmliche ewige Einung 
zu Schleiz. Es iſt ein richtiger Kriegsbund: Unter Hinweis auf Dauer 
und Lebhaftigkeit ihrer alten Verbindung und auf die neuerlich geplante 
Verſchwägerung — die übrigens bis 1473 verſchoben wird — treten ſie 
in Vereinbarung über militäriſche Unterſtützung, Beuteteilung uſw.“) 
Gegner iſt der Biſchof von Würzburg. Inwieweit hier ſchon die Frage 
des Verhaltens gegen Ungarn erörtert worden iſt, muß dahingeſtellt 
bleiben. Das Verhältnis auch des kurfürſtlichen Sachſens zu den Branden⸗ 
burgern war in dieſer Zeit ſchon um ihrer gleichgearteten Stellung zu 
König Georg willen verhältnismäßig gut. Ihre Sympathien waren 
offenſichtlich auf Georgs Seite, wenn ſie auch die Neutralität im Reichs⸗ 
kriege gegen Böhmen wahrten. Dies wurde auch anderwärts ſehr 
deutlich erkannt: Die Kurie behandelte Sachſens Geſandte mit wach⸗ 
ſendem Mißfallen, ihr Legat ſuchte ſchon längſt die erregte Stimmung 
des ſächſiſchen Volkes noch mehr gegen die böhmiſchen Ketzer aufzu⸗ 
ſtacheln. Auch für den neugewonnenen ſtarken Arm des kaiſerlichen 
Willens, Matthias ſelbſt, ſtieg die Bedeutung der Haltung Sachſens, 
als ſein Feldzug einen zwar im ganzen günſtigen Verlauf nahm, aber 
eine abſchließende Entſcheidung doch nicht zeitigte, beſonders aber als 
ſein Verſuch, die böhmiſch⸗polniſche Annäherung zu hintertreiben, miß⸗ 
lang. Im Herbſt ging der Preßburger Propſt Georg v. Schönberg 
nach Sachjen?), um für feinen Herrn ein Ehebündnis mit einer ſächſiſchen 


1) 1468 Juli 4: Berlin, GStA. Rep. 44/1, 43. Gleichzeitig ein lebhafter 
Schriftwechſel zwiſchen beiden Kurfürſten ſ. ebenda. 

2) Riedel B, 5, 124 und 126. 

3) Fraknoi, 135. 
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Prinzeſſin zu ſchließen. Die ſächſiſche Diplomatie ſah ſich vor Entſchei⸗ 
dungen von großer Tragweite geſtellt. Da war es nur natürlich, daß man 
mit dem brandenburgiſchen Nachbar in ein möglichſtes Einvernehmen 
zu treten ſuchte, und dieſem Zwecke diente der Tag von Erfurt im Oktober 
1468. Sein Ergebnis war: Feſthalten an der Neutralitätspolitik. Das 
bedeutete hier nicht nur das übliche entſchlußfeindliche Zuwarten nach der 
politiſchen Grundſtimmung dieſer Zeit überhaupt, es war bei der Un⸗ 
klarheit der Verhältniſſe und der militäriſchen Macht, die die Entſcheidung 
nach einer Seite zum Feinde machte, auch die klügſte und gebotenſte 
Maßnahme. Auch der immer noch tatenfrohe Markgraf Albrecht war 
ja für ſie eingetreten. Die Verhandlungen boten ferner nach dem 
Schleizer Tage im Sommer Gelegenheit zu einer weiteren Annäherung 
Herzog Wilhelms an die Brandenburger. Damit berühren wir eine 
neue für die Zukunft bedeutſame Entwicklungsreihe: Schon die früher 
erwähnte Hinneigung ſeiner Neffen zu den Wittelsbachern hatte der 
reichspolitiſch wenig intereſſierte Herzog nicht mitgemacht. Sein Haupt⸗ 
augenmerk war neben Ausbau der inneren Struktur ſeines Landes 
weſentlich auf Pflege der alten Beziehungen zu Heſſen, auch zum Erz⸗ 
bistum Magdeburg gerichtet, und gerade damals kam eine lebhaftere 
Neigung zu den Hohenzollern, beſonders ſeinem altvertrauten Freund 
Markgraf Albrecht hinzu. Der ſtand ihm offenbar näher als ſeine meiß⸗ 
niſchen Neffen. Dieſe verkörperten ihm eine neue Generation, die 
anderen politiſchen Idealen huldigte als der gealterte Territorialfürſt 
im Herzen Deutſchlands. Es entzieht ſich leider der Kenntnis, ob noch 
feſtere Formen diplomatiſcher Kombination ihn veranlaßten, den jungen 
Herren die Erbhuldigung zu weigern )). 

Noch wenig zeigt ſich dieſer Gegenſatz auf dem ſtark beſuchten Lands⸗ 
huter Tage. Allein die Wittelsbacher ſchienen einem offenen Vorgehen 
gegen den Böhmenkönig geneigt. Sachſen wie Brandenburg vertreten 
wiederum das Neutralitätsprinzip, obwohl beide bemüht waren, ſich den 
Rücken nach beiden Seiten freizuhalten. Sachſen ſtand mit Georg ebenſo 
in Verbindung, wie ſeit Oktober 1468 mit Matthias. Um die gleiche 
Zeit beglaubigte Matthias einen Geſandten bei Markgraf Albrecht.“) 

Indeſſen nahm der Krieg einen im ganzen für Matthias erfolg⸗ 


reichen Fortgang. Neue Entſcheidungen ſchien der für Februar 1469 


nach Regensburg berufene Fürſtentag zu bringen. Der Meinungs⸗ 
austauſch zwiſchen Herzog Wilhelm, den Brandenburgern und den 


1) Vgl. Er miſch 1. c. 
2) Font. rer. Austr. II, 46, 76, Nr. 66. 
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jungen meißniſchen Herren iſt vorher ſehr rege. Noch im Dezember 
trifft ſich erſterer mit Markgraf Albrecht in Schleiz. !) Die jungen Herren 
wenden ſich — iſt es mehr als eine Höflichkeit? — zugleich um Rat an 
ihren Oheim, als ſie ihm das Eintreffen der Einladung von ſeiten des 
Kaiſers und des Ungarnkönigs melden, und er antwortet ihnen um⸗ 
gehend); Kurfürſt m ſetzt ſich gleichzeitig mit den Sachſen ins 
Einvernehmen.) 

Über alle Unftimmigteiten hinweg traten dann in den Regensburger 
Verhandlungen die ſächſiſchen und brandenburgiſchen Fürſten geſchloſſen 
auf. Ein brandenburgiſcher und ein thüringiſcher Rat — Dr. Knorr 
und der Abt von Hailsbrunn — waren ihre gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
treter. Auch diesmal — ſchon in ſtärkerem Gegenſatze zu den übrigen 
Reichsſtänden, beſonders aber zur Kurie — traten ſie für die Wahrung 
ihrer Neutralität ein.“) Man ſieht: Die Unterhandlungen, die beide 
getrennt nach allen Seiten führten, waren noch nicht zu Entſcheidungen 
herangereift, die einen Gegenſatz in der reichspolitiſchen Haltung bedingt 
hätten. Als dann die verſammelten Reichsſtände von der Nachricht 
über die zu Wilemons erfolgte Verſtändigung der beiden Gegner über⸗ 
raſcht wurden, konnten die ſächſiſch⸗brandenburgiſchen Vertreter ſich 
dieſes Ereigniſſes ohne Zweifel nur freuen. Es befreite ſie von der 
Notwendigkeit, in einen lebhafteren Gegenſatz zum Kaiſer und zu den 
übrigen Ständen treten zu müſſen. 

Beide Mächte verhielten ſich auch fernerhin dem Ungarn gegenüber 
äußerſt zurückhaltend. Markgraf Albrecht vor allem wollte nichts von 
den zu Olmütz beratenen Königsplänen Matthias’ wiffen.°) Sachſen 
hielt zwar ſeit April einen Vertreter am ungariſchen Hofe, ließ ſich aber 
auf direkte Abmachungen nicht ein, ſondern ſuchte und fand — anders 
als Brandenburg — Anlehnung an die wittelsbachiſch⸗kaiſerliche Partei. 
Im März zu Naumburg geführte Verhandlungen zwiſchen den ſächſiſchen 
und brandenburgiſchen Fürſten hatten nicht den Erfolg, den Bayern 


1) Font. rer. Austr. II, 44, 652, Nr. 537. 

2) Ebenda II, 42, 456 f, Nr. 344, 345. Ermiſch ſieht in der ſchon borber 
erfolgten Annahme der Einladung ſeitens Herzog Wilhelms eine Übertretung der 
Vereinbarung von Erfurt, doch entſchuldigt ſich der Herzog mit Gründen, die 
ihm offenbar ausreichend erſcheinen. Immerhin iſt der Vorfall ein Zeichen nicht 
allzu tiefen gegenſeitigen Einvernehmens. 

3) Font. rer. Austr. II, 44, 653, Nr. 539. 

4) Vgl. die Kopie einer r Inſtruktion. Font. rer. Austr. II, 
46, 77, Nr. 68. 

5) Riedel C, 1, 501. 
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und ebenſo wohl auch der Kaiſer und die jungen meißniſchen Herren ſelbſt 
wünſchten, nämlich den Abſchluß einer ſächſiſch⸗bayeriſch⸗brandenburgi⸗ 
ſchen Einung, der eine Spitze gegen Böhmen natürlich nicht abzuſprechen 
geweſen wäre.!) Matthias’ neuerlicher Verſuch, im Mai, Wettiner wie 
Hohenzollern durch eine Einladung nach Breslau feſter an ſich zu ziehen, 
ſcheiterte. Immerhin ſtand Sachſen der bayeriſch⸗kaiſerlich⸗ungariſchen 
Koalition unbedingt näher als Brandenburg. Mit Bayern ſchloß es 
am 8. Juni die ſchon erwähnte Erbeinung, der junge Herzog Albrecht 
hielt ſich lange am kaiſerlichen Hofe auf. Kurz, König Georg konnte 
nicht mit jener Sicherheit auf ſeine nördlichen Nachbarn zählen, wie 
er es z. B. Burgund gegenüber tat.“) Erſt als der Kaiſer ſich ihm wieder 
näherte, alſo im Herbſt 1469, brachte dieſe Wandlung auch eine gewiſſe 
Sicherung Böhmens von ſächſiſcher Seite her mit ſich. Brandenburg 
und in ſeinem Gefolge auch Wilhelm von Thüringen waren dieſe ganze 
Zeit hindurch die einzigen verläßlichen Stützen Georgs im Reiche ge⸗ 
wejen.?) Aber auch hier durfte er feine Wünſche nicht überſpannen: 
Die Unterſtützung ſeiner burgundiſchen Pläne lehnten Brandenburg wie 
Sachſen trotz der verlockenden Angebote für den Fall der Zuſtimmung ab.“) 

Die für die oſtdeutſchen territorialen Verhältniſſe ausgleichende 
Wirkung, die die beginnende Abkehr der kaiſerlichen Politik von Ungarn 
gegen Ende 1469 bedeutete, behob trotzdem nicht die unverkennbare 
Iſolierung, in der fitch damals die hohenzollerſchen Brüder befanden. 
Wenn man auch nicht fagen kann, daß „die ſächſiſchen Brüder endgültig 
aus der Vertrauensſtellung zu den Hohenzollern ſchieden und an der 


1) Über die von Markgraf Albrecht in die Offenheit der Sachſen geſetzten 
Zweifel vgl. die von Er miſch zitierte, von Droyſen ins Jahr 1468 geſetzte Stelle 
Riedel C, 1, 499. Ebenſo ſcheiterten Verhandlungen zu Regensburg, bei denen 
Martin Mayr auch die Sachſen vertrat, am brandenburgiſchen Widerſtand. 

2) Vgl. Bachmann, Geſchichte Böhmens II, 633. 

3) Bedenk Zedel der werbung an meinen gnedigen herrn marggraven Al⸗ 
brechten. Von erſt als geratslagt iſt von einem haymlichen verſtantnuß zwuſſchen 
unnſern herrn dem konig, den furſten von Brandburg, von Heſſen und Hertzog 
Wilhelmen etc. wider allermeniglichen. ... Nach dem nu hertzog Wilhelm die 
tag der Vitzthum halben absleht, hat unnſer herr der konig nicht gewiß mit was 
fugen ſein koniglich gnad die Jungen herren zu tagen beſchreiben mocht; deßhalben 
iſt kein tag beſtimbt worden. Dann uſerer herr der konig hat nicht gewißt, ob mei⸗ 
nem gnedigen herren von Brand burg und hertzog Wilhelm gemaynt 
weren außerhalben der jungen herren zu tagen. Weimar Rep. 94, 5. 

4) Vgl. über die Lauſitz als Kompenſationsobjekt, Werbung Georg v. Steins. 
Weimar B, 94, 30f. und auch H. Knothe, Die politiſchen Beziehungen zwiſchen 
der Oberlauſitz und Meißen im Archiv für ſächſiſche Geſchichte XII, S. 304. 
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Seite der Wittelsbacher Platz nahmen“), denn derartig ſchroffem Wechſel 
war ihre Politik völlig abgeneigt, ſo waren doch die Beziehungen beider 
Häuſer in den Jahren ſeit 1464 um nichts herzlicher geworden. Gewiß 
traten ſie oft nach außen Schulter an Schulter auf, gewiß verhandelten 
ſie auf zahlreichen Tagen über ihre gemeinſame Haltung; ſo im Oktober 
1469 wieder zu Naumburg; aber es war weder Kurfürſt Friedrich noch 
Markgraf Albrecht gelungen, die Verbindung der jungen meißniſchen 
Herren mit den Wittelsbachern zu hintertreiben — eine Brücke, über 
die Herzog Albrecht ſeinen Weg zu ſeiner bedeutſamen Stellung am 
Kaiſerhofe gefunden hatte — noch hatten ſie dieſe Einbuße dadurch 
etwa wettgemacht, daß ſie den Sachſen bei König Georg den Rang ab⸗ 
gelaufen hätten; er bewertete beide Häuſer gleich in ſeiner politiſchen 
Berechnung. Einzig den Herzog Wilhelm ſchien Markgraf Albrecht 
mit Erfolg von ſeinen Neffen abgezogen zu haben. Die bedeutſame 
Stellung der Sachſen trat gerade Ende des Jahres 1469 klar zutage, 
als fie — Herzog Albrecht und Herzog Otto von Bayern — die Ver⸗ 
ſtändigung zwiſchen dem Kaiſer und dem Böhmen anbahnten. Es liegt 
in dem ſchon früher angedeuteten Zuge der Zeit, der ſcharfe Entſcheidung 
nach Möglichkeit zu vermeiden und alle Dinge zu runden und zu glätten 
ſucht, daß ſich die geſchilderte wachſende Entfremdung der beiden großen 
Territorialſtaaten nicht in raſchem Zuge, mit deutlichen Einſchnitten 
vollzieht. Die Wandlungen der politiſchen Lage, gleicherweiſe bedingt 
von den verſchieden oder gleichlaufend gerichteten ſtaatlichen Intereſſen 
wie von der Art der führenden Männer und ihrer Ziele, begreifen auch 
immer ausgleichende, die Gegenſätze überwindende Strömungen in 
ſich, deren Quellen in im Einzelfalle etwa gerade einmal zuſammen⸗ 
fallenden Forderungen des Augenblickes oder in der ſtillen Wirkſamkeit 
der dynaſtiſchen Tradition — man denke etwa an die Rolle der Mark- 
gräfin Anna — zu ſuchen ſind. Die Rivalität an einzelnen Punkten 
beherrſcht die politiſche Haltung, nicht das Verhältnis der ſtaatlichen 
Intereſſenkreiſe in ihrem vollen Umfange. Daher iſt es möglich, daß 
Kurſachſen jederzeit die Brandenburger in deren Kämpfen mit Pommern 
unterſtützt; die Wettiner waren eben an dieſen ihnen entlegenen Ge⸗ 
bieten nicht intereſſiert. Den unglücklichen Sommerfeldzug Kurfürſt 
Friedrichs unterſtützen die jungen Herren auch militäriſch.“) Der Miß⸗ 

1) So Bachmann, Deutſche Reichsgeſchichte im Zeitalter Friedrichs III. 
und Max I. II, 238. 

2) Riedel B, 5, 133, 134f., 138 f., „daß es ewr libe in iuwern krigen glug⸗ 
ſelig unde wol ginge, erfuren wir gar gerne“, heißt es offenbar ehrlich in einem 
Schreiben Kurfürſt Ernſts. 
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erfolg dieſes Krieges brachte in erſter Linie in Friedrich den Entſchluß 
zur Reife, ſich ganz von der Regierung ſeines Territoriums zurückzu⸗ 
ziehen. Als er nach längeren Vorverhandlungen im Mai 1470 vom politi⸗ 
ſchen Schauplatz abtrat und ſeinem Bruder die Regierung gegen eine 
angemeſſene Entſchädigung überließ, da wohnten dem Abſchluſſe des 
Vertrages zu Gera die ſächſiſchen Fürſten bei.“) Nur ungern wohl 
ſahen ſie Friedrich in ſeine fränkiſche Heimat ins Privatleben ſcheiden. 
Wohl hatten Reibungen nicht gefehlt?), aber bei aller Selbſtändigkeit 
war dieſer wohl tatkräftige, aber ebenſo beſonnene Fürſt ein angenehmer 
Nachbar geweſen. Er war einer von der Art jener in weiſer Selbſt⸗ 
beſchränkung der Kräfte des Staates gerade für das Wohl ihres Terri⸗ 
toriums ſo ſegensreich wirkender Herren. Friedrich II. von Sachſen, 
auch Herzog Wilhelm in ſeiner ſpäteren Zeit, ſind ſeines Schlages. Ihnen 
allen fallen die Grenzen ihrer Aufgaben, ihres Strebens und ihrer Ziele 
mit den Marken ihres ererbten Landes zuſammen. In ihren Nach⸗ 
folgern ſchon lebt ein neuer Geiſt. Denen iſt ihr Gebiet wohl Baſis und 
ſeine Macht wohl Quelle des politiſchen Wollens, aber ihre Ziele liegen 
weiter. Sie lockt das freie Spiel der mannigfach wirkenden Kräfte des 
Reiches und ſeiner Nachbarn. Sie wollen Häupter oder doch Glieder 
von Koalitionen ſein. Ihnen iſt wohler im bunten Treiben der „großen 
Tage der Chriſtenheit“ als in der Stille ihrer beſcheidenen öſtlichen 
Reſidenz. Reinſter Vertreter dieſer Richtung iſt Markgraf Albrecht, aber 
auch Herzog Albrecht von Sachſen zählt dahin und ſelbſt bei Kurfürſt 
Ernſt finden ſich manche dieſer modernen Weſenszüge. 


1) Bezeichnend iſt, daß Markgraf Albrecht vorher den Rat Herzog Wilhelms 
dazu einholte. Priebatſch, Polit. Corre ſp. I, 16. Markgraf Albrecht an Asmus 
v. Eberſtein, 1470 Februar 17. 

2) Erſt noch in den Sommer 1469 fällt ein Jüterboger Tag über Grenz⸗ 
irrungen. Über Grenzſtreitigkeiten im Gebiete des Abtes von Lehnin vgl. Prie⸗ 
batſch, Politiſche Correſpondenz I, 15. Brief e Friedrichs II. an Kurfürſt 
Ernſt, 1470 Februar 16. 
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Fortſetzung (Vgl. Bd. 32, S. 57ff.) 


VII. 
Oftpreußen. 
Die Handelslage der Provinz. Der Streit zwiſchen Königsberg und Memel. 
Die Art des Königsberger Handels. Der Zolltarif von 1725. Riga und Libau. 
Der Verfall des Königsberger Handels. Neue Handelsblüte Anfang der achtziger 
Jahre. Zollermäßigungen unter Friedrich Wilhelm II. 

Für die Provinz Oſtpreußen war der polniſche Handelsvertrag von 
der größten Bedeutung. Oſtpreußen beſaß weder eine einträgliche Land⸗ 
wirtſchaft noch blühende Manufakturen. Der ganze Wohlſtand der Pro⸗ 
vinz wurzelte im Handel!). Deshalb war das neue Zollabkommen mit 
Polen für dieſen Landesteil von weit größerer Wichtigkeit als für alle 
anderen Gebiete der preußiſchen Krone, deren Bewohner noch aus an⸗ 
deren Quellen Nahrung ſchöpften und nicht auf den Handel allein an⸗ 
gewieſen waren. 

Oſtpreußen beſaß vor 1775 einen ſtark entwickelten Handelsverkehr, 
den es in erſter Linie ſeiner günſtigen geographiſchen Lage verdankte. 
Während die Häfen, Pillau und. Memel, in einem regen Schiffsverkehr 
Beziehungen zu England, Frankreich, Holland, Dänemark und Schweden 
vermittelten, war das Hinterland der Provinz, Polen und ein Teil von 
Rußland, für den Abſatz ſeiner Produkte auf die oſtpreußiſchen Kaufleute 
angewieſen. Die ſchiffbaren Ströme, Weichſel und Memel, erleichterten 
es den Polen, Oſtpreußen als Stapelplatz für ihre Produkte zu benutzen. 
Die Provinz ſelbſt war, wie bereits erwähnt, keineswegs ertragreich, 
weder an Rohmaterialien noch an Induſtrieerzeugniſſen. Was von den 
in Oſtpreußen gewonnenen Produkten nach Befriedigung des Landes⸗ 
bedarfs übrig blieb, hätte niemals einen Handelsverkehr von einiger 
Bedeutung mit anderen überſeeiſchen Staaten ermöglichen können. Die 


1) v. Baczko, Annalen des Königreichs Preußen, 1792, 2. Quartal, ©. 48ff. 
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glückliche Lage der Proving erſetzte dieſen Mangel vollkommen. Das 
angrenzende Königreich Polen lieferte eine große Menge von Waren, 
welche für den Handel über See in Betracht kamen. Die in Polen ent⸗ 
ſpringenden, in ihrem Unterlaufe in Oſtpreußen einfallenden Ströme 
erleichterten den Transport. Doch auch auf dem Landwege wurden die 
polniſchen Produkte nach Oſtpreußen gebracht, um von dort über die 
Oſtſee verſchifft zu werden. 

Der Haupthandelsplatz der Provinz war Königsberg. Die preußiſche 
Regierung beſchützte dieſe Provinzialhauptſtadt in ihren Handelsbeſtre⸗ 
bungen ſelbſt zuungunſten der übrigen Städte Oſtpreußens. Sie ver⸗ 
fuhr dabei nach dem ſtets bewährt gefundenen Grundſatz: „Die Hand⸗ 
lung dieſer an ſich ſelbſt kleinen Provinz in eine Quelle zu leiten, die 
durch ſorgſame Pflege den Gelderwerb vom Auslande erleichtern konnte, 
aus der ſich ſolcher durch unzählige Kanäle über das ganze Land ergießt 
und den Fleiß der Einwohner reizt und erhebt.“) Aus dieſem Grunde 
wurden die hinter Königsberg liegenden Städte, an denen die polniſchen 
Waren vorbeigeſchifft werden mußten, wie Tilſit, Labiau, Wehlau und 
Tapiau, ſehr benachteiligt. Trotzdem ſie der polniſchen Grenze näher 
lagen, alſo die polniſchen Produkte wohlfeiler erwerben konnten, wurden 
ihnen keine anderen ſtädtiſchen Gerechtſame erteilt, „als die dem Zuge 
des polniſchen Handels unmittelbar nach Königsberg keinen Eintrag tun 
konnten“). Da Königsberg das Stapelrecht beſaß, konnten die Kauf⸗ 
leute der übrigen oſtpreußiſchen Städte wohl Waren an die Polen ver⸗ 
kaufen, aber ihre Erzeugniſſe durften ſie ihnen nicht abkaufen. Was ſie 
an polniſchen Produkten, ſei es zum eigenen Gebrauch, ſei es zum Ver⸗ 
kauf, brauchten, mußten ſie über Königsberg beziehen. Es iſt nicht an⸗ 
zunehmen, daß die Polen in größerer Anzahl zum Einkauf Städte auf⸗ 
ſuchten, in welchen ſie ihre eigenen Waren nicht loswerden konnten. 
Vereinzelte Gutsbeſitzer aus den Grenzgebieten, die über bares Geld 
verfügten, mochten wohl ihre Einkäufe in den kleineren Städten be⸗ 
ſorgen, von einem regelrechten Handelsverkehr mit den Polen aber konnte 
unter dieſen Umſtänden keine Rede ſein. 

Erſt im Jahre 1782 geſchah der Königsberger Handelsherrlichkeit 
durch eine königliche Verordnung ein gewiſſer Abbruch. Im Frühjahr 
des genannten Jahres waren die Städte Königsberg und Memel wegen 
des Stapels und beiderſeitigen Handels in Streit geraten“). Die Kauf⸗ 


1) v. Baczko, Annalen des Königreichs Preußen, 1793, 3. Quartal, S. 94. 
2) Ebenda. 
3) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 9. 
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leute von Memel hatten zu Anfang des Jahres unweit Tilſit von den 
erſten den Fluß herabkommenden Wittinen!) 30000 Stein Hanf auf⸗ 
kaufen laſſen. Die Königsberger erhoben Einſpruch dagegen und ließen 
auf Grund ihres Stapelrechts den Hanf mit Arreſt belegen. Sie grün⸗ 
deten ihre Anſprüche auf die Verleihung des Stapelrechts durch den 
Ordenshochmeiſter Winrich von Kniprode im Jahre 1365. Alle ſpäteren 
Beherrſcher Oſtpreußens, auch Friedrich der Große, hatten bei ihrem 
Regierungsantritt das Handelsprivileg der Stadt beſtätigt. Danach war 
Königsberg die allgemeine Niederlage des oſtpreußiſchen Handels. Kein 
Pole, Ruſſe oder Jude durfte ſeine Waren bei Strafe der Konfiskation 
von der Fahrt auf Königsberg ablenken, und keine andere Stadt Oſt⸗ 
preußens durfte ſolche kaufen. Der polniſche Handelsvertrag von 1775 
erwähnt ausdrücklich das beſtehende Stapelrecht Königsbergs). Er hob 
dasſelbe keineswegs auf, wie irrtümlicherweiſe behauptet worden iſts). 
An dem Streite zwiſchen Königsberg und Memel war nach Anſicht Fried⸗ 
richs des Großen nur die Eiferſucht von ſeiten der Königsberger ſchuld, 
„indem Memel anfängt, ein bisgen ſich im Handel aufzunehmen, das 
erſtere nicht gerne ſehen!“). Die Kaufmannſchaft der Stadt Memel 
behauptete Königsberg gegenüber ihre Handelsfreiheiten, welche ihr 
1639 durch König Wladislav von Polen erteilt und 1657 durch Kurfürſt 
Friedrich Wilhelm von Brandenburg nach Erwerbung der Souveränität 
in Oſtpreußen beſtätigt worden waren. Sie erbat den Schutz Friedrichs II. 
Würde der Hanf zurückbehalten werden und nicht nach Memel gelangen, 
ſo müßten drei fremde Schiffe, die darauf warteten, mit Ballaſt zurück⸗ 
gehen, der Auftraggeber würde ſich im nächſten Jahre nach Riga wenden, 
und der Memeler Handel, welcher in dieſem Jahre in Blüte ſtände, 
würde Abbruch erleiden. Der König entſchied zugunſten der Memeler 
Kaufmannſchaft und befahl Aufhebung des Arreft3°). 

Abgeſehen von dieſer einmaligen Begünſtigung Memels ging der 
geſamte Handel der Provinz Oſtpreußen über Königsberg. Man geht 
nicht zu weit, wenn man den oſtpreußiſch⸗polniſchen Handelsverkehr mit 


1) Wittinen ſind polniſche Fahrzeuge, welche auch Struſen genannt werden. 
Sie beſtehen teils aus bloßen Holzflößen, welche, nachdem ſie abgeladen worden, 
auch verkauft werden, teils in wirklichen Kähnen. Baczko, Annalen, 1792, 
2. Quartal, S. 51. 

2) Art. II: Il sera permis aux Polonois d'ex porter par les Etats de Sa 
Majesté à exception de Königsberg en Prusse, à qui le droit d’Etape est réservé. 

3) Meier, Beiträge zur Geſchichte Königsbergs, S. 294. 

4) K.⸗O. an Heinitz, vom 7. I. 1782. 

5) Ebenda, K.⸗O. an die litauiſche Kammer, den 13. Juni 1782. 
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den geſchäftlichen Beziehungen der Polen zur Kaufmannſchaft der Stadt 
Königsberg gleichſetzt. Die polniſchen Händler brachten ihre Produkte 
nach dieſer Stadt, und die Königsberger Kaufleute verfrachteten dieſelben 
über Pillau und Memel ins Ausland, von wo ſie wiederum einen großen 
Teil der Waren bezogen, welche die polniſchen Kaufleute für die Bedürf⸗ 
niſſe ihrer Landsleute einzuhandeln pflegten. Die Rohmaterialien, welche 
Königsberg von den Polen erwarb, beſtanden in der Hauptſache aus 
Hanf, Lein⸗ und Hanfſaat, Pott- und Waidaſche, Hanföl, Wachs, Talg, 
Wolle, Borſten, Juchten u. dgl. Die Königsberger Kaufmannſchaft lieferte 
dieſe polniſchen Erzeugniſſe nach Schweden, Dänemark, Holland, England, 
Frankreich, Spanien und Portugal, von wo dafür Weine, franzöſiſcher 
Branntwein, Manufaktur⸗, Material- und Gewürzwaren kamen, welche 
zum Teil im Lande ſelbſt verbraucht, zum weitaus größeren Teile aber 
den Polen für ihre nach Königsberg gebrachten Materialien als ſog. 
„Retourwaren“ in Zahlung gegeben wurden. Gegen bares Geld kaufte 
oder verkaufte der Pole ſelten in Oſtpreußen. Der oſtpreußiſch⸗polniſche 
Handelsverkehr war in der Hauptſache ein Taujch- oder Baratthandel )). 

Die Königsberger Kaufleute pflegten mit den polniſchen Grund⸗ 
beſitzern oder mit ihren Geſchäftsträgern, welche meiſtens Juden waren, 
Kontrakte auf Lieferungen für das folgende Jahr abzuſchließen?). Sie 
gaben den Polen gewöhnlich anſehnliche Vorſchüſſe, ein Drittel oder 
ſogar die Hälfte des für die Lieferung vereinbarten Preiſes. Die Waren 
wurden im kommenden Frühjahr bei günſtigem Waſſerſtande herab⸗ 
geſchifft und bei der Ablieferung der Reſt bezahlt. Um die Zeit waren 
gewöhnlich bereits Beſtellungen auf polniſche Produkte aus dem Aus⸗ 
lande eingetroffen, ſo daß dieſe oft direkt aus den polniſchen Wittinen 
in die Schiffe geladen und ſeewärts verſandt wurden. Dieſe Art der 
Handelsbeziehungen zu den Polen war für den Königsberger Kaufmann 
von einer gewiſſen Gefahr. Es kam vor, daß die polniſchen Geſchäfts⸗ 
leute, welche den Vorſchuß erhalten hatten, ausblieben und die beſtellten 
Waren einfach nicht ablieferten. Bei den verworrenen Verhältniſſen in 
Polen war auf dem Klagewege ſelten etwas zu erreichen. Ahnlich lagen 
die Dinge bei dem Ausfuhrhandel nach der Republik Polen. Der Kauf⸗ 
mann mußte ſeinen polniſchen Abnehmern ſechs Monate Kredit ge⸗ 
währen. Er ſelbſt war gezwungen, die aus dem Auslande zur Lieferung 
nach Polen bezogenen Waren bei ſeinem Kommiſſionär in Hamburg 
oder Amſterdam ſchon drei bis vier Monate nach Empfang der Gegen⸗ 


1) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. 
2) v. Baczko, Annalen, 1792, 2. Quartal, S. 52 ff. 
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ſtände zu bezahlen, und er mußte immer mit der Möglichkeit rechnen, 
daß der polniſche Handelsmann keine Zahlung leiſtete. Trotzdem hat 
Oſtpreußen bei dieſem Handel einen großen Gewinn erzielt, denn die 
Kaufleute brachten ſtets die Gefahr des Verluſtes und die Zinſen für 
Vorſchüſſe und Kredit bei der Abrechnung in Anjchlag?). 

Polen, insbeſondere das Großherzogtum Litauen, bedeutete die 
Quelle des oſtpreußiſchen Handels. Blieben die polniſchen Händler mit 
ihren Waren aus, ſo konnten die Aufträge der überſeeiſchen Handels⸗ 
häuſer nicht ausgeführt werden, und der oſtpreußiſche Kaufmannsſtand 
verlor Verdienſt und Lebensunterhalt. Die 1772 erfolgte Teilung Polens, 
durch welche ein großes Stück von Weißrußland unter die Herrſchaft 
der ruſſiſchen Krone kam, änderte die Handelsverhältniſſe der Provinz 
Oſtpreußen in erheblichem Maße. Aus den an Rußland gefallenen 
polniſchen Gebietsteilen kamen ehedem die beſten Qualitäten von Hanf 
und Flachs nach Königsberg. Die ruſſiſche Regierung verbot zwar nicht 
die Ausfuhr dieſer Rohmaterialien, aber trotzdem ging der Handel Oſt⸗ 
preußens mit Weißrußland ſtark zurück. Der Verkäufer mußte nämlich 
beim Verlaſſen des ruſſiſchen Gebietes den ſog. Lehnszoll von 20% an 
die ruſſiſche Zollbehörde, ferner im polniſch gebliebenen Großherzogtum 
Litauen den polniſchen Tranſitzoll und ſchließlich bei der Einfuhr in 
Oſtpreußen noch den preußiſchen Einfuhrzoll von 2% nach dem Tarif 
vom 24. Mai 1775 entrichten). Brachte er ſeine Waren nach dem ruſſi⸗ 
ſchen Riga oder dem kurländiſchen Libau, ſo brauchte er gar keinen Zoll 
zu bezahlen, ſo daß er in dieſen beiden Handelsſtädten ſeine Produkte 
zu bedeutend niedrigeren Preiſen verkaufen und dabei doch weit mehr 
verdienen konnte als in Königsberg. Hatte er doch keine anderen Speſen 
als die Transportkoſten zu tragen. Der Handel mit dem an Rußland 
gefallenen Teile Polens war demnach ſtark beeinträchtigt und derjenige 
mit dem Reſte der Republik erlitt auch eine gewaltige Verminderung 
durch die ungünſtige Wirkung des mit der Krone und Republik Polen 
geſchloſſenen Handelsvertrages vom 19. März 1775 und des ihm folgen⸗ 
den Warſchauer Tarifs. 

Bis zum Jahre 1775 galt für den oſtpreußiſch⸗polniſchen Handel der 
revidierte alte Zolltarif von 17255). Dem zwiſchen Preußen und Polen 
geſchloſſenen Abkommen folgte am 24. Mai ein neuer Zolltarif, welcher 
auf Grund der im Vertrage feſtgeſetzten Ein⸗ und Ausfuhrzölle von 2% 


1) Ebenda. 

2) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. 

3) Ebenda. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XV. 1. 4 
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und 12% für den Tranſithandel ausgearbeitet worden war!). Da jedoch 
nicht ausgemacht worden war, daß als Grundlage für den neuen Zoll⸗ 
tarif die bisher bei der Zollberechnung üblichen Taxwerte beibehalten 
werden ſollten, ſo wurden die angenommenen Werte ganz bedeutend 
heraufgeſetzt, ſo daß der neue Zoll weit höher ausfiel als der alte. Wie 
hoch ſich der neue Ein⸗ und Ausfuhrzoll im Vergleich zu dem vor 1775 
gültigen belief, erkennt man am beſten aus einer von dem Königsberger 
Kommerzienkollegium aufgeſtellten Tabelle). Danach wurde z. B. bezahlt: 


An Einfuhrzoll nach dem Tarif von 1725 An Einfuhrzoll nach dem Tarif von 1775 


Weizen pr. Laſt . 20 gr. Weizen pr. Laſt 5 f. 
Hauf „ a a a De Hanf, unigehechelter p. 2. 10f. 91/, gr. 
Roggen nn -. . » 10 n n gehechelter nn 20, 18° / 4 77 
Pottaſche pr. Gap . . 15 „ Roggen pr. Lat . . 2,15 „ 
Waidaſche pr. Laſtt . 1 fF. Pottaſche nach Größe der after 
Wolle pr. Stein . 1 gy. 6, 7, 8, 10 f. 
Juchten pr. Stück 2, Waidaſche pr. Laſt 9, 10, 11, 
Wachs pr. Stein 2 „ Wolle pr. Stein 17, 
Juchten pr. Stück. 6, 
Wachs pr. Stein 10½ „ 5) 


Man ſieht, die neuen Zölle ſind ganz bedeutend höher und mußten 
lähmend auf die Einfuhr aus Polen wirken. Dazu kam noch, daß die 
Zollabgabe nach dem Traktat und auf Grund früherer Abmachungen 
mit Polen auf Gegenſeitigkeit beruhte. Für die polniſchen Produkte 
mußte auf polniſchem Boden Ausfuhrzoll, nach Überſchreiten der Grenze 
in Oſtpreußen Einfuhrzoll an die preußiſche Regie bezahlt werden, und 
zwar in gleicher Höhe wie in Polen. Dieſe doppelte Zolleiſtung war 
um ſo läſtiger, als in Polen auch die zeitraubende Reviſion und die um⸗ 
ſtändliche Erhebungsart der preußiſchen Zollverwaltung nachgeahmt 
wurden“). Die polniſche Zollverwaltung begann auch ihrerſeits die Tax⸗ 
werte für preußiſche Fabrikwaren zu erhöhen und höhere Einfuhrzölle 
für Tuch⸗ und Seidewaren, welche die Hauptausfuhrartikel der preußi⸗ 
ſchen Induſtrie nach Polen bildeten, zu erheben. Bereits 1776 liefen 
beim Handelsdepartement in Berlin Beſchwerden darüber ein, daß die 
polniſchen Zollaufſeher zuviel Zoll von preußiſchen Waren verlangten, 


1) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXV, Nr. 16. 

2) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. 

3) Nach oſtpreußiſchem Münzfuß hatte der Reichstaler 3 Gulden oder 90 Gro⸗ 
ſchen. Leonhardi, a. a. O. I, S. 141. 

4) v. Baczko, Annalen, 1793, 3. Quartal, S. 101. 


Der polniſche Handelsvertrag von 1775. 51 


oft bis 4%. Auch riſſen fie die Ballen auf und maßen die Stoffe mit 
der Elle nach!). Im Jahre 1779 traf ein Bericht der Königsberger Kauf⸗ 
mannſchaft beim 5. Departement ein, der heftige Klagen über das Ver⸗ 
halten der polniſchen Zollbehörden enthielt. Seit dem 9. Juli wurden 
im Großherzogtum Litauen die Zollgefälle für alle aus Preußen kom⸗ 
menden Waren nicht mehr nach dem Tarif von 1775 erhoben, ſondern 
nach ganz unerſchwinglichen Sätzen, welche bis zu 40 und 70% vom 
Werte der Sachen betrugen. Beſonders die einheimiſchen Manufaktur⸗ 
erzeugniſſe wie Wollen⸗, Seiden⸗ und Leinenſtoffe wurden mit dieſem 
enormen Zoll belegt?). Durch dieſe unerwartete Maßnahme litt der 
Handel in Königsberg, die anweſenden Polen gingen ohne Retour⸗ 
waren in ihre Heimat zurück, und die auf dem Wege nach Königsberg 
begriffenen polniſchen Händler gaben die Reiſe gänzlich auf. Da gleich⸗ 
zeitig eine Beſchwerde der Grüneberger Tuchfabrikanten an den König 
einlief?), welche über den durch dieſe Zollerhöhung verringerten Abſatz 
ihrer Waren klagten, wurde der preußiſche Reſident Axt in Warſchau 
beauftragt, beim Conseil permanent und beim Könige Klage zu führen. 
Nach längerem Hin und Her hatten ſeine Bemühungen Erfolg, und am 
17. Dezember 1779 konnte er der Königsberger Kaufmannſchaft mit⸗ 
teilen, daß die Zollſätze wieder ermäßigt worden ſeien. Die polniſche 
Regierung aber hörte nicht auf, Verſuche zu machen, um aus den Grenz⸗ 
zöllen höhere Einnahmen zu erzielen. 1782 erhöhte ſie den Zoll für die 
aus den oſtpreußiſchen Grenzſtädten, wie z. B. Tilſit, zum Verkauf auf 
die polniſchen Jahrmärkte der Grenzbezirke gebrachten Waren“), und 
noch 1789 beſchwerte ſich die Kaufmannſchaft von Memel über die außer⸗ 
gewöhnlich hohen Zölle, welche ihr bei der Einfuhr auf polniſchem Ge⸗ 
biete abverlangt wurden. Die preußiſche Regierung ließ auch diesmal 
durch den Geſandten von Buchholz in Warſchau Einſpruch erheben. Die 
Angelegenheit wurde aber ſo läſſig betrieben, daß noch 1791 kein Reſultat 
erzielt worden ward). 

Bei einem derartigen Verhalten der polniſchen Zollbehörden und 
den erhöhten Zöllen des Tarifs von 1775 gewöhnten ſich die Polen all⸗ 
mählich daran, ihre Handelsfahrten ſtatt nach Oſtpreußen nach Kurland 
und Livland zu machen. Als die ruſſiſche Regierung in ihrem Lande 
für Manufakturen und Fabriken zu ſorgen begann, auch die Städte Riga 


1) v. Schrötter, a. a. O. XIV, S. 544. 

2) Geh. St. Gen. Dir. Oſtpreußen und Litauen. Materien. XXII, Nr. 81. 

3) Ebenda. a 

4) Geh. St. Gen. Dir. Oſtpreußen und Litauen. Materien. II, Nr. 30. 

5) Geh. St. Gen. Dir. Oſtpreußen und Litauen. Materien. XXII, Nr. 108. 
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und Libau in immer regeren Verkehr mit dem Auslande traten und von 
dort viele Waren bezogen, verſorgten ſie die Polen mit denjenigen Fabri⸗ 
katen, welche dieſe ſonſt für ihre Rohmaterialien in Königsberg einzu⸗ 
handeln pflegten. Seitdem wurde der Ausfall für Oſtpreußen noch fühl⸗ 
barer. In einem Bericht des Königsberger Kommerzienkollegiums heißt 
es darüber: „Liebau hat ehedem feine Fabriquen Waaren von Coenigsberg 
gezogen, jetzt wird derer ſo wenig mehr gedacht, daß dieſer Ort nicht nur 
feinen eigenen Bedarf, ſondern ſehr beträchtliche quanta zum Debit nach 
Pohlen aus Holland, Frankreich, England Seewärts kommen läßt. 


Folgendes wird ſolches am deutlichſten beweiſen. 


Schon in 
anno 1771 ſind in Liebau an Fabrique Waren eingebracht für 522 915 Gulden 
" 1772 n n " n n " " " 565 933 " 
77 1773 U} “ " " ” " " " 511 700 wf 
" 1 774 " n II IL " IL IL 77 607 537 LL 
77 1775 II 77 77 77 " " " 76 590355 77 
" 1776 " " " I " 77 77 " 634441 " 
" 1777 n " 77 " IL " " n 656 213 " 
" 1778 77 " " II 76 " " " 761 361 iid 


Die alljährlich geſteigerte Einfuhr in Liebau zeiget gar deutlich, wie 
ſehr zum Nachteil Coenigsbergs dergleiche Waare daſelbſt in einer fort⸗ 
währenden Zunahme debitieret wird.“) 

Nicht allein die erhöhten Zollſätze hielten die Polen von der Fahrt 
auf Königsberg zurück. Nach den neuen Zollerhebungsbeſtimmungen 
wurde der Einfuhrzoll ſogleich beim Betreten von preußiſchem Gebiet 
vom erſten Grenzzollamt verlangt:). Vorher brauchte der Zoll erſt beim 
Verkauf der Waren entrichtet zu werden. Offenbar ſollte die Einrichtung 
des Grenzzolls und die damit verbundene Deklaration den Schmuggel 
verhindern. Das Schwärzen der Waren konnte dieſe Anordnung nicht 
aus der Welt ſchaffen, die Polen aber ſahen ſich veranlaßt, ihre Produkte 
nach Riga und Libau zu bringen, wo ſie bei der Einfuhr gar keine Ab⸗ 
gaben zu leiſten hatten. Um die Tragweite der Grenzzollbeſtimmungen 
in ihrem ganzen Umfange zu würdigen, muß man ſich vor Augen halten, 
daß die Polen ſehr ſelten über Betriebskapital verfügten. Sie kamen 
nach Königsberg, um die ihnen notwendigen Manufakturwaren gegen 
ihre Produkte einzutauſchen. Außer ihren Erzeugniſſen, pflegten ſie, 
wenigſtens die kleineren Händler, keine größeren Geldwerte auf die 


1) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. 
2) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXV, Nr. 16. 
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Reiſe mitzunehmen. Wovon ſollten ſie den preußiſcherſeits in barem 
Gelde verlangten Einfuhrzoll beim erſten Zollamt, welches ſie mit ihren 
Waren paſſierten, bezahlen? Selbſt wenn ſie die Abſicht gehabt hätten, 
trotz der erhöhten Zölle Königsberg zum Ziel ihrer Reiſe zu wählen, 
mußte die Forderung, den Einfuhrzoll vor dem Verkauf zu begleichen, 
einen großen Teil der polniſchen Händler vom Beſuch Königsberg ab⸗ 
bringen. Die reicheren Kaufleute Polens, welche über flüſſige Gelder 
verfügten, mochten aber, trotz der ihnen bereiteten Schwierigkeiten, wohl 
doch nicht die einmal mit Königsberg angebahnten Handelsbeziehungen 
abbrechen, denn ganz verſiegte die polniſche Einfuhr nicht, wenn ſie 
auch in den Jahren nach 1775 ſank und die Einfuhr polniſcher Erzeugniſſe 
nach Riga und Libau ſtändig ſtieg. 

Der Rückgang des Königsberger Handels war Ende der ſiebziger 
Jahre ſo offenkundig, daß ſich das Königsberger Kommerzienkollegium 
in einer Immediateingabe an den König wandte und um Erleichterung 
des Handelsverkehrs bat!). Nach den Angaben des Kollegiums war die 
Einfuhr polniſcher Produkte nach Königsberg in den Jahren von 1774 
bis 1778 im Vergleich zu der Einfuhr der Jahre 1769 bis 1773 ſehr ſtark 
geſunken. Nach einer der Beſchwerdeſchrift beigefügten Tabelle wurden 
in Königsberg eingeführt: 


Es ergibt ſich alſo 
ein Minus von: 


in den Jahren von 
1774—78 incl. 


in den Jahren von 
1769—73 incl. 


Roggen 22 848 Laſt 16 925 Laſt 5918 Laſt 
Hanf 1574 880 Stein 1062 120 Stein 512 760 Stein 
Flachs 170 400 Stein 156 000 Stein 14 400 Stein 
Leinſaat 325 205 Tonnen 211 392 Tonnen 113813 Tonnen 
Hanfſaat 110447 Tonnen 56 833 Tonnen 53614 Tonnen 
Talg 23180 Stein 18 148 Stein 5 032 Stein 
Garn 7216 Schock 4783 Schock 2433 Schock 
Juchten 27 898 Stück 5617 Stück 22 281 Stück 
Sohlleder 3648 Stück 846 Stück 2 802 Stück 
Hanfoel 9475 Ohm 5985 Ohm 3490 Ohm 
Bauholz 4407 Schock 4043 Schock 364 Schock 
Klappholz 4940 Schock 3492 Schock 1448 Schock 


Dieſe Aufſtellung zeigt deutlich die ſtarke Verminderung der polni⸗ 
ſchen Einfuhr. Infolgedeſſen konnte Königsberg den Aufträgen der aus⸗ 
wärtigen Handelshäuſer nicht in demſelben Umfange gerecht werden wie 
früher. Der Verdienſt ſank ſtark, und die Kaufmannſchaft mußte be⸗ 


1) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. 
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fürchten, daß ihre überſeeiſchen Geſchäftsfreunde ſich andere Bezugs⸗ 
quellen zur Deckung ihres Bedarfs ſuchen würden. In den Jahren 1774 
bis 1778 kamen 644 Wittinen mit polniſchen Produkten weniger nach 
Königsberg als in der Zeit von 1769 bis 1773, wo 1875 Wittinen in 
der Provinzialhauptſtadt eingetroffen waren. In den erſtgenannten 
fünf Jahren waren nur 1231 angekommen. 

Der Handelsverkehr Rigas mit den Polen in der zweiten Hälfte 
der ſiebziger Jahre zeigt ein ganz anderes Bild. Das Königsberger Kom⸗ 
merzienkollegium fügte ſeiner Klageſchrift auch eine Tabelle über ſechs 
polniſche Artikel, welche von Riga aus ſeewärts verſandt wurden, bei. 
Danach verfrachtete Riga: 


Es ergibt ſich alſo ein 
jährliches Plus von: 


in den Jahren 1768—70 
in jährlichem Durchſchn.: 


von anno 1771—78 in 


an: jährlichem Durchſchnitt: 


Hanf 384 300 Stein 466 700 Stein 82 400 Stein 
Flachs 370 000 Stein 400 000 Stein 30 000 Stein 
Roggen 6735 Laſt 14 450 Laſt 7715 Laſt 
Leinſaat 27 747 Tonnen 34 299 Tonnen 6 552 Tonnen 
Schlag⸗ 

Leinſaat 42 187 Tonnen 69 207 Tonnen 27 020 Tonnen 
Hanfſaat 47 703 Tonnen 56 830 Tonnen 9067 Tonnen 


Nach Berechnung der Königsberger ſtieg der Handel Rigas in den 
Jahren von 1771 bis 1778 um 17124608 preußiſche Gulden, während 
der Umſatz in Königsberg in der Zeit von 1774 bis 1778 um 10175802 
preußiſche Gulden fiel. In der letzten Summe iſt allerdings auch noch 
der Ausfall mitinbegriffen, welchen die Königsberger Kaufmannſchaft 
durch die Übertragung des Salzhandels an die Seehandlungsgeſellſchaft 
im Jahre 1772 erlitten hatte. Der Abſatz von Salz in Polen wurde nach der 
Teilung auf 4000 Laſt jährlich berechnet, was in den ſieben Jahren von 1773 
bis 1779 28000 Laſt im Werte von 4200000 preußiſche Gulden ausmachte. 

Die Steigerung der Ausfuhr aus dem kurländiſchen Hafen Libau 
war für die Königsberger Kaufmannſchaft ein weiterer Beweis dafür, 
daß ihr eigener Handel durch die hohen Zölle zurückging. Sie ſandte 
dem Könige auch eine Aufſtellung über die Libauer Ausfuhr und bemerkte 
dazu: „Dieſe vermehrte Ausſchiffungen rühren zum Teil daher, weil 
wegen der ſeit 1775 auf die Pohlniſchen Produkte erhobenen neuen 
Zoll⸗Abgaben, ſolche nach Liebau gebracht werden, woſelbſt ſie gar keinem 
Zoll unterworfen ſind.“ Nach der eingeſchickten Tabelle muß der Handel 
der Stadt Libau allerdings in demſelben Verhältnis geſtiegen ſein wie 
derjenige des ruſſiſchen Hafens Riga; es iſt daher wohl begreiflich, daß 
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die Königsberger in wachſender Angſt auf dieſe beiden Rivalen blidten _. 
und die Hilfe ihres Landesherren erbaten. Die Ausfuhr aus Libau betrug: 


in den Jahren Pr En 1 Es ergibt ſich alſo ein 
bis 1771 W jährliches Plus von: 


Roggen 4 000 Laſt 6300 Laſt 2 300 Laſt 
Weizen 200 Laſt 500 Laſt 300 Laſt 
Gerſte 2 100 Laſt 2 300 Laſt 200 Laſt 
Schlagſaat 4400 Tonnen 7300 Tonnen 2900 Tonnen 
Rindleder 600 Dächer) 800 Dächer 200 Dächer 
Kalbleder 180 Dächer 400 Dächer 220 Dächer 
Hanf 5 000 Stein 11000 Stein 6 000 Stein 


Die polniſchen Kaufleute bevorzugten Libau vor Königsberg nicht nur 
deshalb, weil Kurland keinen Einfuhrzoll für polniſche Produkte verlangte, 
ſondern weil auch die Republik Polen für die Ausfuhr nach dem Herzog⸗ 
tum die alten mäßigen Ausfuhrzölle beibehalten hatte). Da fie auf dem 
Wege nach Königsberg ſowohl in Polen Ausgangszoll, wie in Preußen 
Einfuhrzoll nach demſelben erhöhten Tarif zahlen mußten, gewöhnten ſie 
ſich daran, die neuen Handelsverbindungen vor den alten zu bevorzugen. 

Daß Königsberg nicht mehr in demſelben Umfange wie früher mit 
polniſchen Produkten verſehen wurde, ergibt ſich auch aus einer „Nach⸗ 
weiſung von denen in Sr. Kgl. Majeſtät Landen eingeführten fremden 
Sachen und Waaren, welche entweder bereits im Lande gezogen und 
fabriciert werden oder wovon noch leicht Fabriquen angelegt und deren 
Cultur erweitert werden könnte“). Danach wurden aus Polen in das 
Königsbergſche Departement eingeführt Waren im Werte von: 


Bezeichnung 
Rohe Leinwand | 4333 RU. — 


Weiße Leinwand — 1324 Rtl. 760 „ 1030 „ 1540 „ 8 „ 
Tiſchzeuge 

Handtücher 3560 Rtl. 1675 „ 221 „ | 297 „ 880 „ 5 „ 
Rohes Garn 1747 „ 8 Gr. 1929 „ | 720 „ 2730 „ 763 „10 „ 
Wolle 13813 „ 8 „ 3620 „ 6400 „ 1292 „ — 
Rohes Leder 11997, 8 „ 7831 „ 5772 „ 1566 „ 2158 Rtl. 
Wachs 69951 „16 „ 6533 „ 4784 „ 3551 „ 4286 „ 16 Gr. 
Honig, Met 1323, 8 „| 476 „ 503 „ 320 „| 824, 8 „ 
Hopfen — 3035 „ 2609 „ | 203 , 706 „ 


1) Ein Dächer = 10 Stück. 
2) v. Baczko, Annalen, 1793, 3. Quartal, S. 102. 
3) Nic. 145. 
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Das Jahr 1777/8 fehlt leider in der Tabelle. Immerhin iſt fie für 
dieſe Unterſuchung von einigem Wert. Sie beginnt gerade mit dem 
Rechnungsjahr 1775/6. Auf den Handel dieſes Jahres, das die Zeit 
vom 1. Juni 1775 bis zum 31. Mai 1776 umfaßt, konnte der Tarif vom 
24. Mai 1775 bereits ſeinen Einfluß ausgeübt haben. War dies vielleicht 
doch noch nicht der Fall, da die neuen Beſtimmungen nicht ſo ſchnell 
in weiteren Kreiſen bekannt wurden, ſo zeigt ſich um ſo deutlicher in den 
folgenden Jahren die Wirkung der erhöhten Zollſätze in einer ſtarken 
Abnahme der polniſchen Einfuhr. Ganz erheblich iſt der Rückgang der 
Einfuhr an roher Leinwand. Daß die für das Jahr 1780/1 angegebene 
Summe etwas über die Hälfte des für das Jahr 1775/6 angeführten 
Wertes beträgt und die Zahlenangaben für die Jahre 1778/9 und 1779/80 
wieder übertrifft, erklärt ſich daraus, daß in der Ziffer für 1780/1 auch 
die Einfuhr aus Danzig mitinbegriffen iſt. Die Einfuhr der übrigen 
Artikel weiſt eine ähnliche Abnahme auf, nur an weißer Leinwand iſt 
1780/1 im Vergleich zu 1776/7 ein geringer Überſchuß zu verzeichnen. 
Dieſer offenſichtliche Rückgang der polniſchen Einfuhr iſt zweifellos auf 
die Teilung Polens und die erhöhten Zölle des Warſchauer Tarifs zurück⸗ 
zuführen. Es handelt ſich hier mit Ausnahme der erſten drei Artikel um 
Rohmaterialien. Die Abnahme der Einfuhr dieſer Produkte kann gar 
keine andere Urſache haben als die drückenden Zollgefälle und die Forde⸗ 
rung, den Zoll bei dem erſten preußiſchen Zollamt jenſeits der Grenze 
bar zu bezahlen, da, wie bereits erwähnt, Oſtpreußen ſelbſt wenig oder 
gar nichts an derartigen Handelsartikeln hervorbrachte. Was die Manu⸗ 
fakturwaren, wie rohe und weiße Leinwand, Tiſchzeug und Handtücher, 
anbelangt, ſo könnte man vielleicht annehmen, daß der Bedarf daran 
durch inzwiſchen gegründete oder erweiterte einheimiſche Betriebe in 
größerem Umfange als früher gedeckt wurde. Das konnte jedoch nicht 
der Fall ſein, denn Friedrich der Große empfiehlt in einem Schreiben 
an Tarrach aus dem Jahre 1780 dafür zu ſorgen, daß Leinwand u. dgl. 
in der Provinz Oſtpreußen in der Art wie Polen und Böhmen ſolche 
Waren liefern, hergeſtellt werde!). Demnach genügte noch im Jahre 
1780 die im Lande hergeſtellte Leinwand nicht, um die Bedürfniſſe 
des Handels zu befriedigen. Mithin muß man als Urſache für den 
Rückgang der Einfuhr der erwähnten Manufakturwaren notwendiger⸗ 
weiſe auch den polniſchen Handelsvertrag und den anſchließenden Tarif 
anſehen. Wie ſehr der Handel der Stadt Königsberg unter den ver⸗ 
änderten Verhältniſſen litt, erhellt am beſten daraus, daß im Zeitraume 


——— 2— 


1) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 37. 
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von fünf Jahren, von 1775 bis 1780, in Königsberg 44 Handelshäuſer 
fallierten !). 

Es wäre aber falſch, wollte man den Verfall des Königsberger Han⸗ 
dels allein dem polniſchen Traktat zuſchreiben. Dieſer trägt ein gut Teil 
Schuld am Rückgang des polniſchen Handelsverkehrs, aber auch die Zeit⸗ 
verhältniſſe, die allgemeine politiſche Lage, übten einen ungünſtigen 
Einfluß auf den oſtpreußiſchen Handel aus. Das Beſtreben Friedrichs, 
ausländiſche Manufakturwaren vom Handelsverkehr auszuſchließen, um 
den Erzeugniſſen der einheimiſchen Fabriken größeren Abſatz zu ver⸗ 
ſchaffen, wirkte lähmend auf den Königsberger Handel. Die preußiſchen 
Untertanen konnten wohl zum Verbrauch der einheimiſchen Fabrikate 
gezwungen werden, ſelbſt wenn dieſe den ausländiſchen an Güte und 
Schönheit nachſtanden. Die fremden Käufer aber ließen ſich keine Vor⸗ 
ſchriften machen. Auf Oſtpreußen, welches fremde Induſtrieerzeugniſſe 
in großen Mengen an Polen und Ruſſen verkaufte, ließen ſich die Verbote 
ausländiſcher Fabrikwaren nicht anwenden, ohne ſtarke Rückſchläge her⸗ 
vorzurufen. Der Handel mit Manufakturwaren nach Rußland und Polen, 
welcher wiederholt einen Umſatz von 1500000 Rtl. erreicht hatte, ſank 
bis auf 200000 Rtl. und noch weniger herab). Die Königsberger Kauf⸗ 
leute klagten, daß die Polen und Ruſſen durch die 1771 „gehemmte und 
limitierte Einbringung der frembden wollenen Waren“ nicht mehr die 
verlangten Quantitäten in Königsberg vorfänden und unverrichteter 
Dinge nach Hauſe zurückkehren müßten). Zwar wurde in dem Vertrage 
von 1775 den Städten Königsberg, Memel und Tilſit die Erlaubnis er- 
teilt, fremde Fabrikate in Seide und feinem Tuch für die Bedürfniſſe 
der Polen bereitzuhalten, aber das umſtändliche Verfahren der Akziſe⸗ 
verwaltung bei der Ein⸗ und Ausfuhr dieſer Waren war dem Handel 
damit recht hinderlich“). Bei der Einfuhr wurden ſehr hohe Konſum⸗ 
tionsakziſen erhoben, nach der Ausfuhr wurden ſie, wenn der betreffende 
Kaufmann beweiſen konnte, daß die Ware wirklich, der gegebenen Vor⸗ 
ſchrift entſprechend, ins Ausland verſandt worden war, wieder zurück⸗ 
gezahlt. An und für ſich bedeutete dieſe Einrichtung eine Vergünſtigung. 


1) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. 

2) v. Baczko, Annalen, 1793, 3. Quartal, S. 103. 

3) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39 (gemeint iſt die De⸗ 
klaration vom 14. Mai 1771, nach welcher für alle fremden Manufakturwaren 
8% Tranſitzoll gezahlt werden mußten und welche die Einfuhr fremder Tücher 
und Wollwaren, außer zum Meßverkauf, bei 500 Taler Strafe und Konfiskation 
der Waren verbot). Schrötter, a. a. O., XIV, S. 534. 

4) v. Baczko, Annalen, 1793, 3. Quartal, S. 103. 
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Sie brachte aber eine foldje Menge von Kontrollen und Förmlichkeiten 
zum Schutze vor Betrug und Übervorteilung der königlichen Kaſſen mit 
ſich, daß die Wirkung für den Handel eher nachteilig als vorteilhaft war!). 
Die einheimiſchen Kaufleute fürchteten die zahlloſen Schreibereien und 
Eingaben, welche notwendig waren, wenn ſie den bereits gezahlten Zoll 
zurückerhalten wollten, und die Ausländer ſuchten den Schikanen der 
Regie, über welche allgemein geklagt wurde, nach Möglichkeit zu ent⸗ 
gehen und bemühten ſich, die fremden Manufakturwaren anderweitig zu 
beſchaffen. Vorteil aus dieſen den Handel mit auswärtigen Erzeugniſſen 
erſchwerenden Einrichtungen zogen die Berliner Fabriken. Ihr Abſatz an 
Sammet- und Seidewaren an die Königsberger Händler weiſt ganz ſtatt⸗ 
liche Zahlen auf. 1773 verkauften ſie für 56624 Rtl., 1774 bereits für 
78297 und 1775 ſogar für 90677 Rtl. Stoffe nach Königsberg. 1776 ſank die 
Abſatzziffer auf 64413 Rtl., um 1777 wieder auf 76 169 Rtl. zu jteigen?). 


Damit war jedoch der Königsberger Kaufmannſchaft nicht gedient. 
Sie mußte die Folgen des friderizianiſchen Fabrikenſchutzes gar zu ſehr 
am eigenen Leibe ſpüren und war mit dem ſchutzzöllneriſchen Syſtem der 
preußiſchen Regierung gar nicht einverſtanden. Sie äußerte ſich darüber 
folgendermaßen: „Es iſt allerdings billig, daß zur inneren Landes⸗Con⸗ 
ſumtion alles dasjenige ſo man im Lande anſchaffen und anfertigen kann, 
nicht aus frembden Landen eingebracht werde. In Anſehung der Frembde 
aber hat es eine gantz andere Bewandniß, dieſe haben das Recht für 
ihr Geld oder mitgebrachte Producten Waren von welcher Gattung und 
in ſo großen Quantitaeten zu kauffen als ſie wollen. — Durch den Weg 
der Monopole und Verbothe werden die hieſigen Fabricanten und Manu⸗ 
facturiſten nie einen Vorzug im Abſatz ihrer Waren für die Frembde 
erhalten, nur allein eine eifrige und unabläſſige Bemühung ihre Fabri⸗ 
cata, den ausländiſchen in der Qualität gleich zu machen und wo nicht 
zu einem wohlfeileren ſo doch in einem gleichen Preiſe mit den frembden 
zu liefern, iſt allein das ſicherſte und alleinige Mittel den Debit der ein⸗ 
ländiſchen Fabricaten zu befördern.“) 
. Derartige Ideen wurden damals von der Kaufmannſchaft aller 
Landesteile vertreten. Sie bedeuteten aber für den Staat Friedrichs des 
Großen eine Utopie. Wie ſollte Preußen ohne Verbote, Schutzzölle und 
Monopole auskommen, während doch die Nachbarländer, mit welchen es 
in Handelsverkehr ſtand, faſt alle derartige Maßnahmen trafen! Der 


1) Ebenda. 
2) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. 
3) Ebenda, Bericht des Kommerzienkollegiums vom 30. Septem ber 1779. 
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König ſelbſt war durchaus kein Freund des Monopolweſens. Er ſah es 
nur als ein notwendiges Übel an, als ein Aushilfsmittel, als eine Über- 
gangsform des volkswirtſchaftlichen Betriebes“). Aber er war von der 
Notwendigkeit dieſer Einrichtung überzeugt, und keine noch ſo bewegliche 
Klage der Kaufleute ſeiner Staaten konnte ihn zu einer Anderung ver⸗ 
anlaſſen. | 

In ihrer Beſchwerdeſchrift vom 30. September 1779 führen die 
Königsberger als Grund für den Verfall ihres Handels neben dem pol⸗ 
niſchen Traktat auch die Errichtung der Seehandlung an. Durch die 
Gründung der Seeſalzkompagnie im Oktober des Jahres 1772 wurde 
der oſtpreußiſchen Kaufmannſchaft der Salzhandel entzogen. Vor der 
Teilung Polens hatte ſie jährlich wenigſtens 7000 Laſt Salz im Werte 
von etwa 300000 Rtl. im Königreich Polen abgeſetzt. Später durfte das 
Salz weder in Weſtpreußen noch im Bistum Ermeland vertrieben wer- 
den. Rußland verbot die Salzeinfuhr in die von ihm okkupierten, ehe⸗ 
mals polniſchen Provinzen vollſtändig. Für den Verkauf von Salz blieb 
nur noch das Großherzogtum Litauen übrig, wohin jährlich etwa 4000 Laſt 
gegen polniſche Produkte barattiert wurden. Die Seehandlungsgeſellſchaft 
nahm den Kaufleuten auch dieſen verminderten Salzhandel. Das aus⸗ 
ſchließliche Recht des Einkaufs von Garn, Leinwand, Pottaſche, Hanf⸗ 
und Leinſamen nebſt Flachs im Ermeland, das den oſtpreußiſchen Händ⸗ 
lern zugeſichert wurde, um ſie für den Ausfall des Salzhandels zu ent⸗ 
ſchädigen ), bot ihnen keinen Erſatz. Da ein Unglück ſelten allein kommt, 
ſo erlitten die Königsberger Kaufleute in jener Zeit auch noch einen 
Verluſt von mehreren Millionen durch heftige Feuersbrünſte, welchen 
zahlreiche Speicher und öffentliche Niederlagen, in denen hauptſächlich 
polniſche Produkte lagerten, zum Opfer fielen“). 

Die Kaufmannſchaft, welche ihren Ruin vor Augen ſah, griff zur 
Erhaltung ihres Handelsverkehrs mit den Polen zu einem ſehr gefähr⸗ 
lichen Mittel. Sie gewährte ihnen einen weit beträchtlicheren Kredit 
als vorher. Aber Riga und Libau folgten ihrem Beiſpiel, die Unruhen 
in Polen richteten viele Schuldner zugrunde, die Hoffnungen der Königs⸗ 
berger wurden zuſchanden, und ihre Handlungsweiſe zog nur unangenehme 
Folgen nach ſich, da infolge der Inſolventerklärung ihrer polniſchen Ge⸗ 
ſchäftsfreunde der Bankerott zahlreicher Firmen beſchleunigt und ver⸗ 
größert wurde. Das gleiche Schickſal war auch einigen Königsberger 
Kommiſſionären beſchieden. In Ermanglung auswärtiger Aufträge 

1) Koſer, a. a. O., III, S. 254. 

2) N. C. C. V, 1, Nr. 51. 

3) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. 
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hatten ſie für eigene Rechnung in Polen beträchtliche Mengen Getreide 
aufgekauft, um ſie nach Holland, England und Frankreich zu verfrachten. 
Da aber der Getreidehandel in der zweiten Hälfte der ſiebziger Jahre 
ſehr ungünſtig ſtand, verloren ſie ihr ganzes Vermögen bei dieſer Speku⸗ 
lation’). In ſpäteren Jahren aber war der Verdienſt der Königsberger 
Getreidehändler recht anſehnlich. Oſtpreußen war die einzige Provinz, 
in welcher den Kaufleuten geſtattet war, Getreide ohne jede Einſchrän⸗ 
kung aus Polen zu beziehen und über See zu exportieren. Die Provinzial⸗ 
hauptſtadt konnte auch einen gewaltigen Kornexport verzeichnen. Trotz⸗ 
dem Riga und Libau darin in Wettbewerb mit den oſtpreußiſchen Kauf⸗ 
leuten traten, hatte Königsberg 1784 eine Ausfuhr von 48000, 1785 von 
42000 Wiſpel an polniſchem Getreide. 


1779, als es um den Königsberger Handel recht ſchlecht beſtellt war, 
empfahl das Kommerzienkollegium zur Wiederherſtellung der alten 
Handelsbeziehungen zu Polen: Reduzierung der erhöhten Zoll- und Akziſe⸗ 
gefälle auf den alten Fuß)), glimpflichere Behandlung der Polen bei 
der Einfuhr ihrer Produkte und bei der Ausfuhr der in Oſtpreußen er⸗ 
worbenen Retourwaren durch die Zolloffizianten ſowie eine Erleichte⸗ 
rung in der Art der Reviſion und Erhebung der Gefälle, Freigabe aller 
fremden Waren, ohne Ausnahme, zum Verkauf ins Ausland, ſchließlich 
Aufhebung der Seeſalzkompagnie und Überlaſſung des Salzhandels an 
die Kaufmannſchaft wie vor 1772. 


Die Eingabe des Königsberger Kommerzienkollegiums mit den 
zahlenmäßigen Belegen machte doch Eindruck auf den König. Nach 
ihrem Empfang beſchloß er im Oktober des Jahres 1779 zur Unter⸗ 
ſuchung des Verfalls des oſtpreußiſchen Handels eine Kommiſſion nach 
Königsberg zu ſenden. Er beſtimmte dazu den Miniſter von Görne, den 
Chef des 4. und 5. Departements, und den Geheimen Finanzrat Tarrach. 
Görne machte allerlei Ausflüchte, ſchob die Abreiſe immer weiter hinaus 
und erklärte endlich, im Februar 1780, nicht vor April reiſen zu können, 
worauf der König die Geduld verlor und den Auftrag an den Miniſter 
von Gaudi, den Leiter des Departements für Oft- und Weſtpreußen, über: 
wies. Gaudi reiſte am 17. Februar 1780 mit Tarrach nach Königsberg ab“). 


Friedrich ſtand den Angaben der Königsberger Kaufleute ſehr ſkep⸗ 
tiſch gegenüber. Er glaubte, die Polen hätten ſie aufgehetzt, um die 


1) Ebenda. 

2) Koſer, a. a. O., III, S. 265. 

3) Nach dem revidierten Zolltarif von 1725. 

4) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 37 u. 39. 
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preußiſche Regierung zu nötigen, die Zölle wieder herabzuſetzen. Auch 
den Biſchof von Ermeland hatte er deshalb in Verdacht. Der König 
war der Anſicht, daß der Handelsverkehr der Polen mit Riga und Libau 
nicht von langer Dauer ſein würde, da ſie doch nicht auf dem Waſſer⸗ 
wege dahin kommen könnten, ſondern alles zu Lande hinbringen müßten, 
wodurch fic) der Transport viel teurer ſtelle). Den Niedergang des 
Kornhandels ſchrieb er dem Kriege zwiſchen England und Frankreich zu, 
durch welchen die Schiffahrt unſicher geworden ſei. Aus dieſem Grunde 
werde eine hohe „assecurance“ verlangt, was den Getreidehandel ſehr 
erſchwere. Er gab aber zu, daß er ſich auch täuſchen könne und daß 
andere Urſachen für den Rückgang des Königsberger Handels vorhanden 
ſein möchten. Dieſe ſollte die Kommiſſion genau feſtſtellen, aber ſie 
ſollte ſich nicht damit begnügen, „bloß zu hören, was die Kaufleute da 
jagen, ſondern man muß ſelbſt mit aller circumspection in die Sache 
hineingehen und alles gründlich examinieren“). In der Inſtruktion für 
Görne vom 18. Oktober 1779 legt der König ſeine Auffaſſung der Gründe 
für den Verfall des oſtpreußiſchen Handels genau dard). Auf die Bitten 
und Vorſchläge des Königsberger Kommerzienkollegiums geht der Monarch 
gar nicht ein. Er erkennt vier Umſtände als ungünſtig einwirkend an, 
es handelt ſich aber durchweg um ſolche, deren Abänderung nicht in 
ſeiner Macht liegt. Da die Ruſſen bei der Teilung Polens ein Stück 
von Livland erhalten haben, Hinterland für das ihnen ſchon gehörige 
Riga, ſo bemühen ſie ſich naturgemäß den Handel dorthin zu ziehen 
und verbieten deshalb den Verkehr mit Königsberg. Der litauiſche 
Schatzmeiſter, Graf Thieſenhauſen, welchen Friedrich als den homme 
d' affaires des Königs von Polen bezeichnet, wolle Preußen zwingen, 
die Zölle auf der Weichſel herabzuſetzen und bemühe ſich nur zu dieſem 
Zwecke, den Handel nach Riga und Libau hinzuleiten. — Graf Thieſen⸗ 
hauſen hatte ſelbſt mehrere Fabriken in Grodno und Umgebung errichtet. 
Da dieſe noch nicht ſo weit ausgeſtaltet waren, um mit ihren Erzeug⸗ 
niſſen für das Großherzogtum Litauen auszureichen, ſorgte er für große 
Warenlager franzöſiſcher und engliſcher Stoffe, welche er über Riga 
bezog. Durch ſeine Maßnahmen verloren die Königsberger Kaufleute 
einen großen Teil ihres Abſatzgebietes in der Republik Polen). — 
Friedrich aber hält das alles nur für „Schreckpulver“, es könne unmög⸗ 


1) K.⸗O. an das 5. Departement, den 13. Oktober 1779. 

2) K.⸗O. an Gaudi, den 11. Februar 1780. 

3) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. Dieſelbe Inſtruktion 
für Tarrach XXXVII, Nr. 37. 

4) Geh. St. Gen. Dir. Oſtpreußen und Litauen. Materien. XXV, Nr. 81. 
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lich lange ſo weiter gehen, da der Transport der Waren auf die Dauer 
zu hohe Koſten verurſachen würde. Ferner erſchwere der Seekrieg den 
Handel, und was den Verluſt der Kommiſſionäre beim Getreideverkauf 
anbelange, ſo ſei das allein ihre Schuld, da ſie „gemeint haben mit dem 
Kornhandel was zu verdienen und wohl deshalb zu viel Korn ſich auf 
den Hals gekauft haben, und ſolches nun nicht los werden können, darüber 
machen ſie nun ein Geſchrey. Ich glaube auch wohl, daß ihnen das ein 
bisgen drückt, aber was kann Ich dafür, daß in gantz Europa ein ſo gutes 
Jahr iſt, und aller Orten eine ſo reichliche Korn⸗Erndte geweſen“. 

Der König geht hier um den Kern des Übels herum. Angeſichts 
der Klagen der Kaufmannſchaft und der ihm überſandten tabellariſchen 
Beweiſe kann er den Niedergang des oſtpreußiſchen Handels nicht ver⸗ 
kennen. Er erklärt ſich auch bereit, für Abhilfe zu ſorgen, aber an die 
eigentliche Wurzel der mißlichen Verhältniſſe will er die Hand nicht 
legen. Er erkennt alle Gründe an, welche ſich aus der allgemeinen 
politiſchen Lage ergeben, wie z. B. die ungünſtige Einwirkung des 
herrſchenden Seekrieges und die Beſitzergreifung Weißrußlands durch 
die ruſſiſche Krone), alles Dinge, welche er nicht ändern kann. Die 
Bemerkung der Kaufleute, daß der Abſatz der einheimiſchen Induſtrien 
nicht durch das Verbieten fremder Waren, ſondern allein durch eine den 
ausländiſchen Fabrikaten gleiche oder überlegene Qualität der preußi⸗ 
ſchen Erzeugniſſe bei geringerem oder doch wenigſtens gleichem Preiſe 
gehoben werden könne, übergeht er mit Stillſchweigen. Solche frei⸗ 
händleriſchen Ideen paſſen nicht in ſein Syſtem. In ſeinem Staate iſt 
der Handel nur der Handlanger der Induſtrie. An Zöllen und Akziſe⸗ 
einrichtungen will er nichts geändert wiſſen?), und er empfiehlt der 
Kommiſſion, bei ihrer Unterſuchung die größte Sorgfalt und Umſicht 
walten zu laſſen, „denn Ich muß Euch nun ſagen, wenn Ihr mir einen 
falſchen rapport macht, wovon Ich nicht zufrieden bin, ſo werde Ich 
darauf gar nicht attendieren, ſondern ſolchen ins feuer ſchmeißen“ ). 

Trotz dieſer beſtimmten Vorſchrift des Königs kamen Gaudi und 
Tarrach bei Beratung der gerügten Übelſtände im Verein mit dem 
Königsberger Kommerzienkollegium, dem Stadtdirektor Stockmar und 
dem Akziſedirektor Peters zu dem Ergebnis, „daß in Anſehung des 
neuen Tarifs von 1775 wohl eine Moderation der Zollſätze ſtattfinden 


1) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. K.⸗O. an Gaudi. 

2) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 37. K.⸗O. an Tarrach. 

3) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 37. Inſtruktion für Tar⸗ 
tad und Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. Inſtruktion für Görne. 
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und dem Commercio hieſiger Provinz zur Aufnahme desſelben ganz 
zuträglich fein würde“). Einige Tage ſpäter aber kam Peters zu dem 
überraſchenden Ergebnis, daß der erhöhte Tarif von 1775 keineswegs 
ſchlecht auf die polniſche Ein⸗ und Ausfuhr gewirkt, ſie im Gegenteil, 
wie er nach eingehender Durchſicht der Zollregiſter feſtgeſtellt, noch 
erhöht habe. Er ſchrieb deshalb an Gaudi, daß er von einer Ermäßigung 
der Tarifſätze abrate, man müſſe den Rückgang des Handels eben den 
allgemeinen Zeitumſtänden zuſchreiben. 


Tabelle 
des polniſchen Ein ⸗ und Ausfuhrzolles der Provinz Oftpreußen. 


Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XX XVII. Nr. 39. 


Eingangszoll Ausgangszoll von Ausgangszoll 

von polniſchen den zu Waſſer | von den zu Lande Summa 

Jahre Produkten nad) Polen gee | nad) Polen ge- totaliter. 
gangenen Waren | gangenen Waren 


Rtl. Gr. A] Rtl. Gr. ] Rtl. Gr. ] Rtl. Gr. a 


1775/76 55 12 
1776/77 37016 | 29 12 
1777/78 40945 219 
1778/79 41 569 84 15 


Summa 66407 67 1535346 24 349233 9 12150987 11 12 


Die gleichzeitig mit dieſem Briefe an Gaudi abgeſandte Tabelle 
zeigt in der Tat ein Anſchwellen des Ertrages der Einfuhrzölle für pol⸗ 
niſche Produkte, ebenſo wie eine erhöhte Einnahme aus den Ausfuhr⸗ 
zöllen nach Polen in den Jahren 1775 bis 1779. Zieht man aber in 
Betracht, daß ſeit 1775 bedeutend höhere Zölle gezahlt wurden, ſo ergibt 
ſich ohne weiteres, daß die Zollgefälle auch bei verminderter Ein⸗ und 
Ausfuhr einen größeren Betrag als vorher abwerfen konnten. Auf 
Gaudi und Tarrach hat dieſer Einwurf des Akziſedirektors feine Wir⸗ 
kung nicht verfehlt. In ihrem Bericht an den König über den Verfall 
des Königsberger Handels werden zwar die ſeit 1775 erhöhten Zoll⸗ 
abgaben mit unter den Gründen für den Rückgang aufgezählt, aber mit 
der merkwürdigen Erklärung, daß der Zolltarif keinen Schaden tun 
würde, wenn Riga und Libau nicht wären, wo die Polen alle Retour⸗ 
waren fänden. Dadurch allein gewöhnten ſie ſich ganz und gar von 


1) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. Königsberg, den 
18. März 1780. 
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Königsberg weg!). Wenn Oſtpreußen das alleinige Abſatzgebiet der 
Polen geweſen wäre, ſo wäre es allerdings ohne Einfluß auf den Handels⸗ 
verkehr geblieben, wenn der preußiſche Staat auch noch ſo hohe Ein⸗ 
und Ausfuhrzölle angeſetzt hätte. Da es aber einmal Konkurrenten gab, 
mit denen man rechnen mußte, ſo klingt dieſe Bemerkung der Kommiſſion 
faſt wie ein Scherz. Ihr eigentlicher Sinn wird aber in dem Beſtreben 
zu erblicken ſein, den Salzhandel und größere Freiheit im Handel mit 
fremden Manufakturwaren für Königsberg wiederzugewinnen. Außer 
dem polniſchen Tarif werden für die Abnahme des Handels, welcher 
den ausländiſchen Kredit, „das weſentlichſte soutien des Commereii“, 
faſt ganz verloren habe, die vom Kommerzienkollegium angeführten, 
dem Könige zum Teil bereits bekannten Gründe angegeben: die Feuers⸗ 
brünſte in Königsberg, die Unruhen in Polen und der dadurch hervor⸗ 
gerufene Zuſammenbruch zahlreicher polniſcher Handelshäuſer, der ver⸗ 
loren gegangene Handelsverkehr mit Weißrußland, die Gründung der 
Seehandlung ſowie ſchließlich die von ſeiten der Akziſe⸗ und Zolldirektion 
den Leuten „ohne alle Noth und Nutzen“ bereiteten Erſchwerungen und 
Schikanen. Trotzdem die Polen vorſchriftsgemäß die Zölle bereits am 
Orte des Einkaufs bezahlt hätten, würden ihre Waren bei der Rückkehr 
in die Heimat an der Grenze, wahrſcheinlich in den laut Vertrag von 
1775 errichteten Grengbureaus*), noch einmal unterſucht, obwohl fie 
ſchon die Plomben als Zeichen der ſtattgefundenen Reviſion trügen. 
Von den auswärtigen Artikeln, welche zur Jahrmarktszeit nach Polen 
geſchickt würden, erhebe man doppelte Gefälle. Solche Vorkommniſſe 
entmutigten den Kaufmann, ſeinen Handel fortzuſetzen, und zwängen 
den Polen dazu, die oſtpreußiſchen Handelsplätze zu meiden und ſtatt 
dorthin lieber nach Livland und Kurland zu gehen. Die Königsberger 
Kaufmannſchaft bemühte ſich zwar ſchon, andere Wege für den Handel 
zu finden und hätte zu dieſem Zwecke bereits Handelsverbindungen mit 
Elbing angeknüpft, wie ihr der König empfohlen hatte“), aber es wäre 
doch notwendig, ihr zu größerem Gedeihen den Salzhandel nach dem 
Großherzogtum Litauen wieder freizugeben und ihr den freien und un⸗ 
gebundenen Handel mit fremden Seiden⸗ und Wollwaren zu geſtatten. 

Dieſe Angaben und Vorſchläge nahm Friedrich ſehr ungnädig auf. 
Die einzige Beſchwerde, welche er als berechtigt anerkannte, waren die 


1) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 37, den 22. April 1780. 

2) Geh. St. Rep. 96, 424 J. 

3) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. K.⸗O. an Görne, den 
13. Oktober 1779. 
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Klagen über die Schikanen der Regieoffizianten. Das ſollte geändert 
werden. Von den anderen Urſachen aber wollte er nichts hören. Der 
Salzhandel wäre kein ſo wichtiger Handelszweig, ſein Umſatz hätte jähr⸗ 
lich nur ungefähr 150000 Rtl. betragen. Die Hauptſache wäre der ver⸗ 
lorene Handel mit den an Rußland gefallenen polniſchen Landesteilen, 
dagegen könnte aber nichts getan werden. Bei Gelegenheit der Feuers⸗ 
brünſte hätte er den Kaufleuten Geld zum Wiederaufbau gegeben, und 
daß ſie an polniſchen Forderungen ſoviel eingebüßt hätten, wäre ihre 
eigene Schuld, fie hätten Zug um Zug, gegen bar Geld oder Baratt⸗ 
waren, Handel treiben ſollen. Ganz empört war der König über den 
Rat, fremde Fabrikate zum Verkauf freizugeben. „Wenn Ihr darauf 
-antragen können, daß Ich fremde wollene Waren ins Land herein laſſen 
und den freyen und ungebundenen Handel damit geſtatten ſolle, ſo 
müßt Ihr Eure fünf Sinne da nicht zuſammen gehabt haben, denn iſt 
ja wieder alle principia, wir haben ja Manufakturen genug davon im 
Lande, und müſſen ja eher darauf bedacht fein, unſere eigenen Wollen⸗ 
Waren auswärts zu debitiren, als fremde hereinkommen zu laſſen.“ 
Derartigen Wünſchen der Kaufmannſchaft hatte ſich Friedrich immer 
unzugänglich gezeigt. Als 1776 die Königsberger Kaufleute auf Grund 
des polniſchen Vertrages, welcher ihnen geſtattete, fremde Schiffe für 
die Polen bereit zu halten, um die unbeſchränkte Erlaubnis, auswärtige 
Webwaren zum Vertrieb nach Polen einzukaufen, baten, wurden ſie 
abſchlägig beſchieden, obwohl de Launay dem König empfahl, ihnen 
größere Einkäufe als ſolche in Höhe von 200000 Rtl., wie fie ihnen bis 
dahin freigegeben waren, zu geſtatten !). | 

Da der König auf nichts eingehen wollte, verlief die Königsberger 
Inſpektionsreiſe völlig reſultatlos. Dieſelben Beſchwerden und Vor⸗ 
ſchläge wie in der Beſchwerdeſchrift des Kommerzienkollegiums enthält 
auch eine Denkſchrift über den preußiſchen Handel, welche zwar un⸗ 
datiert iſt, aber in allen Angaben über die Handelslage ſo mit den Klagen 
der Kaufleute übereinſtimmt, daß man beſtimmt annehmen kann, der 
unbekannte Verfaſſer habe ſie zur ſelben Zeit aufgeſetzt wie die Königs⸗ 
berger Kaufmannſchaft ihre Eingabe an den König‘). Möglich, daß fie 
den Anſtoß dazu gab, den oſtpreußiſchen Handel im folgenden Jahre 
etwas zu erleichtern. Der Stadt Königsberg und den anderen oſtpreußi⸗ 
ſchen Städten wurde in Rückſicht darauf, daß der Handel und damit 
auch die Ausfuhr von Pillau gelitten hatten, die Ausfuhr polniſcher 


1) Geh. St. Rep. 96, 421 W. 
2) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXI, Nr. 96. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXV. 1. 5 
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Wolle bei 10% Zoll wie Elbing geſtattet. Auch der Weinverſand wurde 
milderen Bedingungen unterworfen, kleine Mengen ſollten ganz zollfrei 
fein!). Später wurden die Ausfuhrzölle für polniſche Produkte noch 
mehr herabgejebt?). Die Wollausfuhr über Pillau wurde nur mit 4% 
Zoll belaſtet, und die Zölle für andere polniſche Rohmaterialien, welche 
die preußiſchen Fabriken nicht aufbrauchen konnten, wurden von 30 auf 
12% herabgeſetzt, hauptſächlich für die Artikel: Leder, Häute, Flachs, 
Hanf, Leinwand, Pottaſche. Auf die Dauer konnte ſich der König alſo 
doch nicht den Klagen der Kaufmannſchaft verſchließen. Er muß ſie end⸗ 
lich als berechtigt angeſehen haben, ſonſt hätte er kaum dieſen Zoll⸗ 
nachlaß bewilligt. Allerdings blieb er auch hier ſeinem Grundſatz, erſt 
die Manufakturen, dann der Handel, treu. Erſt mußte die preußiſche 
Induſtrie genügend mit Rohſtoffen verſorgt werden. Blieb dann noch 
ein Überſchuß aus der polniſchen Einfuhr, fo konnte er zu den oben 
erwähnten ermäßigten Zollſätzen ins Ausland verſandt werden. 


Im allgemeinen aber blieb der Tarif von 1775 mit ſeinen den 
Handel hemmenden Taxwerten beſtehen. Trotzdem blühte der Königs⸗ 
berger Handelsverkehr Anfang der achtziger Jahre wieder auf. Ver⸗ 
ſchiedene Umſtände haben dazu beigetragen, beſonders aber ein Ereignis 
hat die ſchädigende Wirkung des polniſchen Traktat nahezu aufgehoben. 
Die Kaiſerin Katharina von Rußland, welche Kurland gegenüber eine 
ähnliche Politik verfolgte wie Friedrich der Große gegen Danzig, erließ 
im April des Jahres 1782 einen Ukas, der den Handel der Stadt Libau, 
der einen Rivalin von Königsberg, ſtark einſchränktes). Sie verfügte auf 
Grund eines alten Vertrages zwiſchen der Stadt Riga und dem Herzog 
von Kurland aus dem Jahre 1615, daß der ganze Handel Kurlands über 
Riga gehen müſſe. In dem betreffenden Traktat hatte nämlich Kurland 
ganz dem Rechte entſagt, in Zukunft aus ſeinem eigenen Hafen Getreide 
und Lebensmittel auszuführen. Im Laufe der Zeit war dieſe Ab⸗ 
machung in Vergeſſenheit geraten, Libau war zu einer ziemlich bedeuten⸗ 
den Handelsſtadt geworden. Durch den Ukas der mächtigen ruſſiſchen 
Kaiſerin wurde der ganze Export aus dem kurländiſchen Hafen unter⸗ 
graben. Die Polen, welche ihre Waren nicht mehr an Libauer Kauf⸗ 
leute abſetzen konnten, kamen wieder trotz der höheren Zölle in größerer 
Anzahl nach Königsberg. Auch der neue ruſſiſche Zolltarif von 1783 


1) Verordnung das Commercium der Stadt Elbing betreffend, N. C. C. VII, 
1781, Nr. 1. 


2) N. C. C. VII, 1781, Nr. 5. 
3) Geh. St. Gen. Dir. Oſtpreußen und Litauen. Materien. XXII, Nr. 93. 
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trug dazu bei, den oſtpreußiſch⸗polniſchen Handelsverkehr zu heben. 
Seine Taxwerte ſollen noch höher geweſen ſein als diejenigen des War⸗ 
ſchauer Tarifs. Zwar hatte die ruſſiſche Regierung in einem Ukas vom 
27. Dezember 1782 verſprochen, / des für die zum polniſchen Handel 
gehörigen Waren entrichteten Zolles zurückzuzahlen, allein, wie ſo manche 
andere ruſſiſche Verfügung, gelangte dieſes Verſprechen nicht zur Aus⸗ 
führung’). Als Rußland die Einfuhr von fremden Waren zu Lande 
durch Polen überhaupt verbot und nur erlaubte, ausländiſche Erzeugniſſe 
zur See einzuführen), ſahen ſich die polniſchen Kaufleute, welche nun 
auch in Riga keine Abnehmer fanden, erſt recht veranlaßt, die alten Be⸗ 
ziehungen zu Oſtpreußen wieder anzuknüpfen. Aus einem Bericht der 
Königsberger Kammer vom 23. Januar 1784 geht hervor, „daß durch 
die Ruſſiſcher Seits in Riga und Liebau gemachte Arrangements und 
Veränderungen, dem hieſigen Commercio und Schiffahrt anſehnliche 
Vorteile zugefloſſen ſind, indem ein guter Teil derjenigen Schiffe, welche 
ſonſten nach Riga und Liebau zu gehen gewohnt geweſen, ſich hieher 
gewendet und ihre Ladungen hier eingenommen haben““). 

Hatte Ende der ſiebziger Jahre die allgemeine Lage neben dem 
polniſchen Handelstraktate dazu beigetragen, den oſtpreußiſchen Handels⸗ 
verkehr zu vermindern, ſo verurſachte ſie jetzt, im Verein mit den Maß⸗ 
regeln der ruſſiſchen Regierung, eine Steigerung desſelben. In Schweden, 
Norwegen, einigen däniſchen Provinzen und Schottland war 1783 eine 
ſehr ſchlechte Ernte geweſen. Königsberg aber hatte aus Polen beträcht⸗ 
liche Getreidevorräte erhalten, ſo daß die Kaufmannſchaft in der Lage 
war, alle überſeeiſchen Aufträge auf Korn auszuführen, was die Eng⸗ 
länder veranlaßte, die Stadt wieder zahlreicher zum Einkauf zu be⸗ 
ſuchen. Die Schiffahrt nahm einen großen Aufſchwung. Heinitz gibt an, 
daß Oſtpreußen und Litauen 1782 über 90 Schiffe verfügten, von denen 
25 im Werte von 301966 Ril. erſt 1780 und 1781 gebaut worden waren, 
da die günſtige Handelskonjunktur eine Vergrößerung des Schiffsmaterials 
erforderte?). Ein Pro Memoria, welches die Königsberger Kaufleute auf 
Veranlaſſung der Kriegs⸗ und Domänenkammer über die außerordentlich 
große Schiffahrt im Jahre 1783 in Königsberg und Memel verfaßten, 
führt verſchiedene Gründe für die neue Handelsblüte an“). An erſter 
Stelle ſteht der gegen Ende des Jahres 1782 erlaſſene und am 1. Januar 


1) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXV, Nr. 16. 

2) Baczko, Annalen, 1793, 3. Quartal, S. 192. 

3) Geh. St. Rep. 96. Friedr. Wilh. III. B. VIIa 1. 

4) Geh. St. Gen. Dir. Oſtpreußen und Litauen. Materien. XXII, Nr. 93. 
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1783 in Kraft getretene neue Zolltarif der ruſſiſchen Regierung. Die 
darin feſtgeſetzten Zollabgaben waren von ſolcher Höhe, daß die pol⸗ 
niſchen Händler es vorzogen, zum Ein⸗ und Verkauf nach Königsberg 
zu gehen und die Verbindung mit Riga aufgaben. Dieſer Tarif ſcheint 
alſo noch höhere Zoll⸗ und Taxwerte enthalten zu haben als der preußiſch⸗ 
polniſche vom 24. Mai 1775. Da Libau ſchon durch den erwähnten 
Ukas vom Handel mit den Polen ausgeſchloſſen worden war, zogen 
naturgemäß die oſtpreußiſchen Städte Nutzen aus den ruſſiſchen Zoll⸗ 
verfügungen. Sodann hatten die kriegführenden Seemächte in der 
Ungewißheit, ob die eingeleiteten Friedensverhandlungen zum Ziele 
führen würden, bereits gegen Ende 1782 große Aufträge zum Einkauf 
von Schiffsmaterialien gegeben. Da ſie ihre Flotten nach Friedens⸗ 
ſchluß erſt recht weiter ausbauen wollten, gingen im Frühjahr 1783 noch 
weit größere Beſtellungen ein und bewirkten, „daß der Handel, welcher 
in vielen Jahren nicht von ſo ſchlechtem Gewächs als dieſes mahl geweſen, 
dennoch zu einem ſo hohen Preiſe ſtieg, als er ſeit Menſchen Denken nicht 
geſtanden und auch nicht leicht wieder ſteigen wird“. Infolge der ſtarken 
Nachfrage erhielten die Polen höhere Preiſe für Hanf und kauften des⸗ 
halb auch mehr Retourwaren, ſo daß der Abſatz der heimiſchen Manu⸗ 
fakturerzeugniſſe eine Steigerung erfuhr. Heinitz berechnete damals den 
Aktivhandel der Provinz, d. h. den Überſchuß des Exports über den Im⸗ 
port, auf 500000 Rtl. jährlich!). Die Kaufleute benutzten die Gelegen⸗ 
heit wiederum, um Erleichterungen für den Handel zu bitten, da dieſer, 
wie erſichtlich, an die Orte gehe, wo die „wenigſte Bedrückung“ herrſche. 
Vermehrter Handel fülle auch des Königs Kaſſen. Eine Aufhebung oder 
Milderung des polniſchen Vertrages erzielten ſie jedoch nicht. Friedrich 
war wahrſcheinlich gerade durch das erneute Anſchwellen des Handels 
von der Berechtigung ſeines Zollſyſtems überzeugter als je. 


Wenn der König bei Abſchluß des polniſchen Traktats die Hoffnung 
gehegt hatte, daß die Polen, infolge der hohen Tranſitzölle auf fremde 
Manufakturwaren, allmählich immer größere Quantitäten der preußi⸗ 
ſchen Landeserzeugniſſe kaufen würden, ſo hatte er ſich nicht betrogen. 
Der Vertrieb inländiſcher Stoffe durch oſtpreußiſche Kaufleute weiſt 
ganz anſehnliche Ziffern auf. So betrug im Jahre 1784/5 der Export 
an Seidenwaren nach Polen 46231 Rtl., an baumwollenen Stoffen 
42 284 Rtl. 30 Gr. und an Wollwaren, welche immer am meiſten von 
den polniſchen Händlern gekauft worden waren, 111418 Rtl.2) Da die 


1) Geh. St. Rep. 96, 219A. 
2) Geh. St. Gen. Dir. Oſtpreußen und Litauen. Materien. XXVI, Nr. 7. 
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Induſtrien in Oſtpreußen nicht ſehr ſtark entwickelt waren, die Tuch⸗ 
fabriken auch in der Hauptſache ihre Fabrikate an preußiſche Regimenter 
lieferten, wie z. B. das Tuchmachergewerk in Meidenburg!), handelte 
es ſich bei der Ausfuhr der einheimiſchen Stoffe nach Polen beſonders 
um Berliner und ſchleſiſche Erzeugniſſe . 

Die Hoffnung des Königs durch Einrichtung der Grenzbureaus 
und der verſchärften Kontrolle durch die Regieoffizianten den Schmuggel 
eindämmen zu können, verwirklichte ſich nicht. Auch nach 1775 blühte 
die Konterbande in Oſtpreußen. Sie nahm im Laufe der Jahre ſo 
überhand, daß Friedrich Wilhelm II. am 28. Februar 1784 die Verfügung 
traf, die Grenze von Memel bis Soldau mit Grenzjägern zu bejeben?). 

Trotzdem die Kaufmannſchaft ſich die größte Mühe gab, König 
Friedrich von der Schädlichkeit des polniſchen Vertrages zu überzeugen, 
trotzdem von berufener Seite immer wieder betont wurde, daß Oſt⸗ 
preußen bei ſeinem wichtigen Tauſch⸗ und Tranſithandel die größte 
Handelsfreiheit genießen müßte), wurde zu des großen Königs Leb- 
zeiten keine Anderung des Traktats und des Warſchauer Tarifs vor⸗ 
genommen. Als jedoch Friedrich Wilhelm II. zur Regierung kam, ſetzte 
er, durch die wiederholten dringenden Beſchwerden des oſtpreußiſchen 
Handelsſtandes veranlaßt, im Jahre 1788 eine beſondere Kommiſſion 
zur Unterſuchung der Handelslage in Oſtpreußen eins). Zur Unter⸗ 
ſtützung dieſer Kommiſſion wurden Königsberger Kaufleute nach Berlin 
berufen. Sie ſollten über den Zuſtand ihres Handels Bericht erſtatten 
und Vorſchläge zur Verbeſſerung desſelben machens). Die Folge davon 
war, daß, zur Begünſtigung des Verkehrs zwiſchen Polen und Königs⸗ 
berg und Memel, die Einfuhrzölle für zahlreiche Artikel gänzlich auf⸗ 
gehoben wurden. Zu dieſen gehörten: Pott⸗, Blau⸗ und Waidaſche, 
Borſten, Flachs, Hanf, Felle, Hanföl, Talg, Wachs, Leinengarn, Juchten, 
Getreide, Erbſen, Leinſaat, Hirſch⸗ und Elenshörner, Leinöle, Leinwand, 
Salpeter, Anis, Bibergeil, Segeltuch, Sohlleder?). Für die aus Oſt⸗ 
preußen nach Polen gehenden Material⸗, Mineral⸗, Gewürz⸗, Manu⸗ 
faktur⸗, Galanterie⸗ und Quincailleriewaren wurde der Ausfuhrzoll ab⸗ 
geſchafft. Sodann wurden Anderungen in dem umſtändlichen und zeit⸗ 


1) Geh. St. Gen. Dir. Oſtpreußen und Litauen. Materien. II, Nr. 28. 
2) Geh. St. Gen. Dir. Oſtpreußen und Litauen. Materien. XXII, Nr. 81. 
3) Geh: St. Gen. Dir. Oſtpreußen und Litauen. Materien. XLIV, Sect. 2, 
Nr. 23, und Gen. Dir. Zoll⸗ und Akziſe⸗Dep. XXVII, Nr. 7. 
4) Rep. 96, 219A. 
5) Gen. Dir. Fabr. Dep. XXV, Nr. 27. 
6) Baczko, Annalen, 1793, 3. Quartal, S. 106. 
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raubenden Reviſionsverfahren der Zollbehörde getroffen, auch brauchten 
die Polen beim Betreten Oſtpreußens keine Kaution mehr zu ſtellen, 
was bis dahin Vorſchrift geweſen war, und der polniſche Retourhandel 
wurde von den läſtigen Formalitäten befreit. Außerdem wurden Ver⸗ 
fügungen erlaſſen, um die polniſchen Händler gegen alle willkürlichen 
Erhebungen, eigennützigen Schikanen und unbotmäßiges Weſen von 
ſeiten der Zollbeamten zu ſchützen. 

Somit geſchah preußiſcherſeits alles, um den Handelsverkehr der 
Provinz Oſtpreüßen mit den Polen wieder zu beleben und zu der früheren 
Blüte zurückzuführen. Die Krone und Republik Polen aber folgte keines⸗ 
wegs dem Beiſpiele des weſtlichen Nachbarn. Die von der preußiſchen 
Regierung erlaſſenen Zolländerungen bedeuteten noch keine Aufhebung 
des Vertrages von 1775 und des auf Gegenſeitigkeit beruhenden War⸗ 
ſchauer Tarifs. Deshalb hörten die Klagen über die auf polniſchem Gebiet 
geforderten hohen Zölle nicht auf. 1789 fühlte ſich die Kaufmannſchaft 
von Memel, bei Gelegenheit einer Beſchwerde über übermäßige Zoll⸗ 
forderungen der polniſchen Grenzzöllner, veranlaßt, der Regierung vor⸗ 
zuſchlagen, den 1775 vereinbarten Zoll in Oſtpreußen gänzlich auf⸗ 
zuheben, was ihr das Recht geben würde, von Polen das gleiche zu 
verlangen !). Zu einem wirkſamen neuen Handelsvertrage mit Polen iſt 
es jedoch nicht mehr gekommen. Ein ſolcher wurde zwar ausgearbeitet, 
er wurde aber erſt fertiggeſtellt, als die zweite Teilung Polens ſchon 
vollzogen war. Da Danzig, Thorn und Südpreußen an Preußen fielen, 
konnte der Traktat keine große Bedeutung mehr für den Handel haben. 
Trotzdem wurde er am 9. April 1794 mit dem Reſte der Republik abge⸗ 
ſchloſſen, doch trat er nicht mehr in Kraft, da bald darauf die dritte Tei⸗ 
lung Polens dem polniſchen Staate ein Ende machte). 


VIII. 
Veſtpreußen. 
Der Kampf gegen Danzig. Stolzenberg. Die Meſſe von Altſchotland. Elbing. 


Der polniſche Handelsvertrag, welcher im allgemeinen hemmend 
auf den Handelsverkehr der öſtlichen Hälfte der preußiſchen Monarchie 
wirkte, förderte die Entwicklung des Handels der Provinz Weſtpreußen 
in hohem Maße. Da der König 1772 die reiche Kaufmannsſtadt Danzig 
nicht miterworben hatte, ſo war es ſeine Hauptaufgabe, wollte er Neu⸗ 
preußen oder, wie die Provinz ſeit 1773 genannt wird, Weſtpreußen 


1) Geh. St. Gen. Dir. Oſtpreußen und Litauen. Materien. XXV, Nr. 108. 
2) Fechner, Wirtſchaftsgeſchichte, S. 98. 
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und den Netzediſtrikt, zu einem nützlichen wirtſchaftlichen Beſtandteil 
ſeines Staates machen, neben der Gründung von Manufakturen, den 
Danziger Handel zu untergraben und denjenigen der Städte, welche 
unter preußiſche Herrſchaft gekommen waren, an deſſen Stelle zu ſetzen. 
Schon der in Neufahrwaſſer unmittelbar nach der Beſitzergreifung ein⸗ 
gerichtete Hafenzoll ſchädigte den Handel Danzigs, ebenſo die in Fordon 
nach einem ſehr hohen Tarif erhobenen Zölle von der polniſchen Aus⸗ 
fuhr !). Beſonders aber diente dieſem Zwecke der Artikel VI des polni- 
ſchen Traktats, welcher Danzig zum Zollausland erklärte). Darin wurde 
feſtgeſetzt, daß die Stadt nicht als zum polniſchen Reiche gehörig, ſondern 
wie ein fremder Staat betrachtet werden ſollte. Alle von Polen nach 
Danzig und von Danzig nach Polen gehenden Waren mußten auf preußi- 
ſchem Gebiet, welches ſeit 1772 die Stadt vom Heimatſtaate trennte, 
mit 12% verzollt werden. Dazu kam noch, daß verſchiedene Waren, 
wie z. B. Wolle, beim Tranſit durch Preußen 30% zahlen mußten). 
Dieſe Vertragsbeſtimmung mußte notwendigerweiſe den Handel der 
Danziger lähmen. Der Rat der Stadt tat, was er konnte, um im Ver⸗ 
trage von Warſchau günſtigere Bedingungen für den Handel Danzigs 
zu erhalten. Aber alle ſeine Bemühungen waren vergeblich, denn der 
Vorſitzende der polniſchen Delegation, der Biſchof von Cujavien, Anton 
Oſtrowski, war ein Gegner der Stadt, welche um ihrer Handelsprivilegien 
willen von den Polen überhaupt ſcheel angeſehen wurde!). Wie richtig 
man in Danzig die Wirkung des Traktats auf den Handel, welcher das 
Lebenselement der Stadt bedeutete, beurteilte, zeigt eine Stelle aus 
dem Briefe, den der Vertreter des Rates am polniſchen Königshofe, 
der Sekretär Gralath, am 19. März 1775, nach Hauſe ſandte: „Die Not 
iſt da, der Traktat iſt geſchloſſen und hier iſt keine Hülfe, keine Rettung 
mehr zu erwarten.“) 

Hatten die Danziger ſchon vorher über den Schaden, welchen ſie 
durch die preußiſchen Zölle und ihre Erhebungsart erlitten, geklagt, jo 
hatten ſie nach Veröffentlichung des Tarifs vom 24. Mai noch mehr 
Grund dazu. Die Regiebeamten beſetzten alle Straßen, welche von der 


1) Bär, Weſtpreußen unter Friedrich dem Großen, I, S. 440/41. 

2) Article VI: La ville de Danzig étant totalement étrangére au roi de 
Prusse, sera assujettie aux mömes lois et conditions que l’&tranger pour paye- 
ment du transit sans aucun autre péage, sous quelque prétexte que ce soit. 

3) N. C. C. VII, 1781, Nr. 1. 

4) Damus, Die Stadt Danzig gegenüber der Politik Friedrichs des Großen, 
S. 62—67. 

5) Damus, a. a. O., S. 66. 
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Stadt Danzig durch preußiſche Enklaven führten — die Orte Schidlitz, 
Altſchottland, St. Albrecht, Stolzenberg waren rings von Danziger Ge⸗ 
biet umſchloſſen, während umgekehrt die Danziger Ortſchaft Löblau von 
preußiſchem Beſitz umgeben war — und beſtanden ihrer Inſtruktion 
gemäß auf Zollzahlung beim Transport von Waren aus der Stadt nach 
dem Danziger Territorium. Das ging ſo weit, daß Danziger Bürger, 
wenn ſie ihre Sommerwohnungen in Pelonken oder Oliva beziehen woll⸗ 
ten, viſitiert wurden und Zoll bezahlen mußten. Später einigten ſie ſich 
mit der Regie und zahlten eine einmalige Abfindungsſumme, um für 
die Zeit ihres Sommeraufenthaltes Zollfreiheit zu genießen!). Die 
Beamten ſchikanierten auch die Landbevölkerung und zwangen ſie zu⸗ 
weilen, ihre Ware zuerſt in den preußiſchen Städten feilzuhalten. Be⸗ 
ſchwerden gegen Übergriffe der Regie hatten keinen Erfolg, denn nach 
einem Beſcheide de Launays ging alles auf eine ausdrückliche Kabinetts⸗ 
order zurück, welche verfügte, daß die Stadt ſoviel wie möglich mit 
Auflagen beſchwert werden ſollte ?). Auch hier häuften ſich die Klagen 
der Kaufmannſchaft über den Warſchauer Tarif. Sie behaupteten, durch 
ungünſtige Taxierung würden einzelne Artikel ſtatt mit 2 und 12% mit 
30 bis 50% verzollt. Damus meint, man könne ihr wohl glauben, wenn 
man die Tantieme, welche die Steuerbehörde erhielt und die zugunſten 
der preußiſchen Zollkaſſe eingeführte Umrechnung der Landesmünze zum 
Zoll hinzurechnes). 

Neben der Erſchwerung des Handels im allgemeinen traf die Dan⸗ 
ziger das Verbot ſämtlicher Waren, welche in Preußen Monopol waren, 
ſehr hart. Auch der Handel mit Rohſtoffen, die in preußiſchen Fabriken 
gebraucht wurden, ward für Danzig dadurch faſt zur Unmöglichkeit, daß 
der Tranſitzoll für dieſe Artikel nicht 12 ſondern 30% betrug. Die große 
Schärfe im Vorgehen gegen Danzig zeitigte aber auch Rückſchläge, die 
eigene Induſtrie begann darunter zu leiden, und bald mußte die Strenge 
in der Handhabung der Zölle gemäßigt werden. Für weſtpreußiſche 
Waren wurde eine beſondere Verfügung erlaſſen, welche den Verkehr 
mit Danzig erleichterte, denn der Handelsverkehr der weſtpreußiſchen 
Städte nahm infolge des Zollkrieges gegen die polniſch gebliebene Stadt 
ab. Für Fabrikate, welche in der Provinz Weſtpreußen angefertigt 
worden waren, wurde der Ausfuhrzoll gänzlich aufgehoben. Für andere 
Waren, welche aus der Provinz nach Danzig geſandt wurden, mußten 


1) Damus, a. a. O., S. 68. 
2) Damus, a. a. O., S. 69. 
3) Preuß, Urkundenbuch, Y, S. 211, Nr. 44. K.⸗O. vom 27. Sept. 1772. 
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4% Zoll bezahlt werden, ebenſo für alle Waren, welche von Danzig 
nach den Städten Weſtpreußens gingen'). Dieſe Anordnung wurde 
ſpäter auch auf den Handelsverkehr mit den übrigen Provinzen diesſeits 
der Elbe ausgedehnt). Der Bezug und Vertrieb weſtpreußiſcher Fabrikate 
ſcheint aber der Danziger Kaufmannſchaft nach wie vor ſehr erſchwert 
worden zu fein. Heinitz äußerte ſich ſehr abfällig darüber, daß die General⸗ 
Akziſe⸗ und Zoll⸗Adminiſtration ſich einen Ausgangszoll von den durch 
Danzig verſandten weſtpreußiſchen Tuchen bezahlen ließ. Dadurch wären 
die Wollfabriken der Provinz ſehr geſchädigt worden, denn die Stadt Danzig 
hätte immer bar bezahlt, die Tuche gut appretiert und nach Rußland ver⸗ 
kauft, infolge der Zölle aber wäre der Verkauf ſtark zurückgegangen). 


Damit alle Verordnungen richtig erfüllt würden, mußten ſämtliche 
in Danzig ein⸗ und ausgehenden Waren in Altſchottland deklariert wer⸗ 
den, was durch den damit verbundenen Zeitverluſt dem Danziger Handel 
ſehr zum Nachteil gereichte. Die preußiſche Regierung beſaß jedoch 
ſchwerwiegende Gründe für ihre Maßnahmen. Nicht allein die Abſicht, 
den Handel Danzigs zu erſchweren, ſondern auch die Fürſorge für die 
preußiſchen Induſtrien machte hier äußerſte Strenge zum Gebot. In 
Danzig wurden die an den preußiſchen Stoffen befeſtigten Plomben 
nachgeahmt, an ausländiſcher Ware angebracht und letztere als preußi⸗ 
ſches Erzeugnis über Altſchottland ins Ausland verſandt. Deshalb wurden 
am 27. April und 17. Juni 1775 Deklarationen erlaſſen, in welchen den 
Regiebeamten anbefohlen wurde, in den Vorſtädten von Danzig von 
allen einheimiſchen Fabrikwaren die Plomben abzunehmen. Dadurch ſollte 
ihre Nachahmung und Verwendung zu Konterbandezwecken vermieden 
werden. Erfolg hat dieſe Anordnung nicht gehabt. Die Danziger kannten 
bereits die Plomben, ahmten ſie vorzüglich nach und überſchwemmten 
die Staaten des Königs von Preußen mit einer Flut von Schleichwaren; 
auch ins Ausland verſandten ſie weiterhin fremde Erzeugniſſe, welche in 
Altſchottland als preußiſche Waren deklariert wurden. Daher wurden 1782 
die Deklarationen erneuert und dahin ergänzt, daß für ſämtliche inländiſche 
Stoffe neue Stempel und Siegel angefertigt werden ſollten“). 

Ferner bemühte ſich die preußiſche Regierung, die Polen zu ver⸗ 
anlaſſen, ihre Waren, um Zoll zu ſparen, lieber in preußiſche Städte 


1) Bär, a. a. O., II. Quellen, Nr. 293. K.⸗O. an de Launay vom 23. Jan. 
1775. Damus, a. a. O., S. 70. 

2) Stett. Kr. A. Titel 12, Commerzienſachen Nr. 206. 

3) Geh. St. Rep. 96, 219A. 

4) Br. St. Rep. 199. M. R. VI, 1 vol. 5. 
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zu bringen und ſich gleichzeitig dort mit den gewünſchten Retourwaren 
zu verſehen. Dadurch wurden der Danziger Kaufmannſchaft immerhin 
auch einige Geſchäftsfreunde abſpenſtig gemacht. Die Königsberger 
Kaufleute wurden darauf aufmerkſam gemacht, daß ſie bei Umgehung 
Danzigs, durch Benutzung des Weges über Stolzenberg, den hohen 
Zoll vermeiden könnten, wenn fie Waren aus dem Weſten bezögen ). 
Durch alle dieſe Maßnahmen ging der Danziger Handel immer mehr 
zurück:). Während vor 1775 jährlich etwa 1090 Schiffe mit Export⸗ 
waren den Hafen der Stadt verlaſſen hatten, fuhren in den Jahren 
nach 1775 nur noch 652 ab; auch die Zahl der ankommenden Schiffe ging 
um mehr als ½ zurück. Vor 1775 waren jährlich ungefähr 1097 Schiffe 
in Danzig eingetroffen, nach 1775 nur noch 658. Der Wunſch des Königs, 
den Handel der Stadt Danzig zu unterbinden, iſt in Erfüllung gegangen. 
Der polniſche Handelsvertrag hat das meiſte dazu beigetragen, wenn 
der Erfolg ihm auch nicht einzig und allein zugeſchrieben werden kann. 
Das ganze preußiſche Syſtem lief darauf hinaus. Der Traktat bildete 
nur das Endglied einer ziemlich langen Kette. Welche Maßnahmen 
Preußen nach 1775 gegen Danzig ergriff, auszuführen, gehört nicht in 
den Rahmen dieſer Arbeit. Nur ſoviel ſei hier noch erwähnt, die Tat⸗ 
ſache, daß die Stadt 1793 ſich ſchon im Verlaufe von etwa 14 Tagen 
dazu entſchloß, zu Preußen überzugehen — die Proklamation wurde 
den Danzigern am 24. Februar überreicht, und am 11. März erklärten 
ſie ſich bereit, die Herrſchaft Preußens anzuerkennen?) — beweiſt, daß 
ſich die Politik Friedrichs des Großen, welcher bis zu ſeinem Lebensende 
daran arbeitete, durch die Erwerbung Danzigs den Beſitz von Weſt⸗ 
preußen abzurunden, bewährt hat. Die Partei der Kaufleute, welche 
ein Verbleiben Danzigs in den für ſie ungünſtigen Verhältniſſe mehr 
fürchtete als die Annexion durch Preußen, bewog den Rat zur fampf- 
loſen Übergabe der Stadt an den neuen Herrſcher. 

Daß Danzig ſo lange als Feindesland betrachtet und dementſprechend 
behandelt wurde, gereichte dem Handel der übrigen Städte Weſtpreußens 
zum Segen. Wäre Danzig ſchon bei der erſten Teilung Polens an Preußen 
gefallen, hätte ſich wahrſcheinlich die Fürſorge der preußiſchen Regierung 
auf dieſe reiche und blühende Stadt gerichtet. Der König hätte ſich ver⸗ 
mutlich nicht ſoviel Mühe gegeben, Kaufleute zur Überſiedlung nach El⸗ 
bing, Kulm und Graudenz zu veranlaffen*), und es hätte bedeutend 


1) Damus, a. a. O., S. 71. 

2) Ebenda, Tabellen, S. 200 bis 203. 

3) Damus, a. a. O., S. 161/62. 

4) Preuß, a. a. O., V, S. 48, Nr. 88 und S. 109, Nr. 235. 
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länger gedauert, den verwahrloſten Zuſtand, in dem ſich die Provinz 
bei der Übernahme durch Preußen befand, zu beheben. Die größte 
Schuld an der mißlichen Lage Weſtpreußens trugen die Wirren in der 
Republik Polen, doch mochten auch Mißernten und Hungerjahre, wie 
z. B. 1771, ihr Teil dazu beigetragen haben. Elbing allein zeichnete fic 
unter den Städten des neu erworbenen Gebietes durch ſeine Größe 
und die Einrichtungen der ſtädtiſchen Verwaltung aus, doch war auch 
dieſe Stadt lange nicht mehr ſo reich und angeſehen, wie ſie früher ge⸗ 
weſen. Bereits im Anfange des 18. Jahrhunderts war ihr ländliches 
Territorium als Pfand für polniſche Schulden in preußiſchen Beſitz ge⸗ 
kommen!). Die übrigen Städte waren klein und von geringer Ein⸗ 
wohnerzahl; am kümmerlichſten war es um die Städte des Netzediſtriktes 
beſtellt. In Polniſch⸗Preußen, wie das heutige Weſtpreußen zur Zeit 
der polniſchen Herrſchaft zum Unterſchiede von Oſtpreußen genannt 
wurde, betrug die Einwohnerzahl der Städte im Durchſchnitt 1700, im 
Netzediſtrikt 760 Seelen). In den noch folgenden 14 Regierungsjahren 
Friedrichs des Großen blühten dieſe Gebiete auf. Hier trug der pol⸗ 
niſche Handelsvertrag mit ſeinen gegen Danzig gerichteten Beſtimmungen 
viel zur Hebung des Wohlſtandes bei. 

Kurze Zeit nach der Beſitzergreifung ließ König Friedrich aus den 
Vorſtädten Danzigs die Immediatſtadt Stolzenberg einrichten, welche 
auch unter dem Namen der „kombinierten Städte“, auch unter dem der 
„Vorſtädte von Danzig“ vorkommt“). Sie beſtand aus Stolzenberg, Alt⸗ 
ſchottland mit Hoppenbruch, St. Albrecht und Schidlitz. Stolzenberg wird 
ſeitdem mehrfach in Verordnungen erwähnt, da man den oſt⸗ und weſt⸗ 
preußiſchen Handel bei Vermeidung von Danzig über Stolzenberg leiten 
wollte, wo bei dem neuangelegten Poſtamt auch die notwendigen Ein⸗ 
richtungen zur Lagerung von Tranſitgütern getroffen wurden“). Die 
Hauptabſicht bei der Gründung der neuen Stadtgemeinde war die, der 
Stadt Danzig eine Konkurrenz in nächſter Nähe zu ſchaffen, ihrem 
Handel durch Unterſtützung und Begünſtigung der Vorſtädte Abbruch 
zu tun. Dieſer Wunſch ging jedoch nicht in Erfüllung. Die Vorſtädte 
waren vom Danziger Gebiet vollſtändig eingeſchloſſen, und der Rat der 
Stadt war in der Lage, durch Zoll⸗ und Akziſeerhebung die Benutzung 


1) Bär, a. a. O., I, S. 388. 

2) Ebenda, S. 415, und Damus, S. 78 ff. 

3) Damus, a. a. O., S. 78 ff. 

4) Z. B. in einem Schreiben des Hofpoſtamtes von Königsberg vom 14. Mai 
1775 an die Königsberger Kaufmannſchaft, Damus, S. 17. 
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der Straßen nach Stolzenberg ſehr zu verteuern, wozu ihn die preußi⸗ 
ſchen Schikanen nur um fo geneigter machten !). Die preußiſche Regie⸗ 
rung gab ſich die größte Mühe, aus den Kombinierten Städten ein 
blühendes, wirtſchaftlich entwickeltes Gemeinweſen zu bilden. Allein 
ſtatt des erwarteten Aufſchwungs trat ein jäher Niedergang ein. Die 
Zahl der Bevölkerung nahm ab, während 1773 in den Vorſtädten 9636 
Einwohner gezählt wurden, 1774 ſogar 9905, waren 1792 dort nur noch 
6515 und 1793 gar nur 5641 Seelen). Die Judenſchaft, welche von 
der preußiſchen Regierung in jeder Weiſe unterſtützt wurde, verringerte 
ſich in dieſen zwanzig Jahren von 1257 auf 904 Perſonen. Durch die 
ſtrenge Abſperrung Danzigs wurde auch den Bewohnern Stolzenbergs 
die Nahrung entzogen. Ihr Handel beſtand in der Hauptſache darin, 
die Waren, welche ſie aus Danzig bezogen, auf dem umliegenden platten 
Lande weiter zu verkaufen. Der Handel der Juden, welche als Hauſierer 
das Land durchzogen, war nach dem Urteil der Kammer zu Marienwerder 
meiſtens ein Schleichhandel. Sie ſelbſt äußerten ſich in einer Eingabe 
an den König, 1772, dahin, daß die Fremden in Danzig gern mit ihnen 
Geſchäfte abgeſchloſſen hätten, weil ſie infolge ihrer bisherigen Abgaben⸗ 
freiheit imſtande wären, billigere Preiſe zu verlangen als die Danziger 
Kaufleute; ſie täten dadurch dem Handel der Stadt Danzig großen Ab⸗ 
bruch). Jedenfalls waren fie auf den Verkehr mit Danzig angewieſen. 
Auch die in Stolzenberg wohnenden Manufakturiſten und Brauer hatten 
ihre Abnehmer in dieſer Stadt. Ihre ganze Exiſtenz beruhte auf der 
Verbindung mit Danzig. Der polniſche Handelsvertrag zerriß den Ver⸗ 
kehr der Stadt mit den Vorſtädten faſt gänzlich. Die Handelsbeziehungen 
zwiſchen ihnen wurden durch die neuen Zolleinrichtungen ſehr erſchwert, 
um ſo mehr, als ſich die Danziger veranlaßt ſahen, in Beantwortung der 
preußiſchen Zollauflagen 1775 alte Edikte zu erneuern, welche den 
Handel mit Stolzenberg zum Teil ganz verboten, zum Teil durch hohe 
Zollforderungen einſchränkten. Unter ſolchen Verhältniſſen half es nichts, 
daß König Friedrich Maßnahmen zum Beſten des Handels in Stolzen⸗ 
berg traf, Manufakturen anlegen ließ und einen Fabrikenfond ſtiftete. 
Erſt als Danzig dem preußiſchen Staate einverleibt wurde, begann auch 
für Stolzenberg wieder eine beſſere Zeit. 

Die Konkurrenz der Vorſtädte hatte dem Danziger Handel nichts 
anhaben können. Trotz aller daraufhin zielenden Bemühungen der 


1) Bär, a. a. O., I, S. 417. 
2) Damus, Kapitel 7. Die Danziger Vorſtäd te. 
3) Damus, Beilage, Nr. 9. 
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Regierung nahm gerade der Handelsverkehr Stolzenbergs mehr und 
mehr ab. Eine andere Einrichtung aber, welche zu demſelben Zwecke 
getroffen worden war, tat dem Handel der Stadt Danzig fühlbaren 
Abbruch. Friedrich gründete auf Veranlaſſung de Launays 1775 eine 
Meſſe in Altſchottland, welche eine ziemliche Bedeutung erlangte). 
Sie wurde zur Zeit der Danziger Dominikanermeſſe abgehalten und 
wies bereits im erſten Jahre einen Umſatz von 84000 T. auf:). Der 
König hegte die Hoffnung, die Meſſe werde einen immer größeren Um⸗ 
fang annehmen und ließ es nicht an Mahnungen an die weſtpreußiſche 
Kammer fehlen, welche dafür ſorgen ſollte, daß die Tuch⸗ und anderen 
Fabrikanten der Provinz die Meſſe beſuchtens?). 1786 betrug der Meß⸗ 
umſatz 455 125 T.“), alſo mehr als das Fünffache der Umſatzſumme des 
Anfangsjahres. Die Schottländer Meſſe erwies fic) als eine wirkſame 
Waffe gegen die polniſch gebliebene Stadt Danzig. 1784 konnte die 
Kammer dem Könige mitteilen, daß die Dominikanermeſſe in Danzig 
ſchon ſeit dem Jahre 1781 zurückgegangen ſei, und Friedrich ſprach ihr 
ſeine Zufriedenheit mit den Erfolgen der Schottländer Meſſe aus?). 
Zwei Jahre, bevor die Meſſe in Altſchottland eingerichtet wurde, 
ſchlug die Kammer in Marienwerder dem Könige vor, eine Meſſe in 
Bromberg einzurichten. Friedrich hielt den Zeitpunkt nicht für geeignet 
und verfügte vorläufig die Abhaltung eines Hauptjahrmarktes daſelbſt'). 
Mit Beginn des Jahres 1775 beſtimmte er, daß in Bromberg vier große 
Jahrmärkte abgehalten werden ſollten7), und zwar im Januar, Mai, 
Ende Juli, den Sonntag nach Jakobi und am 28. November, „letztere 
beide aus dem Grunde, weil den 25. Juli zu Frankfurt die Margarethen⸗ 
Meſſe erſt zu Ende gehet und den 11. November die Martini⸗Meſſe da⸗ 
jelbft erſt anfängt“). Die Veranlaſſung für dieſe Beſtimmung mochte 
die Erwägung ſein, daß die Händler ihre noch unverkauften Waren von 
der Frankfurter Meſſe ſofort nach Bromberg ſchaffen konnten, das ſie 
nach Fertigſtellung des Brahe⸗Netze⸗Kanals bequem erreichen konnten. 
Bei der Anlage dieſer Art von Meſſe in Bromberg leiteten den König 
zwei Beweggründe. Erſtens wollte er den polniſchen Handel nach Weſt⸗ 


1) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. XXXII, Nr. 65. 

2) Preuß, Urkundenbuch, IV, Nr. 346. 

3) Preuß, Urkundenbuch, IV, Nr. 425. 

4) Bär, a. a. O., I, ©. 456. 

5) Ebenda und Quellen, II, Nr. 628. 

6) Preuß, Urkundenbuch, IV, Nr. 120. 

7) Preuß, Urkundenbuch, IV, Nr. 266. 5 

8) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXII, Nr. 65, vol. I. 
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preußen ziehen!), zweitens glaubte er Danzig damit ſchaden zu können), 
wie auch aus einem Schreiben vom 7. Juni 1775 an den Kammerdirektor 
von Gaudi bei der weſtpreußiſchen Kammer hervorgeht). Friedrich 
ſagt dort: „Meine Abſicht gehet dahin, den Polniſchen Handel von Dantzig 
weg und nach Bromberg hin zu ziehen, weshalb Ich denn daſelbſt jährlich 
4 große Märkte, die den Meſſen gleichkommen, anlegen laſſen. Um 
dieſen Zweck zu erreichen, muß man den Pohlen bei Vordon ſuchen alles 
ihr Korn⸗ und andere Produkte abzukaufen und zwar in der Art wie 
es die Dantziger machen und ihnen dagegen das, was ſie brauchen und 
ſie ſonſten von Dantzig hohlten, dorten und zu Bromberg verſchaffen.“ 
Aber trotz aller Bemühungen, trotz der für Bromberg günſtigen Be⸗ 
ſtimmungen für die Meſſen vom 25. Dezember 1775 erblühten die dor⸗ 
tigen Jahrmärkte nicht derart, um eine ernſthafte Konkurrenz für Danzig 
zu bedeuten‘). 

Dazu entwickelte ſich jedoch mehr und mehr der Handel der Stadt 
Elbing, welche ihr Aufblühen der Verbeſſerung ihrer Waſſerſtraßed) und 
zum größten Teil den Wirkungen des polniſchen Tarifs verdankte. Aller⸗ 
dings verſtanden ſich die Elbinger Kaufleute auch darauf, aus dem Ver⸗ 
trage Nutzen zu ziehen. Sie fuhren, wie der König geraten hatte, den 
Polen bis Fordon entgegen, klärten ſie über die Vorteile einer Handels⸗ 
verbindung mit Elbing auf und bemühten ſich nach Kräften, den neu⸗ 
gewonnenen Geſchäftsfreunden die Zoll- und Akziſeangelegenheiten zu 
erleichtern“). Dadurch brachten fie es fo weit, daß die Polen ſich nach 
und nach daran gewöhnten, anſtatt nach Danzig nach Elbing zum Ein⸗ 
und Verkauf zu fahren. Schon 1777 äußerte ſich der König ſehr befriedigt 
über die ſteigende Einfuhr aus Polen’). Er wurde aber nicht müde, die 
Kammer zu ermahnen, für die Anlage von Fabriken und Manufakturen 
zu ſorgen, deren Waren nach Polen exportiert werden könnten, wie 
Baumwollwaren, Tuch, Strümpfe, Mützen, Handſchuhe, polniſche Wagen 
uſw.s) Von dem Anſteigen des polniſchen Handels mit Elbing erhält 
man die beſte Vorſtellung, wenn man die Importzahlen für polniſches 
Getreide nach 1775 miteinander vergleicht. — Um den Handelsverkehr 


1) Geh. Minüten, 1775, Nr. 20. 

2) Geh. Minüten, 1775, Nr. 26. 

3) Stadelmann, a. a. O., II, S. 409, Nr. 289. 

4) Bär, a. a. O., I, S. 455. 

5) Stadelmann, a. a. O., II, Nr. 296 und Preuß, IV, Nr. 310. 
6) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVIII, Nr. 41. 

7) Stadelmann, II, Nr. 396. 

8) Ebenda, Nr. 522, 570, 631, 566. 
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der Stadt Elbing mit den Polen zu heben, war der Elbinger Kauf⸗ 
mannſchaft der Ankauf polniſchen Getreides zu Exportzwecken geſtattet 
worden: In allen übrigen Landesteilen, von der Provinz Oſtpreußen 
abgeſehen, war die Einfuhr des polniſchen Korns aufs ſtrengſte unter⸗ 
ſagt. — Der Getreideimport der Stadt Elbing betrug: 


im Jahre: Laſt: 
1775 81 
1776 1300 
1778 5000 
1781 8000 
1786 150000). 


Dieſe ſtarke Steigerung des Getreideimports war ohne Zweifel eine 
Folge der niedrigen Einfuhrzölle für Getreide in preußiſches Gebiet und 
der hohen Tranſitzölle für den Transport desſelben nach Danzig, wo der 
Getreideexport von jährlich 39672 Laſt (Durchſchnitt der Jahre 1766 
bis 1772) auf 18019 Laſt (Durchſchnitt der Jahre 1777 bis 1787) ſank, 
während über Elbing 1786 28000 Laſt Getreide ins Ausland verſandt 
wurden). Auch der Wollhandel Elbings hob ſich, da dieſer Stadt die 
Ausfuhr polniſcher Wolle zollfrei geſtattet wurde, während ſonſt der 
Tranſit der Wolle mit 30% belegt war, in erheblichem Maße. In den 
erſten neun Monaten des Jahres 1780 ſtieg der Export Elbings an pol⸗ 
niſcher Wolle auf über 30000 Steins). de Launay verſuchte in dieſem 
Jahre den ertragreichen Elbinger Handel mit erhöhten Zöllen zu belegen, 
doch gelangte ſein Plan nicht gänzlich zur Ausführung. Der König be⸗ 
willigte nur einen Zoll von 12% auf den von Elbing nach Polen zu 
exportierenden fremden Zucker, damit der Beſitzer der Splittgerberſchen 
Zuckerraffinerie in Bromberg veranlaßt werde, ſeinen Betrieb in dem 
Maße zu erweitern, „als zur Verlegung dieſes Königreichs erforderlich 
iſt“. Den Tranſitzoll von 30% auf polniſche Wolle ſchlägt Friedrich dem 
Generalregiſſeur ab, denn „wenn denen Polen der Wollabſatz erſchweret 
werden ſollte, ſie leicht ſolche in ihrem eigenen Lande zu verarbeiten 
und Manufakturen anzulegen ſich genötiget ſehen und dieſer Zweig der 
Handlung in Königlichen Landen einen großen Stoß leiden dürfte“ “). 
Um dieſelbe Zeit beſchuldigte Friedrich der Große die Elbinger Kauf⸗ 


1) Bär, a. a. O., I, S. 448. 

2) Bär, a. a. O., I, S. 445 und 448. 

3) N. C. C., VII, 1781, Nr. 1. 

4) Bär, II, Quellen, Nr. 467, K.⸗O. an das Generaldirektorium, den 15. Juni 
1780. 
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mannſchaft mit den Danziger Handelsherren Hand in Hand zu arbeiten 
und aus dieſem Grunde Durchſtechereien zu begehen. Er warf ihnen 
vor, daß ſie im Handel mit den Polen nur die Kommiſſionäre der reichen 
Danziger Kaufleute bildeten und ihn auf dieſe Weiſe um den Tranſit⸗ 
zoll betrögen. Dadurch, daß polniſche Produkte zuerſt von Elbinger 
Kaufleuten gekauft und von ihnen dann nach Danzig verſandt wurden, 
ſparten die Danziger 6% Zoll, denn die Polen zahlten 2% bei der 
Einfuhr in Weſtpreußen, die Elbinger 4% bei der Ausfuhr nach Danzig, 
gingen die polniſchen Waren alſo für Rechnung der Danziger Kauf⸗ 
mannſchaft den Weg über Elbing, ſo hatte dieſelbe nur 6% Zoll zu 
tragen, anſtatt 12% beim direkten Bezug der Produkte aus Polen. 
Die königlichen Kaſſen hatten demnach einen Verluſt von 6% Zoll bei 
derartigen Manipulationen. Friedrich rechnete ſogar mit einem ſolchen 
von 10%, da er den Ausfuhrzoll von 4% von Elbing nach Danzig nicht 
berückſichtigte!). Die Kaufmannſchaft Elbings verwahrte ſich entſchieden 
gegen dieſen Verdacht, vermochte aber nicht den Monarchen zu über⸗ 
zeugen. Wahrſcheinlich hat dieſe Mutmaßung des Königs dazu bei⸗ 
getragen, daß den Elbingern ein Teil ihrer Handelsprivilegien — ſie 
durften, wie bereits erwähnt, polniſches Korn exportieren und zahlten 
für polniſche Rohſtoffe geringere Zölle, als in anderen Provinzen er⸗ 
hoben wurden — entzogen wurde. Der Ausfuhrzoll für polniſche Wolle 
über Elbing wurde ebenſo wie über Oſtpreußen auf 10% feſtgeſetzt, 
damit die übrigen Städte in ihrem Handel durch eine Bevorzugung 
Elbings nicht litten). Kaum drei Wochen ſpäter wurde, auf eine Klage 
der Polen hin, welche ihre Wolle nicht unterbringen konnten, die Aus⸗ 
fuhr über Elbing und Pillau bei nur 4% Zoll geftattet?). Trotz des 
geringeren Ausfuhrzolls ging der Export polniſcher Wolle über Elbing 
zurück. Bereits Ende 1782 bezeichnete der weſtpreußiſche Kammer⸗ 
präſident Domhardt den Zoll auf Wolle als ungünſtig für die Provinz 
und riet zu einer Anderung). 1786 wurden nur noch 21311 Stein pol⸗ 
niſche Wolle aus Elbing transportiertd). Bis 1781 waren die Elbinger 
von den Handelsabgaben bei der Einfuhr von Wein und bei deſſen 
Verſand ins Ausland befreit geweſen, durch die Verordnung vom 
1. Januar 1781 wurde ihnen dieſe Vergünſtigung nur noch bei Liefe⸗ 


1) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVII, Nr. 39. 

2) N. C. C., VII, 1. Januar 1781, Nr. 1. Königliche allergnädigſte Verord⸗ 
nung das Commercium der Stadt Elbing betreffend. 

3) N. C. C., VII, 1781, Nr. 5, 22. Januar. 

4) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXXVIII, Nr. 6. 

5) Bär, a. a. O., I, S. 451. 
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rungen zum perſönlichen Bedarf gewährt, nicht aber beim Verkauf 
an fremde Kaufleute. Die Einfuhr des polniſchen Getreides wurde 
ihnen weiter geſtattet, aber ausſchließlich zum Verkauf ins Ausland. 
Zur Deckung des Landesbedarfs durfte nichts davon genommen werden. 
Im übrigen wurden die Zölle für Oſtpreußen und Elbing auf den gleichen 
Fuß geſetzt. Fremde Rohmaterialien aber, wie Leder, Häute, Flachs, 
Hanf, Leinwand und Pottaſche wurden mit dem dreifachen Tranſit⸗ 
import belegt, da der König glaubte, dadurch werde den preußiſchen 
Fabrikanten der Einkauf der ausländiſchen Produkte erleichtert werden 
und annahm, daß ſich infolgedeſſen auch der Abſatz der einheimiſchen 
Fabrikwaren vergrößern werden). Im großen und ganzen gedieh der 
Elbinger Handel. Der Export ſtieg von Jahr zu Jahr, z. B. erhöhte 
ſich der Verſand von Pottaſche von 6582 Tonnen im Jahre 1779 auf 
17336 Tonnen im Jahre 1785, auch der Import nahm ſtändig zu)). Der 
König konnte mit der Wirkung der polniſchen Zölle wohl zufrieden ſein. 

Den übrigen Städten der neuen Provinz wurde durch die Wochen⸗ 
märkte, die der König einzurichten befahl, Gelegenheit zum Verkehr 
mit den Polen gegeben?). Daraus zogen beſonders die Städte des 
Netzediſtriktes Nutzen, in den anderen gingen die Märkte bald wieder 
ein, da ſich weder die Landbevölkerung noch die Polen an beſtimmte 
Tage binden wollten. Auf den Wochenmärkten von Schneidemühl, 
Deutſch⸗Krone, Märkirch⸗Friedland und Jaſtrow wurde viel polniſches 
Getreide eingehandelt und nach Pommern verladen“). 


Auch in Weſtpreußen konnte der Schleichhandel durch die ſcharfen 
Reviſionsbeſtimmungen des polniſchen Traktats nicht gänzlich verhindert 
werden. Leichte Wollſtoffe wurden aus Danzig über Elbing oder aus 
Sachſen über Sagan nach Polen und von dort in die Provinz einge⸗ 
ſchleppt, was dem Könige großen Verdruß verurſachte. Den geringen 
Abſatz an Wollwaren auf der Frankfurter Reminisceremeſſe 1785 ſchrieb 
Friedrich der Große dieſem Schmuggel zu. Der Königsberger Kammer⸗ 
präſident, von Gobe, ſtellte feſt, daß die Konterbande beſonders in der 
Gegend von Danzig getrieben werde. Die Schmuggler kämen zur 
Nachtzeit auf leichten Kähnen über das Haff und ſetzten ihre Waren 
dann heimlich im Lande ab. Der König ließ an den verdächtigen Punkten 
Poſten aufſtellen, welche das Schwärzen verhindern ſollten. Auch ließ 


1) N. C. C., VII, Nr. 1. | 

2) Mirabeau, a. a. O., III, Appendice, Tabellen. 

3) Preuß, Urkundenbuch, IV, Nr. 97. 

4) Bär, a. a. O., I, S. 453. 
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er an den Orten, wo man der Konterbande auf die Spur gekommen 
war, Kaufleute anſetzen, welche mit Wollſtoffen aus den Landesfabriken 
Handel treiben ſollten. Er war der Meinung, die Bevölkerung würde 
keine Konterbandewaren mehr kaufen, wenn ſie mit einheimiſchen 
Fabrikaten zur Genüge verſehen werden würden). Ob dieſe Maßregeln 
eine Verminderung des Schmuggels zur Folge hatten, läßt ſich nicht 
feſtſtellen. | 

Eine Abänderung des Warſchauer Tarifs, wie fie für Oſtpreußen 
und Schleſien nach dem Regierungsantritt Friedrich Wilhelms II. vor⸗ 
genommen wurde, erfolgte für Weſtpreußen nicht. Die neue Regierung 
hielt es für bedenklich, an der Zollverfaſſung der 1772 erworbenen Pro⸗ 
vinz etwas zu ändern, ſolange das eigentümliche Verhältnis des preußi⸗ 
ſchen Staates zu Danzig fortbeſtand. Nur in dem zwiſchen Oſtpreußen 
und der Weichſel gelegenen Teile Weſtpreußens wurde der polniſche 
Retourhandel von den läſtigen Formalitäten, den beſchwerlichen Grenz⸗ 
reviſionen und den Exportbeſcheinigungen befreit, wodurch den Kauf⸗ 
leuten Verluſte an Zeit und Geld erſpart wurden?). Erſt als bei der 
zweiten Teilung Polens, 1793, Danzig und Thorn ſowie die Palatinate 
Poſen, Gneſen und Kaliſch an Preußen fielen und die Städte Danzig 
und Thorn der Proving Weſtpreußen einverleibt wurden?), begannen 
zwiſchen Preußen und Polen Verhandlungen über einen neuen Handels⸗ 
vertrag, in welchem weit niedrigere Zölle angenommen wurden als in 
dem Traktat von 1775. Da nunmehr Danzig eine preußiſche Stadt 
geworden war, fielen alle Bedenken, auch Weſtpreußen in die neue 
Konvention einzubeziehen, fort. Das neue Abkommen hat aber auf 
den weſtpreußiſchen Handel keine Wirkung mehr ausgeübt, da kurz nach 
ſeiner Ratifizierung, am 18. April 1794, in Polen die Revolution aus- 
brach, welche den Untergang des polnischen Reiches herbeiführte“). 


1) Geh. St. Gen. Dir. Oſtpreußen und Litauen. Materien. XLIV, Sect. 2, 
Nr. 23. 

2) Geh. St. Gen. Dir. Fabr. Dep. XXV, Nr. 27. 

3) Hintze, Die Hohenzollern und ihr Werk, S. 419. 

4) Warſchauer, Handel, Gewerbe und Verkehr, und Prümers, Das 
Jahr 1793, S. 530 
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Die Beſprechung von Philippsthal 
am 22. Auguſt 1813. 
Von 
Theodor Eggerking. 


Das Denkmal auf dem Schlachtfeld von Großbeeren trägt die In⸗ 
ſchrift: „Unſere Knochen ſollen ſüdlich von Berlin bleichen, nicht rück⸗ 
wärts!“ 

Zum erſtenmal erſcheinen dieſe Worte 1853 in Varnhagen von Enſes 
„Leben des Generals Bülow von Dennewitz.“ Hier ſpricht Bülow ſie 
im Anſchluß an die Konferenz von Philippsthal am 22. Auguſt 1813. 
Die Erzählung, an die Varnhagen dieſe Worte geknüpft hat, iſt dann 
1859 in etwas veränderter Form von der hiſtoriſchen Abteilung des 
Generalſtabes in die „Geſchichte der Nordarmee“!) aufgenommen und 
von hier in zahlreiche Geſchichtswerke übergegangen. 

Dieſe Erzählung beſagt kurz, daß Bernadotte, der Führer der Nord⸗ 
armee, bei dieſer Beſprechung von Philippsthal den Entſchluß zeigte, 
hinter Berlin zurückzugehen und daß Bülow durch energiſches Auftreten 
die Ausführung dieſes Entſchluſſes verhinderte. Gegen die Zuverläſſig⸗ 
keit dieſer Erzählung hat zuerſt Pallmann! Bedenken geltend gemacht, 
jedoch noch ohne nachhaltige Wirkung. Erſt Wiehr?) ſtempelte dieſe 
Erzählung zu einer Legende, und, wenn auch Quiſtorp“) in feiner faſt 
gleichzeitig mit dem Werk Wiehrs erſchienenen „Geſchichte der Nord⸗ 
armee“ noch an der alten Auffaſſung feſthielt, fo hat doch Friederich) 
und damit die hiſtoriſche Abteilung des Generalſtabes ſelbſt die Anſicht 
Wiehrs aufgenommen, die nunmehr als unbeſtritten gelten konnte. 


1) Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt 1859. 
2) Die Schlacht bei Großbeeren und General v. Bülow. Berl. Programm 1872. 
3) Napoleon und Bernadotte, Berlin 1893. 
4) 1894. 
5) Herbſtfeldzug 1813. I. 1902. 
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Nun hat jüngft Bernhard Schmeidler!) verſucht, die Legende von 
Philippsthal wieder zu einer hiſtoriſchen Tatſache zu erheben. General 
Friederich) iſt ihm entgegen getreten; aber der Erwiderung Friederichs 
fehlt es an durchſchlagender Wirkung. So beſteht die Gefahr, daß die 
Auffaſſung Schmeidlers wieder an Boden gewinnt und daß die Legende 
von Philippsthal eine fröhliche Auferſtehung feiert. Es erſcheint des⸗ 
halb wünſchenswert, daß das Lückenhafte am Beweis Friederichs er⸗ 
gänzt und die völlige Unhaltbarkeit der Behauptungen Schmeidlers 
nachgewieſen wird. 

Schmeidler geht von der Darſtellung in der „Geſchichte der Nord⸗ 
armee“ von 1859 aus, die er irreführend als „Zeugnis Weyrachs“ be⸗ 
zeichnet; er beginnt alſo mit dem jüngſten, den Ereigniſſen am fernſten 
ſtehenden Zeugnis und ſucht die hieraus gewonnene Auffaſſung in die 
älteren Quellenzeugniſſe hinein zu interpretieren: ein abſolut unzu⸗ 
läſſiges Verfahren! Die Unterſuchung muß im Gegenteil ausgehen 
von den älteſten Quellenzeugniſſen, insbeſondere den zeitgenöſſiſchen, 
und dann fragen, ob die ſo viel ſpätere Darſtellung dazu im Einklang ſteht. 

Die Hauptperſonen bei der „Beſprechung von Philippsthal“ ſind 
Bernadotte und Bülow. Es fragt ſich alſo in erſter Linie: iſt die Dar⸗ 
ſtellung bei Varnhagen und in der „Geſchichte der Nordarmee“ von 1859 
mit dem vereinbar, was wir über das Verhalten und die Auffaſſungen 
dieſer beiden Hauptperſonen aus zeitgenöſſiſchen Quellen, insbeſondere 
ihren eigenen Aufzeichnungen wiſſen. 

Über das Verhalten Bernadottes während der in Frage kommenden 
Zeit iſt bisher noch kein klares Bild gewonnen. Um eine ſichere Grund⸗ 
lage zu haben, ſetzen wir mit unſerer Unterſuchung da ein, wo Berna⸗ 
dotte das Kommando über die Nordarmee antritt. Man iſt bisher all- 
gemein der Anſicht geweſen, daß Bernadotte „von vornherein zur De⸗ 
fenſive entſchloſſen“ geweſen ſeis), und nur darüber gingen die Mei⸗ 
nungen auseinander, ob dieſe Defenſive eine Preisgabe Berlins ein⸗ 
ſchloß oder nicht. 

Nun finden ſich aber in den Befehlen und Briefen Bernadottes 
aus den Tagen nach Übernahme des Oberbefehls folgende Stellen: 

An Tauentzien, 26. Juli: „Die ſchnelle Übergabe dieſes Platzes 
(Stettin) würde... unſern Unternehmungen einen Stützpunkt ver⸗ 
ſchaffen. .. . Vielleicht werden meine Unternehmungen mich von Berlin 


1) Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch. Bd. 29, S. 159 ff. 


2) Ebenda, S. 480 ff. 
3) So Meinecke im Leben Boyens, 1894, Bd. I, S. 312. 
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entfernen. Die Stadt würde dann der Drehpunkt meines linken Flügels 
bleiben und ein von Ihnen zu dem Zweck zu bildendes Beobachtungs⸗ 
korps hätte bei Berlin in Übereinſtimmung mit mir zu handeln 
Damit (der Übergabe Stettins) würde unſere Verbindung zur Oſtſee 
geſichert und Sie könnten mit 20000 Mann in die Linie einrücken, ſei 
es, um links zur Armee des Königs abzumarſchieren oder durch einen 
Rechtsabmarſch ſich mit mir zu vereinigen, oder endlich — vielleicht 
das Wahrſcheinlichſte — mit meiner Armee die Elbe zu überſchreiten.“ ) 


An Wallmoden, 9. Auguſt: „Sollte ich auf Luckau oder auf Witten⸗ 
berg und Deſſau erfolgreich vorgehen, dann ſtelle ich Ihnen anheim. 
die Elbe zu überſchreiten.“ ) 

An Hirſchfeld, 13. Auguſt: „Dasſelbe hat den... Zweck, . .. ſich an 
die Armee anſchließen zu können, gleichviel, ob dieſelbe vorgeht oder 
ſich für einige Tage in der Verteidigung hält.“) 

An Blücher, 16. Auguſt: „Ich habe geſtern Ihren Brief vom 12. 
in dem Augenblick empfangen, in welchem ich Anordnungen zum Über⸗ 
ſchreiten der Elbe treffen wollte.“) 

An Blücher, 19. Auguſt: „Die Nachrichten, welche Sie mir mit⸗ 
teilen, hatte ich bereits erhalten und mich dadurch bewogen gefunden, 
meinen Plan, die Elbe zwiſchen Magdeburg und Wittenberg zu über⸗ 
ſchreiten, aufzugeben. . .. Ich werde Sorge tragen, Sie ebenſo von 
allem zu benachrichtigen, was ich gegen die Elbe oder auf Luckau zu 
unternehme.“ 


Dieſe Außerungen Bernadottes bilden eine einheitliche Linie und 
zeigen deutlich, daß er die Möglichkeit einer Offenſive der Nordarmee 
durchaus ins Auge gefaßt hat. Man hat bisher dieſe Außerungen als 
„ſehr unwahrſcheinlich“) bezeichnet oder als durch die Tatſachen wider⸗ 
legt“) hingeſtellt; das iſt aber unbegründet. Stellt man Äußerungen 
offenſiver Gedanken eines Feldherrn deshalb beiſeite, weil dieſe Ge⸗ 
danken nicht zur Ausführung kommen, ſo vergißt man die Abhängigkeit 
eines Feldherrn von dem Verhalten des Feindes. 


1) Quiſtorp, Geſchichte der Nordarmee im Jahre 1813. Berlin 1894, I, 
S. 137. 

2) Ebenda, S. 138. 

3) Ebenda, S. 139. 

4) Ebenda, S. 197. 

5) Quiſtorp, S. 218f. 

6) Meinecke, Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch., 7, S. 461. 

7) So Ouiftorp, S. 137 und S. 198. 
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Bernadotte hatte die Offenſive ins Auge gefaßt, aber, den getrof⸗ 
fenen Verabredungen gemäß, nur für den Fall, daß nicht Napoleon 
mit ſeiner Hauptmacht die Nordarmee ſeinerſeits angriffe. Tat das 
Napoleon, ſo war Bernadotte zur Defenſive entſchloſſen. So ſpricht er 
ſich in dem bekannten Geſpräch mit Moreau aus: „Ich werde mich nie 
den Keulenſchlägen Napoleons ausſetzen. Ich werde ihm nur mit einem 
ermüdenden, langſamen, methodiſchen Krieg entgegenwirken und einen 
ihn in Flanke und Rücken umfaſſenden Inſurrektionskrieg organiſieren.“ !) 

Nachrichten, die mit Beſtimmtheit auf einen Anmarſch Napoleons 
hinwieſen, hatte Bernadotte zunächſt nicht; er ſah dieſen nur als eine 
Eventualität an: mehr iſt aus dem Geſpräch mit Moreau nicht zu ſchließen, 
und es iſt quellenmäßig nicht zu begründen, „daß der kluge und kriegs⸗ 
kundige Altmarſchall ohne ſtichhaltigen Grund ſeinem großen Gegner 
die grillenhafte Schwäche zutraute, aus perſönlichem Haß zuerſt ſich 
auf ihn zu ſtürzen“, wie Ulmann neuerdings wieder behauptet hat.?) 
Bernadotte iſt ſich einſtweilen vielmehr völlig unklar über das zu er⸗ 
wartende Verhalten des Feindes und darüber, ob ihm die ins Auge 
gefaßte Offenſive möglich oder er zur Defenſive gezwungen iſt; und dieſer 
ſeiner Unſicherheit entſpricht denn auch der Plan, den er faßt: eine 
Stellung in Höhe von Berlin?) zu beziehen, ſeine Armee zwiſchen Bran⸗ 
denburg und Spandau zufammenzuziehen.) Daß Bernadotte dieſen 
Plan tatſächlich gehabt hat, iſt, trotz des berechtigten Mißtrauens gegen 
den Bericht Bülows vom 15. Auguſt, nicht wohl zu beſtreiten, da Berna⸗ 
dotte es in dem Befehl an Hirſchfeld vom 13. Auguſt“) ausſpricht. 5) 6) 
Nur hat dieſe Stellung einen durchaus abwartenden Charakter: ſie gab 
Bernadotte die Möglichkeit, aus ihr zur Offenſive überzugehen, wie 
auch: von ihr aus eine andere zur Verteidigung geeignete Stellung zu 
beziehen. Die Abſicht, gerade hier den ev. Anſtoß Napoleons aufzu- 
fangen, ſchließt dieſer Plan nicht notwendigerweiſe in ſich; es iſt nicht 
ein Plan zur Deckung Berlins, wie Wiehr?) ihn auffaßt. Dem ſteht ent⸗ 
gegen, daß Bernadotte eben in dem Augenblick dieſe Stellung verläßt 


1) Klaeber, Marſchall Bernadotte, Gotha 1910, S. 340. 

2) Ulmann, Geſchichte der Befreiungskriege 1813 u. 1814. Berlin 1915, 
II, S. 79. 

3) Im Moreau⸗Geſpräch: Klaeber, S. 339. 

4) Quiſtorp, S. 139. 

5) Vgl. Roloff, Forſch z. brand. u. preuß. Geſch. 18, S. 343. 

6) Bisher hieß es: „zwiſchen Brandenburg und Berlin“, ſo an Wallmoden, 
9. Auguſt. Siehe Quiſtorp, 137. 

7) Preuß. J. 78, S. 334 ff. 
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und ſeine „Armee bei dieſer Stadt ihrer Deckung halber zu vereinigen“) 
beſchließt, in dem ihm ein Anmarſch Napoleons zur Gewißheit geworden 
iſt. Wenn aber Meinecke meint, daß Bernadotte „ſich vermutlich ſchon 
von vornherein gefaßt gemacht hatte,“ dieſe Defenſivſtellung zugunſten 
der ſüdlich von Berlin aufzugeben?), jo liegt es doch viel näher, zu 
vermuten, daß er von vornherein dieſe Stellung nicht als Defenfivftellung 
gedacht hat, ſondern als abwartende Stellung, in der er freilich auch 
durch die Havel gegen alle Eventualitäten geſchützt war. 

Auch die Außerung Bernadottes im Moreau ⸗Geſpräch: „Berlin 
kann ich. .. an ihn verlieren, aber ich werde es ihm nicht billig laſſen,“?) 
der Befehl zu Verſchanzungsbauten im Süden Berlins Ende Juli), 
ſowie der Befehl an Bülow vom 27. Yuli5) ſtärken die Auffaſſung, daß 
für die Wahl dieſer Stellung nicht denfenſive Abſichten maßgebend 
waren, ſondern eher der Gedanke an eine Offenſive, an die Unter⸗ 
nehmungen, denen Berlin als Drehpunkt des linken Flügels dienen 
ſollte. Bei ſolchen Unternehmungen auf Deſſau, einem Überfchreiten 
der Elbe zwiſchen Magdeburg und Wittenberg kam dieſe Stellung 
als Verſammlungsraum durchaus in Frage.“) 

Die abwartende Tendenz ſeines Planes läßt es auch verſtändlich 
erſcheinen, daß Bernadotte ſo leicht den Wünſchen Bülows nachgegeben 
hat, die dieſer bei der Oranienburger Beſprechung vorbrachte. Für eine 
abwartende Stellung war es nicht von ſehr großem Belang, ob das 
Korps Bülow in ſeiner Stellung hinter der Nuthe⸗Notte⸗Linie verblieb 
oder nicht. In jedem Fall blieben die Truppen der Nordarmee auf einen 
ſo weiten Raum verteilt, daß für einen Zuſammenſtoß mit dem Feind 
doch Stellungsänderungen vorgenommen werden mußten; und dabei 
konnte das Korps Bülow ebenſogut ſeine Stellung wechſeln, wie die 
Ruſſen und Schweden. Was Bülow in Oranienburg erreichte, war 
nur eine nicht ſehr bedeutungsvolle Modifizierung, und es iſt deshalb 
irrig, wenn Meinecke jagt: „Den entſchiedenen Vorſtellungen Bülows 
gelang es noch rechtzeitig, den Kronprinzen umzuſtimmen, ſo daß nun 
die Nordarmee in der freien Ebene ſüdlich von Berlin... den Feind 
erwartete.““) Tatſächlich blieb ein ſehr beträchtlicher Teil der Nordarmee 


1) Quiſtorp, S. 197. 

2) Boyen I, S. 313. 

3) Klaeber, S. 340. 

4) Wiehr, Napoleon und Bernadotte, 77. 

5) Ebenda, 78, Nr. 5. 

6) Das iſt Meinecke, Forſch. 7, 461, gegenüber zu betonen. 
7) Bohen I, 313. 
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auf wéltem Raum hinter der Havel, und es war noch nicht entſchieden, 
ob die Nordarmee vorgehen oder ſich für einige Tage in der Verteidigung 
halten follte.) Ganz irrig iſt es natürlich, wenn Schmeidler?) den Kron⸗ 
prinzen von Schweden in Oranienburg „ſeine Befehle für die geſamte 
Anlage des Feldzuges“ geben läßt. 

Und wenn Schmeidler weiter von dem Bericht Bülows an ſeinen 
König vom 15. Auguſt meint, daß an ihm auch nicht der Schatten eines 
Zweifels „erhoben worden iſt“ (!), fo tft das nicht minder irrig. Zweifel 
an Bülows Bericht ſind nicht nur erhoben ſondern ſie ſind in gewiſſer 
Hinſicht auch durchaus begründet. Bülows Bericht iſt nicht etwa eine 
Wiedergabe „ausgearbeiteter Ordres“ ), ſondern er gibt nur einen ſub⸗ 
jektiven Auszug aus den von Bernadotte verleſenen Befehlen. Das 
zeigt ein Vergleich des Berichtes!) mit dem im Kriegsarchiv befindlichen 
Befehl an Tauentzien und Hirſchfeld,s) der mit dem von Bernadotte 
verleſenen identiſch ſein muß. So fehlen im Bericht die Sätze aus dem 
Befehl an Hirſchfeld: „gleichviel ob dieſelbe (die Armee) vorgeht oder 
ſich für einige Tage in der Verteidigung hält,“ „General von Hirſchfeld 

.. muß ſich alſo als rechte Seitendeckung der Armee anſehen, zugleich 
bereit fein, fi) mit ihr ... zu vereinigen und eine Schlacht zu ſchlagen.“ 
Dieſe Unterſchiede genügen, um den abwartenden Charakter der beab⸗ 
ſichtigten Stellung zu verwiſchen und Bernadottes Plan rein defenſiv 
erſcheinen zu laſſen. Infolgedeſſen erſcheint auch das von Bülow erreichte 
Verbleiben ſeines Korps vorwärts Berlin als ein größerer Erfolg, als 
es tatſächlich war. Inſofern beſtätigt ſich, was angeſichts der Außerungen 
Bülows über die Schlacht von Dennewitz vermutet iſts): „Hier wie 
dort mag er wichtige Momente, deren Kenntnis das von ihm gezeichnete 
Bild korrigieren würde, ausgelaſſen haben, hier wie dort mag er, erfüllt 
von ſtarkem Selbſtgefühl, wie er einmal war, ſeine perſ . Tätigkeit 
über Gebühr in den Vordergrund gerückt haben.“ 

So iſt dieſem Bericht Bülows kein rückhaltloſes Vertrauen zu 
ſchenken, das beweiſt er aber mit Beſtimmtheit, daß von einer erregten 
Spannung zwiſchen Bülow und Bernadotte noch nicht die Rede iſt. 
Dieſer Bericht Bülows nun liegt der Darſtellung zugrunde, die Varn⸗ 


1) Quiſtorp, S. 139. 

2) Forſch. 30, S. 251. 

3) Roloff, Forſch. 18, S. 343. 

4) Abgedruckt von Meinecke, Forſch. 7, S. 463 ff. 

5) Bei Quiſtorp, 139, leider nur unvollſtändig abgedruckt. 
6) Roloff, Forſch. 18, S. 343. 
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hagen in feinem Leben Bülows!) von der Beſprechung zu Oranienburg 
gibt. Im Hinblick auf den ſpäteren Kriegsrat zu Philippsthal iſt eine 
Unterſuchung dieſer Darſtellung Varnhagens wichtig. 

Das Leben Büloms iſt etwa 40 Jahre nach der Schlacht bei Groß 
beeren veröffentlicht und kaum früher geſchrieben: in der „Nachweiſung 
der gebrauchten Hilfsmittel“ ſind Werke aus den Jahren 1851 und 1852 
verzeichnet; auch hat Varnhagen noch in den 40er Jahren, bis 47, eine 
Reihe anderer Werke veröffentlicht. 

Im allgemeinen gibt Varnhagen den Bericht Bülows richtig wieder, 
nur weiß er ihn mit allerhand anekdotenhaftem Beiwerk auszuſtaffieren. 
Wo es in Bülows Bericht heißt: „Nach Berührung allgemeiner Ange⸗ 
legenheiten erteilte der Prinz an ſeinen Generaladjutanten, den General⸗ 
major von Tawaſt .. die Ordre,“ worauf dann ein Auszug aus den von 
Bernadotte gegebenen Befehlen folgt, gibt Varnhagen eine ausführ⸗ 
liche Rede Bernadottes über die Lage der Nordarmee. Hätte Bernadotte 
dieſe Rede tatſächlich gehalten, ſo hätte Bülow ſie ſicher nicht als „Be⸗ 
rührung allgemeiner Angelegenheiten“ unbeachtet gelaſſen. Gewiß iſt 
das argumentum ex silentio lahm?); hier haben wir aber einen Bericht 
Bülomws, zwei Tage nach der Beſprechung verfaßt, für deſſen „detaillierte 
Auseinanderſetzung“ Bülow ſich bei dem König entſchuldigt, deſſen 
Abſicht es iſt, den König „von den militäriſchen Ideen und Anſichten 
des Kronprinzen von Schweden in Kenntnis zu ſetzen,“ der ſogar erwähnt, 
daß Bülow und Tauentzien eine Stunde warten mußten, bis ſie vor⸗ 
gelaſſen wurden — eine ganz belangloſe Sache —, der aber von dieſer 
für „die militäriſchen Ideen und Anſichten des Kronprinzen von Schweden“ 
ſo aufſchlußreichen Rede keine Spur aufweiſt. Schon das würde genügen, 
die Darſtellung Varnhagens zu diskreditieren. Zudem kennen wir 
für einen größeren Teil der Varnhagenſchen Rede die Vorlage, die faſt 
wörtlich übernommen iſt: Wagners „Plane der Schlachten und Treffen“). 


Varnhagen, S. 195: Wagner, S. 35: 
„zunächſt der Elbe hebt ſich der „der ſüdliche Teil iſt unter dem 
Boden zu einer Hochfläche, der Namen des hohen Flämings be⸗ 
hohe Fläming genannt. ... von kannt. 
da fließen nordwärts mehrere Ge⸗ Der nördliche wird von mehreren 
wäſſer ab, welche ſumpfige Ufer moraſtigen Bächen und Bruchſtücken 
und weite Niederungen bilden, durchſchnitten, zwiſchen denen 


1) S. 195. 
2) Vgl. Schmeidler, Forſch. 30, S. 250. 
3) Berlin 1821, I, ©. 35f. 
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zwiſchen denen flache Sandhügel 
und Kieferngehölze hervorragen; 
dies durchſchnittene Land... ver⸗ 
einzelt die Bewegung, welche für 
Geſchütz und Reiterei an vielen 
Orten nur auf ſchmalen Dämmen 
geſchehen kann.“ 


ſich einzelne flache, teilweiſe mit 
Kiefernwaldungen bedeckte Höhen 
und Hügel befinden... Sie (die 
Nuthe und Notte) ſind den größten 
Teil des Jahres nur auf den ge⸗ 
bauten Dämmen zu überſchreiten.“ 


Für den anderen Teil der Ausführungen Bernadottes bei Varn⸗ 
hagen iſt mit einer andern Quelle eine Ahnlichkeit vorhanden, die groß 
genug iſt, eine Verwandtſchaft anzuſetzen: mit dem Moreaugeſpräch, das 


bereits ſeit 1838 bekannt war. 


Varnhagen, S. 195: 

„ſein rechter (Flügel) an der Nieder⸗ 
elbe durch die beträchtliche Macht 
des Marſchall Davout bedroht... 
im Beſitz des Feindes im Rücken 
Stettin, 

Napoleon frei zu jedem Entſchluß, 
im Gebrauch aller ſeiner Macht⸗ 
mittel unbedingten Gehorſams ge⸗ 
wiß. Das Vorrecht, den Kampf 
nach eigener Wahl zu eröffnen, da⸗ 
hin oder dorthin zu werfen, könne 
man einem ſolchen Feldherrn auch 


Moreau⸗Geſpräch, !) S. 339: 
„Davout mit ſeinem Korps und 
den Dänen bei meinem Vorrücken 
gegen die Elbe im Rücken 
Stettin noch in Feindeshand. 


Napoleon könnte überraſchend über 
Sie herfallen, wie er dies über 
jede Armee vermag, die ſich ihm 
von der Peripherie des Kreiſes 
nähert, deſſen Zentrum und Ra⸗ 
dien er in ſeiner Gewalt hat.“ 


diesmal kaum ſtreitig machen.“) 


Auch die Erwiderung Bülows auf dieſe Ausführungen Bernadottes 
iſt nur als Kompilation anzuſehen. In ſeinem Bericht ſagt Bülow: 
„Da ich zu einer ſolchen retrograden Bewegung durchaus keinen zu⸗ 
reichenden Grund abſehen konnte, da nach allen eingegangenen zuver⸗ 
läſſigen Nachrichten die kombinierte Armee mindeſtens noch einhalbmal 
ſo ſtark als der gegenüberſtehende Feind iſt, ſo hielt ich es für meine 
Pflicht, mir dagegen kräftige Vorſtellungen zu erlauben.“ Bei Varn⸗ 
hagen dagegen berief Bülow „ſich auf die ausdrückliche Beſtimmung, 
welche der König ihm erteilt hatte, und ohne die angegebenen Boden⸗ 


1) Klaeber, S. 339 f. 

2) Friederich, Geſchichte des Herbſtfeldzuges 1813, Berlin 1902, I, S. 363, 
hat ſchon dieſe Ahnlichkeit feſtgeſtellt, aber den falſchen Schluß daraus gezogen: 
„Es ift kein Grund vorhanden, an der Richtigkeit dieſer Darſtellung zu zweifeln“. 
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verhältniſſe zu leugnen, erwies er, daß auch diesſeits Vorteile daraus 
zu ziehen ſeien.“) Woher weiß Varnhagen das nach 40 Jahren, wenn 
Bülow es nach zwei Tagen anders angibt? Dabei hätte es hinſichtlich 
der Berufung auf den Befehl des Königs doch beſonders nahe gelegen, 
ſie in dem Bericht an den König zu erwähnen. 

Varnhagens Leben Bülows iſt demnach kein Geſchichtswerk im 
eigentlichen Sinn des Wortes, wie alle ſeine Biographien; „ſie ſind und 
wollen in erſter Linie hiſtoriſche Bilder, literariſche Kunſtwerke ſein; 
ſie tragen und tragen bewußterweiſe den Stempel dilettantiſcher Bil- 
dung.“) Dementſprechend ſind ſie zu werten, wenn man ſie als hiſto⸗ 
riſche Quellen benutzt. 

Am 13. Auguſt in Oranienburg zeigte Bernadotte die Abſicht, zu⸗ 
nächſt das Verhalten des Feindes abzuwarten; zu dem Zweck plante er 
die Stellung zwiſchen Brandenburg und Spandau. In den folgenden 
Tagen gingen ihm von den Vorpoſten Nachrichten zu, die ein Abrücken 
der gegenüberſtehenden Franzoſen als möglich erſcheinen ließen.) 
Bülow war es ſchon „faſt zur Gewißheit geworden, daß ſich der Feind 
von hier weg nach der Oberlauſitz hinzieht.“ )4) Tauentzien ſchloß ſich 
dieſer Anſicht ans), und auch Bernadotte ſelbſt war ſchon im Begriff, 
dieſe Auffaſſung zu der ſeinigen zu machen und demgemäß „Anord⸗ 
nungen zum Überſchreiten der Elbe“) zu treffen (15. Aug.), als er durch 
Nachrichten von verſchiedenen Seiten die Überzeugung gewann, Na⸗ 
poleon ſelbſt fet im Anmarſch über Baruth auf Berlin. 5)s) Jetzt trifft 
Bernadotte in einer Reihe von Befehlen Anordnungen, die ganz dem 
Verhalten entſprechen, das er in dem Moreaugeſpräch für dieſen Fall 
in Ausſicht geſtellt hatte: „Berlin kann ich an ihn verlieren, aber ich 
werde es ihm nicht billig laſſen,“ und: „ich werde mich nie den Keulen⸗ 
ſchlägen Napoleons ausſetzen.“) Seine Anordnungen entſprechen aber 
auch der für dieſen Fall verabredeten Defenſive. | 

Befehl vom 15.: „Morgen, den 16., gegen Abend ftehen ſämtliche 
Truppen zum Schlagen bereit.“) 


1) S. 196. 

2) Haym, Preuß. Jahrb. 11, S. 485. 

3) Quiſtorp, S. 193. 

4) Wiehr, Napoleon und Bernadotte, S. 104. 
5) Quiſtorp, S. 197. 

6) Friederich, Herbſtfeldzug, S. 371f. 

7) Klaeber, S. 340. 

8) Quiſtorp, S. 194. 
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An Bülow, 16. Auguſt: „Le prince Royal Vous ordonne de préscrire 
au Général de Thumen et au Général de Borstell, de tenir & Mittenwalde 
et à Trebbin, autant que l’honneur et les forces de l’ennemi doivent 
l’exiger, et que dans le cas oü ils fussent forcés dans leur position, 
ils se retirent, savoir: le Général de Thumen sur Saarmund et dela 
sur Potsdam, si toute fois les forces de l’ennemi l’exigeaient impérieuse- 
ment. Le Général de Borstell se retirerait sur Berlin.... Vous étes 
prévenu que l’armée Suédoise se porte sur Charlottenburg et l’armée 
Russe sur Spandau..... Le général de Thumen doit toujours com- 
muniquer avec l’infanterie Russe, qui se trouve & Beeliz, ainsi qu’avec 
les Cosaques, et les rallier à lui, s'il vient se porter à Potsdam.“ !) 

Befehl vom 16. nachm.: „Die ganze ruſſiſche Armee... geht in 
einem Eilmarſch nach Spandau. ... General v. Wintzingerode hat feine 
Bewegung in der Art einzurichten, daß die geſtern befohlene Aufklärung 
ihren ungeſtörten Fortgang habe, und daß die dazu verwendete Rei⸗ 
terei ... morgen auf dem kürzeſten Wege in die Aufſtellung zwiſchen 
Spandau und Charlottenburg zurückkehren kann.“ 

„Es iſt die Abſicht des Kronprinzen, den General Hirſchfeld mit 
einem Korps von wenigſtens 10000 Mann zwiſchen Genthin und Bran⸗ 
denburg bereit zu halten, während nur 5 bis 6000 Mann zur Beobach⸗ 
tung von Magdeburg ſtehen bleiben, die fic)... gleichfalls an Bran⸗ 
denburg heranziehen oder je nach den Umſtänden gegen Treuenbrietzen 
wenden. — General Hirſchfeld wird benachrichtigt, daß der Kaiſer 
Napoleon von Luckau über Baruth auf Berlin im Anmarſch iſt. Wahr⸗ 
ſcheinlich wird innerhalb dreier Tage eine große Schlacht geſchlagen; 
eintretendenfalls dürfte ſie in der Gegend von Berlin ſtattfinden. Die 
ſchwediſche Armee bricht morgen früh um 2 Uhr auf und marſchiert 
nach Charlottenburg.“) 

Dazu kommen Anordnungen, durch die der Anmarſch der Fran⸗ 
zoſen in Flanke und Rücken beunruhigt werden foll.?) 

Es iſt nicht eigentlich eine Verteidigungsſchlacht, die nach dieſen 
Befehlen Bernadotte beabſichtigte, ſondern mehr ein großes Arriere⸗ 
gardengefecht, — im Sinne des: „ich werde es ihm nicht billig laſſen“ — 
durch das den verbündeten Armeen Schwarzenbergs und Blüchers 
Gelegenheit gegeben werden ſollte, Napoleon zum Aufgeben ſeines 
Angriffes zu zwingen.“) Das zeigt der Befehl für Thümen und Borſtell: 

1) Boyen, Erinnerungen, 1890, III, S. 556. 

2) Quiſtorp, S. 196f. 

3) Quiſtorp, S. 1% f. 

4) Vgl. den Brief an Blücher, Quiſtorp, O, 197. 
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ſich zu halten — nicht & outrance —, ſondern nur „autant que l’hon- 
neur et les forces de l’ennemi doivent l'exiger“, das zeigt der Befehl 
an Thümen, ſich auf Potsdam zurückzuziehen, der Befehl an Wingin- 
gerode, daß die Koſaken auf dem kürzeſten Wege in die Aufſtellung 
zwiſchen Spandau und Brandenburg zurückkehren ſollen. Hierhin gehört 
auch der Befehl an Bülow, Charlottenburg, den 17.: „Der Kronprinz 
befiehlt, daß man ſogleich mit dem Bau der zwei Brücken über die Spree 
beginne, an den Orten, welche er E. E. bezeichnet hat, und daß man 
daran mit der größten Tätigkeit arbeite, Tag und Nacht, damit ſie ſobald 
als möglich hergeſtellt werden.“) 

In dieſem Sinne, einer Verteidigung mit ſchrittweiſem Zurück⸗ 
weichen, ſind auch die Außerungen Bernadottes in ſeinen Schreiben an 
Blücher vom 16.2) und an Karl XIII. vom 18.3) aufzufaſſen. Daß 
Bernadotte gehofft hat, bei einem Angriff der Hauptmacht Napoleons 
es verhindern zu können, daß Berlin in ſeine Gewalt fiel, iſt nur mög⸗ 
lich, wenn er dabei an die Mitwirkung Blüchers und Schwarzenbergs 
gedacht hat. Seine Nordarmee allein war dazu nicht ſtark genug, dazu 
find ſeine Anordnungen zu wenig im Sinne einer Verteidigung coüte 
que coüte gehalten. Auch die Aufſtellung des Gros der Nordarmee 
zwiſchen Spandau und Berlin iſt in dieſem Sinne aufzufaſſen. Die 
Anſicht Wiehrs über dieſe Aufſtellung geht deshalb fehl, wenn er meint: 
„Für die Zeit des Abwartens ſtellte er ſeine Hauptkräfte hinter der 
Sperrlinie auf, und zwar ſo weit hinter derſelben, daß dasjenige Maß 
von Bewegungsfreiheit gewahrt blieb, das zu einheitlicher zweckent⸗ 
ſprechender Verwendung nötig erſchien; daß die Truppen leicht und 
ſicher auf allen möglichen Anmarſchſtraßen des Gegners rechtzeitig ... 
zuſammengezogen werden konnten.“) Wäre dieſe Auffaſſung richtig, 
dann hätte Bernadotte Thümen und Borſtell und den Koſaken befehlen 
müſſen, nicht ſich zurückzuziehen, ſondern ſich à outrance zu halten, bis 
das Gros zu Hilfe gekommen wäre. Auch war Bernadotte keineswegs 
über die Anmarſchlinien des Feindes im klaren, als er ſeine Armee vor⸗ 


1) Wiehr, Napoleon und Bernadotte, S. 71. W. benutzt den Befehl ohne 
Grund für den 13.; da Bernadotte und Bülow am 17. zuſammentrafen, kann 
Bernadotte auch am 17. Bülow die Orte bezeichnet haben, und der Befehl kann nur 
die ſchriftliche Fixierung eines mündlichen Auftrages ſein. Jedenfalls beweiſt er, 
daß Bernadotte gerade am 17. beſonderen Wert auf den Brückenbau legte. 

2) Quiſtorp, S. 197. 

3) Klaeber, S. 346. 


4) Wiehr, Napoleon und Bernadotte, S. 223 f. 
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ſchob, ſondern er tat dies nur, ſobald und weil er erfuhr, daß nicht Na- 
poleon ſelbſt im Anmarſch ſei. 

Aus dieſem Stadium der ſtrategiſchen Abſichten Bernadottes haben 
wir wieder außer ſeinen eigenen Briefen und Befehlen andere Quellen, 
den Bericht Bülows!) an ſeinen König und die Darſtellung Boyens in 
ſeinen Erinnerungen.?) Nach dem Bericht Bülows hat er im Anſchluß 
an eine Beſichtigung auf dem Tempelhofer Feld dem Kronprinzen 
erneut Vorſchläge zu einer Offenſive gemacht, die zwar von Adlerkreutz 
und Löwenhielm unterſtützt ſeien, die aber Bernadotte mit dem Hin⸗ 
weis auf den zu erwartenden Anmarſch Napoleons abgelehnt habe. 
Von einem Verdacht Bülows, Bernadotte wolle Berlin kampflos auf⸗ 
geben, iſt nicht die Rede. 

Auch Boyen kann, nach ſeinen Erinnerungen, damals einen ſolchen 
Verdacht nicht gehegt haben. Er berichtet von einem Kriegesrat in Char⸗ 
lottenburg, — der mit den von Bülow berichteten Beſprechungen iden⸗ 
tiſch ſein mußs), wenn wir feiner Darſtellung überhaupt trauen dürfen.“) 
Auf dieſem Kriegesrat habe Bernadotte „die Nachrichten, welche er 
von der franzöſiſchen Armee habe, vorgetragen und aus ihnen gefolgert, 
daß wir jeden Augenblick einen von Napoleon ſelbſt geführten Angriff 
zu erwarten hätten.“ Boyen ſelbſt habe vorgeſchlagen, den aktiven Teil 
der Nordarmee zwiſchen Ziethen und Heinersdorf zu verſammeln, und 
trotz der Vorſtellungen Bülows habe Bernadotte dieſe Anſicht als Grund⸗ 
lage der zu treffenden Anordnungen beſtimmt. 

Beide Quellen ſtehen ſomit im Einklang mit dem, was wir bereits 
aus Bernadottes eigenen Außerungen erſchloſſen hatten. 

Vom 15. bis 17. Auguſt hatte Bernadotte dieſe Überzeugung von 
dem bevorſtehenden Angriff Napoleons; aber noch am 17. wird dieſe 
Gewißheit erſchüttert: es heißt im Befehl vom 17.: „Nach den letzten 
Nachrichten, welche der Kronprinz von 3 Uhr nachmittags aus Berlin 
erhalten hat, hat der Feind dieſen Morgen die Lager bei Lübben und 
Luckau abgebrochen und das Gerücht war verbreitet, daß die Truppen 
von dort nach Liegnitz oder Dresden marſchiert ſeien.““) Um größere 
Sicherheit zu erhalten, wird Wintzingerode beauftragt, ſeine aun 
rungen mit Nachdruck vorzutreiben.) 


1) Quiſtorp, S. 268. 

2) III, S. 108 f. 

3) Am 16. war das Hauptquartier in Potsdam. 
4) Vgl. Meinecke, Boyen J, S. 314. A. 

5) Quiſtorp, S. 210. 
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Dieſer Annahme von der Möglichkeit eines feindlichen Rückzuges 
entſprechend, wird aber auch ſchon Wintzingerode etwas weiter nach 
vorn dirigiert.“ 

Bernadottes ſo ſchon erſchütterte Annahme von Napoleons Anmarſch 
wird nun in der Nacht vom 17. zum 18. vollends zerſtört durch das Er⸗ 
gebnis der Aufklärungsgefechte: Bernadotte erfährt, daß ihm gegenüber 
Oudinot mit etwa 70000 Mann ſtehe, Napoleon aber in Schleſien fei.) 
Bülow hat dieſe Meldungen am Abend des 17. um 8 / Uhr an den 
Kronprinzen nach Charlottenburg geſchickts); es iſt aber anzunehmen, 
daß Bernadotte ſie erſt in den frühen Morgenſtunden des 18. erhalten 
hat, da ſein Brief an Karl XIII. vom 18.4) in dem Brief an Blücher 
vom 16.5) ſeine Parallele hat und ihm gegenüber noch keine veränderte 
Situation zeigt, die erſt in dem Brief an Blücher vom 19.6) zutage tritt. 

An ſich hätte es nicht die notwendige Folge der neuen Nachrichten 
über Napoleons Verhalten zu ſein brauchen, daß Bernadotte nun den 
Gedanken an einen Angriff Napoleons fallen ließ. Bernadotte kannte 
Napoleon und wußte, wie blitzſchnell er ſich von einem Feind auf den 
andern werfen konnte. Wenn daher die Nachrichten auch beſagten: 
Napoleon ſei in Schleſien, ſo hätte trotzdem nichts dem im Wege ge⸗ 
ſtanden, daß Napoleon ſich in kurzer Zeit auf die Nordarmee geſtürzt 
hätte. Tatſächlich hat Napoleon am Morgen des 23. mit ſeinen Reſerven 
die Boberarmee verlaſſen und am 26. mittags ſchon auf der großen 
Brücke zu Dresden feinen Truppen den Weg zur Schlacht gemiejen.”) 
Derartige Gedanken ſcheint Bernadotte jedoch nicht gehegt zu haben; 
ſein Brief an Blücher vom 19. klingt in dieſer Beziehung ganz ſicher: 
„Der Kaiſer Napoleon hat in der Tat die Abſicht gehabt, auf Berlin 
zu marſchieren; aber Ihre Bewegung nach Breslau und die des Generals 
Wintzingerode auf Jüterbogk haben ihn veranlaßt, den Entſchluß wieder 
fallen zu laſſen.“) | 


1) Ebenda: „Stellen Sie Ihre Truppen zum Schuß von Berlin und Potsdam 
auf und nehmen Sie Ihr Hauptquartier in Saarmund. So ſind Sie in der Lage, 
die Befehle auszuführen, welche der Prinz je nach Umſtänden Ihnen erteilen 
wird.“ 

2) Quiſtorp, S. 207. 

3) Ebenda, S. 211. 

4) Klaeber, S. 346. 

5) Quiſtorp, S. 197. 

6) Ebenda, S. 218. 

7) Ulmann, S. 40 u. S. 55. 

8) Quiſtorp, S. 219. 
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Sobald Bernadotte an den Anmarſch Napoleons nicht mehr glaubt, 
nehmen ſeine Maßnahmen eine andere Haltung an. Es iſt nicht mehr 
nur eine Verteidigung Berlins im Sinne des: „ich werde es ihm nicht 
billig laſſen“; es iſt nicht mehr nur ein großes Arrieregardengefecht, 
was Bernadotte vorbereitet: es iſt die Schlacht. 

Für den 18. ſelbſt ſind derartige Anordnungen Bernadottes noch 
nicht feſtzuſtellen. Wegen Verpflegungsſchwierigkeiten ſcheint Berna⸗ 
dotte an dieſem Tage Truppenbewegungen nicht vorgenommen zu 
haben. Er ſchreibt am 19. an Blücher: „Seit zwei Tagen iſt meine Armee 
ohne Verpflegung. Dieſer Umſtand hat meine Pläne aufgehalten.“ )) 

Am 19. befiehlt Bernadotte dann das Vorrücken der Nordarmee: | 
Wintzingerode in die Linie Teltow⸗Lichtenrade, die beiden bisher noch un⸗ 
mittelbar bei Berlin verbliebenen Diviſionen Bülows in eine Stellung links 
von Wintzingerode bis zur Straße nach Königswuſterhauſen, Tauentzien 
nach Berlin.) 4) Den Zweck dieſes Vorrückens faft feiner ganzen Armee 
kann man nicht nur in einem Rückhalt für Erkundigungen ſehen.?) Dazu 
hätten bedeutend geringere Kräfte ausgereicht; auch würde Bernadotte 
Anordnungen, die nur Erkundungszwecken dienen, nicht Blücher mitteilen. 
An den ſchreibt er aber am 19.: „Indeſſen gebe ich ſoeben den Befehl, 
daß die Kavallerie meines rechten Flügels zwiſchen Beelitz, Saarmund und 
Mittenwalde vorgehe und die Infanterie ſich vorwärts Teltow aufſtelle. 
Heute abend werden alle Truppen ihre Plätze eingenommen haben.“) 

In der Nacht?) vom 19. auf den 20. modifiziert Bernadotte, infolge 
der über den Feind eingelaufenen Meldungen, ſeine Anordnungen in⸗ 
ſofern, als nun die Armee zum rechten Flügel hin konzentriert wird. 
Auch die Schweden werden jetzt vorgenommen — bis Potsdam —, 
und Hirſchfeld wird auf den Abmarſch von Brandenburg vorbereitet.“) 


1) Quiſtorp, S. 219. 

2) Wenn am 19. „alles zu einer viertägigen Verpflegung der ganzen Armee 
beſorgt“ und abgefertigt war, jo widerlegt das dieſe Angabe Bernadottes keines- 
wegs. Ulmann II, S. 26, ſcheint dieſer Anſicht zu ſein. 

3) QLuiſtorp, S. 217 f. | 

4) Ulmann, II, S. 80, gegenüber ift feſtzuſtellen, daß Bernadotte ſich durchaus 
nicht widerſtrebend gefügt hat, ſondern die Armee aus freiem Entſchluß vorgeführt 
hat; und zu einer Offenſive war er jetzt nicht mehr in der Lage; dazu ſtand er zu 
weit hinter dem Gürtel der Nuthe—Notte-Linie. 

5) Wie Quiſtorp, S. 216 f. und Friederich, Herbſtfeldzug, S. 381. 

6) Quiſtorp, S. 219. 

7) Ebenda, S. 225. 

8) Wiehr, Napoleon und Bernadotte, S. 466. 
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Die Befehle vom 21. 9 Uhr und 9% Uhr abends verſtärken die Kon⸗ 
zentration und weiſen energiſch auf die kommende Schlacht hin. 

9 Uhr: „Der Kronprinz beauftragt mich (Adlerkreutz), Sie (Tauen⸗ 
tzien) zu benachrichtigen, daß der Feind von Luckenwalde und von Ba⸗ 
ruth auf Trebbin und auf Zoſſen vorrückt. Alles verkündet, daß morgen 
eine allgemeine Affaire ſtattfinden wird. Der Befehl zur Schlacht wird 
Ihnen zugeſandt werden.“!) 

9%, Uhr: „General v. Tauenzien marſchiert um Mitternacht von 
Berlin ab und begibt ſich mit allen feinen Truppen nach Klein⸗Beeren 
General v. Bülow befiehlt dem General v. Thümen, dem Feind plötz⸗ 
lich in die linke Flanke und den Rücken zu fallen. . .. General v. Bülow 
befiehlt dem General Borſtell, ſich in Mittenwalde bis aufs äußerſte zu 
halten. . .. General v. Bülow ſteht morgen früh um 3 Uhr in Schlacht⸗ 
ordnung vor dem Dorfe Saarmund.... Die ganze ſchwediſche Armee 
marſchiert morgen früh zwiſchen 5 und 6 Uhr nach Saarmund. Jeder⸗ 
mann hält ſich zur Schlacht bereit. General v. Hirſchfeld marſchiert 
pünktlich um Mitternacht von Brandenburg ab, um ſich nach Potsdam 
zu begeben. Seine Infanterie läßt er auf Wagen fortſchaffen. Es iſt 
nötig, daß er in Potsdam am 22. Auguſt um 10 Uhr eintrifft. General 
v. Wintzingerode ſetzt ſich bei Empfang des Befehls in Marſch, ohne eine 
Minute zu verlieren. Die ſchwediſche Armee ſetzt ſich um Mitternacht 
in Marſch, ſtatt zu der oben bezeichneten Stunde.“ 

Völlig verfehlt ſind die Ausführungen Schmeidlers zu dieſem Be⸗ 
fehl: „Der Befehl vom 21. abends enthält in der Tat die Worte: „Alle 
Truppen bereiten ſich zur Schlacht vor“, aber er iſt keine eigentliche 
Schlachtsdispoſition, wie es z. B. der Befehl vom 22. abends iſt. Den 
Truppen werden beſtimmte Stellungen angewieſen, es wird jedoch 
kein Angriff befohlen, keine einheitliche Schlachtidee ausgeſprochen. 
In Wahrheit konnte der Kronprinz auch auf dem gewählten Gelände 
von Saarmund am 22. gar keine Schlacht erwarten.“) 

Tatſächlich zeigt der Befehl vom 21. 9 Uhr abends, daß Bernadotte 
doch für den 22. „eine allgemeine Affaire“ erwartete. Aber abgeſehen 
davon, wäre der Befehl vom 21. abends keine Schlachtdispoſition, weil 
dieſe Schlacht nicht für den 22., ſondern erſt für den 23. erwartet würde? 
Kann man Schlachtdispoſitionen nicht zwei Tage vorher treffen? Ge⸗ 
rade der Hinweis auf den Befehl vom 22. abends hätte Schmeidler 


1) Ebenda, S. 133. | 

2) Wiehr, Napoleon und Bernadotte, ©. 467 f. 

3) Forſch., 29, S. 162. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXV.1. 7 
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zeigen müſſen, wie völlig ſich beide Schlachtdispoſitionen decken; nur daß 
in der Tat der Befehl vom 22. abends ausführlicher und deutlicher die 
Abſichten Bernadottes ausſpricht: ganz natürlich, denn inzwiſchen ſind 
neue Nachrichten über das Verhalten des Feindes eingetroffen. Dann 
macht Schmeidler hier einen Unterſchied zwiſchen einem Befehl „zur 
Aufſtellung der Armee für eine kommende Schlacht“ und einer „Dis⸗ 
poſition für die Schlacht ſelbſt.“ Gehört denn etwa die „Aufſtellung 
einer Armee für eine kommende Schlacht“ nicht zur „Dispoſition für 
die Schlacht ſelbſt“? iſt ſie nicht, insbeſondere bei Defenſiv⸗ und De⸗ 
fenſiv⸗offenſiv⸗Schlachten ein überaus bedeutſamer Beſtandteil der 
Schlachtdispoſition? Iſt nicht endlich die Tatſache, daß Bernadotte 
am 21. abends den Befehl zur Aufſtellung ſeiner Armee für die Schlacht 
gibt, ein Beweis, daß er die Schlacht ſelbſt will? Und einen derartigen 
Befehl: „General v. Hirſchfeld läßt feine Infanterie auf Wagen fort- 
ſchaffen!“, „General v. Wintzingerode ſetzt ſich bei Empfang des Befehls 
in Marſch, ohne eine Minute zu verlieren!“ „Die ſchwediſche Armee 
ſetzt ſich um Mitternacht in Marſch, ſtatt zu der oben bezeichneten Stunde!“ 
Wozu denn ſo die befohlenen Anordnungen noch wieder umändern, 
die Bewegungen der Truppen noch mehr beſchleunigen, als um die 
Schlacht herbeizuführen? 

Wie Schmeidler auf den Gedanken gekommen iſt: „Genau bezeichnet 
ſind nur die Punkte und Linien für den Rückzug“, iſt einfach unerfindlich. 
Ein einziger Satz des langen Befehls befaßt ſich mit den Bagagen, die 
ſich hinter Spandau bzw. Lehnin begeben ſollen. Der Befehl an Bülow: 
„Er läßt die kleinen Flüſſe Saare und Nuthe, welche durch Saarmund 
fließen, rekognoszieren, um jeden Augenblick Brücken ſchlagen zu können, 
damit die ruſſiſche Armee dort übergehen kann“), dieſer Befehl enthält 
natürlich keine Rückzugsanordnung; das zeigt ein Blick auf die Karte: 
Wintzingerode ſtand zwiſchen Beelitz und Saarmund, und, wenn er nun 
die beiden kleinen Flüſſe überſchritt, kam er dahin, wo der Feind zu 
erwarten war. Für einen Rückzug Wintzingerodes war zudem der Weg 
Potsdam — Spandau gegeben. 

Schmeidlers Argumente find wirklich „weit davon entfernt, beweis⸗ 
kräftig zu ſein.“ ) Bernadottes Befehl vom 21. abends iſt eine Dispo⸗ 
ſition für eine erwartete Schlacht und zeigt deutlichen Schlachtwillen. 

Im ſelben Geiſt ift der Brief an Blücher vom 22. morgens 2% Uhr 
geſchrieben: „Meine Vorpoſten ſind geſtern von den Truppen des Her⸗ 


1) Wiehr, Napoleon und Bernadotte, S. 468. 
2) Schmeidler, Forſch., 29, S. 162. 
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zogs von Reggio angegriffen worden. Seine Armee wird auf etwa 
80000 Mann geſchätzt. Ich werde höchſtens eine gleiche Anzahl verſam⸗ 
meln können. Ich bin im Begriff, ihm eine Schlacht zu liefern. (Je 
marche pour lui li vrer bataille.)“ ) 

Wie ſucht Schmeidler dieſes Zeichen von Bernadottes Schlacht- 
willen beiſeite zu ſchieben?:) Zunächſt beanſtandet er die Überſetzung 
„Ich bin im Begriff“, ſtatt „ich marſchiere, ihm eine Schlacht zu liefern.“ 
In der Tat waren die Truppen Bernadottes zu dieſer Zeit auf dem Marſche 
in die Stellungen, in die er ſie für die Schlacht haben wollte. Inſofern 
erſcheint bei dieſer Überſetzung Bernadottes Außerung erſt recht „be⸗ 
ſtimmt“. In jedem Fall aber beweiſt ſie, daß er die Schlacht wollte. 

Weiter beanſtandet Schmeidler die Zahlen Bernadottes. Die Zahl 
für die Armee Oudinots kann irgendwelchen Bedenken nicht begegnen; 
wir können nicht wiſſen, ob nicht unter den Nachrichten, die Bernadotte 
erhielt, auch ſolche waren, die die Feinde auf 80000 ſchätzten. Wir kennen 
ſogar einen Rapport Borſtells vom 20., nach dem vier feindliche Korps 
im Anmarſch ſeien: „dieſe vier Korps mögen ohne Übertreibung 
100000 Mann ſtark geweſen ſein.“) Selbſt wenn Bernadotte dieſe 
Höchſtzahl angegeben hätte, ſo wäre daraus für ſeine Schlachtenluſt 
oder -unluft nichts Beſonderes zu ſchließen. Zu allen Zeiten und bei 
allen Völkern hat es für einen beſonderen Feldherrnruhm gegolten, die 
Feinde mit unterlegenen, zum mindeſten nicht überlegenen Kräften zu 
ſchlagen, und dieſer Umſtand hat in zahlloſen Fällen dazu geführt, die 
Zahlen für die Stärke der Heere zu „ korrigieren.“) Es würde deshalb 
auch nichts Beſonderes beſagen, wenn Bernadotte hier die Zahl für ſeine 
eigenen Truppen zu gering angegeben hätte. Inwieweit das der Fall 
iſt, iſt aber nicht ſicher feſtzuſtellen; wir können aus dem vorliegenden 
Material die Effektivſtärke der Ruſſen nicht genau erſchließen, auch die 
Verluſte aus den bereits gelieferten Gefechten nicht nachprüfen und 
wiſſen nicht, ob Bernadotte die Koſaken zu den regulären Truppen zu 
rechnen pflegte oder nicht. Schließlich iſt feſtzuſtellen, daß Bernadotte 
dieſelbe Zahl 80000 für die Nordarmee, außer in dieſem Brief an Blücher 
vom 22., auch in ſeinem Brief an Karl XIII. vom 18. und an Blücher 
vom 19. angibt. Er ſcheint ſie demnach als runde Summe der zur Schlacht 
zur Verfügung ſtehenden Truppen im Kopf gehabt zu haben. Zu irgend⸗ 
welchen Rückſchlüſſen bieten die Zahlenangaben jedenfalls keinen Anhalt. 

1) Quiſtorp, S. 242. 

2) Schmeidler, Forſchungen 29, S. 162. 

3) Wiehr, S. 123. 

4) Vgl. Hans Delbrück, Geiſt und Maſſe in der Geſchichte. Berlin 1912, S. 4f. 
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Endlich meint Schmeidler: „Und an wen ſchrieb Bernadotte die 
Worte: „Je marche pour lui livrer bataille“? An den Marſchall Vor⸗ 
wärts, der unabläſſig und ungeſtüm zum Angreifen und Schlagen 
drängte., Ihn follten die Worte beruhigen und zufriedenſtellen.“ “) Ja, 
hatte denn Blücher den Kronprinzen jemals „unabläſſig und ungeſtüm“ 
zum Angreifen und Schlagen gedrängt? Es iſt nicht die geringſte Spur 
davon nachweisbar. Es lag ja auch gar kein Anlaß dazu vor: der letzte 
Brief, den Bernadotte von Blücher erhalten hatte, war vom 15. datiert, 
alſo noch vor Eröffnung der Feindſeligkeiten; und in dieſem Brief iſt 
nicht das Mindeſte von ungeduldigem Drängen zu bemerken. Damit 
läßt ſich dies Argument für den Schlachtwillen Bernadottes nicht ins 
Gegenteil verkehren, wie Schmeidler es will. 

Der eigentliche Zweck des Briefes iſt, Blücher von der Nachricht 
in Kenntnis zu ſetzen, „daß der Kaiſer Napoleon am 17. Auguſt ſein 
Hauptquartier in Bautzen hatte und ſich von dort nach Görlitz begeben 
wollte.“) „In dieſem Augenblick erfahre ich,“ beginnt Bernadotte 
ſein Schreiben; gerade eben, nachts 2% Uhr iſt die Nachricht der Pa⸗ 
trouille Löwenſtern eingetroffen, die den Kurier Berthiers gefangen 
hatte.?) Und Bernadotte hält fie für wichtig genug, fie ſofort an e 
weiterzugeben. 

6 bis 7 Stunden darauf iſt die Beſprechung von Philippsthal. Die 
Zeit iſt annähernd dadurch geſichert, daß der dabei ausgegebene Befehl 
die Angabe trägt: „9 ½ Uhr morgens.“) Von dieſer Beſprechung wiſſen 
wir durch ein Schreiben Adlercreutz' an Bülow, Teltow, den 22.: „ .. fo 
beauftragt er Sie, dieſem General (Tauentzien) die Befehle mitzuteilen, 
welche heute morgen in Philippsthal in Gegenwart der Generale aus- 
gegeben ſind.“ 

Dieſe Befehle vom 22., 9% Uhr vormittags, ſucht Schmeidler®) im 
Sinne ſeiner Auffaſſung auszulegen. Er ſchreibt: „Die einzige poſitive 
Eventualdispoſition iſt eine Anordnung für den Rückzug.“ Poſitive 
Eventualdispoſition iſt ein ſeltſamer Begriff: Eventualdispoſitionen be⸗ 
faſſen ſich mit Eventualitäten. Und die Möglichkeit eines Rückzuges iſt 
bei jeder Schlacht vorhanden; daß für ſie in einem der zahlreichen Be⸗ 
fehle vor Großbeeren eine Dispoſition getroffen wird, iſt durchaus nichts 


1) Forſch. 29, S. 163. 
2) Quiſtorp, S. 241. 
3) Ebenda, S. 204. 
4) Wiehr, S. 469. 
5) Ebenda, S. 136. 
6) Forſch. 29, S. 166. 
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Auffälliges, durchaus nichts, was auf einen Entſchluß Bernadottes hin- 
wieſe, dieſen Rückzug nun auch anzutreten, außer wenn es unbedingt 
erforderlich wurde.“) 

Das Verhalten Bernadottes in der Nacht vom 22. zum 23. und am 
23. ſelbſt kann man nicht darſtellen, ohne ſich in die taktiſchen Einzelheiten 
der Schlacht bei Großbeeren zu vertiefen. Dieſe Vorgänge werden 
deshalb nur ſo weit berührt, als es erforderlich iſt, um die Folgerungen 
zurückzuweiſen, die Schmeidler daraus für ſeine Auffaſſung gezogen hat. 

Die Argumentation Schmeidlers iſt etwa folgende: „Ein Beweis 
dafür, daß Bernadotte ſehr wohl imſtande war, im Widerſpruch zu ſeinen 
ſonſtigen Außerungen und Anordnungen bei Philippsthal den Rückzug zu 
befehlen, liegt darin, daß er auch in der Nacht vom 22. auf den 23. und am 
23. ſelbſt kurz vorher gefaßte Entſchlüſſe plötzlich über den Haufen wirft.“ 

So ſagt Schmeidler?): „Wollte Bernadotte wirklich den Feind 
überraſchend überfallen und glaubte er, daß er mit ſeiner Hauptmacht 
auf der Heinersdorfer Straße anrückte, ſo mußte er ihm dieſe ſcheinbar 
freigeben, um ihn um ſo beſſer von der Seite packen zu können. In der 
Tat befahl die Dispoſition vom 22. abends dem General Bülow, ‚jic) 
mit ſeinem rechten Flügel Ruhlsdorf ſo zu nähern, daß er ſich an den 
linken Flügel des Zentrums der ganzen Armee anlehnt.“ Offenbar 
meint Schmeidler, daß Bernadotte dieſen Befehl an Bülow gegeben 
habe, weil er dem Feinde die Heinersdorfer Straße freigeben wollte. 
Er überſieht dabei den Befehl an Tauentzien?), der dieſem Befehl an 
Bülow folgt: „General v. Tauentzien nimmt das Lager des Generals 
v. Bülow bei Heinersdorf ein.“ Wenn Tauentzien in die Stellung rücken 
ſoll, in der Bülow ſtand, iſt durch Bülows Abmarſch die Straße doch 
nicht frei geworden.“) Daß Bernadotte nicht an ein Freigeben dieſer 
Straße dachte, zeigt auch der Befehl an Bülow vom 23., 10% Uhr:) 
„Dieſe Bewegung muß den General v. Bülow beſtimmen, ſich nicht 
von Heinersdorf zu entfernen,“ wie überhaupt die Tatſache, daß Berna⸗ 
dotte immer wieder die Aufmerkſamkeit Bülows auf Heinersdorf lenkt.“) 


1) Die Überſetzung Schmeidlers ift ungenau: „Die Truppen haben in dieſer 
Lage den Feind bis Mittag zu erwarten.“ Es heißt (vgl. Duiftorp, S. 243 f.; 
Wiehr, S. 146): „in dieſer Stellung iſt der Feind bis Mittag zu erwarten“ (auch 
Boyen III, S. 559). 

2) Forſch. 29, S. 167. 

3) Wiehr, S. 470. 

4) Mit der „Finte“ iſt es alſo nichts! Vgl. n Forſch. 29, S. 169. 

5) Wiehr, S. 473. 

6) Wiehr, S. 182 f. 
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Der Befehl vom 23., 1 Uhr morgens !), ordnet an, daß Bülow ſich 
nach ſeinem rechten Flügel zu konzentrieren ſoll, beſagt aber gleichzeitig: 
„um in der Lage zu ſein, große Korps anzugreifen, welche auf Heiners⸗ 
dorf vorrücken.“ Dieſen Befehl der Konzentration nach rechts, alſo nach 
Ruhlsdorf zu:), gibt Bernadotte auf, wenn er Boyen die Erlaubnis 
gibt: „daß das 3. Armeekorps wiederum dahin zurückkehren könne, wo 
es die Nacht gelagert habe.““) Schmeidler ijt jo wenig in den Sinn 
der Befehle eingedrungen, daß er eben aus dieſem Befehl vom 23. 
morgens 1 Uhr herauslieſté): Bernadotte habe damit das Feſthalten 
Bülows an der Heinersdorfer Straße gebilligt! Und dabei tit der Befehl 
auch noch 1 Uhr nachts erteilt, während Boyen erſt bei Tagesanbruch 
zu Bernadotte geſchickt wurde! 

Bernadotte hat alſo nicht im geringſten einen integrierenden Be⸗ 
ſtandteil ſeiner Schlachtdispoſition über den Haufen geworfen, wenn er 
Boyen die erbetene Erlaubnis erteilte. 

Schmeidler ſtellt weiter feſt, daß Bernadotte in ſeinem Geſpräch 
mit Boyen®) und in jenen Befehlen vom 22./ 23. nachts an Bülow und 
Tauentzien „nur von einer Frontalſchlacht zwiſchen Bülow und den 
auf der Heinersdorfer Straße anrückenden Franzoſen“ ſpreche, „nur 
von ſelbſtändiger Verteidigung Tauentziens und der Vorbereitung an⸗ 
griffsweiſen Vorgehens Bülows.“) Er ſieht darin ein Fallenlaſſen der 
„eben exit dargelegten Ideen der allgemeinen Überfallsſchlacht“), Ber- 
nadotte habe „einen genauen und ausführlichen Schlachtentwurf“ „leicht 
aufgegeben.“) Er überſieht dabei, daß Bernadotte die Eventualabſicht 
einer Überfallsſchlacht — es hieß im Befehl: „wenn der Feind unſeren 
linken Flügel umgehen will“?) — notgedrungen fallen laſſen mußte, 
nachdem es bei Blankenfelde zum Gefecht zwiſchen Bertrand und Tauen⸗ 
tzien gekommen war und Tauentzien infolgedeſſen nicht mehr nach Hei⸗ 
nersdorf abrücken konnte. Jetzt war eine Überfallsichlacht in der Ebene 

1) Ebenda, S. 472. 

2) Denn: „General v. Bülow nähert ſich mit ſeinem rechten Flügel Ruhlsdorf“ 
hieß es am 22. (Wiehr, S. 470) 

3) III, 119. 

4) Forſch. 29, S. 169. 

5) Hierbei ſei daran erinnert, daß Boyens Memoiren „bei höchſter ſubjektiver 
Wahrhaftigkeit des Verfaſſers voll ſind von Gedächtnisfehlern“, wie Meinecke, 
Hiſt. Z. 73, S. 501, ſagt. 

6) Forſch., 29, S. 168. 

7) Forſch. 29, S. 169. 

8) Wiehr, S. 471. 
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gar nicht mehr möglich, der Feind konnte nicht mehr verſuchen, den linken 
Flügel zu umgehen. So hat ſich Bernadotte in der Tat das „Konzept 
zu einer großangelegten Schlacht“ verderben laſſen, aber durch das Ver⸗ 
halten des Feindes! Das iſt kein Vorwurf. 

Weiter jagt Schmeidler?): „Weder das vom Kronprinzen ja gebilligte 
Feſthalten Bülows an der Heinersdorfer Straße, noch das Anrücken 
ſtärkerer Maſſen des Feindes gegen die Schweden und Ruſſen brauchte 
den Schlachtplan des Kronprinzen völlig zu nichte zu machen, noch immer 
konnte er mit ſeiner Streitmacht oder wenigſtens einem erheblichen Teil 
derſelben ſich von der Seite auf den Feind ſtürzen und damit zu deſſen 
ſchnellſter Vernichtung beitragen.“ Das läßt die tatſächlichen Verhältniſſe 
unberückſichtigt: Bülow hatte die doppelte Überlegenheit — ca. 34000 
gegen ca. 17000 —; Bernadotte war alſo berechtigt, ihm zu ſchreiben?), 
„daß der Erfolg nicht zweifelhaft ſei.“ Und da er an den Anmarſch einer 
feindlichen Kolonne über Ahrensdorf auf Sputendorf glaubtes), jah er 
es mit Recht als ſeine Aufgabe an, dieſe zu ſchlagen, wie es die Aufgabe 
Bülows war, die ihm gegenüberſtehenden Franzoſen zu ſchlagen: „Cha- 
cun défend son front! J'ai l'ennemi devant moi!““) 

„Welcher Unbefangene wird aus allen dieſen Umſtänden einen andern 
Schluß ziehen, als den, daß der Kronprinz niemals ernſtlich zu ſchlagen 
gedacht hat?“ fragt Schmeidlers), und man kann ihm nur erwidern: 
Jeder Unbefangene! 

Nun Schmeidlers letztes Argument: die Erzählung Reiches von einem 
Rückzugsbefehl am 23. nachmittags. 

Sie lautet folgendermaßen“): „Am Nachmittage des 23. erwartete 
man gemäß der zu Philippsthal bei Saarmund gepflogenen Konferenz, 
wonach in der Ebene zwiſchen Berlin und der Überſchwemmungslinie 
eine Schlacht angenommen werden ſollte, eine ſolche für den folgenden 
Tag. Statt deſſen wurde jedoch befohlen, daß die Armee in die ver⸗ 
ſchanzte Stellung auf den Templower Bergen bei Berlin zurückgehen 
ſolle. Bülow verſammelte hierauf ſämtliche Brigadechefs ſeines Korps 
bei ſich, um ihnen die zur Ausführung dieſes Befehls erforderlichen In⸗ 
ſtruktionen zu erteilen. Der Beſchluß zum Zurückgehen ... machte 
einen ergreifenden Eindruck auf mich... Alles dies fühlend ... trat 


1) Forſch. 29, S. 169. 
2) Wiehr, S. 472. 

3) Ebenda, S. 182. 

4) Reiche I, S. 300. 

5) Forſch. 29, S. 169. 

6) Memoiren I, S. 268 ff. 
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ich .. . in das Zimmer des Generals v. Bülow, wo ich die Brigadechefs 
noch verſammelt fand, in ihn dringend, nicht zurückzugehen, ſondern 
den vor ihm bei Großbeeren ſtehenden Feind unverzüglich anzugreifen. 
Der General Bülow ... fagte: „Reiche kann Recht haben, wir greifen 
an,“ worauf er.... mir... den Befehl gab, zum Kronprinzen von 
Schweden nach Ruhlsdorf zu eilen, ihm von dem gefaßten Beſchluſſe 
Meldung zu machen, zugleich ihn ſeinerſeits zu einer Diverſion in des 
Feindes linke Flanke zu veranlaſſen. 

„Ich fand den Kronprinzen unter der Windmühle bei Ruhlsdorf 
auf ſeinen Mantel gelagert.!) Als ich ihm meine Meldung abſtattete, 
die Aufforderung des Generals Bülow hinſichtlich einer Diverſion hin⸗ 
zufügend, gab er zu dem Verhalten des Generals Bülow inſofern ſeine 
Zuſtimmung, als er ſagte: „Chacun defend son front!“ Was dagegen 
die Zumutung einer Diverſion betraf, ſo nahm er unter der Außerung: 
„Jai l'ennemi devant moi“ davon Abſtand, darauf einzugehen.“ 

Dieſe Erzählung Reiches iſt, ſoweit ſie den angeblichen Rückzugs⸗ 
befehl Bernadottes betrifft, bereits von Pallmann?) als unhiſtoriſch ab- 
gelehnt und von keinem Forſcher wieder aufgenommen, auch von Ul⸗ 
mann?) nicht, trotzdem Schmeidlert) bemerkt: „Seine (Reiches) Schil⸗ 
derung der Vorgänge, die ſich damals abgeſpielt haben, iſt neuerdings 
mit vollem Recht von Ulmann als glaubwürdig angenommen worden.“ 
In dem hier entſcheidenden Punkt, dem Rückzugsbefehl, iſt das nicht der 
Fall! Dieſer angebliche Rückzugsbefehl erſcheint vor den — 1842—45 
verfaßten — Memoiren Reiches ſchon in einer Reihe anderer Darſtel⸗ 
lungen und Erinnerungen), ſowohl für das Bülowſche Korps, wie für 
Tauentzien. So auch in dem erſten, aus dem Generalſtab hervorgegan⸗ 
genen Werk: Wagners „Plane der Schlachten und Treffen.“ Hier heißt 
ess): „Hier erhielt der General v. Tauentzien vom Kronprinzen von 
Schweden die ſchriftliche Ordre, am 23. mittags um 12 Uhr mit ſeinen 
Truppen auf den Weinberg bei Berlin zurückzugehen, wenn der Feind 
bis dahin nicht angriffe.“ Dieſe ſchriftliche Ordre kennen wir: es iſt der 
Befehl von Philippsthal: „on attendra l'ennemi jus’qu’& midi. 
S’il était un mouvement de retraite Winzingerode, Steding, Bulow 


1) Über die Situation, in der Reiche den Kronprinzen nach ſchwediſchen Er⸗ 
zählungen traf, vgl. Wiehr, S. 186. 

2) S. 11 ff. 

3) II, S. 84. 

4) Forſch. 29, S. 170. 

5) So Wagner, Klinkowſtröm; Friccius. 

6) I, S. 43. 


Die Beſprechung von Philippsthal am 22. Auguſt 1813. 105 


gagner les hauteurs de Steglitz, Tauentzien et Borstell à Goltzens 
Weinberg.“ !) Infolge falſcher Interpretation iſt aus der Eventual- 
dispoſition ein Befehl geworden und damit ſchon der halbe Weg zurück⸗ 
gelegt, bis zu der Erzählung von dem unbefriſteten, bedingungsloſen 
Rückzugsbefehl. Der Gedanke iſt demnach keineswegs von der Hand 
zu weiſen, daß allen derartigen Erzählungen der Philippsthaler Befehl 
zugrunde liegt mit ſeiner unklaren und zu falſchen Interpretationen 
verleitenden Faſſung. 

Auch bei Reiche macht die Mitteilung von dieſem Rückzugsbefehl 
nicht den Eindruck eines primären Zeugniſſes; es heißt ganz allgemein: 
„Statt deſſen wurde jedoch befohlen, daß die Armee zurückgehen ſolle.“ 
Der Befehlsausgabe Bülows hat Reiche nicht beigewohnt. Es iſt des⸗ 
halb nicht ſicher, ob er die „zur Ausführung dieſes Befehls erforderlichen 
Inſtruktionen“ und damit „dieſen Befehl“ ſelbſt richtig gekannt hat. 
Bei Niederſchrift ſeiner Memoiren kann er ſich dieſen Befehl nach den 
ihm bekannten Darſtellungen rekonſtruiert haben?). 

Hätte Bernadotte am 23. nachmittags dieſen Rückzugsbefehl ge⸗ 
geben — „daß ‚Die Armee zurückgehen ſolle“ —, jo hätten irgendwelche 
Spuren ſich erhalten müſſen, wenn nicht von den Befehlen für die ver⸗ 
ſchiedenen Kommandeure, ſo doch von der Ausführung dieſes Befehls. 
Denn die andern Teile der Nordarmee und vor allem Bernadotte ſelbſt 
konnten doch nicht wiſſen, daß Bülow dieſem Befehl den Gehorſam ver⸗ 
weigern würde. Damit daß dieſer Befehl Bernadottes von Ruhlsdorf 
nach Heinersdorf gebracht wurde, Bülow hierauf ſämtliche Brigade⸗ 
chefs bei ſich verſammelte, ihnen die erforderlichen Inſtruktionen erteilte, 
Reiche eingriff, Bülow die Angriffsdispoſitionen gab und Reiche wieder 
von Heinersdorf nach Ruhlsdorf ritt, — mit dem allen mußte doch ſo 
viel Zeit vergehen, daß zum mindeſten das Hauptquartier des Armee⸗ 
führers bereits aufgebrochen ſein mußte. Statt deſſen findet Reiche 
den Kronprinzen noch genau ſo unter der Mühle von Ruhlsdorf gelagert, 
wie am Vormittag Boyens), als er ihn im Auftrag Bülows aufſuchte. 
Auch von irgendeiner Einleitung zu einer Rückzugsbewegung iſt bei 
Schweden und Ruſſen nicht das mindeſte feſtzuſtellen: ſtatt deſſen ſind 
die Pferde der ſchwediſchen Artillerie zur Tränke geritten.“) 


— — — — 


1) Boyen III, S. 559. 

2) Beſonders Wagner als Generalſtabswerk oder Friccius — 1843 er- 
ſchienen —, kämen dabei in Frage. 

3) Memoiren III, ©. 118. 

4) Wiehr, S. 197. 
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Weiter fteht dieſer angebliche Rückzugsbefehl in völligem Wider⸗ 
ſpruch mit den anderen Befehlen Bernadottes, die ihn umrahmen 
würden, insbeſondere dem Befehl an Bülow, 1 Uhr: „General v. Bülow 
konzentriert fic) in Heinersdorf und Großbeeren,“) und dem Befehl 
an Hirſchfeld!), nach dem dieſer General ſich bereithalten ſoll, die linke 
Flanke des Feindes von Saarmund aus anzugreifen. 

Dazu die pſychologiſche Unmöglichkeit, daß ein Feldherr einen Rück⸗ 
zugsbefehl erteilt und daß er, als ihm einer ſeiner Untergebenen den 
Gehorſam aufſagen läßt, nichts entgegnet, als die Worte: „Chacun 
defend son front. !“ 

Auch der Brief Müffling3®) ſtützt die Reicheſche Darftellung in dieſem 
Punkte keineswegs. Der darin zitierte Ausſpruch Bülows beſagt „cha⸗ 
rakteriſtiſcherweiſe“) nur: Reiche hätte ihm am Tage von Großbeeren 
zuerſt geraten, ohne weitere Befehle auf den Feind loszugehen.“ Bülow 
ſagt nicht: Reiche hätte ihm zuerſt geraten, dem Rückzugsbefehl nicht 
zu folgen, wie es nach der Darſtellung Reiches unbedingt zu erwarten 
wäre. Dieſer Anſpruch Reiches iſt keineswegs durch dieſen Ausſpruch 
Bülows „geſichert“, wie Schmeidler unterſtellt. Er iſt auch keineswegs 
erforderlich als Vorausſetzung für Reiches Vorſchlag, ohne Befehl an⸗ 
zugreifen. Außer Angriff ohne Befehl und Rückzug gibt es doch noch 
andere Möglichkeiten, vor allem, den Befehl abwarten. 

Endlich zeigt der Brief Bülows an feine Frau vom 27. Auguſt“) 
die Unmöglichkeit dieſes Rückzugsbefehls. Dort ſchreibt Bülow: „Es 
iſt nicht wahr, daß er (Bernadotte) mir befohlen, den Feind komplett 
anzugreifen; ſeine Idee war, ich ſollte nur den Vorpoſten bei Großbeeren 
wieder nehmen,“ ſtatt wie wir erwarten müßten, wenn Bülow am 23. 
nachmittags wirklich den in Philippsthal mit ſolcher Entrüſtung zurück⸗ 
gewieſenen Rückzugsbefehl erhalten hätte: „Es iſt nicht wahr, daß er 
mir befohlen, den Feind komplett anzugreifen; ganz im Gegenteil: er 
hat mir ja befohlen, den Rückzug anzutreten!“ So etwa hätte Bülow 
unbedingt geſchrieben; daß er es nicht tat, beweiſt, daß der Rückzugs⸗ 
befehl vom 23. Legende iſt. | 

So ſehen wir Bernadotte vom Antritt feines Kommandos an ftet3 
ein und denſelben Plan befolgen, den Plan, Napoleon ſelbſt gegenüber 
defenſiv zu bleiben, feine Untergenerale aber anzugreifen, mit ihnen 
die Schlacht zu wagen, in jedem Fall endlich die Deckung Berlins zu 
1) Ebenda, S. 473. Ä 
2) Reiche I, ©. 305. 

3) Schmeidler, Forſch. 29, S. 171. 
4) Varnhagen, S. 220. 
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verſuchen. Daß Bernadotte dieſe Einheitlichkeit ſeines Denkens und 
Handelns in Philippsthal auf einmal mit einem durch nichts motivierten 
Rückzugsbefehl unterbrochen hat, darauf weiſt auch nicht das geringſte 
hin; es erſcheint völlig undenkbar! 

Läßt nun das, was wir von Bülow wiſſen, die Möglichkeit zu, daß 
hier in Philippsthal ein ſolcher Rückzugsbefehl gegeben iſt und ſich in⸗ 
folgedeſſen ein ſcharfes Mißtrauen Bülows gegen Bernadotte in leiden⸗ 
ſchaftlicher Erregung entladen hat? 

Wir ſahen, wie in Bülows Oranienburger Bericht von einem Gegen⸗ 
ſatz in der ſtrategiſchen Auffaſſung die Rede iſt, wie aber von einem leb⸗ 
haften Mißtrauen, einer perſönlichen Spannung keine Spur zu finden iſt. 
Dasſelbe gilt von Bülows Bericht über die Charlottenburger Beſprechung: 
Bülow läßt hier noch nicht das geringſte von einem Verdacht merken, 
Bernadotte könnte Berlin ohne Schlacht preisgeben. 

Ebenſo ſchreibt Bülow am 17. an Adlercreug?): 

„Da aus den der vereinigten Nordarmee angegebenen Poſitionen 
hervorzugehen ſcheint, daß wir bei einem etwaigen Vordringen des 
Feindes wohl in der Gegend von Berlin zu einem Gefecht kommen 
könnten, ſo kann ich dabei meinen Wunſch nicht unterdrücken, an dieſem 
Tage, wo es der Erhaltung der Hauptſtadt meines Monarchen gilt, 
das mir untergeordnete Korps zuſammen zu haben.“ 

Auch das Schreiben Bülows an ſeinen König vom 19. klingt keines⸗ 
wegs nach einem beſonders heftigen Gegenſatz zwiſchen Bülow und 
Bernadotte): 

„Eure Königl. Majeſtät erdreiſte ich mich ehrerbietigſt auf die Not⸗ 
wendigkeit aufmerkſam zu machen, einen Offizier höheren Ranges bei 
der Perſon des Kronprinzen von Schweden .... anzuſtellen, der... 
Allerhöchſt dero Intereſſe im Allgemeinen und das des mir anvertrauten 
3. Armeekorps insbeſondere wahrnehmen könnte. Die Erfahrung hat 
mir gelehrt, daß dieſer Prinz gern geneigt iſt, mündlich gegründeten 
Vorſtellungen weit eher als ſchriftlichen Gehör zu geben.“ 

Auch das Schreiben Bülows an Tauentzien abends 8 Uhr vom ſelben 
22., an dem die Philippsthaler Beſprechung ſtattfand, läßt ſich mit einer 
ſolchen Erregung am ſelben Vormittag nicht in Einklang bringen: „Wir 
find bereit... uns, je nach den Dispoſitionen des Kronprinzen, mit 
den Schweden und Ruſſen zu vereinigen.“) 


1) Wiehr, S. 156. 


2) Quiſtorp, S. 220. 
3) Wiehr, S. 153. 
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Ganz bejonders gilt dies aber von dem Brief Bülows vom 27.2) 
an ſeine Gattin: dem erſten Zeugnis ſeiner Mißſtimmung über Berna⸗ 
dotte. Hier, wo Bernadotte ſeinem Groll die Zügel ſchießen läßt, ſpricht 
er nur von der Relation über Großbeeren und der Untätigkeit Berna⸗ 
dottes während der Schlacht; ein ſo überaus bedeutender Anlaß zur 
Empörung, wie es ein Rückzugsbefehl am 22. geweſen wäre, hätte in 
dieſem Brief, fünf Tage darauf, nicht unerwähnt bleiben können. Dies 
argumentum ex silentio iſt geradezu zwingend; die Szene von Philipps⸗ 
thal iſt dadurch völlig unmöglich! 

In Übereinſtimmung damit ſtehen die Memoiren Boyens: er weiß 
nichts von dieſem Rückzugsbefehl. Gelegentlich der Darſtellung der 
Ereigniſſe vom 23. heißt ess): „Fügt man noch hinzu, .. daß in den 
Dispoſitionen bereits der Rückzug auf die Höhen von Steglitz nicht allein 
angedeutet war, ſondern daß man ſich aus dem Hauptquartier auch noch 
außerdem nach der Beſchaffenheit des Weges und der Brücke bei Char⸗ 
lottenburg angelegentlich erkundigt hatte, ſo konnte man es dem General 
Bülow wohl nicht verargen, daß er ſich unabhängig zu halten ſuchte.“ 

Hier, wo Boyen zum erſtenmal den Verdacht ausſpricht, Berna⸗ 
dotte könne Berlin preisgeben, weiß er ihn nicht beſſer zu begründen! 
Iſt das denkbar, wenn am Tage vorher der Rückzug nicht nur angedeutet 
war, man ſich aus dem Hauptquartier nicht nur nach der Charlotten⸗ 
burger Brücke angelegentlich erkundigt hatte, ſondern von Bernadotte 
befohlen war: „Es iſt mein Wille, daß ſich die Armee über die Char⸗ 
lottenburger und Moabiter Brücke zurückzieht?“ Sollte der General- 
ſtabschef Boyen, der weiß und berichtet, daß man ſich nach der Brücke 
erkundigt hatte, nicht wiſſen, nicht berichten, daß ſchon befohlen war, 
über dieſe Brücke zurückzugehen? 

Nun ſagt allerdings Boyen bei der Schlachtbeſchreibung von Denne⸗ 
witz: er beſchränke ſich immer auf das, was er ſelbſt „geſehen oder per⸗ 
ſönlich angeordnet habe“. “) Vermutlich hatte er es ſelbſt „geſehen“, daß 
„man ſich aus dem Hauptquartier ... nach der Beſchaffenheit des 
Weges und der Brücke bei Charlottenburg angelegentlich erkundigt hatte!“ 
Memoiren find in der Tat „eine mit Vorſicht zu benutzende Quelle!“ ) 

Auch über die Spannung zwiſchen Bülow und Bernadotte bezeugt 
Boyen dasſelbe, was wir aus Bülows eigenen Aufzeichnungen wiſſen; 


2) Varnhagen, S. 219f. 
3) III, S. 118. 

4) III, S. 148. 

5) Forſch. 29, S. 165. 
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er ſagt!): „So war auch hier der errungene Sieg (Großbeeren) die Ver⸗ 
anlaſſung, daß die bereits zwiſchen dem Kronprinzen und Bülow ein⸗ 
getretene Spannung ſich bedeutend vergrößerte“; denn er kann dabei 
mit „der bereits eingetrenenen Spannung“ nicht eine Stimmung Bülows 
meinen, wie ſie aus der Philippsthallegende ſpricht. 

Ebenſo weiß Reiche in ſeinen Memoiren noch nichts von einer 
Spannung zwiſchen Bülow und Bernadotte vor Großbeeren; er 
ſchreibt?): „Doch hatte das paſſive Verhalten des Kronprinzen bei dieſer 
Gelegenheit die üblen Folgen, daß das perſönliche Verhältnis zwiſchen 
ihm und Bülow merklich geſtört wurde und den Keim zu den ſpäteren 
Zerwürfniſſen zwiſchen beiden legte.“ 

Von einem Rückzugsbefehl Bernadottes am 22. weiß Reiche eben⸗ 
falls nichts, weder in ſeinem am 28. Auguſt 1848 für die Zwecke der 
hiſtoriſchen Abteilung des Generalſtabes erſtatteten Berichts), noch in 
ſeinen Memoiren“), bei denen die Erwähnung dieſes Befehls der ganzen 
Tendenz Reiches gemäß beſonders nahe gelegen hätte. 

Auch die Erzählung Reiches über die Vorgänge vom 23. nach⸗ 
mittags ſtützt die Auffaſſung Schmeidlers von der Konferenz zu Phi⸗ 
lippsthal keineswegs. Bülow erhält nach dieſer Erzählung den Rück⸗ 
zugsbefehl; darauf „verſammelte er die Brigadechefs ſeines Korps bei 
ſich, um ihnen die zur Ausführung dieſes Befehls erforderlichen In⸗ 
ſtruktionen zu erteilen.“ Erſt Reiche dringt in ihn, nicht z'rrückzugehen; 
da ſagt Bülow: „Reiche kann Recht haben, wir greifen an.“ Derſelbe 
Bülow ſoll am Tage vorher Bernadoties Rückzugsbefehl in leiden⸗ 
ſchaftlicher Erregung zurückgewieſen haben und ausgerufen haben: 
„Mich bekommt er nicht gutwillig dazu, daß ich über ſeine Brücke bei 
Moabit zurückgehe. Unſere Knochen ſollen vor Berlin bleichen, nicht 
rückwärts!“ Das wäre ja ein ganz anderer Bülow! 

Weſſen Zeugniſſe wir alſo betrachten, ob Bernadottes, Bülows, 
Boyens oder Reiches“), nirgends zeigt ſich auch nur im geringſten die 
Spur einer ſolchen Szene in Philippsthal, im Gegenteil ſchließen alle 
dieſe Zeugniſſe eine ſolche Szene aus. 


1) III, S. 125. 

2) J, S. 304. 

3) Friederich, Forſch. 29, S. 483. 

4) I, S. 268. 

5) Plotho, der Krieg in Deutſchland und Frankreich 1813 und 1814. Berlin 
1817, II, S. 134 (nach Wiehr, S. 136 f.) weiß nur, daß beſchloſſen wurde, die 
Schlacht anzunehmen. 


110 Theodor Eggerking 


Aus dem Rahmen dieſer Überlieferungen fällt nun zuerſt die Dar⸗ 
ſtellung Varnhagens in ſeinem Leben Bülows. 

Was kann dieſer Darſtellung Varnhagens zugrunde liegen? Seinem 
Hilfsmittelverzeichnis nach kämen an ſich vielleicht in erſter Linie Auf⸗ 
zeichnungen Bülows in Frage, und Pallmann hat auch geglaubt, das 
annehmen zu dürfen.!) Erhalten iſt eine ſolche Aufzeichnung Bülows 
nicht, auch nicht ein Bericht an den König, wie er über die Oranien⸗ 
burger und die Charlottenburger Beſprechung vorhanden iſt. Immerhin 
könnte gerade dieſe Aufzeichnung, gerade dieſer Bericht verloren ge⸗ 
gangen ſein, wenn wir es nicht nach all den übrigen Zeugniſſen Bülows, 
die wir betrachtet haben, für völlig ausgeſchloſſen halten müßten. 

Eher könnte Varnhagen der Bericht eines Mannes vorgelegen 
haben, der ſich unter den Begleitern Bülows befand, zu denen er die 
berühmten Worte geſprochen haben ſoll: „Den hab' ich weg! Der iſt 
nicht der Mann, den wir brauchen!“ — und weiter: „Mich bekommt er 
nicht gutwillig dazu, daß ich über ſeine Brücke bei Moabit zurückgehe! 
Unſere Knochen ſollen vor Berlin bleichen, nicht rückwärts!“ Dieſe Worte 
ſind der Effekt der ganzen Geſchichte, die Pointe, auf die die Erzählung 
aufgebaut iſt und die allein es verſtändlich macht, daß Varnhagen dieſe 
Unterhaltung über eine Möglichkeit, an die niemand glaubt, ſo aus⸗ 
führlich erzählt. 

Von den bei Varnhagen genannten Perſönlichkeiten, die ſich dabei 
in Bülows Begleitung befunden haben könnten, kommt Reiche kaum in 
Frage, da er weder in ſeinen Memoiren, 1842 —1845 verfaßt, noch in 
ſeinem 1848 erſtatteten Bericht etwas davon erwähnt. Wahrſcheinlicher 
erſcheint Weyrach, derſelbe, der bei der ſpäter zu berührenden Tradition 
eine Rolle ſpielt. Daß aber Weyrach oder einer der andern bei Varn⸗ 
hagen genannten Perſonen an der Beſprechung ſelbſt teilgenommen 
hat, iſt ſo gut wie ausgeſchloſſen. Das muß Schmeidler gegenüber betont 
werden, der meint?), „Weyrach, der 1813 Kapitän und Adjutant Bülows 
war ..., war alſo bei jener Szene zugegen.“ Als Teilnehmer der 
Oranienburger Beſprechung kennen wir nur Bernadotte mit ſeinen 
Generalſtabschefs, Bülow und Tauentzien; an der Charlottenburger 
Beſprechung nahmen, nach Boyen?), nur teil: Bernadotte, Stedingk, 
Adlercreutz, Tawaſt, Wintzingerode mit Chef des Stabes Rönne und 
Bülow mit Boyen. Boyens Abweſenheit in Philippsthal iſt wahr⸗ 


1) Die Schlacht bei Großbeeren, Berl. Progr. 1872, S. 28, Anm. 27. 
2) Forſch. 29, 164. . 
3) II, S. 108. 
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ſcheinlich durch ſeine Darſtellung von den Ereigniſſen des Tages!); und 
daß ein gewöhnlicher Kapitän und Adjutant, wie Weyrach, einer ſolchen 
Beſprechung beiwohnte, entſprach zu keiner Zeit den Gepflogenheiten. 

Auf weſſen Bericht die Darſtellung Varnhagens aber auch zurückgehen 
mag: unſere Unterſuchung über feine Darſtellung der Oranienburger Vor⸗ 
gänge hat uns gezeigt, wie Varnhagen einen derartigen Bericht verwertet, 
wie er überhaupt weniger hiſtoriſche als literariſche Abſichten verfolgt. 

Aus quellenkritiſchen Gründen iſt deshalb die Erzählung Varn⸗ 
hagens mit äußerſtem Mißtrauen anzuſehen. 

Dazu kommen entſcheidende ſachkritiſche Momente. 

Die Darſtellung Varnhagens läuft auf folgendes hinaus: „Wieder⸗ 
holt erklärte Bernadotte, eine Schlacht liefern zu wollen ..., er äußerte 
aber Bedenklichkeiten aller Art, ſprach von der Möglichkeit, daß Na⸗ 
poleon ſelbſt mit aller Heeresmacht vielleicht im Anmarſche ſein könne. 
In dieſem Fall ſei der Rückzug fortzuſetzen. Bülow erhob ſich gegen 
dieſe Anſicht: Berlin dürfe in keinem Fall ohne Schlacht aufgegeben 
werden. Bernadotte erwiderte, noch ſeien keine Nachrichten vom An⸗ 
marſch Napoleons da, mit dem Feind, der jetzt gegenüberſtehe, dürfe 
man es aufnehmen, und der Beſchluß, eine Schlacht zu liefern, ſei gefaßt.“ 

Dabei iſt mit Entſchiedenheit zu betonen, daß Varnhagen nicht im 
mindeſten angibt, Bernadotte habe einen Befehl zum Rückzug gegeben. 
Im Gegenteil ſagt er: „Wiederholt erklärte er, eine Schlacht liefern zu 
wollen,“ „der Beſchluß, eine Schlacht zu ſchlagen, ſei gefaßt.“ 

Nun ſoll Bernadotte aber von der Möglichkeit geſprochen haben, 
daß Napoleon ſelbſt mit aller Heeresmacht vielleicht im Anmarſche 
ſein könne“ und weiter: „noch ſeien keine Nachrichten vom Anmarſch 
Napoleons da, bis dahin habe man Zeit.“ Iſt das möglich? 

Vom Antritt ſeines Kommandos an hatte Bernadotte einen Angriff 
Napoleons gegen ſeine Nordarmee als Möglichkeit ins Auge gefaßt, 
Nachrichten, die ein Abrücken der Franzoſen meldeten, hatten dieſen 
Gedanken vorübergehend zurückgedrängt, aber vom 15. ab war er Ber⸗ 
nadotte faſt zur Gewißheit geworden, hatte er alle ſeine Dispoſitionen 
beherrſcht, ſeine Briefe an Blücher, an Karl XIII. ſprechen davon. 
Am 17. wird dieſe Gewißheit erſchüttert, die Erkundungsmeldungen 
in der Nacht vom 17. zum 18. beſagen: Napoleon iſt nicht da; endlich am 
22. Auguſt, 2½ Uhr nachts, kommt die beſtimmte Mitteilung: ein Schrei⸗ 
ben Berthiers an Oudinot iſt abgefangen: Napoleon ſei in Schleſien und 
überlajje es Oudinot, Berlin zu nehmen. 


1) III, S. 113. 
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Sieben Stunden darauf ſoll Bernadotte erklären: „Vielleicht ſei 
Napoleon mit aller Heeresmacht im Anmarſch“? Das iſt völlig undenkbar. 

Mit dieſer Feſtſtellung aber fällt Varnhagens Darſtellung in ſich 
zuſammen; ſie ſpricht ja ſowieſo nur von einer Eventualabſicht Berna⸗ 
dottes: „in dieſem Fall ſei der Rückzug fortzuſetzen.“ Kann Bernadotte 
von „dieſem Fall“ nicht geſprochen haben, ſo kann er auch nicht die Ab⸗ 
ſicht gehabt haben, „in dieſem Fall“ den Rückzug fortzuſetzen. 

Dazu kommt: gerade die Abſicht, die hier Bernadotte unterſtellt 
wird, die Abſicht, beim Anmarſch Napoleons Berlin ohne Schlacht auf- 
zugeben, hatte er nie gehabt, ſolange er dieſen Anmarſch Napoleons 
tatſächlich mit Sicherheit erwartete. Wir haben Bernadottes Dispoſi⸗ 
tionen, ſeine brieflichen Außerungen aus dieſer Zeit unterſucht und 
haben feſtgeſtellt, daß Bülow in dieſer Zeit, nach ſeinem Bericht über 
die Charlottenburger Beſprechung, wohl auf eine Offenſive drängt, die 
Möglichkeit einer Preisgabe Berlins ohne Kampf aber gar nicht erwähnt, 
daß auch Boyen mit keiner Silbe einen ſolchen Verdacht äußert. 

Dazu kommen weitere Unrichtigkeiten, vom irrigen Nachmittag 
als Zeit der Beſprechung abgeſehen; es heißt bei Varnhagen, „der Rück⸗ 
zug ſei fortzuſetzen.“ Dabei hat Bernadotte in den Tagen ſeit der Char⸗ 
lottenburger Beſprechung, ſeiner letzten Zuſammenkunft mit den Gene⸗ 
ralen, ſeine Armee nur weiter vorgeführt. 

Weiter: Der Kronprinz rief aus: „Was iſt Berlin? eine Stadt!“) 
Wir kennen das Moreaugeſpräch'“, kennen Bernadottes Brief an 
Karl XIII.: „Die moraliſchen und politiſchen Anſichten, die ſich mit der 
Erhaltung dieſes Platzes verbinden, haben mich hierzu beſtimmt (Berlin 
nicht in Napoleons Gewalt fallen zu laſſen).““) 

Alles das macht Varnhagens Darſtellung völlig unmöglich. Schmeid⸗ 
ler bei ſeinem Verſuch, die Legende von Philippsthal wieder zu einer 
hiſtoriſchen Tatſache zu erheben, berührt alle dieſe Fragen nicht; er hilft ſich 
ſehr einfach damit, Varnhagens Zeugnis als „ganz untergeordnet“ beiſeite 
zu laſſen und auf das „viel wertvollere“ Zeugnis Weyrachs einzugehen. 


1) Dieſelbe Anſchauung, die Varnhagen hier Bernadotte beilegt, zeigt bei 
Boyen III, S. 109, Wintzingerode. Vielleicht liegt auch hier eine Beziehung zugrunde. 

2) Merkwürdig iſt die Ahnlichkeit zwiſchen der Darſtellung Varnhagens und 
dem Moreau⸗Geſpräch. Bei V.: Bern. „Was iſt Berlin? Eine Stadt!“ Bülow 
erwiderte: „Die Hauptſtadt Preußens ſei einem Preußen etwas mehr“. Im 
Moreau-Geſpräch: Mor.: „Wollen Sie, um eine Stadt zu verteidigen . ., ſich in eine 
gefährliche Sackgaſſe begeben?“ Bernadotte: „Berlin iſt das Herz der preußiſchen 
Monarchie!“ — Die Rollen ſind vertauſcht! Vgl. dazu S. 90. 

3) Klaeber, S. 346. 
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Wie ſteht es damit? 

Zunächſt iſt feſtzuſtellen, was Weyrach denn eigentlich bezeugt. 

Der betreffende Abſchnitt in der Geſchichte der Nordarmee) lautet 
folgendermaßen: 

„Die Gefechte an dem Haupt⸗Nuthe⸗Graben hatten bereits be⸗ 
gonnen, als der Prinz in Philippsthal, einem Dörfchen bei Saarmund, 
eintraf und hier die Generale v. Bülow, v. Wintzingerode und v. Stedingk 
zu einer Konferenz berufen ließ, in welcher er ihnen mitteilte, daß es 
ſein Wille ſei, über die Spree zurückzugehen, und hierzu die Brücken 
zwiſchen Charlottenburg und Berlin ungefährdet zu benutzen ſeien. 

„Die Beſorgnis, Napoleon kommandiere perſönlich gegen ihn, hatte 
der Kronprinz, wie wir ſoeben hörten, aufgegeben, und wurde derſelben 
von ihm in dieſer Konferenz auch nicht mehr gedacht. Ein Mißverhältnis 
der Stärke der Armee gegen die des Feindes konnte der Prinz gleichfalls 
nicht berühren; ebenſowenig auf eine Gefahr hindeuten, welche für ihn 
aus der ſtrategiſchen Situation entſpränge. Waren doch alle Vorteile 
ausſchließlich auf ſeiten der Nordarmee. Es blieb daher nur ein Punkt 
übrig, der als Motiv des Rückzuges von ihm herausgehoben wurde, 
nämlich das Mißtrauen in den Wert der neuformierten Truppen. Ein⸗ 
mal anerkannt, hätte dieſes Motiv auch jeden weiteren Rückzug mit 
gleichem Rechte begründen können. 

„Die Generale Wintzingerode und Graf Stedingk ſchwiegen, und 
wieder war es Bülow, der mit der beſtimmten Erklärung opponierte, 
er werde ihm, dem Prinzen, nicht über die Spree folgen, bevor nicht 
zum Schutze der Reſidenz Berlin eine Schlacht geſchlagen ſei. Was aber 
die Armee betreffe, ſo entgegnete v. Bülow (nach einer Mitteilung Sr. 
Exzellenz des Generals d. Inf. v. Weyrach, damals Kapitän und Ad⸗ 
jutant des General⸗Lieutenants v. Bülow) ?): 

„„Die Truppen, welche Ew. Königl. Hoheit kommandieren, gehören 
zu den beſten Europas. Die Preußen haben es vor dem Waffenſtillſtand 
bewieſen und ſich auch in dieſen Tagen nicht minder entſchloſſen ge⸗ 
ſchlagen; ihr Geiſt iſt vortrefflich, bei den jüngeren wie bei den älteren 
Soldaten. Die Ruſſen würden ſich nicht auf dieſem Boden befinden, 
wenn ſie nicht als Sieger über die Franzoſen hierhergekommen wären, 


1) Beiheft zum Militär⸗Wochenblatt für 1859, redigiert von der Hiſt. Abt. 
des Gr. Gen.⸗Stabes, I, S. 262 f. 

2) Das hier in Klammern Geſetzte iſt im Original an dieſer Stelle als Fußnote 
angeſchloſſen. Der Bearbeiter der „Geſch. d. Nordarmee“ von 1859, Quiſtorp, 
hat in ſeinem Werk von 1894 dieſelbe Fußnote an den Schluß der nun folgenden 
Rede Bülows angeſchloſſen, S. 243. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXV. 1. 8 
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und was die Schweden anbetrifft, ſo werden Ew. Königl. Hoheit wohl 
ſelbſt für dieſe einſtehen. 

„Der Kronprinz, welcher allerdings mit den Ruſſen und Schweden 
allein nicht über die Spree zurückgehen konnte, ſah ſich genötigt, inſoweit 
nachzugeben, daß das Gros der Armee vorläufig nur bis in die Linie 
Gütergotz, Ruhlsdorf und Heinersdorf zurückgehen ſolle, um hier die 
weiteren Schritte des Feindes zu erwarten. Den preußiſchen General 
vollſtändig zu beruhigen, gab der Prinz ſelbſt die Möglichkeit einer Schlacht 
zu, ſprach mit Feuer über dieſelbe und hörte mit Wohlwollen die zu⸗ 
ſtimmenden Anſichten der Generale Wintzingerode und Stedingk. Bülow 
aber verließ dieſe Konferenz mit geſteigertem Mißtrauen gegen den 
Prinzen. Der Eindruck, welchen er hier von neuem empfangen, machte 
es ihm unzweifelhaft, daß der Kronprinz ſich auch am folgenden Tage 
nicht freiwillig zu einer Schlacht entſcheiden werde. Indeſſen Bülows 
Entſchluß, die Reſidenz nicht preiszugeben, ſtand feſt, und er ſprach 
denſelben auch gegen ſeine Umgebung mit den Worten aus: ‚Unfere 
Gebeine ſollen diesſeits Berlin bleichen, nicht jenſeits der Spree.“ 

Es iſt völlige Willkür, das Zeugnis Weyrachs auf mehr zu beziehen, 
als auf den Teil der Darſtellung, bei dem Quiſtorp ſich auf dies Zeugnis 
beruft: die direkt wiedergegebene Rede Bülows. Das zeigt ſchon allein 
die Tatſache, daß kurz vorher („Einmal anerkannt uſw.“) und unmittelbar 
nachher („Der Kronprinz, welcher allerdings uſw.“) die „Geſchichte der 
Nordarmee“ anſtatt eines Berichtes Kritik gibt, die natürlich das Werk 
des Bearbeiters iſt. | 

In feiner „Geſchichte der Nordarmee“ von 1894 läßt Quiſtorp dies 
Verhältnis nicht mehr ſo klar hervortreten, indem er S. 243 die be⸗ 
treffende Fußnote an den Schluß der direkt wiedergegebenen Rede 
Bülows ſetzt; ſo kann der Eindruck erweckt werden, als ob die ganze 
Darſtellung der Philippsthaler Beſprechung bis zu dieſer Stelle auf 
dieſer Mitteilung Weyrachs beruhe. Ebenſo läßt Quiſtorp infolge kleiner 
Anderungen in ſeinem ſpäteren Werk die Abhängigkeit von Varnhagen 
nicht mehr ſo deutlich erkennen. 

Man kann nun annehmen, daß auch das, was die „Geſchichte der 
Nordarmee“ vor und nach der Rede Bülows berichtet, auf Weyrach 
zurückgeht, zu beweiſen iſt es nicht.“) 

Nimmt man das aber an, ſo iſt man auch zu der Annahme gezwungen, 
daß auch Varnhagens Bericht auf Weyrach zurückgeht. 

1) Schmeidler ſetzt das ohne weiteres voraus. — Die Annahme Friederichs, 
S. 387, daß nur der 1. Teil der Darſtellung auf Weyrach zurückgehe, der 2. dagegen 
auf Varnhagen, iſt Willkür. Die Fußnote ſteht in der Mitte. 
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Gewiß gibt die „Geſchichte der Nordarmee“ keine Wiederholung 
Varnhagens an ſich. Bei Varnhagen „ſprach Bernadotte von der Mög⸗ 
lichkeit, daß Napoleon ſelbſt mit aller Heeresmacht vielleicht im An⸗ 
marſche ſein könne“, nach der „Geſchichte der Nordarmee“ „wurde der⸗ 
ſelben von ihm in dieſer Konferenz nicht mehr gedacht.“ Bei Varnhagen 
„erklärt Bernadotte wiederholt, eine Schlacht liefern zu wollen“; „der 
Beſchluß, eine Schlacht zu liefern, ſei gefaßt“, nach der „Geſchichte der 
Nordarmee“ teilte er mit, „daß es ſein Wille ſei, über die Spree zurück⸗ 
zugehen.“ In dieſer Beziehung iſt der Bericht in der „Geſchichte der 
Nordarmee“ in der Tat nicht eine Wiederholung Varnhagens, er iſt 
beſtimmt und deutlich (wie Schmeidler fagt!), nur vergißt er leider fort⸗ 
zufahren:) etwas ganz anderes als die Darſtellung Varnhagens. In dieſer 
Hinſicht ſind ſich die beiden keine Stütze, ſie ſchließen ſich vielmehr völlig aus. 

Zwei unbedeutende Kleinigkeiten bringt die „Geſchichte der Nord⸗ 
armee“ über Varnhagen hinaus: „Die Generale Wintzingerode und 
Graf Stedingk ſchwiegen“ und „(der Kronprinz) hörte mit Wohlwollen 
die zuſtimmenden Anſichten der Generale Wintzingerode und Stedingk.“) 

Es iſt nun aber unzuläſſig, nur gerade dieſe Stellen, in denen die 
„Geſchichte der Nordarmee“ von Varnhagen abweicht, herauszuklauben 
oder gar ſie auf die „Mitteilung“ Weyrachs zu beziehen, die gar nicht 
für ſie bezeugt iſt. Denn der ganze übrige Bericht der „Geſchichte der 
Nordarmee“ zeigt eine unbeſtreitbare Verwandtſchaft mit Varnhagen. 

Auf Grund ſeines Quellenmaterials wußte der Bearbeiter „der 
Geſchichte der Nordarmee“, daß die Darſtellung Varnhagens nicht zu⸗ 
treffend ſein konnte (darauf weiſt auch ſeine Bemerkung: „wie wir 
-joeben hörten“): die Bedenklichkeit, die bei Varnhagen Bernadottes 
Eventualabſicht motiviert — die Möglichkeit, daß Napoleon vielleicht 
im Anmarſche iſt — mußte (vor allem nach dem Blücherbrief) falſch ſein; 
dafür wurde nun eine andere bei Varnhagen erwähnte Bedenklichkeit 
eingeſetzt. 

Wo Varnhagen ſagt: ſagt die Geſch. d. Nordarmee: 
„Mißtrauen in die Leiſtungen der „Mißtrauen in den Wert der neu⸗ 
Truppen, der vielen Landwehr, formierten Truppen.“) 
die zum erſtenmal den Feind ſähe.“ 


1) Forſch. 29, S. 164. | 
2) Dieſe Stellen können leicht entftanden ſein, ohne daß ihnen eine beſondere 
Quelle zugrunde liegt. Daß die beiden Generale anweſend waren, war ja bekannt. 
3) So ganz geheuer erſchien das nicht: „Einmal anerkannt hätte dieſes Motiv 
jeden weiteren Rückzug begründen können.“ | 
8* 
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Damit ließ ſich eine Eventualabſicht Bernadottes, Berlin preiszu⸗ 
geben, ſchlechterdings nicht begründen. Alſo wurde ein Entſchluß daraus. 


Sagt Bernadotte dort: 
„In dieſem Gall... fei der Rück⸗ 
zug fortzuſetzen und nördlich von 
Berlin eine Stellung zu nehmen, 
für dieſen Zweck ſei die Brücke zu 
Charlottenburg glücklich vorhanden 


daß es ſein Wille ſei, 


ſo ſagt er hier: 

über die 
Spree zurückzugehen, und hierzu 
die Brücken zwiſchen Charlotten- 
burg und Berlin ungefährdet zu 
benutzen feien.‘!) 


und habe er aus Vorſicht auch ſchon 
eine 2. bei Moabit ſchlagen laſſen.“ N 
Charakteriſtiſch und nur durch die Einwirkung der Schlußpointe 
erklärlich iſt es, daß beide Male nur „die Brücken zwiſchen Charlottenburg 
und Berlin“ (die Brücken bei Charlottenburg und bei Moabit) erwähnt 
werden, während doch für das bei Saarmund verſammelte Gros der 
Nordarmee der Rückzug Potsdam — Spandau beſonders nahelag und 
es überhaupt aller Klugheit widerſprach, die ganze Armee auf dieſe 


zwei Brücken zuſammenzudrängen. 


Die Erwiderung Bülows auf Bernadottes Mitteilung brauchte 


nicht geändert zu werden. 
Varnhagen: 
„Bülow erhob ſich gegen dieſe An⸗ 
ſicht mit allem Nachdruck und er⸗ 
klärte, Berlin dürfe in keinem Fall 
ohne Schlacht aufgegeben werden, 
. . er verſichere, daß er und ſeine 
Truppen von jenen Brücken keinen 
Gebrauch zu machen wünſchten.“ 


in der „Geſch. d. Nordarmee“: 
„war es Bülow, der mit der be⸗ 
ſtimmten Erklärung opponierte, er 
werde ihm, dem Prinzen, nicht 
über die Spree folgen, bevor nicht 
zum Schutze der Reſidenz Berlin 
eine Schlacht geſchlagen ſei.“ 


Auch auf den Schluß des Berichtes trifft dieſe Verwandtſchaft zu. 


Varnhagen: 
„Der Kronprinz bemerkte, . .. mit 
dem Feinde, der jetzt gegenüber⸗ 
ſtehe, dürfe man es aufnehmen, und 
der Beſchluß, eine Schlacht zu 
liefern, fet gefaßt... Bülows Zu⸗ 
trauen aber war tief erſchüttert, 
und im Wegreiten rief er un⸗ 


„Geſchichte der Nordarmee“: 
„Den preußiſchen General voll- 
ſtändig zu beruhigen, gab der Prinz 
ſelbſt die Möglichkeit einer Schlacht 
zu, ſprach mit Feuer über dieſelbe. 

.. Bülow aber verließ dieſe Kon⸗ 
ferenz mit geſteigertem Mißtrauen 
gegen den Prinzen. Indeſſen Bü⸗ 


1) Bei Quiſtorp, S. 242, iſt die Verwandtſchaft ſchon etwas verwiſcht, 
indem er das „ungefährdet“ wegläßt, das dem „glücklich vorhanden“ Varnhagens 


dem Sinne nach entſpricht. 
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willig aus: „Den hab ich weg!“ ... lows Entſchluß, die Reſidenz nicht 

Er ſagte ferner: „... Unſere Kno- preiszugeben, ſtand feſt, und er 

chen ſollen vor Berlin bleichen, ſprach denſelben auch gegen ſeine 

nicht rückwärts.“ | Umgebung mit den Worten aus: 

| „Unſere Gebeine follen dies⸗ 

| ſeits Berlin bleichen, nicht jenſeits 
der Spree.“ 


Wie ſagt doch Schmeidler von dieſer Darſtellung in der „Geſchichte 
der Nordarmee“? „Sie iſt in keinem Punkte von der Varnhagens ab⸗ 
hängig oder eine Wiederholung derſelben.“ Mir ſcheint die Abhängigkeit 
unbeſtreitbar, die Wiederholung ſtellenweiſe wörtlich!! Von der Dar- 
ſtellung Varnhagens haben wir geſehen, daß ſie gänzlich abzulehnen iſt. 
Da nun die „Geſchichte der Nordarmee“ auf Varnhagen baſiert, iſt ihre 
Schilderung ebenſo abzulehnen. Ob dabei beide Darſtellungen auf 
Weyrach zurückgehen, oder ob Weyrach nur die Rede Bülows bezeugt 
hat, iſt nicht von entſcheidender Bedeutung. 

Für die Annahme, daß die Schilderungen auf Weyrach zurückgehen, 
ſpricht der Umſtand, daß nur gelegentlich dieſer Philippsthaler Kon⸗ 
ferenz Weyrach von der „Geſchichte der Nordarmee“ als Quelle genannt 
iſt. Es liegt nahe, anzunehmen, daß Weyrach über den einzigen Punkt, 
über den er dem Hauptmann v. Quiſtorp eine Mitteilung gemacht hat, 
auch Varnhagen gegenüber ſich geäußert hat. Dagegen ſpricht, daß der 
einzige Paſſus in der „Geſchichte der Nordarmee“, der zuverläſſig auf 
Weyrachs Mitteilung beruht, bei Varnhagen keine Parallele hat: Bülows 
Rede über den Wert der Truppen. Dieſe Rede hat der nunmehr 82 jährige 
ehemalige Kapitän und Adjutant Bülows, Weyrach, im Jahre 1859 
wortwörtlich mitzuteilen gewußt! Dieſe Außerung ſeines Komman⸗ 
deurs dem Armee⸗ Oberbefehlshaber gegenüber, 46 Jahre vorher in einer 
Beſprechung gefallen, an der nur die kommandierenden Generale teil⸗ 
nahmen? Kann Weyrach ſich 1859 wortwörtlich dieſer Außerung ent⸗ 
ſinnen? Es erſcheint doch nicht völlig müßig!), ſich dieſe Frage zu ſtellen. 
Denn: muß man ſie, wie nicht anders möglich, mit „Nein“ beantworten, 
ſo iſt damit der Quellenwert dieſer einzigen, beſtimmt von Weyrach her⸗ 
rührenden Mitteilung gerichtet; und es iſt nicht angängig, andere Mit⸗ 
teilungen, von denen man nur vermutet, daß ſie von Weyrach herrühren, 
als poſitives, höchſt wertvolles Zeugnis zu behandeln. Dazu kommt die 
ſachkritiſche Erwägung, daß Bernadottes ganzes Verhalten vorher und 
nachher einem Rückzugsbefehl in Philippsthal Hohn ſpricht! 


1) Wie Schmeidler meint. Forſch 30, S. 250, Fußnote. 
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So erſcheint die Darſtellung der „Geſchichte der Nordarmee“ als 
Verſuch, den Bericht Varnhagens mit den andern Quellen, die ihm 
widerſprachen, in Einklang zu bringen: einen ſelbſtändigen . 
kann ſie nicht beanſpruchen. 

Wir wiſſen alſo von der Beſprechung zu Philippsthal nichts, als 
daß ſie ſtattgefunden hat und welcher Befehl dabei ausgegeben iſt; alles 
andere iſt Legende. 

Wie mag nun dieſe Legende entſtanden ſein? 

Wir haben ſchon geſehen, wie infolge der Untätigkeit Bernadottes 
während der Kämpfe des 23. und infolge ſeiner Relation über Groß⸗ 
beeren ſich eine ſtarke Mißſtimmung bei den Preußen gebildet hatte; 
dieſe Mißſtimmung rief, wie Varnhagen!) berichtet, eine Erörterung 
der von Bernadotte gegebenen „Rückzugsbefehle“ hervor. Jetzt wurde 
zwiſchen dem Verhalten Bernadottes und dem Angriffswillen, der die 
preußiſchen Truppen erfüllte, ein lebhafter Gegenſatz empfunden, und 
als prägnanter Ausdruck dieſes Gegenſatzes bildete ſich die Legende von 
Philippsthal. 

Die Mißſtimmung der Preußen, die ſo den Untergrund für die 
Legendenbildung darſtellt, war nicht berechtigt, inſofern als Bernadotte 
ſubjektiv vom Standpunkt ſeiner ſtrategiſchen Anſchauungen und Ab⸗ 
ſichten, wie auch objektiv nach Lage der Dinge im Recht war, wenn er 
Bülow nicht unterſtützte. Verſtändlich aber iſt dieſe Mißſtimmung durch⸗ 
aus, weil die Preußen tatſächlich faſt ganz allein an den Kämpfen von 
Großbeeren beteiligt waren und weil ihnen das Verſtändnis für die Auf⸗ 
faſſung Bernadottes, wie ſie aus ſeiner Relation ſprach, notwendiger⸗ 
weiſe fehlen mußte. 

Die Kraftworte Bülows endlich: „Unſere Knochen ſollen ſüdlich 
von Berlin bleichen, nicht rückwärts!“ können freilich nicht im Gegenſatz 
zu Bernadotte gefallen ſein, da, wie wir geſehen haben, ja Bernadotte 
ſelbſt die Schlacht ſüdlich von Berlin wollte und Bülow vor Großbeeren 
einen Gegenſatz zu Bernadotte in dieſer Weiſe noch gar nicht empfand. 
In anderm Zuſammenhang, vielleicht ſogar als Zuſtimmung zu Ber⸗ 
nadottes Abſichten, kann Bülow aber dieſe Worte ſehr wohl geſprochen 
haben, um ſeiner und ſeiner Truppen Entſchloſſenheit und Kampfbegier 
Ausdruck zu geben. Deshalb war der General Friederich im Recht, wenn 
er dieſe Worte für geeignet hielt, auf das Denkmal von Großbeeren ge⸗ 
ſetzt zu werden. 


1) S. 218. 


Kleine Mitteilungen. 


Die Parchwitzer Rede. 
Von G. B. Volz. 


In die Tage voll ungeheurer Spannung, die der Schlacht bei 
Leuthen vorangingen, führt uns die folgende Unterſuchung. Ihren 
Gegenſtand bildet die berühmte Anſprache, die Friedrich der Große 
bevor er zur Waffenentſcheidung aufbrach, an die höheren Offiziere 
ſeiner Armee hielt. Noch mancherlei Rätſel birgt dieſer Vorgang trotz 
der trefflichen kritiſchen Studie, die wir aus der Feder Reinhold Koſers 
darüber beſitzen!). „Kraus und zweifelhaft“ ijt nach ſeinem treffenden 
Ausdruck die Überlieferung; denn nicht weniger als ſechs Niederſchriften 
der Rede lagen ihm vor, die von Tempelhoff und Retzow in ihren Dar⸗ 
ſtellungen des Siebenjährigen Krieges), die des Majors von Kaltenborn 
in feinen „Briefen eines alten preußiſchen Offiziers“), des Feldpredigers 
Küſter in ſeiner Schrift „Die Lebensrettungen Friedrichs II.“), des 
Pagen von Puttlitz in ſeinen Erinnerungen und endlich eine anonyme in 
der Ungerſchen Sammlung der Anekdoten). Dazu kommt, daß die 
früheſte dieſer Faſſungen, die von Tempelhoff mitgeteilte, erſt ein volles 
Vierteljahrhundert nach dem Vorgange ſelbſt datiert; überdies beſchränkt 
ſie ſich auf Wiedergabe des Hauptinhaltes der Rede, bringt aber nicht, 
wie die ſpäteren, ihren Wortlaut. Wenn ſich auch alle Gewährsmänner 
auf Ohrenzeugen berufen, ſtimmen doch die Faſſungen keineswegs über⸗ 
ein; die eine gibt mehr als die andere. Die ſpäteren ſind zum Teil ſogar 


1) Vgl. Forſchungen zur brandenburg. u. preuß. Geſchichte, Bd. 1, S. 605 ff. 

2) G. F. v. Tempelhoff, „Geſchichte des Siebenjährigen Krieges in Deutſch⸗ 
land,“ Bd. 1, S. 323 (Berlin 1783), und v. Retzow, „Charakteriſtik der wichtig⸗ 
ſten Ereigniſſe des Siebenjährigen Krieges“, Bd. 1, S. 240 ff. (Berlin 1802). 

3) Teil 1, S. 53ff. (Hohenzollern 1790). 

4) S. 14 f. (Berlin 1792). 

5) „Aus den Erinnerungen eines Leibpagen des Großen Königs“, hrsg. 
von Jany (Hohenzollern⸗Jahrbuch 1912, S. 84) und „Anekdoten und Charakter- 
züge aus dem Leben Friedrichs II.“, Bd. I, S. 32 ff. (Berlin 1786, bei Johann 
Friedrich Unger). 
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ausführlicher als die früheren. Die Frage taucht auf: Handelt es fich um 
Ergänzungen oder ſetzt bereits die Legendenbildung ein? 

Mitt ſicherem Griff die Schwierigkeiten anpackend, ſtellte Koſer zu⸗ 
nächſt die Frage nach einer Abhängigkeit der verſchiedenen Berichte 
untereinander, und durch Gegenüberſtellung ermittelte er, daß in der 
Retzowſchen Niederſchrift, die dank ihrer Aufnahme in die akademiſche 
Ausgabe der „Oeuvres“ !) bisher als die authentiſche Wiedergabe der 
Rede galt, zwei bereits früher veröffentlichte Faſſungen, nämlich die 
von Tempelhoff und von Kaltenborn, einheitlich zuſammengeſchweißt 
worden waren. Damit ſcheidet die Retzowſche Faſſung aus, ein Er⸗ 
gebnis, wie wir ſpäter ſehen werden, von nicht zu unterſchätzender Be⸗ 
deutung. 

Ferner gelangte Koſer mit Berufung auf das, wenngleich ſpätere, 
ausdrückliche Zeugnis des Königs gegenüber ſeinem Vorleſer Catt und 
auf Grund von Tempelhoffs Darſtellung zu der endgültigen Feſtſtellung, 
daß Parchwitz als der Ort, wo die Rede gehalten wurde, anzuſehen iſt. 
Da Friedrich hier 6 Tage verweilte, vom 28. November bis 3. Dezember, 
ſo meinte er mit logiſcher Folgerichtigkeit, als den Zeitpunkt für die 
Rede den letzten Tag, nämlich den 3. Dezember, anſetzen zu müſſen, 
obgleich damit die Angaben von Kaltenborn, Küſter und dem Herausgeber 
der Anekdoten in augenſcheinlichem Widerſpruch ſtehen; denn ſie ver⸗ 
legen ausdrücklich die Rede auf den Tag vor der geplanten Schlacht. 
Doch immerhin will Koſer dieſe Folgerung nicht als unbedingt ſicher 
hinſtellen und fügt daher die Klauſel hinzu: „vermutlich wird die Rede 
dem 3. Dezember angehören.“ Ganz unbeſtimmt dagegen läßt er die 
Zahl der Teilnehmer; nur ſoviel bezeichnet er als gewiß, daß ihrer 

„viele“ waren. 

Seit der FJorſchung Koſers iſt ein neues wertvolles Zeugnis hinzu⸗ 
gekommen, eine Aufzeichnung des Prinzen Ferdinand, des jüngſten 
Bruders des Königs, über die Ereigniſſe des Jahres 1757, denen er 
ſelbſt beigewohnt hat;). In dem Berichte findet ſich gleichfalls eine Nieder⸗ 
ſchrift der Parchwitzer Rede. Ihre Bedeutung ſpringt in die Augen. 
Teilt dieſes Zeugnis auch mit den früheren das Schickſal, daß es erſt 
ſpät aufgeſetzt iſt, um die Wende des 19. Jahrhunderts, ſo hat doch ſchon 
der Herausgeber des Berichts darauf hingewieſen, daß derſelbe, von Einzel⸗ 
heiten abgeſehen, einen hohen Grad hiſtoriſcher Glaubwürdigkeit beſitzt. 
Erweitern wir ferner den Kreis unſerer Unterſuchung noch durch Heran⸗ 
ziehung weiterer zeitgenöſſiſcher Quellen, ſo ſcheint die Möglichkeit gegeben, 
uns das Bild der Ereigniſſe, deren Mittel⸗ und Höhepunkt die Parchwitzer 
Rede bildet, mit großer Deutlichkeit wieder vergegenwärtigen zu können. 


1) Vgl. Oeuvres de Frédéric le Grand, Bd. 27, Teil III, S. 261 ff. 

2) Vgl. Otto Herrmann, „Prinz Ferdinand von Preußen über den 
Feldzug vom Jahre 1757“ (Forſchungen zur brandenburg. u. preuß. Geſchichte, 
Bd. 31, S. 85 ff.). 
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Wie war, fo fragen wir zunächſt, zu Anfang des Dezember die Lage 
bei Freund und Feind? Am 22. November hatte die öſterreichiſche Armee 
das ſchleſiſche Korps unter dem Herzog von Bevern bei Breslau ge- 
ſchlagen. Schweidnitz und Breslau waren gefallen. Die Oſterreicher 
hatten ein feſtes Lager bezogen, vor ſich den Lohebach, den Rücken ge⸗ 
deckt durch das von ihnen eroberte Breslau. Um ihnen Schleſien wieder 
zu entreißen, war der König in ſtarken Eilmärſchen, faſt vom Schlacht- 
feld von Roßbach, mit ſeinen ſiegreichen Truppen herbeigeeilt, hatte am 
28. November ſein Hauptquartier in Parchwitz aufgeſchlagen, wo nun⸗ 
mehr das geſchlagene Bevernſche Korps unter General Zieten zu ihm 
ſtieß. Am 1. Dezember teilte der König ſeinem Bruder, dem Prinzen 
Heinrich, mit: „am folgenden Tage“ werde Ruhetag ſein und „am 
nächſtfolgenden Tage“ werde er geradenwegs gegen den Feind mar⸗ 
ſchieren, um ihn „am 4. oder 5. oder 6.“ anzugreifen). Der danach auf 
den 3. angeſetzte Aufbruch aus Parchwitz verzögerte ſich, da ſich erſt am 
2. die Vereinigung mit dem ſchleſiſchen Korps vollzog und der anbe- 
raumte Ruhetag nunmehr erſt am 3. erfolgte. An dieſem 3. ſchrieb 
Friedrich, bei dem alten Plan beharrend, an den Generalmajor von 
Finck in Dresden, die Schlacht werde „zwiſchen hier und dem 7.“ ftatt- 
finden?). So geſchah denn der Aufbruch erſt am 4. Dezember. 

Noch ehe der König Parchwitz verließ, hatte er beſondere Maßregeln 
für den beabſichtigten Angriff auf das öſterreichiſche Heer getroffen. 
Der Page Puttlitz berichtet darüber in ſeinen Aufzeichnungen: „Es 
waren einige Bataillons Freiwillige aus der Armee gezogen, um den 
erſten Angriff auf den Feind zu machen in ihren Verſchanzungen.“) 
Tempelhoff (I, S. 325) beziffert fie auf 800 Mann und berichtet, 
daß ſie beim Aufbruch in der Frühe des 4. bei der Avantgarde mar⸗ 
ſchierten. Puttlitz fährt darauf fort: „Sowie der König erfahren, die 
Feinde wären übers Schweidnitzſche Waſſer, ſo mußten dieſe (Frei⸗ 
willigen) wieder einrücken, aber das gab ein Lamento; keiner wollte 
wieder einrücken, ſondern es wollten noch immer mehr Freiwillige 
fein.” Dieſe aus den Feldtruppen gebildeten Freiwilligen⸗Bataillone 
waren für die preußiſche Armee etwas ganz Neues. Es waren Sturm⸗ 
bataillone, wie Puttlitz ausdrücklich angibt, „zum erſten Angriff auf die 
Verſchanzungen des Feindes“ beſtimmt. Da ſie nach dem Aufbruch der 


1) Vgl. „Politiſche Korreſpondenz Friedrichs des Großen“, Bd. 16, S. 68. 

2) Vgl. „Politiſche Korreſpondenz“, Bd. 16, S. 73. 

3) Vgl. Hohenzollern⸗Jahrbuch (Jahrg. 1912, S. 84). Dieſe Nachricht wird 
beſtätigt durch die Angabe in der „Geſchichte“ des zum Korps des Königs ge⸗ 
hörigen Infanterieregiments Prinz Friedrich von Braunſchweig (damals: Mark⸗ 
graf Karl): „Den 3. Dezember wurden einige Bataillons Freiwillige aus der 
Armee ausgeſucht und formiert“ (vgl. „Sammlung ungedruckter Nachrichten, ſo 
die Geſchichte der Feldzüge der Preußen von 1740 bis 1779 erläutern“, Teil 4, 
S. 551, Dresden 1783). 
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Oſterreicher, der ebenfalls am 4. erfolgte und dem König im Laufe 
des Tages gemeldet ward, wieder aufgelöſt wurden, ſo iſt damit erwieſen, 
daß Friedrich den Gegner urſprünglich in ſeinen befeſtigten Stellungen 
hinter der Lohe anzugreifen beabſichtigte. An Stelle der Freiwilligen⸗ 
Bataillone eröffnete nunmehr am 5. das Regiment Meyerinck den An⸗ 
griff auf den Feind). 

Die militäriſche Lage war alſo am 3. und am 4. eine ganz ver⸗ 
ſchiedene. Am 3. rechnete der König noch mit einem Sturmangriff für 
den folgenden Tag auf das alte Lager der Ofterreicher bei Breslau. 
Nachdem, um Friedrichs Ausdruck zu gebrauchen, „der Fuchs aus ſeinem 
Loch gekrochen“ war, ſtand jetzt nur eine Schlacht im offenen Felde in 
Frage, und dieſe lieferte der König am 5. bei Leuthen. | 

Dieſer Wechſel der militäriſchen Lage ift bisher für die Beurteilung 
der Rede von Parchwitz überſehen worden. Die Anſprache ſtand unter 
dem Eindruck des für den folgenden Tag geplanten Sturmes auf die 
feſte öſterreichiſche Stellung hinter der Lohe. Nun erſt verſtehen wir 
die Bedeutung der Wendung in der von Tempelhoff mitgeteilten Faſ⸗ 
ſung der Rede Friedrichs: er werde alles tun, um den Feind zu ſchlagen, 
„wenn er fic) auch bis an die Zähne verſchanzt hätte“; oder wenn er 
nach Kaltenborn von dem Angriff auf den „auf Anhöhen verſchanzt 
ſtehenden Feind“ ſpricht, oder wenn er nach Puttlitz ſagt: „Die Feinde 
ſtehen bis an die Zähne in ihrer Verſchanzung, hier müſſen wir ſie 
angreifen.“ Dazu ſtimmt völlig, wenn der Freikorporal von Barſewiſch 
vom Regiment Meyerinck in ſeinem Tagebuch verzeichnet, daß der König 
„im Lager bei Parchwitz“ Beförderung für jeden Unteroffizier und Ge⸗ 
meinen und die Verleihung des Ordens pour le mérite für jeden Offi⸗ 
zier verheißen habe, „jo zuerſt die feindliche Schanze erſtiege“?). So war 
alſo die Erwähnung von dem Sturm auf die Schanzen des Gegners 
nicht etwa bloß eine rhetoriſche Ausſchmückung der Rede, die die Stim⸗ 
mung des Königs und ſeinen verzweifelten Entſchluß, um jeden Preis 
eine Entſcheidung herbeizuführen, charakteriſieren ſollte, ſondern ganz 
einfach die Schilderung der Lage, wie fie damals, am 3., tatſächlich be⸗ 
ſtand. Damit wird der Hintergrund der Parchwitzer Rede noch ge⸗ 
waltiger. 
Doch noch ein zweites Rätſel findet jetzt ſeine natürliche Löſung. 
Bei Kaltenborn ſpricht Friedrich von der „Bataille, die ich morgen 
liefern werde und liefern muß“. Ebenſo läßt Küſter den König ſagen: 
„Ich werde den Feind morgen angreifen.“ Und ähnlich heißt es bei 


1) Höchſt anſchaulich ſchildert der damalige Freikorporal v. Barſewiſch in 
ſeinem Tagebuch, wie der König das Regiment Meyerinck, bei dem jener ſtand, 
zum Angriff anſetzte. Das Tagebuch liegt der ſpäteren und in der Folge ge⸗ 
druckten Aufzeichnung zugrunde. Vgl. v. Barſewiſch, „Meine Kriegserlebniſſe 
in den Jahren 1757 bis 1763“, S. 15 (Berlin 1863). 

2) Vgl. v. Barſe wiſch, Kriegserlebniſſe, S. 10. 
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dem Herausgeber der Anekdoten: „Ich werde morgen auf den Feind 
losgehen und ihm ein Treffen liefern.“ Es lag nahe, und auch Koſer 
iſt dieſem Irrtum nicht entgangen, unter dem für „morgen“ angekün⸗ 
digten Kampfe die Schlacht vom 5. zu verſtehen, während nach den 
obigen Darlegungen der König bei jener Zeitbeſtimmung an den für 
den 4. geplanten Angriff auf das Lager bei Breslau gedacht hat. Be⸗ 
ſteht noch ein Zweifel, ſo hebt ihn die von dem Prinzen Ferdinand mit⸗ 
geteilte Verſion, der zufolge der König erklärte: „Der Feind ſteht in 
einem befeſtigten Lager vor Breslau. ... Morgen marſchiere ich, um 
ihn anzugreifen.“ 

Als Ort der Rede iſt damit Parchwitz und als Zeitpunkt der 3. De⸗ 
zember mit voller Sicherheit erwieſen. Schließen wir daran die Frage nach 
der Zahl der Teilnehmer, die Koſer noch offen läßt. Tempelhoff ſpricht 
von „allen Generalen und Stabsoffizieren“, und er wird damit recht 
haben; denn auch Prinz Ferdinand, der ſelbſt, wie erwähnt, zugegen 
war, nennt als Zuhörer ausdrücklich die Generale, Regiments⸗ und 
Bataillonskommandeure. Einen Beweis dafür bildet auch die nament⸗ 
liche Erwähnung des Majors von Billerbeck, der nach Puttlitz' Zeugnis 
mit derbem Kraftwort dem Könige beſtätigte, daß ihn niemand in des 
Vaterlandes Not verlaſſen würde. Billerbeck aber war Major im Regi⸗ 
ment Prinz Heinrich!), das in der Schlacht bei Leuthen mitgefochten hat. 

Kommen wir nunmehr auf die Rede ſelbſt. Wie ſchon erwähnt, 
iſt ihr Inhalt bald länger, bald kürzer mitgeteilt. Dennoch ſtimmen die 
Verſionen im weſentlichen darin überein, daß der König zunächſt ſeine 
verzweifelte Lage und die Notwendigkeit einer Entſcheidungsſchlacht dar⸗ 
legte, dann ſeinen feſten Entſchluß eröffnete, dieſe zu liefern und zu 
ſiegen oder zu ſterben. Er ermahnt die Offiziere zu ihrer Pflicht, ver⸗ 
heißt denen, die fallen würden, für ihre Hinterbliebenen zu ſorgen, bietet 
andrerſeits den Verzagten ihren Abſchied an. Nunmehr ſpielt ſich eine 
bewegte Szene ab, in der die Generale und Offiziere ihn ſtürmiſch ihrer 
unerſchütterlichen Treue verſichern. Hierher gehört auch jenes eben er⸗ 
wähnte Kraftwort Billerbecks. Der König dankt und ſchließt mit der 
Aufforderung, die Truppen auf die bevorſtehende Schlacht vorzubereiten. 
Nur ein einziger Bericht fügt die Strafandrohung für die Regimenter 
hinzu, die nicht ihre Schuldigkeit tun würden. 


Nicht alle Teile der Rede ſind vollbeglaubigt. Fehlt bei Tempel⸗ 
hoff das Abſchiedsangebot an die Verzagten, ſo werden wir es doch 
mit Koſer durch das übereinſtimmende Zeugnis der übrigen, zu denen 


1) Es handelt ſich um Konſtantin v. Billerbeck, den der König auch in 
ſeiner Darſtellung des Krieges rühmend erwähnt (vgl. Oeuvres, Bd. 4, S. 124 
und „Politiſche Korreſpondenz“, Bd. 15, S. 206), aber nicht um Hans Chriſtoph 
5 eines Grenadierbataillons und 1764/65 Kommandeur des 

I. Bataillons Garde), mit dem ihn Koſer (S. 611 Anm. 2) verwechſelt. 
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jetzt noch das des Prinzen Ferdinand hinzutritt, für geſichert halten 
dürfen. 

Anders ſteht es hingegen um die Strafandrohung für die Regi⸗ 
menter am Schluſſe der Rede. Friedrichs Drohung, jedes verſagende 
Kavallerieregiment zum Garniſonregiment zu degradieren, jedem im 
Angriff ſtockenden Ynfanteriebataillon Fahne und Säbel, ſowie die 
Borten von der Montierung zu nehmen — gerade dieſe Drohung bildet 
vielleicht den volkstümlichſten Beſtandteil der geſamten Rede. Und 
gerade ſie erſcheint vom kritiſchen Standpunkt aus als am anfechtbarſten. 
Schwer fällt ins Gewicht, daß die beiden zuverläſſigſten Gewährsmänner, 
ſowohl Tempelhoff als auch Prinz Ferdinand, darüber ſchweigen. Aber 
auch die übrigen Zeugen wiſſen nichts davon. Nur Kaltenborn führt 
ſie an; denn Retzow, der ſie von ihm entlehnt, ſcheidet für unſere Unter⸗ 
ſuchung aus. 

Wir ſehen davon ab, daß dieſe Strafandrohung in der Kaltenborn⸗ 
ſchen Faſſung der Rede gleichſam nur ein Anhängſel bildet !). Weit be⸗ 
deutſamer iſt die Frage: was wurde den Truppen gemäß der in der 
Rede ergangenen Aufforderung über die bevorſtehende Schlacht bekannt⸗ 
gegeben? Klare Auskunft erteilt darüber das ſchon genannte Tagebuch 
des Freikorporals v. Barſewiſch. Zunächſt erwähnt er die durch Parole⸗ 
befehl im Parchwitzer Lager bekannt gemachten zahlreichen Beförde⸗ 
rungen. Dann fährt er fort: „Zugleich befahlen Se. Majeſtät der König 
im Lager bei Parchwitz, daß Sie gewilligt wären, mit denen Oſterreichi⸗ 
ſchen zu ſchlagen, wo Sie ſelbige antreffen würden.“ Nachdem er darauf 
die ſchon erwähnten Belohnungen an Offiziere und Mannſchaften, „ſo 
zuerſt die feindliche Schanze erſtiegen“, und die ausgeſetzten Kanonen⸗ 
beutegelder angeführt hat, ſchließt er mit der Erklärung des Königs: 
„Sie hätten das Zutrauen zu Ihrer Armee, daß ſie in eben der Ab⸗ 
ſicht, als Se. Majeſtät ſelbſt, dem Feind entgegen marſchieren würden, 
umb ihn zu überwinden und zu ſiegen oder zu ſterben.“ 

Man ſieht: Dieſe Aufzeichnung deckt ſich inhaltlich vollkommen mit 
der Anſprache an die Offiziere. Nur die Strafandrohung fehlt. Statt 
deſſen hören wir vielmehr von Beförderungen und Belohnungen, die 
für Offiziere und Mannſchaft in Ausſicht geſtellt werden. Und in welchem 
Umfang fanden die Beförderungen ſtatt: nicht weniger als 4 General⸗ 
majors (davon 3 von der Bevernſchen Armee) waren zu Generalleut- 
nants und 12 Oberſten zu Generalmajors ernannt!?) Und Pring Ferdi⸗ 


1) Offenbar aus dieſer Empfindung heraus und um einen Übergang zu 
ſchaffen, ſchiebt Retzow einen Abſatz des Inhalts ein: daß der König, nachdem 
er ſich von der unwiderſtehlichen Gewalt ſeiner Worte auf die Zuhörer überzeugt 
hatte, nunmehr zur Strafandrohung ſchritt. 

2) Vgl. v. Barſewiſch, Kriegserlebniſſe, S. 10. 

3) Vgl. „Die Kriege Friedrichs des Großen. Teil III: Der Siebenjährige 
Krieg“, hrsg. vom Großen Generalſtab, Bd. 6, S. 11, Anm. 2. (Berlin 1904). 
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nand!) und Buttlig?) berichteten denn auch, damit die Angaben von 
Barſewiſch beſtätigend, von Kanonenbeutegeldern, wie auch von Prä⸗ 
mien für eroberte Fahnen und Standarten, die nach der Schlacht den 
Truppen ausbezahlt wurden. 

Aber der König begnügte ſich nicht mit der Anſprache an die höheren 
Offiziere. Er begab ſich perſönlich unter die Truppen, ſprach mit den 
Soldaten, indem er dabei verſuchte, beſonders auf die dem ſchleſiſchen 
Korps angehörigen einzuwirken. Seine Bemühungen ſchildert er in 
der „Geſchichte des Siebenjährigen Krieges“ folgendermaßen: „Die 
ſchleſiſche Armee war mutlos und durch die eben erlittene Niederlage 
tief gedrückt. Man faßte die Offiziere bei ihrer Ehre, erinnerte ſie an 
ihre früheren Siege, ſuchte durch Frohſinn den friſchen Eindruck der 
traurigen Bilder zu verwiſchen. Selbſt der Wein mußte zur Wieder⸗ 
belebung der niedergeſchagenen Geiſter herhalten. Der König ſprach 
mit den Soldaten und ließ unentgeltlich Lebensmittel verteilen. Kurz, 
er erſchöpfte alle Mittel, die die Einbildungskraft erſinnen konnte und 
die die Zeit irgend erlaubte, um im Heere wieder Vertrauen wach⸗ 
zurufen, ohne das die Hoffnung auf Sieg eitel iſt.“ s) Ahnlich erzählt 
Warnery: „Der Monarch ſprach mit den Soldaten des Zietenſchen 
Korps, beklagte ſie und verhieß ihnen goldene Berge. Er zeigte ihnen 
die Truppen ſeines eigenen Korps, die neu eingekleidet waren. Mit 
einem Worte, er bezeugte ihnen, daß er ihre Nöte mit ihnen teilte, 
und ermahnte ſie, ihre Pflicht zu tun.“) Auch eine Reihe von Einzel⸗ 
zügen ſind uns überliefert. So begrüßt Friedrich das Huſarenregiment 
Puttkamer vom Bevernſchen Korps beim Einrücken in das Lager, den 
Hut abnehmend, mit den Worten: „Guten Tag, Kinder! Ihr habt viel 
gelitten! Aber alles ſoll gut werden.“) Das Grenadierbataillon Kahlden 
erhielt für 4 Kanonen, die es am 22. November den Oſterreichern ab- 
genommen hatte, Beutegelder ausbezahlte). Eine weitere anſchauliche 
Ergänzung bildet endlich die Schilderung Kaltenborns (S. 56 f.), wie 
der König am Abend des 3. durch das Lager reitet. Er ſtößt auf die 
Gardedukorps. Man fragt ihn: „Was bringſt Du uns noch ſo ſpät?“ 
— „Eine gute Nachricht“, antwortete der König. „Kinder, Ihr ſollt 
morgen die Oſterreicher brav zuſammenhauen.“ Mit einem derben 


1) Schreiben vom 6. Dezember 1757 an die Prinzeſſin Heinrich (vgl. Berner 
u. Volz, „Aus der Zeit des Siebenjährigen Krieges“, S. 364; Quellen und 
Unterſuchungen zur Geſchichte des Hauſes Hohenzollern, Bd. 9, Berlin 1908). 

2) Vgl. Hohenzollern⸗Jahrbuch 1912, S. 85. 

3) Vgl. Oeuvres, Bd. 4, S. 161f. 

4) Vgl. Warnery, „Campagnes de Frederic II, roi de Pruße, de 1756 
A 1762“, S. 238 (1788). ö 

5) Vgl. „Selbſtbiographie des Huſaren⸗Oberſten von [Bodgursky]. Aus 
deſſen hinterlaſſenen Papieren herausgegeben“, Bd. 2, S. 126 (Leipzig 1843). 

6) Vgl. „Sammlung ungedruckter Nachrichten“, Teil 4, S. 229. 
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Soldatenſchwur verſicherten ſie einmütig, das wollten ſie gewiß tun. 
„Ja, aber ſeht einmal“, fing der König von neuem an, „wo ſie dort 
ſtehen, wie ſie verſchanzt ſind.“ — „Und wenn ſie den Teufel um und 
vor ſich hätten, wir ſchmiſſen ſie doch heraus“, war die naive Antwort: 
„Führ' Du uns nur hin.“ — „Nun, ich werde ſehen, was Ihr könnt; 
legt Euch nieder und ſchlaft wohl.“ Dann kommt der König zum Regi⸗ 
ment Manteuffel. Er fragt: „Nun, Kinder, wie wird's morgen ausſehen? 
Der Feind iſt beinahe noch einmal ſo ſtark als wir.“ — „Das laß Du 
nur ſein“, ward ihm zur Antwort gegeben. „Es ſind doch keine Pom⸗ 
mern dabei? Du weißt ja wohl, was die können.“ — „Ja freilich weiß 
ich das; ſonſt könnt' ich auch morgen die Bataille nicht liefern wollen. 
Nun ſchlaft wohl! morgen haben wir alſo den Feind geſchlagen oder 
wir ſind alle tot.“ — „Ja!“ wiederholte das ganze Regiment, „tot oder 
die Feinde geſchlagen!“ 

Aus allen dieſen Aufzeichnungen geht hervor, wie ſich der König 
bemüht, bei den Truppen des ſchleſiſchen Korps das Selbſtgefühl wieder 
zu wecken und zu heben und der ganzen Armee frohe Siegeszuverſicht 
einzuflößen. Und zwar ſtimmen alle Angaben dahin überein, daß er 
ſich des Mittels der gütigen Zuſprache bedient, die hohen Offiziere durch 
Beförderungen, die Soldaten durch verheißene Belohnungen anzu⸗ 
ſpornen ſucht. Dagegen kein Wort der Drohung — außer in dem Zuſatz, 
den Kaltenborn ſeiner Faſſung der Parchwitzer Rede anfügt. Dieſer 
Zuſatz fällt offenbar aus dem Rahmen des ganzen Bildes, das die hiſto⸗ 
riſch beglaubigten Vorgänge jener Tage bieten: er ſtellt ein Stück Legende 
dar, die ſich bereits um die Anſprache Friedrichs zu ranken begonnen hat. 

Wie iſt nun dieſe Legendenbildung zu erklären? Allem Anſchein 
nach knüpft ſie an ein bekanntes hiſtoriſches Begebnis an, an die Be⸗ 
ſtrafung, die ein preußiſches Infanterieregiment während des Krieges 
in der vom König vor Leuthen angedrohten Form erlitten hat. Es 
handelt ſich um das Regiment Bernburg, das ſich während der Be⸗ 
lagerung von Dresden im Sommer 1760 durch die einen nächtlichen Aus⸗ 
fall machenden Oſterreicher auf Wache hatte überraſchen laſſen. Darüber 
erzürnt, hatte der König befohlen, daß die Offiziere die Treſſen und 
Kordons von den Hüten, die Unteroffiziere und Mannſchaften die Litzen, 
Seitengewehre und Hutborten verlieren ſollten. Doch wenige Wochen 
ſpäter wetzten ſie die erlittene Scharte bei Liegnitz aus, wo ſie nach dem 
Bericht eines Augenzeugen ſich wie ein „Korps von Furien und Teufeln“ 
mit dem Rufe: „Ehre oder Tod!“ wild auf den Feind ſtürzten und ihn 
überrannten!). Da gab ihnen Friedrich dann auch die verlorenen Ehren⸗ 
zeichen wieder. Dieſer Vorgang iſt in den zeitgenöſſiſchen Darſtellungen 
und in Anekdotenbildern feſtgehalten worden und damit in die wei⸗ 
teſten Kreiſe des Volkes gedrungen. Wäre nicht denkbar, daß, hier an⸗ 


1) Vgl. Generalſtabswerk, Bd. 12, S. 152 ff., 209 u. 216. 
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knüpfend, die geſchäftige Legende die Drohung, wie fie 1760 tatſächlich 
ausgeführt wurde, dem König bereits bei ſeiner denkwürdigen Anſprache 
in den kritiſchen Tagen vor Leuthen in den Mund legte? In dieſem 
Zuſammenhang iſt gleichfalls von Intereſſe, daß Puttlitz auch nach 
Kolin — ſofern es nicht eben auf einfacher Verwechslung beruht -- 
das Regiment Bernburg, das ſich zweimal während jener Schlacht zur 
Flucht wandte, zur Strafe dafür Treffen und Pallaſche verlieren läßt! ). 

Mag unſer Verſuch einer Erklärung zutreffen oder nicht, jedenfalls 
werden wir die Strafandrohung an die Regimenter aus der Rede des 
Königs ſtreichen müſſen; ſie iſt nicht nur unzulänglich beglaubigt, ſon⸗ 
dern ſie widerſtreitet auch dem Auftreten Friedrichs, wie es durch die 
verſchiedenſten zuverläſſigen Nachrichten beſtätigt wird. Er verhehlte 
nicht der Armee, weder den Offizieren noch den Mannſchaften, den 
furchtbaren Ernſt der Stunde; er forderte von jedem höchſte Pflicht— 
erfüllung bis zur Selbſtaufopferung. Aber nicht Zwang und Drohung 
waren die Mittel, die er anwandte; vielmehr ließ er, der Menſchen⸗ 
kenner, die Macht und den Zauber ſeiner Perſönlichkeit wirken. Mit 
väterlichem Zuſpruch richtete er die Niedergedrückten auf und entflammte 
den Enthuſiasmus des Heeres. So gehören jene Tage vor der Schlacht 
bei Leuthen zu denen, wo uns das Bild ſeiner Perſönlichkeit in ihrer 
ganzen Größe und ſchlichten Menſchlichkeit mit wahrhaft plaſtiſcher An⸗ 
ſchaulichkeit vor Augen tritt. 


Blücher Briefe. 
Von W. von Unger. 


Seit im Jahre 1913 die von mir vervollſtändigte Sammlung von 
„Blücher⸗Briefen“ des Generals E. v. Colomb im Cottaſchen Verlage 
erſchienen iſt, ſind noch etwa 30 mir bisher unbekannte Briefe unſeres 
Helden zu meiner Kenntnis gekommen. 27 davon hatte der Geſchichts⸗ 
und Altertumsverein zu Liegnitz in feinen Mitteilungen für 1911/12 
bereits abgedruckt. Sie ſtammen aus den Jahren 1812 —15 und find faſt 
alle an Blüchers Vermögensverwalter Heinen in Breslau gerichtet. Die 
meiſten beziehen ſich vorwiegend auf Geld⸗ und Gutsangelegenheiten, 
ſind aber im freundſchaftlichſten Ton gehalten. Einer beginnt mit dem 
Vers: „Gelder muß der Vater ſchicken, wenn der Sohn ſtudieren 


1) Vgl. Hohenzollern⸗Jahrbuch, Jahrg. 1912, S. 82. Bezeichnend für die 
Legendenbildung iſt auch die Erzählung des Huſaren⸗Oberſten v. Bodgursky aus 
der Zeit des Erſten Schleſiſchen Krieges in feiner „Selbſtbiographie“ (Bd. I, 
S. 70 f.): „Ein Gerücht ging, der Monarch habe bei Anfang des Feldzuges ge- 
äußert, ein jedes Regiment, das ſich nicht ſo hielte, wie es ſollte, nach der 
Schlacht zu einem Garniſonregimente zu machen.“ 
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ſoll; — alſo, mein alter Freund, ſchicken Sie mich mehr Valuta damit ich 
Reißegelld habe.“ Daneben enthalten ſie Ergänzungen der geſchichtlich 
wertvollen Mitteilungen an ſeine Frau und an Freunde. So wirft der 
Brief vom 23. 3. 12 Licht auf Blüchers Überſiedlung nach Schleſien; 
einer aus dem Januar 13 frohlockt: „Bei uns wird negſtens alles auf die 
Beine kommen.“ Ende November begrüßt er den Freund mit dem Liede: 
„Am Rhein da wachſen unſre Trauben“ und fügt hinzu: „und ſchmecken 
gut“. Am 1. Mai 14 gibt er aus Paris ſeiner Beſorgnis vor der Reiſe 
nach England Ausdruck: „Ich fürchte mich bey dem Volk hinzukommen; 
ſie werden Teuffelszeug mit mich machen.“ Ein Zettel nach Napoleons 
Rückkehr von Elba lautet: „Bonaparte iſt in Lion, Muratt in Florenz; 
beides iſt mich lieb; für uns Preußen kann es da nicht tohll genug werden; 
es gibt uns, wenn wihr entſchloſſen ſind, Gelegenheit, von unſern allten 
Provintzen (gemeint ſind Ansbach⸗Bayreuth und Weſtgeldern) keinen 
Fuß abzuträten, denn nemen kann uns kein Menſch waß.“ Einblick in 
ſeine Stimmung gewähren Briefe vom 20. und 27. März und vom 
13. Mai 15 aus Namur, wo es heißt: „Wollte Gott, der Krieg wäre zu 
Ende! Ich ſehne mich nach Ruhe. Ich mußte den Wunſch der Nation 
befridigen und ſelbiger meine Dankbarkeit für ihr Vertrauen beweiſen; 
daß iſt bei Gott im Himell die eintzige Uhrſache, die mich bewogen hat, 
das Comando anzunehmen. Es iſt freilig ſchmeigelhaft, 200,000 Man 
zu comandiren, aber ich kan vihles verlihren und nichts mehr gewinen.“ 
Als Schlußſatz iſt angefügt: „Nach ſoeben bey mich eingehende Raporte 
ſcheint die Fehde beginnen zu wollen; ich ſetze mich gleich zu Pferde um 
zu ſehn waß paßirt.“ Am 27. aber ſchreibt er: „Noch immer ſtehe ich 
hir und ſehe mich mit die Francoſen an. Ich bin mit der Armeh völlig 
ſchlagefertig und ſehe mit Verlangen dem Courier entgegen, der mich 
die Ordres zum Einrücken in Frankreich bringt. Denn ſoll es bigen oder 
brechen. Werden die Verbündeten ihre Berahtſchlagung guht und be⸗ 
ſtimter wie in Wien beim Congreß machen, ſo hoffe ich nicht, daß der 
Krieg lange dauern ſoll . . .. So ballde die Bückſe hir loß geht, ſollt ihr in 
Breslau von alles Nachricht bekomen. .. Mein alter Pork verläßt mich 
alßo auch!“ (Y. hatte den Abſchied eingreicht, weil er kein mobiles Kom⸗ 
mando bekam) ... „Ich habe nicht fo vihl Zeit, daß ich eſſen kan; 150,000 
Man machen mich den Kopff wahrm.“ Ein ausführlicher, offenbar dik⸗ 
tierter Bericht vom 21. Juni über Ligny und Bellealliance enthält ver⸗ 
ſchiedene bemerkenswerte Einzelheiten und Wendungen. Auf ihn und 
die weiteren Briefe aus Frankreich kann hier leider nicht eingegangen 
werden. Den Briefwechſel aus der folgenden Friedenszeit hat Heinen 
verbrannt! 

Unter den mir zugegangenen, bisher ungedruckten Briefen befinden 
ſich zwei, die an Blüchers Schwägerin, Frau v. Geisler gerichtet (April 
1808 und Januar 1816) und geſchäftlicher Art ſind. Wiedergeben möchte 
ich aber einen anderen Brief, der auf Blüchers ſagenumwobene Krankheit 
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einiges Licht wirft. Im März 1808 war Blücher beim Militär abinets- 
chef vorſtellig geworden, ſeine Geſundheit ſei zwar ziemlich retabliert, 
aber es könnten doch unvorhergeſehene Zuſtände eintreten; man möge 
den Oberſtabschirurgus Horlacher ſeinem Stabe zugeteilt laſſen, bei dem 
doch ein Arzt nötig ſei. Horlacher war dann zu einem in der Nähe liegen- 
den Regiment verſetzt worden. 


Blücher an Horlacher. 
Stargard, 1809 Juli 20. Eigenhändig. Im Beſitz von General v. Berrer. 


Blüchers Geſundheit. 
Hoffnung auf Beſſerung der politiſchen Verhältniſſe. 


Mein wehrter Freund! Ihr lieber Brief hat mich vihll Vergnügen 
gemacht, und heutte erhalte ich ein Schreiben von meinem allten Freund 
und Gönner den Miniſter v. Hardenberg, das ich auch ſogleich beantwohrte; 
gerne, recht gerne ſpreche ich den braven Mann. — Meine Geſundheit 
betreffend geht es vortrefflich. Ich handle ihrer Anweiſung getreu, bediene 
mich der Bougies und habe ſchon einige Mahle durch den dicken Cateder 
uhrriniert. Mein Schlaf iſt guth, und der Appetit gemäßicht. Daß wahrme 
Wetter tuht mich recht wohl, und ich reitte alle Tage eine Stunde. Vileicht 
ſehe ich ſie ballde im Königsberg. Sorgen ſie doch, daß ich ballde einige 
Cateders erhallte, die nicht zu dünn ſind. 

Mögte es am politiſchen Horizont erſt auch guhte Witterung geben; 
ich bin in geſpanter Erwartung, waß ich von oben her vor Reſolution 
erhallde. Mein Entſchluß iſt feſte genomen. Leben ſie wohl, vergeſſen 
mich nicht. Von hir grüßt ihnen alles und von mich können ſie die hertzlige 
Ergebenheit verſichert ſein. 

Blücher. 


Napoleon hatte ſich zum Waffenſtillſtand von Znaim bequemt; 
Blücher drängte den König, ihn mit einem Korps über die Elbe gehen 
zu laſſen. — 


Ein Brief aus dem folgenden Jahr hat ſich im Nachlaß eines Generals 
v. Erneſt gefunden, der damals in Brandenburg lebte. 


Blücher an Erneſt. 
Stargard, 1810 März 20. Eigenhändig. Im Beſitz des Rittmeiſters v. Erneſt 
Rothaus (Schwarzwald) 
Geldverhältniſſe. Wiederanſtellung. 


Teuerſter Freund! Verzeihe, wenn ich Dein geehrtes Schreiben 
erſt ſo ſpät beantworte. Viel widrige Ereigniſſe und Reiſen haben mich 
behindert, meine geringen Geſchäfte mit ſonſt gewohnter Ordnung zu 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXV. 1. 9 
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betreiben. Ich freue mich über Dein Wohlſein und bezeige Dich meine 
herzliche Dankbarkeit über Dein freundſchaftliches Andenken. Ich hoffte 
ſelbſt nach Brandenburg zu kommen und Dich zu ſehn, aber dieſes Ver⸗ 
gnügen iſt mich vereitelt, da die Zeit herankommt, wo ich ſämmtliche 
Truppen des Gouvernements bereiſen muß. Sei verſichert, daß ich an 
Deiner unangenehmen Lage aufrichtigen Anteil nehme, und daß es mich 
viel Misvergnügen verurſacht, zu Deiner Zufriedenheit nicht wirken und 
handeln zu können. Gern ſtände ich Dich mit einen Geldvorſchuß zu 
dienſten, aber Gott iſt mein Zeuge daß ich es nicht habe. Durch den un⸗ 
glücklichen Krieg, durch meinen Verluſt in Münſter und Lübeck und den 
Ruin meiner Güter bin ich ſo derangiert, daß ich nicht weiß, wie ich alle 
Ausgaben beſtreiten ſoll. Der König hat meine Lage einigermaßen 
verbeſſert; aber ich habe durch drei Jahre fo viel Geld aufnehmen müſſen, 
daß ich lange zu tun habe, um alle Sünden abzubüßen. 


Was Deine Anſtellung betrifft, liebſter Freund, ſo rate ich Dich als 
Freund, den Gedanken aufzugeben. Bei uns iſt das Syſtem angenommen, 
daß alles jung ſein ſoll, und wir Alten ſollen nicht grade verſtoßen werden, 
aber man weiſt uns unſer Auskommen kärglich zu; zudem fehlt es den 
König an Mitteln, ſeinem Herzen angemeſſen handeln zu können. Man 
muß alſo Geduld haben und ſehn, ob beſſere Zeiten hervorgehen wollen, 
wozu aber leider wenig Ausſicht vorhanden. 


Vielleicht komme ich doch bald nach Brandenburg und ſehe und 
ſpreche Dich; dann mündlich über alles mehr. Die Frau Gemahlin habe 
ich in Berlin geſehn und den Sohn groß und gebildet gefunden. 8. ... (7) 
ſah ich auch in Berlin, aber ich habe nicht mit ihm geſprochen. An Gaza 
habe ich meinen alten bewährten Freund wiedergefunden. 

Die Meinigen empfehlen ſich. Meine Tochter wird nächſtens Branden⸗ 
burg, P. . . (2) und Dich aufſuchen. Lebe wohl und bleibe Freund Deines 
wahrhaftigen treuen Freundes 

N Blücher. 


Ich möchte bei dieſer Gelegenheit auf das ſogenannte „Vermächtnis“ 
Blüchers an das Heer aufmerkſam machen, das 1915 bei Johannes Baum, 
Berlin (Kl. 8°, 11 Seiten) erſchienen ift. Die Vorlage ſtammt aus gräflich 
Henckelſchem Beſitz; nach der Überlieferung ſollen die mahnenden Worte 
des ſterbenden Helden an ſeine Kriegskameraden in ſeinen letzten Lebens⸗ 
tagen entſtanden ſein; man habe ſie dann im Druck den nächſten Freunden 
als Erinnerungsgabe zugeſchickt. Zumal der Herausgeber für den Titel 
die Handſchrift Blüchers hat nachahmen laſſen, bedarf die Sache der 
Aufklärung. Iſt Blücher wohl kaum als Verfaſſer anzuſehn, ſo muß die 
Schrift doch in ſeiner nächſten Umgebung entſtanden ſein. Wunderbar 
paſſen ſie auf unſere Zeit: „Unglück gehört zum Staatsleben wie zum 
Menſchenleben; auch der Große Kurfürſt und der Große König erfuhren 
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es. Das machte fie aber groß, daß fie ihr Unglück nicht Hein machte. 
Laßt euch ja nicht irre machen vom Geſchwätz unruhiger Köpfe dieſer 
Zeit, die bald dieſe bald jene Veränderung in den Regierungsformen 
wünſchen. ... Ein Säbel hat viele Teile, doch muß ihn eine Hand lenken; 
griffen viele daran, einer wollte links, einer gradeaus hauen, würde es 
übel gehen... Ein Heer von rechten Brüdern, die in Not und Tod nicht 
von ſich laſſen, wird nie beſiegt.“ 


Das Pofener Zaren:Attentat vom 19. September 1843.) 
, Von Manfred Laubert. 


In der politiſchen Geſchichte der Provinz Poſen während der erſten 
Regierungsjahre Friedrich Wilhelms IV. iſt ein Ereignis nicht ohne Be⸗ 
deutung, das wahrſcheinlich niemals ſtattgefunden hat: das berüchtigte 
Attentat vom 19. September 1843. Am Abend jenes 
Tages paſſierte der Kaiſer von Rußland die Hauptſtadt und nach einer 
aus Warſchau eingehenden Meldung war hierbei auf den Kanzleiwagen 
ſeines Gefolges in einer dunklen Straße der Waliſchei ein Schuß ab⸗ 
gefeuert worden, der wohl dem Zaren gegolten hatte.?) Von den ſieben 
Kugeln, alſo offenbar Rehpoſten oder groben Schroten, ſollten drei 
durch den Mantel einer in dem Gefährt ſitzenden Perſon gedrungen ſein. 

Sofort wurden die eingehendſten Unterſuchungen eingeleitet, 
aber „zunächſt das Factum noch nicht aufgehellt“. Es ergaben ſich viel⸗ 
mehr „die auffallendſten Widerſprüche und Dunkelheiten“. „Um dieſe 
höchſt wichtige Sache mit der erſchöpfenden Gründlichkeit zu verfolgen 
und alle nur mögliche(n) Schritte zu ihrer Aufklärung und zur Ermitte⸗ 
lung der Schuldigen anzuwenden“, erteilte deshalb der Monarch dem 
General der Infanterie Frhrn. v. Müffling ein eigenes Kommiſ⸗ 
ſorium und „volle diskretionaire Gewalt“. Er ſollte über die ihm not⸗ 
wendig erſcheinende richterliche Hilfe disponieren und ſich durch eine 
königliche Ordre bei den Poſener Behörden legitimieren. Von ſeinem 
Eifer wurde erwartet, daß „Nichts verabſäumt werden wird, was 
zur Feſtſtellung der Tatſache irgend geſchehen kann“. Generalmajor 
v. Rauch wurde Müffling beigegeben, um ſpäter dem Kaiſer von den 
Ergebniſſen der Unterſuchung noch vor Eingang der Verhandlungen 
in St. Petersburg mündlichen Bericht zu erſtatten.“) 


1) Nach den Oberpräſidialakten II. C. 3 im Staatsarchiv zu Poſen und 
Rep. 89 C. XII. Poſen 104 im Geh. Staatsarchiv zu Berlin. 2) Nikolaus, der erſt 
am zweiten Tag nach ſeiner Ankunft in Warſchau von dem Vorfall erfuhr, war 
hiervon feſt überzeugt, zumal die rechte Seite des Wagens getroffen war. Vgl. 
ſeinen Brief an die Zarin v. 21. Sep. bei Schiemann: Geſch. Rußlands unter Kaiſer 
Nikolaus I. IV. Berlin u. Lpz. 1919. 23. 3) Kabinettsordre an Müffling 30. Sept. 

9 * 
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Der Juſtizminiſter v. Mühler follte durch den Oberappellations⸗ 
gerichtspräſidenten v. Frankenberg die richterliche Hilfe ſicher ſtellen, 
der Oberpräſident von Beurmann jede andere Unterſtützung den Kom⸗ 
miſſaren darbieten laſſen und zugleich von allen Verhandlungen ſofort 
dem Miniſter des Inneren, Grafen Arnim, berichten.“) 

Aber trotz aller Anſtrengungen wurde nicht der geringſte Anhalt 
gewonnen. Dagegen erzählte der gewandte Leiter des Poſener Polizei⸗ 
weſens, Polizeidirektor v. Minuto li, der ſich, zurzeit kommiſſariſch 
in Berlin beſchäftigt, an dem fraglichen Tage wegen der Beerdigung 
des Generals v. Grolman (f 15. Sept.) gewiſſermaßen als Privatmann 
in Poſen aufgehalten hatte, daß er am Abend des 19. die bedrohten 
Kanzleibeamten nicht im Hotel de Bavière bemerkt habe, in dem fie 
ihrer Angabe zufolge ſich aufgehalten hatten. Auffälligerweiſe wußte 
in Poſen ſelbſt ſogar am folgenden Tage noch keine Menſchenſeele etwas 
von dem Vorfall.) 

Die Miniſter waren bereits Ende Oktober geneigt, die Sache als 
ausſichtslos auf ſich beruhen zu laſſen, doch der König wünſchte mit großer 
Zähigkeit, jede Spur zu verfolgen, um ſeinem Schwager einwandfrei be⸗ 
weiſen zu können, daß der Vorfall mit jeder erdenklichen Sorgfalt be⸗ 
handelt worden war. Rauch ſollte nicht nur die von Warſchau einge⸗ 
gangenen corpora delicti, die beſchädigten Spritzleder, ſondern auch 
einen Plan von Poſen an den Zarenhof mitnehmen, um an deſſen Hand 
dem Kaiſer Vortrag zu halten. Auch die Ausſetzung einer Prämie auf 
Ermittslung des Täters nach Abſchluß der Unterſuchungen wurde be- 
fohlen.“) 

In einem kleinen Kronrat vom 5. November, an dem neben den 
Kommiſſaren Arnim und der Miniſter des Auswärtigen, Frhr. v. Bülow, 
teilnahmen, wurde die Abſendung des Generals mit einem eigenhändigen 
Schreiben des Königs zur vertraulichen Mitteilung an Nikolaus und 
allen Akten beſchloſſen, ausgenommen die Berichte von Beurmann und 
Polizeirat Duncker, „weil in dieſe ſich mancherlei Außerungen und An⸗ 
ſichten verwebt finden, die zu einer Mitteilung an die ruſſiſchen Behörden 
nicht geeignet ſcheinen können.“ Weiter beharrte der Monarch dabei, daß 
Rauch unter Vorlegung des Stadtplans zwei der Zeugen zu möglichſt 
genauer Angabe der Stelle anhalten möge, wo der ſcharfe Schuß gefallen 
ſein ſollte. Beſtätigte ſich dann die Annahme eines zweiten Schuſſes, 
ſo wurde nach Eingang vom Bericht des Generals die Ausſetzung von 
1000 Dukaten Belohnung für Namhaftmachung des Täters vorbehalten.“) 
Später entſchied Friedrich Wilhelm wirklich in dieſem Sinne, aber der 
Erfolg blieb ein ganz negativer und es iſt niemals gelungen, das über 


4) Kabinettsordres v. 1. Okt.; Generaladjutant v. Thile an Müffling 4. Okt. 
5) Miniſterialdirektor Bode an Thile 31. Okt. nach einem mündlichen Bericht 
M's. 6) Kabinettsrat Müller an Thile 2. Nov. 7) Thile an Müller 6. Nov. 
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der Sache ſchwebende Dunkel zu lichten.) Nikolaus aber ſchimpfte auf 
die „miserables Posnaniens“ und die erzeugte Mißſtimmung zwiſchen 
den beiden Schwägern wurde durch alle Bemühungen des Königs nicht 
behoben. Der übliche Briefwechſel ruhte ein volles Jahr.?) So übte das 
Attentat in außerpolitiſcher Hinſicht eine lang andauernde Wirkung. 


Naturgemäß fand der myſteriöſe Fall auch in der Preſſe Wider⸗ 
hall. Das gut gemeinte, aber übereifrige Vorgehen der Behörden und 
namentlich des Königs wirbelte viel Staub auf und gab zu boshaften 
Gloßen Anlaß. Bereits am 28. September wurde Thile von Arnim um 
Einholung der Willensmeinung Friedrich Wilhelms darüber erſucht, 
wie inbezug auf die Preſſe „bei dem abſcheulichen Attentat in Poſen“ 
verfahren werden ſollte? Nach des Grafen Meinung gab es nur zwei 
Wege: entweder durch eine Kabinettsordre an das Oberzenſurkollegium 
die Erwähnung in allen inländiſchen Blättern zu verbieten oder in der 
Allgemeinen Preußiſchen Zeitung eine kurze Darſtellung mit der Be⸗ 
merkung zu veröffentlichen, daß die Unterſuchung im Gange ſei. Dieſe 
letztere von Arnim bevorzugte Alternative wurde dann auch gewählt.“) 
Ende Oktober entwarf Bode nach eingeholter Allerhöchſter Genehmigung 
eine neue Notiz in der Hoffnung, daß ſie von ſelbſt den Weg in andere 
Blätter finden werde. “) 


Aber dadurch konnten unerwünſchte Auslaſſungen fremder Organe 
nicht unterdrückt werden. Peinliches Aufſehen erregte beſonders ein 
Aufſatz der Allgem. Augsburger Zeitung (Nr. 280), weil 
dem Korreſpondenten offenbar die amtlichen Verhandlungen zugänglich 
geweſen waren. Beurmann vermutete ihn in ſeinem Bureau oder beim 
Poſener Inquiſitoriat, weshalb ihm die Entlarvung ſehr wertvoll war. 
Er fügte hinzu, die Aufregung ſei noch immer recht groß, und mit Span⸗ 
nung ſähe das Publikum einer amtlichen Bekanntmachung über das Unter⸗ 
ſuchungsergebnis entgegen. Das Kommiſſorium der beiden Generäle war 
Mißdeutungen ausgeſetzt und manche Leute glaubten wohl, daß es ſich 
darum handele, die Ruſſen zu entſchuldigen und politiſchen Schwierig⸗ 
keiten aus dem Wege zu gehen. Er ſtellte daher der miniſteriellen Er⸗ 
wägung anheim, ob es nicht möglich ſei, durch einen amtlichen Artikel die 
Einwohner der Stadt und Provinz Poſen von jedem Verdacht rein zu 
waſchen? Die Stadtverordneten hatten bereits beſchloſſen, deswegen 
an den Oberpräſidenten, wenn nicht gar an den Landesherrn eine De⸗ 
putation zu entſenden. 2) Arnim hegte jedoch gegen dieſe Anregung ſtarke 
Bedenken. Er machte vor allem geltend, daß bei der Anweſenheit von 


8) Müffling wurde durch Ordre v. 23. Febr. 1844 von ſeinem Kommiſſorium 
entbunden. — Auch Treitſchke (Deutſche Geſch. V. 542) iſt geneigt, das Attentat 
als Phantaſiegeburt der Moskowiter zu erklären. 9) Schiemann a. a. O. 24. 
10) Randbem. Thiles v. 1. Okt. 11) Bode an Thile 30. Okt. 12) An Arnim 
eigenhänd. Konz. 13. Okt. 
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über 1000 ruſſiſchen und polniſchen Deſerteurs der Verdacht durchaus 
nicht ohne weiteres auf die Einſaſſen der Provinz fiel und bezweifelte 
nicht, daß ein entſprechender Hinweis die ſtädtiſchen Behörden beruhigen 
und von unpaſſenden Schritten zurückhalten werde. In Sachen der 
Augsburger Zeitung wahrte der Miniſter ebenfalls diplomatiſche Zurück⸗ 
haltung und erklärte ſich nur mit etwaigen Recherchen Beurmanns nach 
dem Verfaſſer des anſtößigen Aufſatzes einverſtanden. !) Da die Akten 
jedoch hierüber ſchweigen, darf man vermuten, daß ſolche unterblieben 
ſind. Über die ganze Angelegenheit kann man alfo nur ſagen: Viel Lärm 
um nichts. 


Zur November-Krife des Jahres 1850. 


Aus den Papieren des Kriegsminiſters von Stockhauſen. 
von Lud wig Dehio. 


Über die Beurteilung, beſſer: die Verurteilung der amtlichen Tätig⸗ 
keit des Kriegsminiſters von Stockhauſen kann ein Zweifel heute be 
nicht mehr beſtehen: die Akten ſprechen eine zu deutliche Sprache. 
ſeine politiſche Geſinnung, konſervatives Urgeſtein ohne den Humus 
der pietiſtiſchen Bildung, geben die Tagebücher Leopolds von Gerlach 
Auskunft. Und doch ijt es ein großer, faſt ſchreckhafter Eindruck, wenn 
uns heute aus den Aufzeichnungen ſeines bisher verſiegelten Nachlafje3?) 
der Menſch Stockhauſen in greller Lebendigkeit entgegentritt. 

Dieſe Aufzeichnungen ſind ſchon ihrer Form nach für den Verfaſſer 
bezeichnend. Der General hatte die Gewohnheit, — wohl noch mehr, 
um ſein Herz augenblicklich zu erleichtern, als ſein und der Nachwelt 
Gedächtnis zu unterſtützen — die einlaufenden Briefe mit teilweiſe aus⸗ 
führlichen Anmerkungen zu verſehen, und die Reihe dieſer kommen⸗ 
tierten Schriftſtücke aus den Jahren 1850 und 1851 bildet eine Art ruck⸗ 
weiſer, impreſſioniſtiſcher Erzählung, die es an Unmittelbarkeit mit 
jedem Tagebuch aufnehmen kann. 


Ein gleichzeitiges Porträt zeigt uns einen Mann mit ſtechenden, 


tiefliegenden Augen, überſcharfen Geſichtszügen und ausgemergelter Ge⸗ 
ſtalt, dem der Stempel der Kränklichkeit aufgeprägt iſt. Und den Eindruck 
des Krankhaften empfängt auch ſofort der Leſer des Nachlaſſes. Bis⸗ 
weilen — in den erſten Wochen ſeines Miniſteriums bejonder3 — er⸗ 
friſcht eine bilderreiche und treffende militäriſche Grobheit. Aber nur zu 
oft ſteigert fie ſich zu Schimpf⸗ orgien, in deren ausſchweifenden Super⸗ 
lation alle Zwiſchenwerte verloren gehen. Zur Charakteriſtik des Generals 


1) An Beurmann 18. Okt. 

2) Im Geh. Staats⸗Archiv. Bis vor kurzem war er nach einer Beſtimmung 
Edwin von Manteuffels, dem ihn St. übergeben hatte, ſekretiert geweſen. Er 
betrifft nur die Jahre 1849—51. 
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v. Schöler, des Abteilungschefs für perſönliche Angelegenheiten, ftehen 
3. B. folgende Ausdrücke zur Verfügung: „ohne ein einziges Atom edlen 
Stoffes, ein Menſch ohne Erziehung, auch ohne ſonſtige Bildung irgend⸗ 
welcher Art; er ijt völlig herz-, gemüt⸗ und rückſichtslos, heftig, plump, 
hart, roh, gehäſſig, ſtörrig, brutal, borniert, flach, parteiiſch, ohne Einſicht, 
eigne Anſicht, unklar, unſelbſtändig, dünkelhaft, undankbar, übelwollend, 
oberflächlich und von geringer Pflichttreue, mithin in ſeinem Poſten eine 
Gefahr und eine widerliche und ſchädliche Geißel für den Kriegsminiſter.“ 
Wer erkennt in der folgenden Charakteriſtik den Prinzen von Preußen? 
„Ihm gehen alle Eigenſchaften eines Königs von Preußen und alle Eigen⸗ 
ſchaften eines Generals ab — und ein König von Preußen muß auch 
General ſein; auch mangeln ihm gänzlich die Geſinnung und das Gefühl 
eines preußiſchen Offiziers. Er iſt ohne allen Geiſt, ohne Verſtand, ohne 
Herz und Gemüt, ohne Takt, ohne die leiſeſte Spur von Mitleidsgefühl 
und von einer Härte, welche ihm zwiſchen Njemen und Saar ſchwerlich 
ſtreitig gemacht werden dürfte“. Genug: das ſind Urteile eines krankhaft 
Überreizten. Das Nervenſyſtem Stockhauſens war vielleicht der normalen 
Geſchäftslaſt nicht gewachſen; die Geſchäfte der Mobilmachungskriſe, 
die ihm, wie er dem König klagte, auch nachts keine Ruhe ließen, die 
unausgeſetzten Reibungen des Intrigenkampfes am Hof, die neuraſthe⸗ 
niſche und ſaloppe Arbeitsweiſe des Monarchen, der die Miniſter ſtunden⸗ 
lang warten ließ, um ſie ohne klare Entſcheidung zu entlaſſen: das alles 
zermürbte ihn. 

Aber aus ſeinem körperlichen Zuſtand ſind doch nur mildernde Um⸗ 
ſtände herzuleiten. Ergüſſe wie die obigen — ſie ſind freilich unter dem 
friſchen Eindruck ſeiner Verabſchiedung niedergeſchrieben — deuten auf 
tief liegende Defekte des ganzen Menſchen, auf hemmungsloſe Leiden⸗ 
ſchaft, der alle Gegengewichte des Geiſtes und Charakters mangeln. 
Daß er dem Pietismus fern ſtand, der ſo vielen Männern ſeines Lagers 
eine vornehme Herzensbildung aufprägte, bemerkt Leopold v. Gerlach. 
Die zerſetzende Kritik, mit der er jeden Andersdenkenden übergoß, hebt 
ſich häßlich ab gegen ſein, durch keine Leiſtungen gerechtfertigtes Selbſt⸗ 
gefühl. Die Neigung, hinter jedem ſachlichen Gegenſatz unedle Motive, 
Ehrgeiz beſonders, zu wittern, macht ſeinen eignen Charakter verdächtig. 
Angſtlichkeit irgendwelcher Art freilich wird man ihm zuletzt vorwerfen, 
und darin behält Bismarcks Urteil in den Gedanken und Erinnerungen, 
das im allgemeinen ſtark durch deſſen damalige Parteiſtellung beein⸗ 
flußt ijt, ſicherlich Recht!). Ein rückſichtsloſer Draufgänger und blinder 


1) Auch die Bezeichnung Sts. als „ehrliebend“ iſt zu verſtehen. Noch im 
Mai ſchrieb St. an Rochow: „Von den enervierten und depravierten Oſter⸗ 
reichern, welche bloß daraufhin gegen uns inſolent ſind, weil ſie wiſſen, wie 
Rußland mit ſeiner Armee ihnen über die Schulter ſieht, können wir uns nicht 
zwingen laſſen: das iſt gegen unſere Ehre.“ Gegen Schwarzenbergs Drohungen, 
der Preußen wie einen Parvenü und Lumpen behandle, habe er militäriſche 
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Parteimann, von Klügeren gelenkt und „endoctriniert“, um die grobe 
Arbeit zu verrichten! 

Seine reaktionäre Zuverläſſigkeit lenkte ſchoun im Sommer 1849 
den Blick der Kamarilla auf ihn und als er immer beſtimmter als der 
Nachfolger des zu ſtark „konſtitutionell⸗deutſch“ gefärbten Strotha ge⸗ 
nannt wurde, wußten die Eingeweihten ſehr wohl, was von ihm zu er⸗ 
warten war. „Die Prinzeſſin v. Preußen ließ mich rufen“, erzählte St. 
in einem Brief an Rochow, „und ſagte mir mit erhobenem Tone und 
hochaufgehobener Hand: daß die Armee mich nicht wolle, daß dieſelbe 
nur Strotha, dieſe ritterliche Geſtalt, wolle, und daß ich es mir nicht bei⸗ 
kommen laſſen ſolle, eine dergl. Ernennung vom Könige anzunehmen. Ich 
ſtand ſogleich vom Stuhle auf und entfernte mich mit einigen ſehr deutſchen 
Worten (obgleich von ihrer deutſchen Geſinnung ſehr abweichend).“ 


Zuſammenſtöße mit dem Prinzen von Preußen konnten nicht aus⸗ 
bleiben. Der erſte, äußerſt heftige, ereignete ſich anläßlich der Militär⸗ 
konvention mit Baden, im Sommer 1850. Der Prinz befürwortete aus 
feiner deutſchen Geſinnung heraus ein für Baden günſtiges Projekt, 
deſſen Unterzeichnung dem General einen „Schlag in's Geſicht der 
preußiſchen Armee“ und „Hochverrat“ bedeutete. Die Hoffnung, daß 
Kaiſer Nikolaus den Prinzen in Warſchau „curieren“ werde (Mai 1850), 
wie er Rochow ſchrieb, erfüllte ſich nicht, und ſo hat es denn an weiteren 
Reibungen nicht gefehlt (Einberufung von Landwehren!), die in dem 
Abſchiedsgeſuch Stockhauſens vom 3. November 50 gipfelten, aber nicht 
endeten !). (Streit um die Auflöſung des Armeekommandos des Prinzen; 
I, 1851.) 

Aber auch ſonſt fühlte ſich Stockhauſen in den höheren militäriſchen 
Kreiſen, in ſeinem eigenen Miniſterium dauernd von Feinden, „Ver⸗ 
ſchwörern“ umgeben. Zu ihnen rechnete er den oben gekennzeichneten 
Schöler; als ihr Anführer aber galt ihm der „wühleriſch⸗liberale“ Oberſt 
v. Griesheim, der fähigſte Kopf ſeines Miniſteriums, der es auf ſeinen 
„Untergang“ abgeſehen haben mußte, um ſein Nachfolger zu werden. 
Griesheim wurde aus Berlin entfernt, aber leider gelang es nicht „auf dem 
ſegensreichen Wege der Contrerevolution“ fortzuſchreiten und das ganze 
„Weſpenneſt auszuräuchern“. Nach wie vor fühlte ſich der Miniſter, in 
einer Art Verfolgungswahn, von „dem lähmenden, famöſen Alpdruck der 
Coterieen“ bedrückt, deren Taktik darin beſteht, „ihn in ſeinen ungeheuren 
Arbeiten nicht zu unterſtützen, alles, was er verlangt, ungebührlich, 
zaudernd, unrichtig oder ſchlecht auszuführen und ihn ſo fallen — zu⸗ 
ſammenbrechen! — zu laſſen.“ — Man verſteht, wie der kleinlich⸗miß⸗ 


Vorkehrungener griffen. „Wir hätten ſonſt risquiert, daß die Oſterreicher eines 
Tages vor Berlin geſtanden hätten.“ Und gerade er ließ, ſich immer tiefer in 
den Kampf gegen Radowitz verbeißend, dieſe Gefahr nahe herankommen! 

1) v. Poſchinger, O. v. Manteuffel I, 306. 


— — 
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trauiſche und ehrgeizige Charakter Stockhauſens dem geſchwächten Körper 
doppelte Arbeitslaſt zumutete und wie das Reſultat, eine verworrene 
Mobilmachung, kaum ein anderes ſein konnte. 

Es darf freilich nicht überſehen werden, daß die Gegenſätze, die ſich 
in dem Prinzen von Preußen und der Kamarilla verkörperten, auch auf 
die Armee übergriffen. Und mit Recht entrüſtet ſich Stockhauſen darüber, 
daß der König, nach Olmütz, insgeheim Stabsoffiziere der Garde nach 
ihrem Urteile über ihren Vorgeſetzten fragte. Aber Stockhauſens nervöſe 
Bekämpfung von Intrigen gab dieſen doch erſt recht Nahrung. Ein Fehler 
trieb den andern hervor. | 

Kein Zufall auch, daß Friedrich Wilhelm IV. den Feinden des 
Minifters gerade nach Olmütz Gehör ſchenkte. Der Sieg feiner Partei 
untergrub deſſen Stellung. Der Monarch fühlte aufs tiefſte die Schmach 
des „innern Olmütz“, das ihm ſeine eigenen Diener bereitet, und keiner 
hatte ihm den Stachel der Demütigung brutaler eingedrückt, als der 
Kriegsminiſter mit ſeiner Weigerung, den geſtürzten Radowitz zum Vor⸗ 
ſteher des militäriſchen Erziehungsweſens zu machen und ſeine Reakti⸗ 
vierung gegenzuzeichnen. Als der König die Briefe Stockhauſens in 
dieſer Sache zurückſandte zum Zeichen, daß ſie abgetan ſein ſolle, fügte er 
hinzu: „auch wünſche ich dringend, daß Dokumente dieſer Gattung 
von der Hand meines Kriegsminiſters und Generalleutnants niemals 
vorgefunden und bekannt werden.“ Wenn auch bis zu Stockhauſens 
Abgang noch über ein Jahr verging, zu einem erquidlichen Verhältnis 
konnte es nicht mehr kommen. So kam er auch mit ſeinem Plan, Linie 
und Landwehr mehr zu verſchmelzen +) — das partei⸗konſervative Gegen⸗ 
ſtück der ſpäteren Heeresreform, das Kaiſer Nikolaus dem Autor „wie 
eine gewonnene Schlacht“ anrechnete?) — nicht mehr zu Stande. 

Er ſtand eben auch ſeinerſeits dem Könige, bei allem prinzipiellen 
Royalismus, ohne jedes warme menſchliche Gefühl gegenüber: ihre 
Naturen waren ſo ganz verſchieden. So ſah er nur die Schwächen des 
Monarchen. Der Anſchuldigung der öffentlichen Meinung gegenüber, 
1850 den Krieg hintertrieben zu haben, räumt er in feiner letzten Auf⸗ 
zeichnung ein: „Wahr iſt, daß ich dieſen Krieg, der nichts als das folge- 
rechte Reſultat 100 fältiger, von uns verſchuldeter, grober Fehlgriffe 
geweſen ſein würde, vermieden zu ſehen wünſchte, weil ich ihn für einen 
großen politiſchen Fehler und mit dem konkreten König für un⸗ 
durchführbar hielt, in dem ſicherlich Dieſer nach dem erſten ungünſtigen 
Avant⸗ oder Arrieregarden⸗Gefecht heimlich per Handbillet dem Jüngling 
Franz Joſeph den Frieden angeboten haben würde.“ 

In der Tat: ein Krieg unter dieſem König wäre ein Verhängnis 
geweſen, und — fügen wir hinzu — unter dieſem Kriegsminiſter! 


1) Leop. v. Gerlach, Denkwürdigkeiten 1. XII. 1850. 
2) Hugo Münſter an St. 30. XII. 1850. 
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I) 
Aus dem eigenhändigen Protokoll v. Reybers über den Kriegsrat 


vom 28. Okt. 1850, bei dem Nadowitz, Stockhauſen und Reyber unter 
dem Vorſitz des Prinzen von Preußen in deſſen Palais berieten.“ 


. . . Das Korps des Grafen v. d. Gröben zählt 10000 Köpfe, ausſchließlich 
der unter General v. Tietzen und Hennig bei Warburg konzentrierten Truppen, 
wogegen das bayeriſche Korps zwiſchen Aſchaffenburg und Brückenau 8000 Mann 
ſtark iſt und binnen 14 Tagen ... eine Stärke von 22000 M. erreicht. Werden 
nun die Diviſion Parrot vom mobilen III. öſterr. A.⸗K. aus Böhmen und das 
IV. mobile A.⸗K. aus Vorarlberg nach Franken in Marſch geſetzt, fo kann die 
erſtere 14000 M. ſtark am 15. Tage und das letztere 25000 Köpfe zählend am 
22. Tage vom Tage des Empfanges der Ordre an gerechnet bei Würzburg reſp. 
bei Aſchaffenburg eintreffen, und es würde alsdann die ſog. Bundesarmee am 
15. Tage 36000 M. und am 22. Tage in runder Zahl 60000 M. ſtark ſein. In 
Böhmen und Mähren verbleiben die 2. Diviſion des III. mobilen A.⸗K. und das 
nicht vollſtändig ausgerüſtete 2. A.⸗K., zuſammen 35000 M., welche zu einer 
Operation gegen Berlin und Breslau verwendet werden könnten. (Daraufhin 
einigte man ſich dahin, daß Stockhauſen, nach zuvor eingeholter Zuſtimmung 
des Staatsminiſteriums, dem König vorſchlagen ſolle:) ... ſofortige Mobil- 
machung des II., III., IV., VI., VII., VIII. A.⸗K. und des Garde⸗K. Mobil⸗ 
machung des I. u. V. A.⸗K. ſoll vorläufig unterbleiben, um jeden Schein einer 
Demonſtration gegen Rußland zu vermeiden. 


Die mobilen Truppen erreichen ſchleunigſt nachſtehende Punkte: 
a) 16. J.⸗D.: Kreuznach; 
b) 15. J.⸗D. und VII. A.⸗K. rechtes Rheinufer zwiſchen Koblenz und 
Wetzlar; . 
c) III. u. IV. A.⸗K.: bei Erfurt; 
d) Garde und II. A.⸗K.: bei Torgau; 
e) VI. A.⸗K.: bei Breslau. 


1) Die folgenden Stücke ſind im Intereſſe der Raumerſparnis mit, unweſentlichen, 
Kürzungen abgedruckt. — II, III und IV beruhen natürlich auf Berechnungen 
des Generalſtabs. Doch hat derſelbe ſeine Akten fortlaufend ſtark kaſſiert, ſo daß 
ſich in dem von H. General Jany mir auf das entgegenkommendſte zugänglich 
gemachten Generalſtabs⸗Archive kein ähnlich zuſammenfaſſendes Material mehr zu 
befinden ſcheint. Auch in dem Archive des Kriegs⸗Miniſteriums fand ich nur zerſtreute 
Unterlagen. Einen um ſo höheren Wert dürften unſere Stücke zu beanſpruchen 
haben. — Herrn Dr. Möring darf ich auch an dieſer Stelle für die Freundlichkeit 
danken, mir ſeine Abſchriften aus dem Radowitz⸗Nachlaſſe zur Verfügung zu ſtellen; 
ſie waren mir für die Beurteilung des politiſchen Hintergrundes wertvoll. 

2) Man erſtaunt, daß in den folgenden Berechnungen von der hannoverſchen, 
ſächſiſchen, ja württembergiſchen Armee gar nicht die Rede iſt. Noch erſtaunlicher 
aber iſt, daß der Kriegsrat, daß Radowitz die Energie des Hauptgegners noch ſo 
völlig falſch beurteilte (vgl. auch Meinecke, Radowitz 464). Eine Mobilmachung 
in dieſen Verſammlungspunkten hätte die Hauptſtadt entblößt und die Armee 
verzettelt. — Noch am 31. Oktober beantragte Radowitz Mobilmachung in den- 
ſelben Sammelplätzen! (Bloemer, Zur Geſch. der Beſtrebungen ... für Reform 
Ditſchlds. 1860, S. 144.) 
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Bei der Erörterung über die Mobilmachung bemerkte der Kriegsminiſter, 
daß er unter den eingetretenen Umſtänden zwar mit der Maßregel an ſich ein- 
verſtanden ſei, daß er aber nicht wohl abſehe, wo der Finanzminiſter das Geld 
hernehmen ſolle. 1) 


II. 


Aus einer eigenhändigen Berechnung Stockhauſens 
betr. die disponiblen Stärken und Konzentrations- Zeiten 
der feindlichen Armeen, vom 2. Nov. 1850. 


I. Ohne die ruſſiſche Armee find zum Kriege entweder ſofort oder pp. 
binnen 4 Wochen nach dem Befehl zur Konzentration disponibel: 


Oſterreichiſche Truppen (III. u. IV. W.-K.) 

bei Hof oder Oſchat zzz = 52614 M. 4833 Pf. 176 Geſch. 
Bayeriſche Truppen bei Hanau od. Bamberg = 18400 , 2800 , 48 „ 
Württemb. Truppen bei Hanau od. Bamberg = 13742 , 2392 , 48 „ 
Sächſiſche Truppen bei Oſchatz oder Leipzig = 23356 „ 2160 , 48 „ 
Hannoverſche Truppen bei Hannover . = 21206 , 2688 , 54 „ 


Summe = 129318 „ 14873 „ 374 „ 


II. Ohne die ruſſiſche Armee ſind zum Kriege ſpäteſtens in 52 Tagen nach 
dem Befehl zur Konzentration disponibel: 
Oſterreichiſche Truppen (I., II., III., IV. A.⸗K.) 
bei Hof oder OſchatSnit z = 154794 M. 11233 Pf. 288 Geſch. 
Bayeriſche Truppen bei Hanau oder Bam⸗ 
berg oder Hoff 
Württembergiſche Truppen bei Hanau oder 
Bamberg = 13742 „ 2392 „ 48 „ 
Sächſiſche Truppen bei Oſchatz oder Leipzig = 26479 „ 2160 , 64 „ 
Hannoverſche Truppen bei Hannover . . = 21206 „ 2688 „ 54 


Summa = 258971 M. 22673 Pf. 558 Seid, 


1) Dieſe mit jauer-jüßer Miene gegebene Zuſtimmung St.s zur Mobil- 
machung bedeutete — und das iſt neu — nichtsdeſtoweniger ſeine Emanzipation 
von der Kamarilla: für 2 Tage. Leop. v. Gerlachs Bemerkung (I, 547), St. habe 
am 29. Okt. Brandenburgs Rückkehr abwarten wollen, iſt ein Irrtum; an den 
Rand eines Briefes Manteuffels vom 30. Okt., in dem dieſe Verzögerung emp⸗ 
- foblen wurde, notierte er: „Bedenklich.“ Und als Radowitz ihm am 31. Okt. 
früh ſchreibt, man müſſe die Mobilmachung bis zum Einrücken der Bayern in 
Heſſen aufſchieben (wie es auch der Miniſterrat am 29. Okt. beſchloſſen hatte; 
Meinecke, Radowitz 483) oder ſie auf das III. u. IV. A.⸗K. beſchränken, wenn 
die Bayern ſich bis zur Konzentration ihres Korps zurückhielten, da bemerkt er 
ungeduldig: „Alſo wieder abwarten! Darüber werden die Kriſen hereinbrechen 
und wir verblüfft daſtehen!“ und: „Einer partiellen Mobilmachung muß ich mich 
widerſetzen, jie iſt ... eine Halbheit ... und zieht doch allernächſtens eine all- 
gemeine Mobilmachung nach ſich; ich kann mich daher nur entſchieden für dieſe 
letztere ausſprechen.“ Erſt am 31. Okt. unter dem Eindruck der Nachrichten von 
den öſterreichiſchen Konzentrationen in Böhmen und von der Kriegsentſchloſſen⸗ 
heit Rußlands, als die wirklichkeitsfremde Anſicht des Kriegsrats von der mili⸗ 
täriſchen Lage wie ein — Kartenhaus zuſammenſtürzte, da wurde St. in die Arme 


I 


42750 „ 4200 „ 104 „ 
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III. Mit den ruſſiſchen Armeen!) find zum Kriege entweder fofort oder pp. 
binnen 4 Wochen nach dem Befehl zur Konzentration disponibel: 
5 A. Deutſche Armeen: 
bei Hof, Oſchatz, Hanau, Bamberg, Hannover = 129318 M. 14873 Pf. 374 Geſch. 
B. Ruſſiſche Armeen: 
bei Suwalki, Lowicz, Dubno . . . .. . = 218816 „ 18816 „ 520 „ 
Summa = 348134 M. 33689 Pf. 894 Geſch. 


der Kamarilla zurückgeſcheucht und unterſtützte ſie mit dem (folgenden) Zahlen⸗ 
material über die ruſſiſche Kriegsbereitſchaft, vor dem man die Frage nicht unter- 
drücken kann, ob er es ſelbſt ernſt nahm. 

1) Bei der Bedeutung, die die Frage der Schlagfertigkeit der ruſſiſchen Armee 
beſitzt, ſeien für dieſelbe aus der gleichen Berechnung die genaueren Zahlen an⸗ 
geführt; fie ſtehen in einem erſtaunlichen Gegenſatz zu unſern ſonſtigen Nach⸗ 
richten (vgl. Meinecke, Radowitz S. 253 u. 481) und ſind als das Rüſtzeug an⸗ 
zuſehen, mit dem Stockhauſen am 1. und 2. Nov. ſeinen Satz verfocht: daß Preußen 
den beiden Gegnern, mit denen es durch eine Mobilmachung in Krieg geraten 
werde, Oſterreich und Rußland, nicht gewachſen ſein würde. 

Ruſſiſche Armee: 

I. Zum Kriege fofort disponible Truppen nach dem bisher bekannten Stande 
der Armee. 

A. Truppenteile und Stärke: 


I. Inf.⸗Korps (Hpqt. Suwalki )) 54704 M. 4704 Pf. 112 Geſch. 
II. u. III. Inf.⸗Korps (Hpqt. Warſchau) . = 109408 , 9408 „ 288 „ 
IV. Inf.⸗Korps (Hpat. Dubno):;r· = 54704 „ 4704 „ 120 „ 


Summa = 218816 M. 18816 Pf. 520 Geſch. 
B. Konzentrationszeit: 


I. Inf.⸗Korps bei Su walli. in 17 Tagen, 
II. u. III. Inf.⸗Korps bei Lowitz . . „ 10 „ 
IV. Inf.⸗Korps bei Dubno . . . . . .. AU: 2 


II. Zum Kriege disponible Truppen nach dem wahrſcheinlich bevorjtehenden 
Stande der Armee. : 
A. Truppenteile und Stärke: 
I., II., III. IV. Inf.⸗Korps wie vorher an⸗ 


gegebeenn . = 218816 M. 18816 Pf. 520 Geſch. 
Garde (Hpaqt. Petersburg) - ) = 48584 „ 10584 „ 110 „ 
Grenadier⸗Korps (Hpat. Petersburg) . . = 42704 „ 4704 „ 112 „ 


Summa = 310104 M. 34104 Pf. 742 Geſch. 
B. Konzentrationszeit: 


für die Garde bei Wilna in 46 Tagen, 
für das Grenadier⸗Korps bei Wilna. . „ 43 „ 

Das V. und VI. Inf.⸗Korps, ſowie das I., II. und III. Reſ.⸗Kav.⸗Korps 
ſind hier nicht berückſichtigt, da das V. Si. Korps in den Donau⸗Fürſtentümern, 
das VI. Inf.⸗Korps zur Beſetzung des Innern in und um Moskau, die Reſ.⸗Kav.⸗ 
Korps in der Ukraine disloziert ſind. 
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IV. Mit der ruſſiſchen Armee find zum Kriege ſpäteſtens in 52 Tagen nach 
dem Befehl zur Konzentration disponibel: 
A. Deutſche Armeen: 
bei Hof, Oſchatz, Hanau, Bamberg, Hannover = 258971 M. 22673 Pf. 558 Geſch. 
B. Ruſſiſche Armeen: 


bei Suwalki, Lowicz, Dubno, Wilna. . = 310104 „ 34104 „ 742 
Samia = 569075 M. 56777 Pf. 1300 Seid, 
III. 


Eigenhändiges Promemoria Stockhauſens (vom 8. Nov. 1850). 

Der Feind kann in 13 Tagen, vom Tage des Aufbruchs an gerechnet, in 
Sachſen etwa bei Oſchatz konzentriert haben: 
III. u. IV. öſterr. Korps u. ſächſiſche Truppen = 76000 Mann. 

Wir können ihm erſt in 15 Tagen, von heute an, entgegenſtellen: 
zwiſchen Magdeburg und Torgau, vom 


Garde-, II., III. u. IV. Korps . . 47325 M. 4083 Pf. 118 Geſch. 
bei Glogau, vom V. Kors . . =; 22 2928 % 82. 4 
bei Breslau, vom VI. Korftrs . . = 21270 „ 2368. 64 „ 


Summa = 91127 M. 8779 Pf. 214 Geſch. 
Die feindlichen Armeen (ohne Beſatzungen). 
Nach Berechnungen, die dem Generalſtabe vorliegen, beträgt die Stärke der 
geſamten Streitkräfte, welche der Feind gegen uns aufſtellen kann: 
Rechter Flügel: 1. in 13 Tagen in Sachſen . = 76000 Mann 
2. in 48 Tagen bei Hof, in 52 Tagen bei Oſchatz 
(in geringerer Stärke auch früher) können 
ferner das I. u. II. oft. Korps konzentriert fein = 95000 „ 


Der rechte Flügel in Sachſen alſo in 52 Tagen = 171000 Mann 
(ungerechnet ſächſiſche Verſtärkungeeennnnn = 600 „ 
ungerechnet 3. öſterr. Kav.⸗Brig., die aus Ungarn nach 

Mähren gezogen wild) . . >: 2: 2 nen = 300 „ 


Linker Flügel: an der unteren und mittleren Mainlinie: 
1. das bayeriſche Korps, zurzeit... = 18400 „ 
2. Bayern kann in 5—6 Wochen noch geftellen = 24300 „ 


3. Württemberg geſtel lle. = 13700 „ 
Der linke Flügel allo. . dooꝛeyꝓ̃p̃ ee = 56000 Mann 
Die geſamte feindliche Armee in Linie 227000 „ 


(Außerdem das VII. u. IX. Korps, welche aus Italien nach Wien gezogen 
werden. Konzentrierung bei Wien: der Infanterie in 15—20 Tagen, der Kavallerie 
und Artillerie in 35—50 Tagen.) 

Die preußiſche Armee (ohne Beſatzungen). 
1. Elb⸗Armee zwiſchen Magdeburg und Torgau (Garde, II., III., IV. A.⸗K.): 


Infanterie Kavallerie Geſchütze 
in 24 Tagen: 65542 8837 144 
in 34 Tagen: 73449 11887 224 


in 55 Tagen: 101461 17063 352 
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2. Ganze Armee (ohne die Korps in Baden und Heſſen; Elb⸗Armee vgl. 
oben; VI. A.⸗K. bei Breslau; V. A.⸗K. bei Glogau; VII. A.⸗K. bei Minden; 
VIII. A.⸗K. bei Koblenz; I. W.-K. erſt unter der 3. Rubrik zugezählt, ohne Orts⸗ 
angabe): 


Infanterie Kavallerie Geſchütze 
in 24 Tagen: 160852 22 681 416 
in 34 Tagen: 171123 27537 528 
in 55 Tagen: 222 728 37529 744 


3. Das Korps aus Baden und die bei Frankfurt a. M. ſtehenden Truppen 
ſchließen ſich dem VII. A.⸗K. bei Minden an, nachdem die von ihnen zum VIII. A.⸗K. 
gehörigen Truppen zu demſelben übergetreten find = 23000 Mann. Das Korps 
in Heſſen = 20000 Mann. Mit dieſen beiden Korps iſt die ganze Armee ſtark: 


Infanterie Kavallerie Geſchütze 
in 55 Tagen: 265 728 37529 744 


Betrachtet man nach der Berechnung der gegenſeitigen Streitkräfte die mög⸗ 
lichen Operationen, welche der Feind unternehmen kann, ſo findet man, daß ſich 
ihm drei Hauptobjekte darbieten, gegen die er ſich gleichzeitig oder zu verſchiedenen 
Zeiten wenden kann, nämlich Kaſſel, Berlin und Breslau. Der 1. Fall wäre 
für uns der günſtigſte und dürfte daher nicht eintreten, vielmehr iſt es wahrſchein⸗ 
lich, daß der Feind gegen eins der genannten Objekte mit ſeiner Hauptkraft die 
Offenſive ergreift und ſich unterdes bezüglich der übrigen Linie auf die Defenſive 
beſchränkt, oder ſie doch nur zu untergeordneten Bewegungen benutzt. 

Wählt der Feind die Linie auf Kaſſel und gelangt er in den Beſitz dieſer 
Stadt, ſo kommt er mit Hannover in Verbindung und kann die dortige Regierung 
aus ihrer Lethargie reißen, Naſſau und vielleicht auch Oldenburg und die Hanſe⸗ 
ſtädte fallen von Preußen ab, und die Rheinprovinz und Weſtfalen werden von 
den alten Provinzen getrennt. Dagegen hat dieſe Operation für den Feind den 
Nachteil, daß er ſeine Spitzen weit vortreiben und ſeine Flanken preisgeben muß, 
daß er ſeine Rückzugslinie durch ſtarke Detachements zu ſichern genötigt iſt und 
daß er folglich das Unternehmen nur mit bedeutenden Streitkräften auszuführen 
vermag, was dann eine Schwächung ſeines rechten Flügels zur Folge haben würde. 
Er könnte zu dieſer Operation vereinigen: | 


1. das 4. A.⸗K., zurzeit bei Bamberg = 25000 M. 
herren ee ee = 42000 „ 
3. Württemberg. - ng = 13000 „ 
4. Diviſion Parrot des III. W.-K. aus Böhmen. = 12000 „ 

= 92000 M. 


Die 2. Hauptoperation, welche der Feind einſchlagen kann, iſt die, daß er 
mit ſeiner Hauptmacht auf dem rechten, auf dem linken oder auf beiden Ufern 
der Elbe, indem er ſich auf das Gebirge baſiert, konzentriſch gegen Berlin vor- 
dringt und die Schlacht ſucht, der wir nicht ausweichen können und werden. Ge⸗ 
winnt er dieſelbe, ſo wird er Berlin erobern und mit dieſem Schlage ſein nächſtes 
Ziel erreichen. Da dieſe Operation dem Feinde die Ausſicht auf eine unmittelbare 
Entſcheidung gewährt, fo darf fie militäriſch und, wenn man von der Politik ab- 
ſtrahiert, als die wahrſcheinlichſte betrachtet werden. In der Vorausſetzung, daß 
dem Feinde die erforderliche Zeit gelaſſen wird, kann er folgende Streitkräfte 
zu dieſem Unternehmen konzentrieren: 
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1. die oben aufgeführten = 7600 M. 
2. das I. u. II. öſterr. A.- 8. . . = 95000 „ 
(in 52 Tagen; in geringerer Stärke auch früher) 
= 161000 M. (!) 


Der 3. Operationsfall wäre ein Marſch von Mähren oder von Böhmen aus 
auf Breslau. Würde ein ſolcher — zu dem der Feind in beiden genannten Pro- 
vinzen hinreichende Mittel hat, ſofern er ſich unterdeß an der ſächſiſchen Grenze 
auf die Defenſive beſchränkt — im Vergleich zu der Stärke des VI. A.⸗K. mit 
großer Überlegenheit unternommen, ſo kann er (der Marſch) zur Folge haben, 
daß letzteres ſich zurückziehen und einen großen Teil der Provinz Schleſien ein» 
ſchließlich der Stadt Breslau preisgeben muß. 

Dies find die drei Hauptoperationen, und die außerdem möglichen Unter- 
nehmungen werden ſich immer einem oder dem andern dieſer Fälle unterordnen 
laſſen, weshalb denn auch die Wahl der Sammelplätze für unſere Korps auf ſie 
gegründet werden muß. Anfänglich war es der Plan, das VII. und VIII. A.⸗K. 
nebſt dem Korps aus Baden bei Limburg a. d. L. aufzuſtellen; aber näherer 
Erwägung erſcheint dieſe Maßregel nicht empfehlenswert. Iſt der Kampf in 
Mainz entſchieden und Frankfurt vom Gegner beſetzt, ſo liegt dem letzteren kein 
Ziel vor, das ihn beſtimmen könnte, in die Rheinprovinz einzurücken. Zum Schutz 
derſelben bedarf es demnach der Aufſtellung ſo bedeutender Streitkräfte nicht. 
Vorübergehend möchte es dem letzteren allerdings gelingen, Frankfurt zu beſetzen 
und die untere Mainlinie feſtzuhalten oder auch gegen die linke Flanke des in 
Kurheſſen vordringenden Feindes zu wirken. Allein der zuerſt gedachte Vorteil 
würde ſich ſchwerlich auf die Dauer behaupten laſſen, und der Angriff auf den Feind 
in Heſſen könnte, wenn er auf eine überlegene Macht ſtieße, leicht nachteilige Folgen 
haben. Zu einem kombinierten Angriff auf beide Flanken des Feindes zugleich 
wäre aber eine Verabredung mit dem auf der entgegengeſetzten Seite komman⸗ 
dierenden Befehlshaber unſerer Truppen ſchwerlich zu treffen, ganz abgeſehen 
davon, daß dergleichen künſtliche Pläne in der Regel mißlingen. Der Haupt- 
grund aber zu dem Aufgeben des erſten Gedankens iſt der, daß die Entſcheidung 
des Kampfes von beiden Teilen an der Elbe geſucht werden wird, daß der Feind 
hier, wie wir geſehen haben, in 52 Tagen 160000 (1) Mann konzentrieren kann, 
daß es von der höchſten Wichtigkeit iſt, ihm am Tage der Schlacht nicht nur in gleicher 
Stärke, ſondern womöglich mit überlegenen Kräften entgegenzutreten und daß 
wir uns folglich nicht zerſplittern dürfen. Siegen wir an der Elbe, ſo wird der 
Feind ohnehin genötigt ſein, die Rheinprovinz, falls er in dieſelbe eingedrungen 
wäre, zu räumen und auch Frankfurt und die Mainlinie aufzugeben. Werden 
wir aber geſchlagen, ſo helfen uns die dort etwa errungenen Vorteile nichts. 
Ganz ohne Schutz darf indes die Rheinprovinz nicht bleiben, und ſo ſcheint es 
rätlich, nur das 8. A.⸗K. bei Koblenz zu laſſen, mit der Weiſung, ſich nötigenfalls 
zwiſchen den Feſtungen zu bewegen und etwaigen Angriffen feindlicher Detache⸗ 
ments entgegenzutreten. Auch findet es vielleicht Gelegenheit, auf einem oder 
dem andern Punkte dem Feinde Beſorgnis einzuflößen, nur darf es ſich niemals 
der Gefahr auszuſetzen, iſoliert geſchlagen werden. — Wenn demnach das 
VII. A.⸗K. nicht an die Lahn marſchiert, jo konzentriert es ſich am zweckmäßigſten 
bei Preußiſch⸗Minden, von wo aus die Infanterie, vielleicht auch die Artillerie, 
per Eiſenbahn, und die Kavallerie in forcierten Märſchen nach der Elbe heran⸗ 
gezogen werden kann. Sollte der Feind vor beendigter Mobiliſierung des Korps 
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die Straße durch Hannover beſetzt haben, jo dürfte dasſelbe in Vereinigung mit 
dem Reſt des Badenſchen Korps, welches zu ihm ſtoßen jolt, ſtark genug fein, 
ſich Bahn zu brechen. 

Die Aufſtellung des Garde⸗ und des III. W.-K. bei Torgau, des II. A.⸗K. 
bei Wittenberg und des IV. W.-K. bei Magdeburg rechtfertigt ſich durch folgende 
Gründe: Die Truppen können ſich bei den genannten Feſtungen mit Sicherheit 
verſammeln und finden in denſelben Gelegenheit, die etwa noch vorhandenen 
Mängel ihrer Ausrüſtung zu beſeitigen; die Verpflegung und Unterkunft der⸗ 
ſelben wird weſentlich erleichtert, und endlich ſind die Korps bei der geringen 
Entfernung der Plätze voneinander imſtande, ſich auf dem einen oder dem andern 
Ufer der Elbe ſchnell zu konzentrieren, und ſo dem Feinde, falls er auf Berlin 
vorzudringen ſucht, in jeder beliebigen Richtung entgegenzurücken. 

Das V. A.⸗K. bei Glogau ſteht an der Eiſenbahn, ſo daß wenigſtens deſſen 
Infanterie ſchnell nach Berlin, auch über Kohlfurt nach Görlitz herangezogen werden 
kann. Auch iſt dasſelbe ſo aufgeſtellt, daß es das VI. A.⸗K. unterſtützen und ebenſo 
in der Richtung auf Torgau in die rechte Flanke des Feindes dirigiert werden 
kann, wenn dieſer längs der Elbe gegen Berlin vordringen ſollte. 

Schleſien darf ebenſowenig wie die Rheinprovinz von Hauſe aus ohne Schutz 
gelaſſen werden, und daher muß das VI. A.⸗K. ſich bei Breslau aufſtellen. Wollte 
man den Sammelplatz weiter nach Oberſchleſien hin verlegen, ſo wäre das Korps 
der Gefahr ausgeſetzt, für den Fall, daß der Feind über Trautenau in die Pro- 
vinz einrückte, ſeine ſchnelle Vereinigung mit dem V. A.⸗K. gefährdet zu ſehen. 

Für die Aufſtellung des I. A.⸗K. bei Poſen ſpricht der Umſtand, daß es von 
dort mit Leichtigkeit nach Breslau, nach Glogau und nach Berlin in Marſch zu 
ſetzen iſt, und daß in letzterer Richtung ihm zu einer beſchleunigten Beförderung 
ſeiner Infanterie die Eiſenbahn zu Gebote ſteht. Es kann demnach zur Verſtär⸗ 
kung der Elbarmee, ſei es über Berlin oder durch die Lauſitz, dem V. A.⸗K. folgend, 
herangezogen werden, ſo wie es zur Unterſtützung des VI. A.⸗K. über Rawicz 
oder über Glogau auf dem rechten und reſp. linken Oderufer disponibel iſt. 

In welcher Art es möglich ſein wird, das Korps des Grafen v. d. Gröben 
aufzulöſen und die Truppenteile desſelben in ihre Armeekorps zurücktreten zu 
laſſen, iſt jetzt noch nicht zu überſehen und muß daher die Ausführung dieſer Maß⸗ 
regel von den Umſtänden abhängig bleiben. 

Da gegenwärtig von mehreren Armeekorps noch Linientruppen detachiert 
ſind, ſo iſt es nötig, ſofort anderweitige ordres de bataille aufzuſtellen, die ſo lange 
in Kraft bleiben, bis die abkommandierten Truppen in ihr urſprüngliches Ver⸗ 
hältnis zurückkehren, wo alsdann die vorgeſchriebene ordentliche Schlachtordnung 
für jedes Korps in Wirkſamkeit tritt. .... Die allerſchleunigſte Konzentrierung 
der Armeekorps auf den angegebenen Punkten iſt dringend notwendig, wie ſich 
dies aus nachſtehender Berechnung ergibt (folgt weſentlich Wiederholung der 
eingangs gegebenen Zahlen). 

Wie die Verhältniſſe jetzt liegen, find wir in der Tat einem förmlichen Über- 
fall ausgeſetzt, und die Truppen dürfen daher die Beendigung ihrer Mobilmachung 
nicht abwarten, ſondern müſſen einzeln nach den Sammelplätzen aufbrechen, 
ſobald ſie marſchfertig ſind. Alle dann noch fehlenden Bedürfniſſe ſind ihnen nach⸗ 
zuſenden. Die Beſtimmung des Aufbruchs aus den Standquartieren muß indes 
den Kommandeuren überlaſſen bleiben, da es bedenklich erſcheint, in dieſer Be⸗ 
ziehung durch Befehle von oben her in die Formation nachteilig einzugreifen. 
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Es ift notwendig, daß forcierte Märſche zurückgelegt werden. Das Gepäck der 
Infanterie iſt zu fahren, die Kavallerie kann vielleicht an jedem Marſchtage die 
Pferde 2 Meilen führen und 2 Meilen reiten, ſo daß ſie täglich 4 Meilen macht. 
Die Franzoſen haben dergleichen Märſche ausgeführt. Im Jahre 1815 hat unſere 
Landwehr nach dem Rhein bewunderungswürdige Märſche zurückgelegt. Wo 
Eiſenbahnen vorhanden ſind, werden dieſe für die Infanterie, vielleicht auch für 
die Artillerie benutzt. Es handelt ſich darum, einem Überfall des Feindes zuvor⸗ 
zukommen. B. d. 8. XI. 1850. 
IV. 
Aus einer eigenhändigen Berechnung Stockhauſens 
betr. die Stärke der Unions Truppen 
(ohne Baden; auch ohne Erſatz⸗ und Reſerve⸗Mannſchaften) vom 25. Nov. 1850: 
27850 Inf. 
1700 Kav. 
1600 Art. 
180 Pion. f 
31330 Mann; 48 Geſch. 


Davon ab zur Beſatzung von Erfurt und Torgau 2100 Mann. 


Bismarckerinnerungen des Staatsminiſters 
Freiherrn Lucius von Ballhauſen.) 
Von H. v. Petersdorff. 


In dem Briefwechſel Guſtav Freytags mit Herzog Ernſt von Coburg 
findet ſich eine reizende Schilderung, die Freytag von einer Wahlver⸗ 
ſammlung im Januar 1867 entwirft. In dieſer Verſammlung trat 
neben Freytag als liberaler Kandidat im Kreiſe Erfurt⸗Schleuſingen⸗ 
Wiedenbrück der damals 31 jährige Dr. med. Lucius auf, „Ritterguts⸗ 
beſitzer, Mann einer Frankfurter Souchay mit 5 Millionen Mitgift 
und Sohn einer alten katholiſchen Patrizierfamilie Erfurts .... Herr 
Lucius war kein gewöhnlicher Menſch, noch jung, von feſtem einfachem 
Weſen, längere Zeit in England gelebt, auf der Thetis um die Welt 
geſegelt, Freiwilliger im däniſchen und böhmiſchen Feldzug, er gefiel 
mir.“ Damals neigte ſich bei der Wahl die Wagſchale noch für den auf 
der Höhe ſeines Ruhmes ſtehenden Dichter. Ausſchlaggebend war dabei 
wohl der von Freytag feſtgeſtellte Argwohn der Liberalen, Lucius wolle 
Landrat werden, Karriere machen und ſie täuſchen. Dazu gab offenbar 
vor allem die Tatſache Anlaß, daß die von Lucius unterhaltenen geſelligen 
Beziehungen, wie Lucius ſelbſt mitteilt, meiſt konſervativ⸗militäriſch 
waren. Bei den Reichstagswahlen im Jahre 1870 gewählt, wurde 


1) Mit einem Bildnis und einem Fakſimile. 1.—3. Auflage. Stuttgart und 
Berlin 1920. J. G. Cottaſche Buchhandlung Nachfolger. 8° XII und 589 Seiten. 
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L. denn auch einer der Gründer der freikonſervativen Partei. Als Bis⸗ 
marck ſeine neue Wirtſchaftspolitik einleitete, berief er (am 13. Juli 
1879) L. an die Spitze des landwirtſchaftlichen Miniſteriums, an der 
dieſer über 11 Jahre blieb — bis zum November 1890, als Caprivi die 
Schutzpolitik für die Land wirtſchaft aufgab. 

L. hat ſonach lange Jahre in enger Gemeinſchaft mit dem Fürſten 
Bismarck gewirkt und iſt ihm auch freundſchaftlich nahegetreten, obwohl 
die Beziehungen der beiden ſich ſchließlich etwas abkühlten. Der kluge, 
welterfahrene, auf vielen Gebieten bewanderte und von vornherein 
durch ſoziale Stellung unabhängige Mann hat über ſeine Erlebniſſe 
Tagebücher geführt und nach dem Tode Bismarcks vornehmlich dasjenige, 
was ſich auf den Kanzler und Lucius' Berührungen mit dem kaiſerlichen 
Hauſe bezieht, zu einem Buche vereinigt, das als eine Quelle erſten Ranges 
beſonders für die Jahre 1879—1890 angeſprochen werden muß. Es 
werden nicht ſo ſehr „Erinnerungen“ geboten, als gleichzeitige Nieder⸗ 
ſchriften. Hier und da ſind wohl zuſammenfaſſend Erinnerungen ein⸗ 
geſchaltet und auch Überarbeitungen vorgenommen. Im allgemeinen iſt 
aber anſcheinend der urſprüngliche Text wiedergegeben, wie L. denn 
auch ausdrücklich angibt, daß er Selbſtverleugnung geübt und irrige 
Urteile nicht modifiziert habe. Bei manchen wichtigen Mitteilungen 
iſt hervorgehoben, daß ſie unmittelbar nach den Unterredungen mög⸗ 
lichſt wortgetreu niedergeſchrieben ſeien, ſo bei dem Bericht über die 
Arnimſche Sache vom 6. Januar 1875 und über die Außerungen des 
Kanzlers vom 26. September 1876, er habe die Dinge, für welche Kaiſer 
Wilhelm I. verherrlicht wurde, ihm mühſam abgerungen. In der Miniſter⸗ 
zeit ſtehen im Vordergrunde die Berichte über Sitzungen des Staats⸗ 
miniſteriums. Es iſt klar, daß damit eine hiſtoriſche Quelle von allergröß⸗ 
tem Werte erſchloſſen wird. Die kgl. preußiſche Regierung hat die 
Miniſterialprotokolle ſtets ängſtlich verſchloſſen gehalten und die Ori⸗ 
ginale, ſoweit ſie bereits ins Geheime Staatsarchiv gelangt waren, von 
dort wieder zurückgezogen. Die Mitteilungen von L. ſind zum Teil 
noch wertvoller wie die amtlichen Protokolle, inſofern als ſie Farbe hin⸗ 
einbringen, während amtliche Protokolle gewöhnlich ganz farblos ge⸗ 
halten zu ſein pflegen und intereſſante Nebenumſtände übergehen. 

Es waren die Jahre der höchſten Machtfülle Bismarcks und des 
Deutſchen Reiches, in denen L. an der Seite des großen Staatsmannes 
arbeitete. Im vollen Stolzgefühl darüber ſchrieb L. im Januar 1884 
in ſein Tagebuch: „Es iſt eine glorreiche Zeit, die des Lebens wert iſt“. 
Das Wort könnte als Motto über dem ganzen Werke ſtehen. Das Wirken 
in jenen Jahren geſtaltete ſich für die damals am Ruder ſtehenden Männer 
um fo erſprießlicher, als in der Hauptzeit (1881 —1888) eine Einigkeit 
unter den Miniſtern herrſchte, wie es nicht häufig der Fall geweſen iſt. 
Bei dem greiſen Herrſcher kommt die hohe Zufriedenheit über ſein da⸗ 
maliges m immer wieder zum Ausdruck. 
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Im Vordergrund, des Buches ſteht natürlich der gewaltige Kanzler, 
der unabläſſig bedacht iſt, ſein Werk zu ſichern und auszubauen, der unter 
der Laſt der Geſchäfte und der Jahre ſtöhnt und ſich am liebſten ledig⸗ 
lich auf die äußere Politik, ſeine eigenſte Domäne, zurückziehen möchte. 
Einer ſeiner engeren Mitarbeiter, der Geſandte Radowitz, erklärte L. 
ſchon im Oktober 1875, von Bismarcks Leiſtungen werde man erſt ſpäter 
eine Idee erhalten. L. war damals ſchon ſo hingebender Bewunderung. 
für ihn voll, daß er ſich gelegentlich blindlings der überlegenen Einſicht. 
Bismarcks unterordnen zu müſſen glaubte, jo z. B. als der Fürſt von. 
dem Rößlerſchen Krieg⸗in⸗Sicht⸗Artikel friedliche Wirkung vorausſagte. 
Angeſichts der gigantiſchen Pläne, die der Reichskanzler in den Sitzungen 
entwickelte, ſchwindelte ſeinen Mitarbeitern wohl zuweilen (150, 212). 
Die mächtigſten Augenblicke waren es doch immer, wenn er ſich über die 
auswärtige Politik verbreitete. „Er ſprach ernſt und weitblickend, wie 
immer, wenn es ſich um europäiſche Fragen handelt“, heißt es am 22. Juli 
1884. Die Rede vom 6. Februar 1888 nennt L. gut einen großen Moment, 
wie der 1870 bei der Verkündung der franzöſiſchen Kriegserklärung. 
In komplizierten Lagen, wie den Boulangerwochen, iſt dem Tagebuch⸗ 
ſchreiber Bismarck, doch der feſte Pol und Troſt“. Im März 1888 fchreibt. 
er von ihm: „Er bleibt der überlegene Meiſter in allen Transaktionen.“ 
In ſtiller Bewunderung pflegt er ſtets den großartigen, durch Klarheit 
und Einfachheit ausgezeichneten Reſumeen zu lauſchen, die Bismarck 
in den Sitzungen gibt. 

Ergreifend ſind die Bekenntniſſe zur Monarchie, die wir von dem 
auf einſamer Höhe Wandelnden vernehmen: Er ſei abſoluter Monarchiſt 
und werde alles in Trümmer ſchlagen, wo es ſich um Gegenſätze gegen 
die Monarchie handle (1874). In Deutſchland liege die Gefahr einer Re⸗ 
publik noch weit, vielleicht würden ſie unſere Kinder oder Enkel erleben 
— aber nur dann, wenn fich die Monarchie ſelbſt aufgebe (1887). Den 
Demokraten will er ſchon 1848 ins Geſicht geſagt haben: „Wenn ihr 
ſiegt, wird es ſo ſcheußlich in der Welt werden, daß ich überhaupt nicht 
mehr leben mag und lieber mit den andern ſterbe“ (S. 41). Seine Haupt⸗ 
ſorge iſt, wie ſchon angedeutet, die äußere Politik. Schon 1881 erklärt 
der müde Mann: „Er könne nicht mehr. Nichts, was er einmal angriffe, 
vermöge er wieder loszuwerden. In der auswärtigen Politik gäbe es 
Dinge ſekreteſter Natur, welche er ſelbſt machen müſſe. Im Parlament 
habe er mit lauter Verrückten zu tun, nirgends eine Stütze.“ Im März 
1884: „In ſeiner Stellung als auswärtiger Miniſter ſei er, wie er ſagen 
dürfe, zurzeit nicht zu erſetzen. Er habe darin eine längere Erfahrung und 
höhere Autorität, wie irgendeiner ſeiner Vorgänger, und dieſe Geſchäfte 
wären ihm leicht.“ Und wieder zum Schluß, in der erſchütternden Kron⸗ 
ratſitzung vom 24. Januar 1890: „Von den Geſchäften des Auswärtigen 
könne er ſich nicht trennen, weil ſich auf keinen andern das Kapital an 
Vertrauen, welches er in London, Wien und Paris beſitze, vererben ließe.“ 

10* 
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Unaufhörlich quält ihn die Sorge, daß das deutſche Volk das Er⸗ 
worbene nicht zu bewahren wiſſen werde. Am 5. Mai 1871 ſchalt er auf 
das Verkennen der Verhältniſſe durch den Reichstag: „In ein paar 
Jahren ſchießen die Soldaten nicht mehr“. Von den Sozialdemokraten 
befürchtet er natürlich am meiſten. Immer wieder denkt er daran, 
ſie mit Waffengewalt niederzuſchlagen. In derſelben Zeit, in der er die 
ſoziale Botſchaft erwirkte, im November 1881, erklärte er, die Sozialiſten 
erſtrebten Unmögliches, was doch unter allen Umſtänden ſchließlich mit 
dem Schwert niedergeſchlagen werden müſſe. Bei den Wahlen im Oktober 
1884: Wenn ſie über Gebühr oppoſitionell ausfielen, ſo würde das 
parlamentariſche Syſtem um ſo ſchneller ruiniert und die Säbelherrſchaft 
vorbereitet werden. Am 15. Dezember 1884: „Mit dieſem Wahlgeſetz 
ſei nicht auszukommen. Man müſſe ſagen, wie Fürſt Schwarzenberg 
von der Verfaſſung von Kremſier: Dieſe Einrichtung hat ſich nicht be⸗ 
währt.“ Am 14. März 1886: „Das allgemeine Wahlrecht habe er 1866 
gegen Oſterreich ausgeſpielt, mit der Abſicht, es fo früh wie möglich zu 
revidieren.“ Indes das waren alles hingeworfene Gedanken; zu feſten 
Plänen haben ſie ſich nirgends verdichtet. Nicht eine Spur davon fin⸗ 
det ſich in dieſen intimen Mitteilungen, daß Bismarck ernſtlich die Be⸗ 
ſeitigung des allgemeinen Wahlrechts beabſichtigt habe. Es finden ſich 
doch auch wieder entgegenſtehende Bemerkungen, wie die: „gewiſſe 
elementare Fragen müßten ſich ausleben und natürlich entwickeln“, 
deren Großartigkeit tiefen Eindruck auf L. machten (S. 181). 

In Verbindung mit den Sorgen von der ſozialiſtiſchen Gefahr 
drückte ihn der Alb vor den europäiſchen Kriſen. „Nicht an dem guten 
Willen der Fürſten und Regierungen ſcheiterten ſeine Pläne, ſondern an 
der Torheit der Parlamente“, ſchrieb er dem Kronprinzen 1883 zu deſſen 
Geburtstage; „er wünſche das Reich zu feſtigen für die große europäiſche 
Kriſis, welche ſich vorbereite. Am 26. März 1886 berichtet der Tagebuch⸗ 
ſchreiber: Großartig waren die Andeutungen der künftigen Gefahren, 
welche dem Deutſchen Reiche drohten. „Vor 100 Jahren regierte noch 
Friedrich der Große mit dem ganzen Preſtige ſeiner Erfolge und wenige 
Jahre ſpäter machte die franzöſiſche Revolutionsarmee ihren tour du 
monde! Könnten nicht die anarchiſtiſchen Ideen, vor die franzöſiſchen 
Fahnen geheftet, ähnliche Erfolge haben?“ Die Gefahr des Zweifronten⸗ 
krieges ins Auge faſſend — an Großbritannien wurde nicht im entfern⸗ 
teſten gedacht — erklärte er im März 1887 dem Großfürſten Wladimir: 
„Deutſchland könne auch nach zwei Seiten Krieg führen. Es werde eine 
Million in Defenſiv⸗Stellungen an die Oſtgrenze bringen können. Es werde 
ſich ſchlagen bis zum letzten Blutstropfen und ihm werde dann, im Fall 
der Niederlage, eine anſtändige Grabſchrift lieber ſein wie das Leben.“ 

Mit bewundernswerter Klarheit beurteilte er die Verhältniſſe zu 
den andern Mächten. „Für uns würden die Franzoſen nie auch nur zu 
aufrichtigen defenſiven Bundesgenoſſen werden. Dieſe Feindſchaft 
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fei zu alt und werde auch ferner dauern“ (1885). Im Einklang mit feiner 
berühmten Rede vom 11. Januar 1887, in der er ſagte, er werde nicht 
einen Krieg mit Frankreich anfangen, weil er doch unvermeidlich ſei; 
die Vorſehung laſſe ſich nicht in die Karten ſehen, bekannte er auch in der 
Miniſterialſitzung vom 27. März 1887 wiederholt, daß er Frankreich 
nicht angreifen werde. Dann aber (1888) meinte er: „Die Dinge ſtänden 
ſo, daß man einem Krieg mit Frankreich nicht mehr mit ſo beſonderem Eifer 
aus dem Wege zu gehen habe. Man werde weder provozieren noch an⸗ 
greifen, aber wenn man Dinge, wie den Schnäbele⸗Fall gehen ließe, 
ſo ſei der Krieg leicht da.“ Er bemerkt indes (23. März 1888): Bei der 
allgemeinen Wehrpflicht ſei kein Eroberungskrieg möglich. Über den 
Nationalcharakter der Franzoſen fällt er (1871) das Urteil: „Die Fran⸗ 
zoſen ſind in ihrer blinden Leidenſchaft und Wut wie Raubtiere, wie ein 
Fuchs, den man, längſt totgeſchoſſen, von Hunden zerbiſſen, die Heſſen 
durchſchnitten, als tot fortträgt, den Treiber noch in den Hintern beißt.“ 

Immer aufs neue erörtert er die Frage eines Krieges zwiſchen Eng⸗ 
land und Frankreich, bei dem man England beiſtehen müſſe (316, 356, 
442, 468, 501). Über Italien äußert er: „Bei feiner Doppelzüngigkeit 
und Unzuverläſſigkeit habe man gar nicht auf es zu rückſichtigen“ (1881) 
und ein andermal (1888): „Es fei kein Verlaß auf ein Land, wo das Pare 
lament mitrede, ob Truppen marſchieren ſollten.“ Im Dezember 1882 
ſetzte er dem Prinzen Wilhelm ſeine ägyptiſche Politik auseinander. 
Es ſei nötig geweſen, eine engliſch⸗franzöſiſche Allianz zu verhindern, 
womöglich dieſe beiden Mächte zu entzweien; das ſei der Schlüſſel der 
deutſchen Politik. Eine Bemerkung zu L. vom 19. April 1876 wirft ein 
Schlaglicht auf ſeine ſchon damals englandfreundliche ägyptiſche Politik; 
zu dem in jener Zeit nach England reiſenden L. äußerte er: „Sagen Sie 
Lord Derby; er ſolle nicht ſo ängſtlich mit dem Suezkanal ſein.“ Von Ruß⸗ 
land meinte er (1886): „Es werde, im Beſitz von Konſtantinopel, uns ge⸗ 
genüber eher ſchwächer daſtehen wie es jetzt ſei.“ Denſelben Gedanken 
vertrat er, wie er 1888 mitteilte, bereits 1879 dem Kaiſer Franz Joſef 
gegenüber. Wenn Oſterreich, ohne daß ein casus foederis vorliege, mit 
Rußland in Krieg geriete, müßte Deutſchland — ſo war ſeine Auffaſſung — 
anfangs faire le mort, aber nicht ſolange, um Oſterreich vernichten zu 
laſſen. Am 23. März 1888 bekennt er: Seit 1871 ſei ſeine Politik darauf 
gerichtet geweſen, die Koalitionen zu verhüten, welche Deutſchlands 
fernere Exiſtenz gefährden könnten. In der Aufzählung der feindlichen 
Mächte, die dabei in Betracht kämen, fehlt England. Im Fall eines un⸗ 
glücklichen Krieges gibt er (1887) die Dynaſtie Romanow verloren. 
1876 geſteht er, er würde eine Grenzregulierung, welche Schleſien vor 
ruſſiſcher Invaſion ſicherer ſtellte, nicht ablehnen. Auch die Garantie 
für die belgiſche Neutralität fehlt nicht in den bei den Miniſterſitzungen 
behandelten Fragen. Bismarck erklärte nämlich die Neutralität Luxem⸗ 
burgs für eine bedeutungsloſe Sache unter Hinweis auf die Auslegung, 
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welche Gladſtone der Garantie für Belgien gegeben habe, wonach fie 
nur geltend ſei, ſolange alle Mächte ihr anhingen. Im September 
1876 warf er den Gedanken hin, ſich von Rußland bei den Orientwirren 
das Elſaß garantieren zu laſſen. Im Oktober 1879 meinte er im Miniſter⸗ 
rat: Es ſei Oſterreich nicht zuzumuten, für Elſaß⸗Lothringen zu fechten; 
ebenſowenig könne Preußen gegen Italien zu Felde ziehen. Wenn das 
Elſaß verwüſtet werde, ſo ſchade das nichts, äußerte er 1887 gleichmütig. 

Beſonders ſcharf beleuchtet wird in den Erinnerungen die Batten⸗ 
bergſche Affaire. Ganz klar geht daraus hervor, daß es ſich dabei um eine 
Intrige Englands gehandelt hat, eingefädelt, um Deutſchland mit Ruß⸗ 
land zu verfeinden. Das ziemlich törichte Buch von Corti, das zur Er⸗ 
gänzung heranzuziehen iſt, weil es einige wertvolle Aktenſtücke enthält, 
verſchleiert einen der wichtigſten Punkte, die Verſchlagenheit und Unzuver⸗ 
läſſigkeit des Fürſten Alexander, die Bismarck vornehmlich bewog, ſich 
von ihm gänzlich fernzuhalten. Immer ſchärfer betonte Bismarck im 
Verlauf der Dinge den gefährlichen Charakter des Bulgaren, der ihm 
durch ſein polniſches Blut vererbt ſei. L. ſchien die Art, wie der Kanzler 
die ganze Angelegenheit behandelte, „famos“, insbeſondere das von ihm 
der Kronprinzeſſin gegenüber geübte Spiel, die, wie wir jetzt durch 
Corti wiſſen, ihre Tochter dem Battenberger in geradezu unverantwort⸗ 
licher Weiſe an den Hals warf. Verglichen mit Corti hat Radolin, der 
den Poſtillon d'amour zwiſchen dem Battenberger und der Prinzeſſin 
Viktoria (unter falſchem Namen) machte, doch nicht die korrekte Rolle 
in der Sache geſpielt, wie es bei L. ſcheint. 

Manches unbedachte, von krankhaften Stimmungen eingegebene 
Wort des ſich in der Arbeit für ſein Werk aufreibenden Mannes, der 
L. zuweilen wie ein gefeſſelter Prometheus erſcheint, wird gebucht. 
Am erſtaunlichſten ſind wohl ſeine am 12. Januar 1877 bei einem Tiſch⸗ 
geſpräch zu dem Tagebuchſchreiber gefallenen galligen Bemerkungen 
über den alten Kaiſer. L. ſchränkt ſie ſelbſt alsbald ein: „Es handelte ſich 
bei ſolchen Außerungen des Fürſten mehr um Ausbrüche momentaner 
Verſtimmung“. Am 7. März 1886 wetterte er bei der Beratung einer 
verhältnismäßig untergeordneten Frage (der Lizenzſteuer) in der Mi⸗ 
niſterſitzung: „Er wolle gar nicht gerecht und billig ſein, er kümmere ſich 
nicht um die Verfaſſung des Reichs, ſie ſolle in allen Fugen krachen; 
er erwarte die Unterſtützung aller Miniſter, nötigenfalls die Verfaſſung 
zu brechen.“ Er beſchuldigte Adolf Wagner, das Schlagwort von dem 
Patrimonium der Enterbten aufgebracht zu haben, „während wir uns 
alle“ (ſo heißt es bei L.) „ſehr wohl entſannen, gerade dieſe Wendung 
wiederholt aus ſeinem Munde gehört zu haben.“ Nach manchen heftigen 
Ausbrüchen beruhigte er ſich wohl wieder. Zwei Tage nach dem Kronrat 
am 24. Januar 1890, in dem Kaiſer und Kanzler hart aneinander ge⸗ 
rieten, lenkte der zürnende Staatsmann ſelbſt in aller Form ein: „Man 
müßte ſich mit dem Monarchen einrichten wie mit dem Wetter. Er liebe 


2 


Meine Mitteilungen 151 


ihn als Sohn feiner Vorfahren und als Souverän, bedauere, daß er 
neulich wohl etwas weiter wie nötig gegangen ſei.“ Die gelegentlichen 
Zornesausbrüche wurden im allgemeinen in ſeiner Umgebung weniger 
gefürchtet, als die weichen, ſentimentalen Stimmungen, die ſich zuweilen 
ſeiner bemächtigten; und auch L. empfing oft von dieſen Stimmungen 
beängſtigende Eindrücke. 

Es beſtand, wie L. ſchon, ehe er Miniſter war, hervorhebt, geradezu 
eine faſt krankhafte Neigung bei dem Fürſten, aus jeder Kleinigkeit einen 
Konfliktfall zu machen, die zu ewigen Friktionen führte. Die ſeltſamſte 
Epiſode iſt wohl der Sturz Botho Eulenburgs im Jahre 1881 durch die 
von Geheimrat Rommel verleſene „Kanzlerbotſchaft“. L. trägt zu dieſer 
Sache ein umfaſſendes Material zuſammen (190 ff., 558 ff.), durch das 
dieſe bisher immer noch nicht ganz geklärte Affaire doch wohl endgültig 
Hargeftellt wird. Man kann jetzt wohl kaum anders urteilen, als daß 
Bismarck den ihm nicht ganz bequemen Eulenburg durch einen diaboliſchen 
Schachzug beſeitigt hat. Dazu ſteht allerdings der Immediatbericht des 
Fürſten vom 21. Februar 1881 (S. 558 ff.) in einem ſonderbaren Kontraſt. 
Eine ähnliche diaboliſche Handlungsweiſe, durch die ſich namentlich Fried⸗ 
berg geniert fühlte, zeigt ſich in der widerſpruchsvollen Behandlung der 
Verlängerung der Legislaturperiode in den neunundneunzig Tagen. Ein⸗ 
gegeben könnte ſie von ſeiner Abneigung gegen dieſe Verlängerung ſein. 

Das Unberechenbare in Bismarcks Weſen vermochten ſeine Mit⸗ 
arbeiter im Feuer zwiſchen Monarch und Miniſterpräſident ſchließlich 
nicht mehr zu ertragen, und ſo ließen ſie ihn im Januar 1890 im Stich. 
Sie waren alle viel zu ſehr korrekte preußiſche Beamte und Diener des 
Königs, nicht von der wünſchenswerten Elaſtizität; und in der Zwick⸗ 
mühle, in der fie ſich befanden, gewannen fie nicht das richtige Wugen- 
maß für das, was auf dem Spiel ſtand. Anſtatt beim Monarchen mit 
ganzer Kraft ausgleichend zu wirken, nahmen ſie Stellung gegen den 
Fürſten, gegen deſſen „Zumutungen“. Der Finanzminiſter Scholz, 
der überhaupt eine gute Rolle in den Luciusſchen Erinnerungen ſpielt, 
hatte in einem Geſpräch mit dem Kronprinzen Wilhelm im Dezember 
1887 (S. 413) eine klare Auffaſſung davon gezeigt, was es bedeutete, wenn 
Bismarck ginge. 

Prachtvolle Ausſprüche des Gewaltigen lernen wir kennen. So 
das Wort über die Entſtehung des Willens: „Es ſei, als wenn plötzlich 
eine Feder einſchnappe und nun die Wage feſtſtehe. Solche Momente 
habe er mehrere im Leben durchgemacht.“ „Die preußiſche Bureaukratie 
dehne ſich aus wie das Grundwaſſer, überall dasſelbe Niveau gewinnend“. 
Als ihn die Gießener theologiſche Fakultät im Jahte 1888 zum D. theol. 
ernannte, fand er in ſeinem Dankſchreiben das ſchöne Wort: „Wer 
ſich der eigenen Unzulänglichkeit bewußt iſt, wird in dem Maß, in welchem 
Alter und Erfahrung ſeine Kenntnis der Menſchen und Dinge erweitern, 
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dungen find köſtlich, ſo der Triumph über feinen Erfolg beim Papſt 
durch den Gebrauch der Anrede „Sire“: „Königliche Hoheit bin i nit, 
aber den Urlaub kriegſt“, die ſtändige Kritik an dem Miniſter Hofmann: 
„ein Pferd, was von jedem geſattelt, beſtiegen und irgendwohin geritten 
werden könne“, über ſeine verzweifelten Bemühungen, das Ganze zu⸗ 
ſammenzuhalten: „er müſſe wie der Böttcher ums Faß laufen (25. 188.). 
Eine beliebte Redewendung war bei ihm: „Was ſich grün mache, fräßen 
die Ziegen“. Das galt beſonders für ein zu nahes Einlaſſen mit dem 
Parlament. Nach den Debatten im Reichstage war es ihm oft, als 
wenn er ſich „in einer ſchmutzigen Kneipe mit Geſindel gebalgt habe“. 

Helle Streiflichter fallen auf die Monarchen, denen L. diente. Der 
alte Kaiſer gewinnt auch bei dieſer Publikation. „Mit von der Jagd er⸗ 
ſtarrten Fingern“ ſchreibt der 78jährige Monarch drei Seiten an ſeinen 
Kanzler, um die Beiſetzungsfrage des Kurfürſten von Heſſen zu regeln 
(68). „Der Kaiſer rauche nicht, leſe keine Zeitungen, ſondern nur Akten 
und Depeſchen; es wäre nützlicher, wenn er Patience legte“, äußerte 
Bismarck am 28. Februar 1875. Fortgeſetzt zeigt ſich L. durch das klare 
richtige Urteil und die männliche natürliche Art des alten Herrn be⸗ 
eindruckt (196, 277, 320, 329, 362, 406). Zu dem Intereſſanteſten ge⸗ 
hörte es, wenn Wilhelm I. aus ſeinen Erinnerungen erzählte (214, 238, 
277, 332). Der Miniſter Friedberg, mit dem L. in ein ſehr vertrautes Ver⸗ 
hältnis kam, betonte, Wilhelm I. habe in hohem Grade die Gabe, auf⸗ 
merkſam zu leſen, neben dem enormen Fleiß, mit welchem er regelmäßig 
alle Eingänge leſe, und zwar mit großem Intereſſe und Verſtändnis 
(1885). Im Dezember 1886 bekennt Bismarck: „Der alte Herr halte feſt 
an dem einmal gegebenen Wort und vertrete ſeine Miniſter auch dann, 
wenn ſie einen falſchen Rat gegeben hätten, der übel ausſchlüge.“ Noch 
im Juli 1887 urteilt der Kanzler über ſeinen Herrn: „Er habe ihm über 
fein Zuſammentreffen mit dem Kaiſer von Oſterreich einen ſeitenlangen 
Brief geſchrieben, klar und präzis, und die Hauptſachen wiedergebend, 
beſſer wie mancher Botſchafter.“ Die Grenzen ſeines Geſichtskreiſes 
finden ſich gelegentlich angedeutet, wenn Bismarck z. B. im Jahre 1881 
erzählt, daß der Name Mommſens dem hohen Herrn völlig unbekannt 
geweſen ſei. Aus Muſik machte er ſich nichts und ſchlief in Soireen bei 
den erſten Takten ein, ſo daß man oft befürchtete, er würde vom Stuhle 
fallen. Wertvoll ſind in den Anlagen die Mitteilungen über ſein Ver⸗ 
halten in der Regentſchaftsfrage (1858). Das berühmte Wort: „Ich habe 
keine Zeit müde, zu ſein“, empfängt eine abermalige Beglaubigung 
durch die Mitteilung der Kaiſerin Auguſta vom 25. März 1888: Wenn 
ſie ihm geraten habe, ſich mehr zu ſchonen, habe er immer geſagt: er 
habe keine Zeit zum Ausruhen. 

Verſchiedenartig ſind die Züge, die von ſeinem Sohn mitgeteilt 
werden. Deſſen Selbſtbeſcheidung und vornehme Zurückhaltung zeigt 
ſich in der Dotationsfrage (119), ſeine doch wohl unkluge Uneigennützig⸗ 
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keit in der Braunſchweiger Erbſchaftsfrage. L. hebt ſein männliches, 
einfaches, wohlwollendes Auftreten hervor. Auf der andern Seite klagt 
Bismarck (1883) über die Indolenz, Vergnügungsluſt und den Mangel 
an politiſchem Verſtändnis des Kronprinzen gelegentlich deſſen ſpaniſcher 
Reiſe. Das Urteil über ſeine politiſche Verſtändnisloſigkeit wiederholte 
der Kanzler im Juli 1888 mit Bezug auf den Rückverſicherungsvertrag 
(469). Noch im Dezember 1886 quälte den Fürſten die Sorge vor ſeiner 
„Empfindlichkeit, ſeinen Prätenſionen, unmotivierten Wünſchen und 
Mißtrauen aller Art, die ihn in kürzeſter Zeit tot machen würden.“ Daß 
der Kronprinz über die Einſetzung des Prinzen Wilhelm zum Stell⸗ 
vertreter im Herbſte 1887 Empfindlichkeit zeigte, war allerdings nach den 
Luciusſchen Mitteilungen nur zu wohl begründet. Frühzeitig wußte 
ſich Bismarck mit dem Thronfolger zu ſtellen, wie ſeine „Deferenz und 
Courtoiſie“ in ſeinem Geburtstagsſchreiben an ihn vom Jahre 1883, 
über die Friedberg berichtet, andeutet. Der Juſtizminiſter nannte jenes 
Schreiben eine Art großartiges politiſches Teſtament. Im Dezember 
1885 äußerte der Kronprinz nach einer Unterredung mit Bismarck, er 
habe wieder gefunden, daß er ſich in allen großen Fragen in vollem 
Einverſtändnis mit dem Fürſten befinde. Sie hätten ſich gegenſeitig 
die Worte aus dem Munde genommen. Die wiederholten Unterredungen 
mit Kaiſer Friedrich unmittelbar nach deſſen Thronbeſteigung befreiten 
den Kanzler von ſchweren Beſorgniſſen. Er ſah, daß der neue Kaiſer 
keine abweichenden Ziele verfolgen, ſondern im alten Geleiſe fahren wolle. 
Noch in geſunden Tagen fiel L. die Unſicherheit und Befangenheit auf, 
die der Kronprinz bei öffentlichem Auftreten verriet. Ein beachtens⸗ 
werter Zeuge wie Friedberg urteilt über ihn (1885): Er erfaſſe leichter 
klare mündliche Vorträge als ſchriftliche Berichte und verſtehe nicht, auf⸗ 
merkſam zu leſen. Die Unſchlüſſigkeit des Kronprinzen und Kaiſers Fried⸗ 
rich wird öfters betont. 

Der hemmende Einfluß der Kaiſerin Auguſta wird viel berührt; 
gelegentlich erkennt Bismarck die Selbſtbeherrſchung der temperament⸗ 
vollen Frau an (S. 32), die er ſchon 1877 gegen L. als „Feuerkopf“ be⸗ 
zeichnet. „Ihre Intrigen grenzten an Landesverrat“ grollt er im April 
1877. „In ihrer Borniertheit habe ſie ſtets die Rolle der Gegenpartei, 
ſowohl ihrem Gemahl als ihm ſelbſt gegenüber eingenommen. Jetzt 
übe ſie den Haupteinfluß durch die Großherzogin von Baden.“ In dem⸗ 
ſelben Sinne äußert ſich der Kanzler im Oktober 1882: „Die Kaiſerin 
hat ſtets das Gegenteil von dem gewollt, was der Kaiſer wollte, ſie war 
zeitweiſe liberal bis zum Extrem, öſterreichiſch, franzöſiſch, je nachdem 
ſie das Gegenteil hätte ſein ſollen.“ Bei Abſchluß des Zweibundes im 
Oktober 1879 äußert ſie ſich indes bewundernd über Bismarck. Mit ihrem 
Mann wetteiferte ſie in Pflichttreue (221, 278). Von ihrem ſchlichten, 
herzlichen und doch königlichen Weſen waren alle Miniſter am 25. März 
1888 bewegt. | 
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Am ſchlimmſten kommt die Kaiſerin Friedrich weg. Vor allem tritt 
ihre politiſche Urteilsloſigkeit kraß hervor. Die Leidenſchaft, mit der ſie 
ohne jedes Verſtändnis für das Intereſſe des Landes die Heirat ihrer 
Tochter mit dem Battenberger betrieb, wird ſcharf gegeißelt. „So feſt 
auch bei uns die Monarchie ſtehe, ſo werde ſie doch ſolche Proben nicht 
aushalten, daß er der Liebſchaft einer Prinzeß halber einen Krieg mache“, 
erklärte Bismarck. Auch Friedberg äußerte (Juni 1887) über ſie: „Sie 
habe den Teufel im Leibe und England gehe ihr doch über alles.“ Am 
20. Juni 1887 gibt Bismarck unter Seitenblicken auf ihren Hofmarſchall 
Seckendorff ſeiner Überzeugung Ausdruck: „ſie mache ſich gar nichts 
daraus, Kaiſerin zu werden, und würde es vorziehen, ihren Privatlieb⸗ 
habereien zu leben“. „Sie wolle populär ſein, in der Konverſation 
glänzen, habe aber keinen eigentlichen Ehrgeiz“ (14. Juli 1887). Ahnlich 
wieder 8. März 1888: „Sie habe nicht den Ehrgeiz, Herrſcherin zu ſein, 
ſie ſei vorwiegend ſelbſtiſch und genußſüchtig. Ihr konveniere der Witwen⸗ 
ſtand als Kaiſerin am beſten“; und wieder am 7. Dezember 1888: „ver⸗ 
gnügungsſüchtige Dame von wenig oder zur Schau getragenem geringem 
Verſtändnis für politiſche Fragen.“ Für dieſe letztere Eigenſchaft liefert 
er einige Tage darauf ein ſtarkes Beiſpiel in dem Worte der Kaiſerin: 
„Wollen Sie Puttkamer wieder ernannt haben? Der Kaiſer tut es 
gleich!“ Von eigenem Reiz iſt es, bei L. zu verfolgen, wie der Kanzler 
dieſe Frau zu behandeln verſteht (437f., 446, 462 f., 466). Am 12. Juni 
1888 teilt kein anderer als Friedberg mit: „Ihre Majeſtät habe ſich zu 
Bismarck auf einen ſehr guten Fuß geſetzt und halte ihn für ihren beſten 
Freund.“ Am Todestage Kaiſer Friedrichs urteilt L.: Bismarck habe ſein 
Ziel feſt verfolgt und beinahe erreicht, ihr Vertrauen zu erwerben. 
Vielfach ſchneidet auch Kaiſer Wilhelm II. ungünſtig ab. Hier ar⸗ 
beitet das Tagebuch dem 3. Bande der Gedanken und Erinnerungen 
vor. Das erſte, was L. bei ihm (ſchon 1882) feſtſtellen zu müſſen glaubt, 
iſt trotz aller gegenteiligen Reden des Prinzen eine große — unbewußte — 
Vorliebe für England. Sein Großvater hielt große Stücke auf ihn; 
das wußten wir. Bei L. wird es wieder beſtätigt (265, 358). „Er ſei ernſt, 
tüchtig, und ſei auch politiſch ganz ſicher und korrekt“, meinte der alte 
Kaiſer von ihm. L. rühmt an ihm geiſtige Regſamkeit und die Fähigkeit, 
Dinge richtig aufzufaſſen (357). Eine Probe für die Bismarckbegeiſte⸗ 
rung, von der der Prinz erfüllt war, erhalten wir in den von L. mit⸗ 
geteilten Randbemerkungen des Prinzen zu der bekannten Rede Bis⸗ 
marcks vom 27. Januar 1863, jener Rede, die auch ſeinerzeit auf den 
jungen Lucius den tiefſten Eindruck gemacht hatte. Sie bekundeten zu⸗ 
gleich ſtarke Gegnerſchaft gegen den Parlamentarismus und gegen Eng⸗ 
land. „Was dieſer Jüngſte (d. h. Thronerbe) dazu tun kann, ſo ſoll es 
nie dazu (zu einem parlamentariſchen Regiment in Preußen) kommen“, 
lautete eine davon. Ofter nahm er eine demonſtrative Haltung gegen den 
elterlichen Hof ein (374, 490). Bald häuften ſich die Urteile über ſeine 
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Unreife. Der Kriegsminiſter Paul Bronſart meint (Mai 1887): Prinz 
Wilhelm bedürfe bei ſeinen vortrefflichen Anlagen doch noch ſehr der 
Erziehung und der Reife, um vor Übereilungen bewahrt zu bleiben. 
Im Februar 1888 ſpricht Herr v. Rochow, deſſen Kugel einſt Hindeldey 
zum Opfer fiel, ſeine Beſorgniſſe aus, über die mangelnde Reife des 
Prinzen und ſeine ungenügende Vorſchule; und L. fügt hinzu: „Alle 
Beobachter betonen immer ſeine mangelnde Reife, was allerdings 
bei einem Alter von 29 Jahren auffallend.“ Bismarck hebt in derſelben 
Zeit hervor, der Prinz habe noch ſehr wenig Begriff und Reſpekt vor dem 
Geſetz. Kurz vorher war ein draſtiſches Beiſpiel geliefert, in dem von 
einem Wort des Prinzen zu Puttkamer berichtet wurde: „Wenn er 
einmal dran käme, werde er nicht dulden, daß Juden in der Preſſe tätig 
ſeien.“ Auf Puttkamers Bemerkung: das ſei wegen der geltenden 
Gewerbeordnung nicht zu verhindern: „Dann ſchaffen wir die ab“. Der 
Fürſt von Lippe⸗Detmold, der im Dezember 1888 eine Charakteriſtik 
des jungen Kaiſers gibt, die auf genaueſter Kenntnis beruht, hebt das 
ſtarke Gedächtnis bei ihm hervor und betont wieder ſeine Neigung zu 
Übereilungen. Dem entſpricht die Meinung Bismarcks, der junge Herr 
habe die Auffaſſung von Friedrich Wilhelm I. über feine. Machtbefug⸗ 
niſſe, und es ſei ſehr nötig, ihn vor Übereilungen in dieſer Beziehung zu 
ſchützen (497). In die Arbeiterpolitik Wilhelms II. erhalten wir die 
ſchätzenswerteſten, die Mitteilungen aus dem Nachlaſſe Böttichers be⸗ 
ſtätigende und vervollſtändigende Einblicke, ebenſo wird Material zur 
Kritik der bekannten, von Schlitter veröffentlichten Briefe Wilhelms II. 
an Franz Joſef geliefert. Der unglückliche Einfluß Hintzpeters tritt dabei 
ſtark hervor. Die Abſicht, ſich von Bismarck zu trennen, bekundete der 
Monarch ſchon als Kronprinz, indem er im Dezember 1887 zum Finanz⸗ 
miniſter Scholz äußerte: Den Fürſten Bismarck brauche man natürlich 
noch einige Jahre ſehr dringend, ſpäter würden ſeine Funktionen geteilt 
werden und der Monarch müſſe mehr davon übernehmen. L. meint, 
daß Bismarck ſelbſt zum Teil Schuld an dem autokratiſchen Weſen des 
Kaiſers trage, weil er ihn früher gelehrt habe, ſeine Souveränitätsrechte 
vor allem wahrzunehmen, die größte Rückſichtsloſigkeit zu üben gegen 
Beſchlüſſe und Wünſche von Miniſterien und Parlamenten (471). 

Auch über viele andere Monarchen und Fürſtlichkeiten erfahren wir 
mancherlei, insbeſondere aus dem Munde Bismarcks, ſo über Friedrich 
Wilhelm IV., Franz Joſef (z. B. S. 371), Kaiſer Alexander II., Napo⸗ 
leon III. Die Mitarbeiter des Kanzlers werden, wie an dieſer Stelle 
nicht anders zu erwarten iſt, vielfach charakteriſiert. Der Miniſter Fried⸗ 
berg iſt neben Bismarck eine Hauptquelle für die Mitteilungen von L. 
Es iſt nicht möglich, aus der unendlichen Fülle des Gebotenen in einer 
Anzeige auch nur einen nennenswerten Bruchteil markanter Bemerkungen 
und Mitteilungen hervorzuheben. Einen breiten Raum nimmt die Schil⸗ 
derung der Beziehungen Bismarcks zu Bennigſen und des Verſuchs, 
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dieſen Parlamentarier für das Miniſterium zu gewinnen, ein. Mehr wie 
bisher tritt es in die Erſcheinung, wie ſehr es Bismarck darum zu tun 
geweſen iſt, ſeine Politik mit Bennigſen zuſammen zu machen. Der 
Gang der Dinge im Innern wäre dann, wie es der Kanzler ſich auch 
zweifellos dachte, vorausſichtlich ein anderer, glücklicherer geweſen. 
Die Parallel⸗Erzählungen Bismarcks zu ſeinen Gedanken und Erinne⸗ 
rungen, die Robert Pahncke 1914 ſammelte, erfahren eine weſentliche 
Vermehrung, ſo z. B. über die Emſer Depeſche (98), Nikolsburg (118, 
173, 324), die Kontribution für Paris (119, 129f.), Harry Arnim (62f., 
65ff.) uſw. Über die Kriſis im Herbſte 1879, die ſich infolge der deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Bündnispolitik Bismarcks entwickelte, liefert L. einen 
ſehr guten Bericht. Von Walderſee ſagt Bismarck: Er ſei ein feiner, ge⸗ 
ſcheiter Mann, aber Sanguiniker im Schwarz⸗ wie im Rotſehen! Mi⸗ 
quel nennt er wiederholt einen ſehr ideenreichen Mann, vergleicht ihn 
aber mit einer ſchlecht gewickelten Rakete. Auf den hetzenden Einfluß 
Holſteins wird ſchon 1882 aufmerkſam gemacht. Recht intereſſant ſind 
die wiederholten Schilderungen der römiſchen Verhältniſſe, die Schlözer, 
auf deſſen Vertrautheit mit B. gleichfalls Lichter fallen, dem Miniſter 
Lucius gibt. Wir notieren, daß die Thronrede vom 12. Februar 1879 
von Bismarck verfaßt iſt. Wichtig ſind die Angaben über Stoſch's und 
Kamekes Rücktritt, die auf Friedberg zurückgehen. (Es muß aber S. 258 
ſtatt 1883/84 heißen 1882/83). Die ſchon öfter gemachte Beobachtung, 
daß Bismarck den Verluſt der Freundſchaft mit den altkonſervativen 
Junkern nicht verwinden konnte, findet mehrfach Beſtätigung. So 
klagt der Fürſt im Oktober 1882 Lucius auf einer Fahrt durch ſeine 
pommerſchen Forſten: Die Anfeindung von früheren politiſchen Freun⸗ 
den, wie beim Schulaufſichtsgeſetz und den Araartikeln ſei ihm ſtets das 
angreifendſte geweſen, was er nie vergeſſen könne. Nur ſelten geſtand 
der Gewaltige ausdrücklich ein, einen Fehler gemacht zu haben. Inſo⸗ 
fern will es etwas ſagen, wenn er, auch im Oktober 1882, Lucius be⸗ 
kannte, daß es ein Fehler geweſen wäre, den Monopolgedanken vor den 
Wahlen zu verkünden. Caprivi verlangte, unterſtützt von Bismarck, 
bereits im Mai 1884 Helgoland zur Deckung des Kanals. Der militäriſche 
Widerſpruch erwies ſich damals offenbar als zu ſtark. 

Für die Entſtehung des Rückverſicherungsvertrages in Beſprechungen 
mit Schuwalow erhalten wir einiges Material. „Sein ganzes Bemühen 
ginge dahin, den ruſſiſchen Elefanten ſo zu leiten, daß er kein Unheil 
bei ſeinen täppiſchen Bewegungen anrichte“, teilt Bismarck den Miniſtern 
am 9. Januar 1887 mit. Die tiefe Befriedigung des Kanzlers über das 
Zuſtandekommen dieſes Sicherungswerkes leuchtet aus ſeinen andeuten⸗ 
den Geſprächen hervor. Sie macht den ſchmerzlichen Unmut des Ex⸗ 
kanzlers, als ſpäter der im Oſten geknüpfte Draht zerriſſen wurde, 
noch verſtändlicher, ſo ſehr beachtlich die Gründe der Berater Caprivis 
bei dem Verzicht auf den Vertrag ſind. 
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Wie große Stücke Bismarck auf Bötticher hielt, zeigt die Mitteilung, 
daß er den von ſchwerer Krankheit Wiederhergeſtellten am 1. April 1886 
umarmte und küßte mit den Worten: „Gott möge Sie uns noch lange 
erhalten“. Um ſo begreiflicher wird es, daß ſich der Zorn in ihm regte, 
als er mit zweifellos richtigem Blick erkannte, daß Bötticher ſich der neuen 
Sonne zuwandte. Es iſt bemerkenswert, daß ſich in einer Beſprechung 
der Miniſter bei Bötticher vom 2. Februar 1890 Scholz und Goßler ver⸗ 
geblich bemühten, Bötticher zur Nachgiebigkeit Bismarck gegenüber zu 
bewegen. Bötticher verſchärfte aber im weiteren Verlaufe die Spannung 
durch ſein Verhalten. Ol ins Feuer hieß es gießen, als der Kaiſer dem von 
Bismarck abtrünnig werdenden Miniſter am 9. März 1890 den Schwarzen 
Adler verlieh. L. bemerkt gleich dazu: „Ein neuer avis au lecteur“, 
Worte, die verraten, daß auch L. ſich innerlich bereits von Bismarck ge⸗ 
löſt hatte. Schlimme Redewendungen des Monarchen, wie die vom 
„Zerſchmettern“, die ſchon damals viele Patrioten erzittern machten, 
trafen L. nicht allzu tief. Als er am 9. März hört, daß der Kaiſer als 
Kandidaten zum Kanzlerpoſten Caprivi habe, hat er ſich anſcheinend 
ſchon mit dem Rücktritt Bismarcks abgefunden. „Keine üble Wahl!“ 
notiert er. Am 16. März kommt, wie wir jetzt erfahren, der Führer der 
Konſervativen, Graf Limburg⸗Stirum, zu Bötticher — das war der richtige! 
— und ſtellt ſich ihm zur Verfügung: Mit Bismarck könne man nicht 
mehr verhandeln. So zeigten die führenden Männer im Lande vornehm⸗ 
lich bei der raſch wechſelnden Taktik Bismarcks unter dem Druck der ſchwie⸗ 
rigen Verhältniſſe, unter denen ſie ſich befanden, durchgehend nicht ge⸗ 
nügend Verſtändnis für den furchtbaren Ernſt der Lage. Mit einer Art 
von Überraſchung verzeichnet L., daß Bismarcks Abſchiedsgeſuch die Be⸗ 
reitwilligkeit zu bleiben durchblicken ließe. Er erkannte zuſammen mit 
den übrigen Beratern der Krone und den Parteiführern nicht, daß die 
Sorge um ſein eigenes Werk es dem großen Staatsmann unmöglich 
machte, ſich von ihm zu trennen. Wie viel tiefer erfaßte ſchon im Auguſt 
1883 der Franzoſe Waddington, was der Rücktritt des Kanzlers bedeuten 
würde. L. hat uns ſeine Worte mitgeteilt (S. 270): „Wenn der Kanzler 
einſt ſein Amt niederlegt, ſo werden ſtürmiſche Zeiten für Europa kommen; 
ich kann nur mit Sorge und Beklemmung daran denken. Die jetzt in 
den Schranken gehaltenen Begehrlichkeiten ſtets unbefriedigter Nationen 
werden dann zum Ausbruch kommen und die kleinen Geiſter, welche 
ſie anfachen, um ihre perſönliche Herrſchſucht und Eitelkeit zu befriedigen, 
werden überall ihr Haupt erheben. Dann wird man erſt erkennen, von 
welchem unſchätzbaren Wert für den Frieden und das Gedeihen der Völker 
die jetzige deutſche Politik ijt!’ Ungehemmt durch die zur Vermittlung 
berufenen Männer vollzog ſich im März 1890 die Tragödie des Bismarck⸗ 
ſturzes, die das Geſchick des deutſchen Volkes verhängnisvoll beeinflußte 
und mittelbar zum Zuſammenbruch des Hohenzollernthrons beitrug. 
Mit dem Bericht darüber ſchließen die Luciusſchen Erinnerungen. 


158. Notizen 


Der Druck des Buches ift gut; er zeigt wenig Fehler. Ein Vorzug 
der Aufzeichnungen von L. iſt es, daß häufig die äußere Erſcheinung der 
Perſönlichkeiten geſchildert wird, ſo der Prinz Ludwig (ſpätere König 
Ludwig III.) von Bayern, der General Gurko, König Viktor Ema⸗ 
nuel III., Criſpi ufo. Auf Anmerkungen ijt verzichtet worden. Auf das 
ſchärfſte muß das Fehlen eines Regiſters getadelt werden. Da das 
Werk vermutlich außerordentliche Verbreitung finden dürfte, kann man 
der Hoffnung Raum geben, daß dieſem Übelſtand ſpäter abgeholfen 
wird. (Späteren Auflagen iſt ein Regiſter beigegeben worden). 


Notizen. 


Hiſtoriſche Kommiſſion für Schleſien. 


Am 12. November 1921 wurde in Breslau die Hiſtoriſche 
Kommiſſion für Schleſien gegründet. 


Nach dem erſten vorliegenden Tätigkeitsbericht hat die Werbe⸗ 
tätigkeit bereits anſehnliche Erfolge gehabt. An der Spitze der Stifter 
ſtehen die Handelskammer und der Magiſtrat Breslau, welche der 
heimatlichen Geſchichtsforſchung die Beträge von 30000 und 20000 Mark 
überwieſen haben. 

Die Kommiſſion hat eine Reihe Unternehmungen, z. T. in Ver⸗ 
bindung mit anderen ſchleſiſchen Vereinigungen, in Angriff genommen: 


. Ein bibliographiſches Sammelwerk: Schleſiſche Lebensbilder; 

Eine Bibliographie zur ſchleſiſchen Geſchichte; 

. Schleſiſches Kloſterbuch; 

Schleſiſche Regeſten 1334 — 40; 

Die vor⸗ und frühgeſchichtliche Beſiedelung Schleſiens. 

. Ein Text⸗ und Kartenwerk über die deutſche Beſiedlung Ober⸗ 
ſchleſiens; 

7. Kleinere Einzelſchriften. 


Ferner ſind Abteilungen gebildet worden für die Bearbeitung der 
ſchleſiſchen Siedlungsgeſchichte, der ſchleſ. Rechtsgeſchichte, eines ſchleſ. 
Urkundenbuchs, die Akten betreffend die Säkulariſation der Klöſter und 
für die Inventariſation der nichtſtaatlichen Archive. 

Als erſte Veröffentlichung in der Reihe kleinerer Einzelſchriften liegt 
bereits eine Arbeit von Heinrich Wendt „Ergebniſſe der ſchleſiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsgeſchichte“ vor (Breslau 1922, 32 S.). Sie gibt einen Umriß der 
ſchleſiſchen Wirtſchaftsgeſchichte und zeigt, wie die menſchliche Erwerbs⸗ 
tätigkeit nicht nur durch materielle Kräfte beſtimmt, ſondern auch ſtets 
durch politiſche Momente, durch religiöſe Inſtitutionen und Geiſtes⸗ und 
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Willenskraft einzelner Perſönlichkeiten beeinflußt wurde. Die Schrift foll 
ferner dartun, daß die heimatgeſchichtliche Forſchungsarbeit „immer an 
ihrem Teile dem praktiſchen Leben zu dienen ſucht, daß die Betrachtung 
der Vergangenheit ſich in geläuterte Erkenntnis unſerer Gegenwarts⸗ 
und Zukunftsaufgaben umzuſetzen beſtrebt iſt“. 


Preisaufgaben der Rubenow-ESfiffung. 


Je 5000 Mark werden für nachſtehende in deutſcher Sprache ab⸗ 
zufaſſende Arbeiten ausgeſetzt: 


1. Die Bündnispolitik Bismarcks 


ſoll erforſcht und im weiteren Rahmen der Rolle gewürdigt werden, 


die das Deutſche Reich in der europ. Politik von ſeiner Gründung bis 
zum Ausbruch des Weltkrieges geſpielt hat. 


2. Die Bedeutung der deutſchen Juriſtenfakultäten als Spruch 
kollegien für die Rechtsentwickelung. 


Gewünſcht wird ſyſtematiſche Darſtellung und eingehende Würdi⸗ 
gung möglichſt vieler Rechtsgutachten der deutſchen Jariſtenfakultäten 
aus der Zeit vom 16. bis 19. Jahrhundert. Die Unterſuchung kann auf 
das Gebiet des Privatrechtes oder des öffentlichen Rechtes (Straf-, 
Prozeßrechtes) beſchränkt werden. 

Einſendung der Bewerbungsſchriften bis ſpäteſtens 1. März 1925 
an Rektor u. Senat der Univerſität Greifswald. Zuerkennung der Preiſe 
am 17. Oktober 1925. 


Mitteilung. | 
Die „Neuen Erſcheinungen“ werden der zweiten Hälfte dieſes Bandes 


vorbehalten. 


„ 


Als „Neue Folge“ der in zwanzig Bänden vorliegenden „Märkiſchen 


Forſchungen“ des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg wollen 


die „FJorſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen Geſchichte“ 
in dem erweiterten Rahmen zugleich für die mit dem Jahrgang 1883 


E aalen. ⸗Jeiſcheft für Preußiide Geſchehte und Landeskunde‘ 


Exſatz bi 
Der Berk für Geſchichte der Mark Brandenburg“ übertrug die 


verantwortliche Redaktion der „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und 
Preußischen Geichichte” Herrn Archiv⸗Direktor Dr. Klinkenborg, (Berlin⸗ 
Steglitz, Arndtſtr. 40) und Staatsarchivar Dr. Schultze, welchen Herr 
Geheimer Regierungsrat Profeſſor Dr. Hintze und Herr Geheimer 
Archivrat Dr. Paul Bailleu als Vertreter des Vereins erforderlichenfalls 
ihren Beirat leihen. 

Die „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen Geſchichte“ 
gelangen zweimal jährlich in je einem Halbband von ungefähr zehn 
Bogen zur Ausgabe. Die Mitteilungen über „Neue Erſcheinungen“ am 
Schluß jedes Halbbandes werden in der Form von Anzeigen oder Be⸗ 
ſprechungen die einſchlägigen wiſſenſchaftlichen Erzeugniſſe der nächſtzurück⸗ 
liegenden Monate in möglichſter Vollſtändigkeit zu verzeichnen ſtreben. 


Preisermäßigung. 
Den Mitgliedern des Vereins für die Geſchichte der Mark Branden⸗ 
burg zeigen wir noch an, daß die „Märkiſchen Forſchungen“ (mit Aus⸗ 


nahme von Band 1 und 2, die vergriffen ſind, und von Band 10 und 12, 


die nur noch in wenigen Exemplaren vorhanden ſind und etwas höher zu 
ſtehen kommen) zum Preiſe von 8 Mk. für den Band bei dem Vereins⸗ 
mitglied Herrn Geheimen Archivrat Dr. Bailleu (Berlin, Geh. Staatsarchiv) 
zu haben ſind. 


Alle dem Verein im Tauſchverkehr zugehenden Schriften bitten wir 
hinfort ausſchließlich dem Herrn Profeſſor Dr. Häpke, Hiſtoriſches Seminar 
der Univerſität (Berlin C2, Kaiſer Franz⸗Joſef⸗Platz) zu ſenden. 

Sendungen und Zuſchriften, die für die Redaktion der „Forſchungen“ 
beſtimmt find, werden ausſchließlich an die Adreſſe des Herrn Staats⸗ 
archivars Dr. Schultze, Berlin⸗Dahlem, Werderſtr. 10, erbeten. 


Druck von R. Oldenbourg in München. 
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Der Siebenjährige Krieg. 
Ein Schlußwort zum Generalſtabswerk. “) 


Von 
Curt Jany. 


Am 15. Februar 1763 unterzeichneten im Schloſſe Hubertusburg 
die Vertreter Preußens, Oſterreichs und Sachſens den Friedensvertrag. 
Sieben ſchwere Jahre hindurch hatte der Krieg auf Europa gelaſtet. 
König Friedrich ſchätzte den geſamten Menſchenverluſt des preußiſchen 
Staates in dieſer Zeit auf etwa 500 000 Seelen, während man die 
1756 vorhandene Volksmenge auf wenig über 4 Millionen berechnet 
hat. Sachſen und Schleſien hatten die Hauptlaſt des Krieges zu tragen 
gehabt und beſonders ſchwer gelitten. Die Neumark, Hinterpommern 
und Oſtpreußen waren den Verheerungen der Ruſſen und ihrer bar⸗ 
bariſchen Fremdvölker anheimgefallen. Aber auch über Heſſen und 
Weſtfalen war jahrein jahraus der Kriegsſchrecken gekommen. Halber⸗ 
ſtadt, Thüringen und Franken, Böhmen und Mähren hatten ſeine 
Geißel geſpürt, auf ganz Mitteleuropa hatte ſein lähmender Druck 
gelegen. Das Ende aber war, daß alles beim alten blieb, die ein fache 
Wiederherſtellung des Standes vor dem Kriege. War dies Ergebnis 
ſolcher Opfer wert? | 

Mit ruhigem Gewiſſen konnte der König, mit Stolz fein tapferes 
Heer, mit froher Erleichterung die den preußiſchen Namen fortan 
erhobenen Hauptes tragende Nation ſolche Frage bejahen. Der preu⸗ 
ſiſche Staat hatte ſich freilich nur in den Grenzen behauptet, welche 
die Landkarte ſchon vor dem Kriege zeigte, und keinen Gewinn an 
Gebiet, keine „Salbe auf die Brandwunde“, an die der König zeit⸗ 


1) Der Abſchluß des Generalſtabswerks über die Kriege Friedrichs des 
Großen muß vorläufig vertagt werden. So möge der hier gegebene zu⸗ 
ſammenfaſſende Überblick noch einmal vor Augen führen, wie der König als 
Feldherr dachte und handelte, und wie ſich die Grundlinien ſeiner Krieg ⸗ und 
Heerführung in der Bearbeitung des Generalſtabes heraushoben. 
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weile gedacht hatte, davongetragen. Aber die Vernichtungsabſichten 
der Feinde Preußens waren vereitelt. Sie hatten dieſe aufſtrebende 
Macht zertrümmern und zerſtückeln wollen, die in den beiden erſten 
Schleſiſchen Kriegen unter einem ehrgeizigen jungen Könige eine ge⸗ 
fährliche militäriſche Stärke gezeigt hatte. Vor allem fühlte Oſterreich, 
das ſeit Alters und noch zur Zeit Friedrich Wilhelms I. mit Erfolg 
bemüht geweſen war, das Aufſtreben des Hohenzollernſtaates zu hemmen, 
feine Vormachtſtellung in Deulſchland bedroht, und das heiße Ver⸗ 
langen der Kaiſerin Maria Thereſia nach der Zurückeroberung von 
Schleſien ſetzte Europa von neuem in Flammen. Den vereinten 
Kräften des Kaiſerſtaates und ſeines deutſchen Anhanges, Frankreichs, 
Rußlands und Schwedens aber hatte der Marquis de Brandebourg 
mit feiner „Potsdamer Wachtparade“ die Spiße geboten. Die mili- 
täriſche und finanzielle Kraft Preußens ſchien unerſchöpflich, während 
Oſterreich bittere Not litt, das reiche Frankreich dem Staatsbankrott 
zutrieb. Das Wachstum an politiſchem Anſehen und europäiſcher 
Geltung, das ſich aus dem Eindrucke die ſer Tatſachen ergab, ſtellte 
Preußens über die Selbſtbehauptung hinausgehenden Gewinn aus 
dem Kriege dar. * 

Überall, in den Staatskanzleien, in den Heeren, in der öfſent⸗ 
lichen Meinung, wandte ſich das Intereſſe der Frage zu, was dieſen 
wunderbaren Ausgang beſtimmt habe, an den ſo viele Zweifler im 
preußiſchen Lager ſelbſt nicht hatten glauben wollen. War König Friedrich 
doch mit der Eröffnung dieſes Krieges eben deshalb ſeinen Gegnern 
zuvorgekommen, weil er ſelbſt befürchtet hatte, der ſich gegen ihn zu⸗ 
ſammenballenden Koalition nicht widerſtehen zu können, wenn er 
ſeinen Feinden Zeit zu gemeinſchaftlichem Handeln ließe. 

Auf der Suche nach den Gründen traf man auf eine Reihe 
einzelner Glücksfälle, die in kritiſchen Zeitpunkten die Wage des Schickſals 
zu Friedrichs Gunſten belaſtet hatten: das Stocken der franzöſiſchen 
Offenſive in Norddeutſch and nach der Kapitulation des Herzogs von 
Cumberland bei Kloſter Zeven, den Rückma ſch der Ruſſen nach ihrem 
Siege bei Groß⸗Jägersdorf, den Vormarſch des Prinzen Karl von 
Lothringen über die Lohe vor der Sch acht von Leuthen, den Zufalls⸗ 
ſieg von Liegnitz, den Tod der Kaiſerin Eliſabeth von Rußland und 
ähnliches. Aber dem ſtanden auch ſchwere Unglücksfälle gegenüber: 
ſo die Irrungen, welche die Niederlage von Kolin verſchuldeten, der 
Überfall von Hochkirch, Fincks Kapitulation bei Maxen, die Vernichtung 
des Korps Fouqué bei Landesht. Die Schwankungen des Kriegs⸗ 
glücks hoben ſich ſchließlich auf. Mehr als ſolche Einzelfälle wirkten 
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tiefliegende, durch die Reihe der Feldzugsjahre immer wieder erkennbar 
hervortretende innere Urfachen auf den Ausgang ein. 

Der große Feind, dem es ein halbes Jahrhundert ſpäter gelingen 
ſollte, den alten preußiſchen Staat niederzuwerfen, weil dieſem be⸗ 
ſtimmt war, durch Bitternis zur Größe, zur Höhe ſeines geſchichtlichen 
Berufes emporzuſteigen, hat das vom Haſſe eingegebene Wort gebraucht: 
nicht die preußi che Armee habe ſich ſieben Jahre hindurch gegen 
die vereinigten Kräfte von Europa behauptet, ſondern Friedrich der 
Große. So unglücklich der Verſuch iſt, den Feldherrn von dem Heere 
trennen zu wollen, das er ſich erzogen hatte, in dem ſein Geiſt lebte, 
deſſen Tapferkeit und Hingabe ſeine Entwürfe erſt zu Taten machten, 
ſo liegt in jenem Satze doch die Wahrheit, die Napoleon an anderer 
Stelle in den Worten zuſpitzte: „Im Kriege ſind die Menſchen nichts, 
ein Mann iſt alles!“ In der Perſönlichkeit des Königs iſt, vor allen 
begleitenden Umſtän den und Erſcheinungen, die Erklärung für den Aus⸗ 
gang des Siebenjährigen Krieges zu finden. | 

Der Krieg brachte dem Könige wenige Sonnentage, peinvolle 
Zeiten monatelangen Wartens, Zweifelns, Hoffens und Fürchtens, ja, 
dunkle Stunden der Verzweiflung. In aller Not aber blieb er dem 
Vorbilde treu, das ſch einſt der junge Kronprinz Friedrich gewählt 
hatte: Der König von Preußen glich dem Palmbaum, der ſeinen Wipfel 
nach jedem Gewitterſturm ſtolz von neuem erhob. „Er war beſonders 
groß“ — nach Napoleons Wort — „in den verzweiflungsvollſten Augen⸗ 
blicken. Das iſt das ſchönſte Lob, das man ſeinem Charakter ſpen den 
kann.“ Die ſeeliſche Kraft, alle Schickſalsſchläge, die ihn trafen, mit 
ſo wunderbarer Ausdauer zu überwinden, verlieh dem Könige ein 
ideal geſteigertes monarchiſches Pflichtgefühl gegenüber feinem Staate. 
Es war nicht nur ſeine hohe allgemeine Auffaſſung vom Berufe des 
Fürſten als des erſten Dieners des Staates, ſondern ſein perſönlicher 
Lebensgang führte ihn dahin, daß das politiſche Intereſſe des preuß ſchen 
Staates ſich ganz und gar mit der perſönl.chen Ehre des preußiſchen 
Königs deckte. Als Friedrich bald nach ſeinem Regierungsantritte die 
ſich zur rechten Stunde bietende Gelegenheit ergriff, die alten ſchleſiſchen 
Erbanſprüche ſeines Hauſes aufzunehmen und mit den von ſeinem 
Vater ererbten Machtmitteln durchzuführen, hat er nicht geahnt, wie 
teuer ihm der Beſitz von Schleſien noch zu ſtehen kommen würde. 
Noch zweimal entbrannte der Krieg um die raſch gewonnene Grenz⸗ 
provinz, und er ſteigerte ſich ſchließlich zu einem Ringen um den 
Beſtand des preußichen Staates. Unterlag Friedrich in dieſem Kampfe, 
ſo bedeutete dies den endgiltigen Mißerfolg ſeiner Politik und Krieg⸗ 
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führung ſeit dem Beginne ſeiner Regierung. Die Taten ſeines tapferen 
Heeres waren dann letzten Endes nutzloſe Blutopfer geweſen. Er ſelbſt 


ſtand dann vor Mit⸗ und Nachwelt kaum anders da als Karl XII. 


von Schweden, deſſen Bild in Tagen des Unglücks oft ſeinem geiſtigen 


Auge erſchien. So gab es für ihn kein Zurück, ja, er war entſchloſſen, 


den Tag der letzten Niederlage nicht zu überleben. Dieſer unbeugſame 
Wille iſt es geweſen, der tiefen Eindruck auf die Seele ſeiner Gegnerin 
gemacht und ſie ſchließlich von der Ausſichtsloſigkeit ferneren Kampfes 
überzeugt hat. 

In der Perſon dieſes zum Letzten entſchloſſenen Helden vereinigte 
ſich die geſamte Schlagkraft und Widerſtandsfähigkeit des preußiſchen 


Staates, über den er als ſouveräner Herrſcher gebot. Die unbedingte 


monarchiſche Autorität und die materiellen Machtmittel, Heer und 
Schatz, hatte er als Nachfolger Friedrich Wilhelms I. übernommen. 
Er ſelbſt hatte dies Erbe durch das Vertrauen vermehrt, mit dem 
Armee und Nation nach den Erfolgen der beiden erſten Kriege zu 


ſeiner politiſchen und militäriſchen Führung aufſahen. Niemals hat 


ein Monarch unbeſchränkter über die Geſamtkraft ſeines Landes ver⸗ 
fügen können. 

Dieſer ſtraff zentraliſierten Militärmacht aber trat ein vielköpfiges 
Bündnis gegenüber, deſſen Glieder in ihren letzten Zielen keineswegs 
übereinſtimmten. Es leuchtet ein, wieviel dieſer Gegenſatz für die 
Überlegenheit der preußiſchen Waffen bedeutete. Selbſt wenn Preußens 
Feinde dauernd einig blieben, mußte es ihnen ſchwer fallen, in der 
Aufſtellung der Feldzugspläne, in der Verſammlung der Heere, in der 
Leitung der Operationen eine Übereinſtimmung zu erzielen, wie ſie 
auf preußiſcher Seite ein Wort des Königs hervorbrachte. Sie waren 
aber von ſolcher Einigkeit weit entfernt. 

Das Bündnis zwiſchen Oſterreich und Frankreich bedeutete eine 


Umwandlung in dem politiſchen Verhältnis zweier ſeit Jahrhunderten 


miteinander verfeindeten Mächte. Der Kolonialkrieg gegen England 
hatte Frankreich zu dem Wechſel ſeines politiſchen Syſtems veranlaßt, 
der es auf die Seite der Feinde Preußens führte. Die franzöſiſche 
Politik konnte aber gar nicht wünſchen, daß Preußen zur politiſchen 
Ohnmacht herabgedrückt würde, wie Graf Kaunitz dies anſtrebte; denn 
auf dem Gegenſatz der beiden deutſchen Großmächte beruhte weſent⸗ 
lich Frankreichs eigener Einfluß in Mitteleuropa. Die andauernden 
Mißerfolge der franzöſiſchen Waffen zu Lande und zur See, die zu⸗ 
nehmende Zerrüttung der Finanzen taten das Ihre, Kriegseifer 
in Verſailles zu dämpfen. 
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In Rußland hielt zwar die Regierung bis zum Ableben der 
Kaiſerin Eliſabeth feſt zu Oſterreich; aber es gelang nicht, zwiſchen 
den Heerführern beider Mächte Vertrauen herzuſtellen. Nach ihrer 
Auffaſſung ſowohl 1758 wie 1759 von dem öſterreichiſchen Oberbefehls⸗ 
haber im Stiche gelaſſen, verloren die Ruſſen nicht mehr den Arg⸗ 
wohn, daß der Bundesgenoſſe ſie lediglich ausnutzen, ihnen die Opfer 
zuſchieben, ſelbſt aber die Früchte ernten wolle. Sicherlich hat auch 
die ruſſiſche Heeresleitung nur mit halbem Herzen gehandelt und, 
nachdem Oſtpreußen einmal beſetzt war, keine ſonderliche Neigung ver⸗ 
ſpürt, den Ofterreichern Schleſien zu erobern. Die hauptſächliche 
Verantwortung dafür, daß die Ruſſen ſich in den ſpäteren Kriegsjahren 
einer wirkſamen Hilfeleiſtung verſagten, trifft jedoch die Heerführung 
Dauns. | 

Als Feldmarſchall Daun den Oberbefehl über dad ſich langſam von 
dem ſchweren Schlage von Leuthen erholende öſterreichiſche Heer über⸗ 
nahm, handelte er zunächſt vollkommen der Lage gemäß, indem er 
einer Entſcheidungsſchlacht, die der König im Frühjahr 1758 in Mähren 
ſuchte, auswich. Er gewann damit die nötige Zeit für die Wieder⸗ 
herſtellung ſeiner Armee, und es war natürlich, den Anmarſch der 
Ruſſen abzuwarten. Daß es zu einem Zuſammenwirken der beiden 
Heere gleichwohl nicht kam, nachdem die Ruſſen die Oder erreicht 
hatten, machten die Verbündeten ſich ſpäter gegenſeitig zum Vorwurf. 
War es bei den Ruſſen in dieſem wie in den ſpäteren Jahren vor 
allem die Sorge für die Verpflegung ihres Heeres und für ihre rück⸗ 
wärtigen Verbindungen, die ſie an der Oder zum Stehen brachte, 
ſo tritt bei Daun ſchon 1758 die ſein Verhalten im ganzen weiteren 
Verlaufe des Krieges kennzeichnende Scheu vor einer Angriffsſchlacht 
zu Tage. Er fühlte wohl, daß feine Aufgabe die ſtrategiſche Offensive 
verlange, aber er hatte zu ſich ſelbſt und zu der Manövrierfähigkeit 
und Angriffskraft ſeines Heeres nicht genug Vertrauen, um auch die 
taktiſche Offenſive gegen ſeinen großen Gegner zu wagen. Nur in 
ſeltenen Ausnahmefällen, wo der Feind ſich Blößen gab wie bei Hochkirch 
und Maxen, wagte ſich Daun zum Angriffe vor. Im allgemeinen aber war 
es ſein Beſtreben, dem Gegner den Angriff zuzuſchieben, den er in einer 
feſten Stellung wie einſt bei Kolin abzuſchlagen hoffte. Dieſes Be⸗ 
ſtreben, das ihn dauernd an die böhmiſchen Randgebirge und ihre 
Vorhöhen feſſelte und von dem Hinaustreten in die Ebene zurückhielt, 
ließ ſich allerdings mit einer wirkſamen Unterſtützung der Ruſſen ſchwer 
vereinigen. Der öſterreichiſche Oberfeldherr verſcherzte fich ihr Ver⸗ 
trauen ganz, als er auch 1759 nach den beiden ruſſiſchen Siegen bei 
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Kah und Kunersdorf nicht den Entſchluß fand, mit feiner geſchonten 
großen Armee den vom Könige ſelbſt erwarteten „Gnadenſtoß“ zu 
führen, der dem ganzen Kriege ein Ende gemacht hätte. 

In Wien erkannte man, daß Dauns Verſuch, die ſtrategiſche 
Offenſive, welche ſeine Aufgabe forderte, mit taktiſcher Defenſive zu 
vereinigen, die öſterreichiſche Kriegführung ihrem Ziele nicht näher 
brachte. Das beſtimmte Verlangen der Kaiſerin, die den Feldmarſchall 
im voraus von jeder Verantwortung für den Ausgang befreite, zeitigte 
im Auguſt 1760 den Entſchluß zu einer Angriffsſchlacht großen Stils. 
Doch der Tag von Liegnitz durchkreuzte dieſen Plan, die noch immer 
ſehr gefahrvolle Lage des Königs nach der Schlacht blieb ungenutzt, 
und nach der abermaligen ſchweren Niederlage bei Torgau zog man 
ſich mehr und mehr auf die Hoffnung zurück, daß die Zeit den König 
mürbe machen und wenigſtens ein kleiner Gewinn, wenigſtens Glatz, 
zu retten ſein würde; aber ſebſt dieſe Berechnung erwies ſich als 
trügeriſch. So endete Dauns Heerführung, wie Clauſewitz ſagt, ſchließ⸗ 
lich damit, „daß Friedrich der Große ſeinen Zweck vollkommen erreichte 
und Maria Thereſia den ihrigen vollkommen verfehlte“. 

Daß die öfterreichifche Heerführung trotz allen Drängens der eigenen 
Regierung andauernd ſolche Schwäche zeigte, und der Oberbefehlshaber 
dennoch ſein Anſehen am Hofe wie im Feldlager nicht völlig verlor, iſt 
eine merkwürdige Tatſache. Sie findet ihre Erklärung hauptſächlich darin, 
daß Dauns Heerführung mit allgemein verbreiteten, tief im militäriſchen 
Denken der Zeit eingewurzelten Anſchauungen im Einklang ſtand, die 
ſeine Abneigung gegen das Wagnis einer Schlacht entſchuldigten, be⸗ 
ſtärkten, ja, als das wahre Kennzeichen eines großen Generals erſcheinen 
ließen. Die Auffaſſung vom Kriege, welche die Geiſter damals beherrſchte, 
war der Schlachtentſcheidung abgeneigt. Der Zwang beſtehender Ver⸗ 
hältniſſe hatte jene Herabminderung in der Energie der Kriegführung 
zur Folge gehabt, die den Kabinettskriegen der vergangenen Zeit den 
Stempel aufdrückt. | 

Es war keineswegs immer Geringfügigkeit ber politiſchen Zwecke, 
die den Kraftaufwand verminderte. In dem großen Ringen um das 
Erbe des erloſchenen ſpaniſchen Zweiges der Habsburger, mit dem das 
Jahrhundert begann, ſtanden die größten politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Werte der damaligen Staatenwelt in Europa und über See 
im Einſatz. Die Heere, welche Prinz Eugen und Marlborough führten, 
zählten nach Hunderten von Bataillonen und Eskadrons. Nicht weil 
dieſen Feldherren der Wille zu einer großen Entſcheidung gefehlt hätte, 
ſondern weil die Beſchaffenheit der Kriegsmittel ihrer Zeit ihnen Schran⸗ 
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ken ſetzte, verſandete ihre Kriegführung trotz einzelner großer Erfolge 
immer wieder im Stellungskrieg. 

Die meiſten Heere wurden vorwiegend durch Werbung ergänzt, 
und Verluſte waren ſchwer zu erſetzen. Sie wurden hauptſächlich aus 
Magazinen verpflegt, und die Heeresbewegungen waren durch die Rückſicht 
auf dieſe gehemmt. Da die Magazine mit Vorliebe in feſten Plätzen 
angelegt wurden, ſpielte der Kampf um Feſtungen eine große Rolle; 
ſelbſt unbedeutende Orte hielten die Offenſive auf, wenn ſie Straßen 
oder Flußläufe für den Nachſchub ſperren konnten. Die Zeit für die 
Operationen war beſchränkt, denn im Winter, wo man nicht lagern 
konnte, wo die Pferde kein Futter fanden, wo der Zuſtand der Wege 
die Zufuhren erſchwerte, bezog man Ruhequartiere. Die taktiſchen 
Formen waren unbehilflich, und die noch unentwickelte taktiſche Manövrier⸗ 
fähigkeit führte meiſt zu frontalen Zuſammenſtößen. Die aus dem 
Streben nach Ausnutzung des Feuergewehrs hervorgegangene lineare 
Aufſtellung bedurfte geſicherter Flankenanlehnung, die ſie am leichteſten 
in feſten Stellungen fand. Auch die Schwerfälligkeit der Artillerie 
wies darauf hin, den Stellungskrieg und die Defenſive zu bevorzugen. 
Die Feldbefeſtigung wurde zu hoher Vollendung entwickelt. So war 
der Entſchluß zum Angriffe ſchwer, das Wagnis groß, das Ergebnis aber 
blieb oft gering. Sehr oft beſchränkte ſich der Erfolg, wie es die parallele 
Anlage der meiſten Schlachten mit ſich brachte, auf ein frontales Zurück⸗ 
werfen des geſchlagenen Teiles, der nach einiger Zeit wieder kampf⸗ 
bereit daſtand. Derartige Ergebniſſe aber ließen ſich oft auch oh ne den 
blutigen Einſatz, der bei der Ergänzung der Heere durch Werbung ſo 
ſchwer wog, erreichen. Der Verſuch lag nahe, den Gegner durch „Manöver“, 
durch Bedrohung ſeiner empfindlichen Flanlen und ſeiner Zufuhrſtraßen 
zur Aufgabe ſeiner Stellung zu veranlaſſen. Gelang es gar, ihm ſeine 
Magazine fortzunehmen, ſo konnte der Hunger und ſeine regelmäßige 
Folgeerſcheinung, die Fahnenflucht, ihm größeren Schaden tun als eine 
blutige Schlacht. So erſchien die blutige Entſcheidung nur als äußerſter 
Notbehelf berechtigt, und man lebte ſich in die Vorſtellung hinein, daß 
ein General, der die „Regeln der Kriegskunſt“ beherrſchte, die Bedeutung 
des „Manövers“ würdigen müſſe und immer erſt verſuchen werde, durch 
dieſes zum Ziele zu gelangen, ehe er es auf die Schlachtentſcheidung 
ankommen laſſe. 

Die matt geführten ſpäteren Kriege der erſten Hälfte des Jahr⸗ 
hunderts bildeten für ſolche Anſchauungen einen guten Nährboden. Ein 
gewiſſes Gleichgewicht der Kräfte hatte ſich in der europäiſchen Staaten⸗ 
welt gebildet. Die Streitigkeiten der Kabinette riefen weder nationale 
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Leidenſchaften auf den Plan, noch berührten ſie wirtſchaftliche Lebens⸗ 
fragen der Länder. Die beſchränkten Aufgaben der Kriegführung ließen 
ſich in der Tat oft ohne „das Wagnis einer Schlacht“ löſen. 

Dieſe Lehre verbreitete ſich um ſo leichter, je mehr ſie der menſch⸗ 
lichen Schwäche entgegenkam, und darin lag ihre große Gefahr. Sie 
hing der Halbheit und Entſchlußloſigkeit ein gelehrtes Mäntelchen um, 
ſie machte ſich auch dort breit, wo die zu löſende Aufgabe mit den 
Künſten der Manöverſtrategie nicht zu bewältigen war. Indem die 
Theorie die „Geſchicklichkeit“ des Feldherrn rühmte, der das Blutver⸗ 
gießen zu vermeiden wüßte, führte ſie, wie Clauſewitz ſagt, dahin, 
daß „Mangel an Entſchloſſenheit, Mut und Unternehmungsgeiſt, Furcht 
vor Verantwortlichkeit oft die Stelle wahrer Gegengewichte vertraten, 
wobei wir nur an Feldmarſchall Daun zu erinnern brauchen.“ 

Mitten in dies Zeitalter der Kabinettskriege mit ihren beſchränkten 
Zielen, der konventionellen Stellungs⸗ und Manöverſtrategie, fiel nun 
der ſiebenjährige Daſeinskampf Preußens gegen die zu ſeiner Nieder⸗ 
werfung verſchworenen Mächte. Die Strategie, die Friedrich der 
Große in dieſem Kriege anzuwenden hatte, mußte den beſonderen An⸗ 
forderungen ſeiner Lage entſprechen. Dieſe aber ſtellte den König 
vor eine Aufgabe, die weit ſchwerer war als die Aufgaben der Heer⸗ 


führer in den Kabinettskriegen der vorangegangenen Zeit, als noch 


ſeine eigene in den beiden erſten Schleſiſchen Kriegen geweſen war. 
Auch Friedrich der Große mußte mit den Zeitverhältniſſen rechnen. 
„Nous ne nous flattons pas assez, pour ne pas sentir que nous 


ne vivons pas dans le siécle des Césars“, ſchrieb der König Ende 


1756. „Tout ce qu'on peut faire mainte nant, c'est, je crois, 
d’atteindre au plus haut point de la médiocrité. Les bornes 
du siécle ne s’étendent pas puls loin.“ 1) Wenn feine Kriegführung 
aber auch an die begrenzten Mittel der Zeit gebunden war, ſo wurde 
ſein klares Auge doch nicht getrübt durch den Nebel der Schulmeinungen 
und Vorurteile der Zeit. Auf der Unabhängigkeit des Denkens, mit 
der er die Mittel ſeiner Zeit auf die jeweiligen Erforderniſſe ſeiner 
beſonderen Lage anwendete, beruht ſein Erfolg, in ihr liegt ſeine 
militäriſche Größe. 


Wie die politiſche und militäriſche Lage Preußens ſich im Laufe | 


der ſieben Jahre häufig verſchob, fo wechſelt auch die Strategie des 
Königs ihr Antlitz. Sie bedient ſich, wie er einſt geſchrieben hatte, 
„der Löwen⸗ und der Fuchshaut, eines um das andere“.?) Es finden 


1) Oeuvres XVIII, 103. 
2) General⸗Principia vom Kriege 1753, S. 76. 
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ſich Zeitabſchnitte, wo der König mit feinen Gegnern in den Winkel⸗ 
zügen des Poſitions⸗ und Manöverkrieges wetteifert und ſie darin 
übertrumpft. Den entſcheidenden Grundzug ſeiner Strategie aber bildet 
die entſchloſſene Abkehr von der herrſchenden Bevorzugung des Manövers, 
das Suchen der blutigen Entſcheiduug. Die Zertrümmerung der feindlichen 
Streitkräfte iſt ſein Ziel, wo immer die Ausſicht auf den Sieg winkt. 

Kein Zweifel, daß hieran das perſönliche Moment ſtarken Anteil 
hatte. Dieſer in zwei glücklichen Kriegen ſeiner Kraft bewußt gewordene, 
von Selbſtvertrauen erfüllte, kriegeriſche Feuergeiſt folgte ſeiner innerſten 
Natur. Seinem ſtürmiſchen Temperament ſagte es mehr zu, ſich aus 
ſchwierigen Lagen durch entſchloſſenen Angriff zu befreien, als eine 
Nerven und Kräfte langſam aufreibende Strategie des Hinhaltens durch⸗ 
zuführen. Er hat am meiſten gelitten, wo die Verhältniſſe ihm eine 
ſolche aufzwangen. | 

Den Ausſchlag aber gaben doch nicht perſönliche Neigungen und 
Charaktereigenſchaften. Es waren vielmehr zwingende Forderungen ſeiner 
Lage, triftige praktiſche Gründe, die den König dahin führten, grund⸗ 
ſätzlich die Schlachtentſcheidung zu ſuchen, wo er nur irgendwie auf 
Erfolg hoffen konnte. Aus der Beſchaffenheit ſeines Staates und aus dem 
Vertrauen auf die Leiſtungsfähigkeit ſeines Heeres ergab ſich ihm die 
Folgerung, „daß unſere Kriege kurz und vives ſein müſſen, maßen es 
uns nicht conveniret, die Sachen in die Länge zu ziehen.“) 

Man vergegenwärtige ſich die damalige geographiſche Lage und 
Grenzgeſtaltung Preußens. Oſtpreußen und die niederrheiniſch⸗weſt⸗ 
fäliſchen Lande waren unhaltbare Außenpoſten. Den Kern des Staates 
bildete die Mark Brandenburg mit Pommern und Magdeburg⸗Halber⸗ 
ſtadt; ein ſchmaler Landſtreifen bei Kroſſen verband dieſes Gebiet mit 
Schleſien. Von Süden trat die kurſächſiſche Grenze bis auf wenige 
Meilen an Berlin heran. Vorpommern nördlich der Peene war ſchwediſch. 
Dieſes von lauter offenen Grenzen umgebene, an natürlichen Hilfs⸗ 
quellen nicht eben reiche Gebiet, dem Oder und Elbe gegen den Haupt⸗ 
feind keinen Schutz gewährten, deſſen flache Landſchaft keine ſtarke Ver⸗ 
teidigungsſtellung darbot, deſſen Hauptſtadt unbefeſtigt war, ließ ſich 
gar nicht anders als durch eine offenſive Kriegsführung von größter 
Schlagfertigkeit behaupten. „Vous raisonnez en ministre“, ſchrieb der 
König nach der Schlacht bei Kunersdorf dem Staatsminiſter Fincken⸗ 
ſtein. „Comment voulez-vous que l'on fasse une guerre défensive et 
que Ton couvre Berlin qui est ouvert de tous cétés? Comment dé- 


1) General⸗Principia S. 183. 
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fendre les deux bords de la Spree, sans se battre?“ 1) Mußte dieſes 
Land gar auf mehreren Fronten verteidigt werden, fo konnte das erſt 
recht nicht durch einen langwierigen Poſitionskrieg geſchehen. Der 
König bedurfte vielmehr gegen den einzelnen Gegner raſcher und durch⸗ 
ſchlagender Entſcheidungen, wenn er nicht Gefahr laufen wollte, all⸗ 
mählich eingekreiſt und ſchließlich erdrückt zu werden. Die Kräfte ſeiner 
Heinen Armee vervielfältigte er durch eine Ausfallſtrategie, die mit 
kurzen Offenſivſtößen den einen Gegner ſo gründlich wie möglich ab⸗ 
ſchüttelte, um dann dem andern zu Leibe zu gehen. Daher der in fo 
auffälligem Gegenſatze zu der herkömmlichen Manövrierſtrategie ſtehende, 
zur „Bataille“ drängende Geiſt ſeiner Kriegführung, der den Zeitgenoſſen 
als waghalſige Mißachtung aller „Regeln der Kunſt“ erſchien, beſonders 
da Unglücksfälle nicht ausblieben, der aber mit immer neuen Schlägen 
ſeinen Feinden ſchließlich die Hoffnung auf ein Ermatten des preußiſchen 
Widerſtandes benahm. Wer denkt dabei nicht an Deutſchlands Lage 
im Weltkriege! 

Die Ermutigung, praktiſch ſo zu handeln, wie es ihm die Betrachtung 
der Lage ſeines Staates anriet, fand der König in dem Vertrauen auf 
ſeine noch nie geſchlagene Armee. Ihre Ausbildung in dem Jahrzehnt 
vor dem Kriege bevorzugte entſchieden die taktiſche Offenſive. Den 
Geiſt ihrer Führer, die Entwicklung der taktiſchen Formen, die Anlage 
der großen Truppenübungen, alles durchdrang der Angriffsgedanke. 
„Die ganze Force unſerer Truppen“, betonte der König, „beſtehet im 
Attaquiren, und wir würden thöricht handeln, wann wir ohne Urſache 
darauf renonciren wollten.“) 

Als Friedrich ſich nach langem Zögern Ende Auguſt 1756 entſchloß, 
den Angriff der ſich gegen ihn bildenden Koalition nicht abzuwarten, 
faßte er bei der vorgerückten Jahreszeit zunächſt ein beſchränktes Ziel 
ins Auge, die Beſetzung Sachſens und eines Grenzſtreifens von Böhmen. 
Für einen Angriff auf den öſterreichiſchen Hauptfeind war die not⸗ 
wendige Vorbedingung der Beſitz von Sachſen, das der König nicht 
wie 1744 unbezwungen in ſeinem Rücken laſſen durfte. Damit ſicherte 
er ſich eine ſehr günſtige Operationsbaſis für eine Offenſive gegen Oſter⸗ 
reich, insbeſondere den Nachſchub auf der Elbe. Zugleich gewann er 
für den Fall einer Defenſive gegen Oſterreich eine Gebirgsgrenze in 
ausreichender Entfernung von ſeinen Stammlanden und von Berlin, 
die es ihm wiederholt ermöglicht hat, hier durch ein ſchwaches Neben⸗ 


1) Politiſche Korreſpondenz XVIII, 11357. 
2) General⸗Principia, S. 159. 
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heer einen Verteidigungskrieg führen zu laſſen und dadurch Kräfte zum 
großen Schlage an anderer Stelle freizumachen. Die reichen Hilfsquellen 
des Landes bildeten eine Entſchädigung, wenn es nötig wurde, Oſt⸗ 
preußen zu räumen. Mit dieſem wertvollen Ergebnis hat der König 
ſich 1756 begnügt. Ein Winterfeldzug in Böhmen wäre wahrſcheinlich 
in ähnlicher Weiſe durch Verpflegungsſchwierigkeiten ins Stocken geraten, 
wie Napoleons Feldzüge im Winter 1806/1807 und 1812 ſtecken geblieben 
ſind. Die Operationspauſe kam auch den preußiſchen Rüſtungen zugute, 
und das kommende Jahr mußte Entſcheidungen bringen, in die es mit 
geſammelten Kräften einzutreten galt. 

Im Frühjahr 1757 beabſichtigte der König zunächſt, ſo lange er 
mit einem frühzeitigen Vorgehen der Franzoſen gegen ſeine rechte 
Flanke zu rechnen hatte, in der ſtrategiſchen Defenſive nördlich des Erz⸗ 
gebirges zu bleiben und im geeigneten Augenblicke aus dieſer günſtigen 
Stellung zum taktiſchen Angriffe vorzubrechen. Dann ſollte „jede 
Bataille, ſo wir liefern, ein großer Schritt vorwärts zum Verderben 
des Feindes werden“. Als ſich herausſtellte, daß der rechten Flanke für 
abſehbare Zeit keine Gefahr drohte, eröffnete ſich ihm die Ausſicht, 
einen entſcheidenden Schlag gegen ſeinen Hauptgegner zu führen, ehe 
dieſer von ſeinen Bundesgenoſſen Hilfe erhielt. Er beſchloß den kon⸗ 
zentriſchen Einmarſch in Böhmen, um dort die „Schlacht von Pharſalus“ 
zu ſchlagen, die „über das Geſchick der Reiche entſcheiden“ würde. Der 
im Gedankenaustauſche mit Schwerin und Winterfeldt entſtandene Feld⸗ 
zugsplan, auf Grund deſſen das preußiſche Heer im April 1757 in vier 
Kolonnen in Böhmen einrückte, nahm nicht von Anfang an ein Zu⸗ 
ſammendrängen der Oſterreicher in der Richtung auf Prag in Ausſicht, 
dieſes Ergebnis ſtellt ſich vielmehr als Schlußſtein einer mit höchſter 
Energie durchgeführten Kriegshandlung dar, die ſich überall den Um⸗ 
ſtänden geſchickt anzupaſſen, ſie in vollendeter Weiſe auszunutzen ver⸗ 
ſtand. Der Sieg bei Prag warf die feindliche Armee in die Feſtung 
hinein, die Kapitulation der Eingeſchloſſenen ſtand dicht bevor, es handelte 
ſich nur noch darum, das letzte Heer, das der Kaiſerſtaat zum Entſatze 
von Prag aufzubringen vermochte, zu ſchlagen. Dann hatte der König 
freie Hand, ſich gegen ſeine übrigen Gegner zu wenden, ja, er durfte 
hoffen, daß Oſterreich nach der Zerſchlagung ſeiner Kriegsmacht den 
Kampf aufgab. Seine Niederlage bei Kolin aber zerſtörte dieſe Ausſicht. 

Fortan ſtellt ſich die Kriegführung des Königs als eine Reihe 
offenſiver Ausfälle aus der ſtrategiſchen Verteidigung dar, in die er 
zurückgeworfen iſt, immer mit der Abſicht, durch einen vernichtenden 
Schlag die Gefahr auf der einen Front abzutun, um dann der anderen 
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Front Hilfe zu bringen. Gerade weil der König feine Offenſive nicht 
zu weit ausdehnen darf und mit dem Einzelgegner in beſchränkter Zeit 
abrechnen muß, ſucht er das Ergebnis von vornherein fo entſcheidend 
wie möglich zu geſtalten, ſchreitet er wiederholt unbedenklich zum Kampfe 
mit verwandter Front. Aber die räumliche und zeitliche Begrenztheit, 
der ausfallartige Charakter der preußiſchen Offenſivſtöße bringt es mit 
ſich, daß die Wirkungen oft nicht ſo weit reichen, wie es der taktiſche 
Schlachterfolg zu verſprechen ſchien, daß die Verfolgung in der Regel 
bald zum Stillſtande kommt. So muß der König nach ſeinem Siege 
über die Franzoſen und Reichstruppen bei Roßbach doch bald von ihnen 
ablaſſen, um nach Schleſien zu eilen. Dafür geſtaltete ſich der glänzende 
Sieg von Leuthen zu einem der größten Waffenerfolge der Kriegs⸗ 
geſchichte. Nur Trümmer des geſchlagenen feindlichen Heeres, kaum 
der vierte Teil der 90000 Mann, welche die Grenze überſchritten hatten, 
retteten ſich durch die Gebirgspäſſe nach Böhmen. 

Der Einmarſch des Königs in Mähren im Frühjahr 1758 ſtellt ſich 
wiederum als ein Offenſivſtoß mit beſchränktem Ziele dar. Es handelte 
ſich für ihn nicht darum, in Wien den Frieden zu diktieren. Ein Sieg 
über das Heer Dauns oder, wenn es dazu nicht kam, die Einnahme von 
Olmütz ſollte dem Könige die Möglichkeit geben, ſich mit einem Teil 
ſeines Heeres gegen die Ruſſen zu wenden, während die Oſterreicher 
in Mähren feſtgehalten wurden. Seine beiden Gegner blieben dann ſo 
weit voneinander getrennt, daß der König nicht zwiſchen zwei Feuer 
geriet. Obwohl es Daun gelang, die Abſichten des Königs zu vereiteln, 
und dieſer in Mähren weder die gewünſchte Schlacht fand noch Olmütz 
erobern konnte, ermöglichte Friedrich es durch ſchnelle und entſchloſſene 
Ausnutzung der inneren Linien, die Ruſſen bei Zorndorf zu ſchlagen, 
ohne daß ſie öſterreichiſche Hilfe erhielten, und ſich dann abermals 
gegen die in Sachſen eingerückten Oſterreicher zu wenden. Trotz der 
empfindlichen Schlappe, die ſich der König bei Hochkirch zuzog, wich 
der Gegner beim Eintritt der rauhen Jahreszeit wieder über das Grenz⸗ 
gebirge zurück. 

In dieſem Feldzuge tritt ſchon deutlich der für den ferneren Ver⸗ 
lauf des Krieges charakteriſtiſche Gegenſatz zwiſchen der die Entſcheidung 
ſuchenden Kriegführung des Königs und dem vorſichtigen und bedäch⸗ 
tigen Verfahren Dauns zutage, der in feſten, mit ſtarker Artillerie be⸗ 
ſtückten „Poſten“ die Angriffsabſichten Friedrichs zunichte macht. Der 
König ſelbſt hat in den „Reéflexions sur la tactique et sur quelques 
parties de la guerre“, die er am Schluſſe dieſes Jahres niederſchrieb, 
dem Geſchick der öſterreichiſchen Generale in der Auswahl und Be⸗ 
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feſtigung ihrer Stellungen Anerkennung gezollt. Er hat ſpäter in der 
Einleitung zu ſeiner Geſchichte des Krieges die Methode Dauns „un⸗ 
ſtreitig gut (sans contredit la bonne)“ genannt und in dem ſogenannten 
militäriſchen Teſtament von 1768 die Erwartung ausgeſprochen, daß 
die Oſterreicher auch in Zukunft den „Poſtenkrieg“, d. h. die Defenſive 
in feften Stellungen, bevorzugen würden, weil die Überlegenheit der 
preußiſchen Kavallerie und die Beweglichkeit der preußiſchen Infanterie 
ſie zwängen, das Flachland zu meiden. Dieſe Bemerkungen, bei denen 
er die öſterreichiſche Verteidigung und den preußiſchen Angriff gegenüber⸗ 
ſtellt und ihre Ausſichten prüft, ſind wohl zu verſtehen. Die Methode 
Dauns erſcheint ihm gut, weil fie fein eigenes, die Entſcheidung ſuchendes 
Streben oft mit Erfolg durchkreuzt hat. Daraus folgt aber nicht, daß 
für ihn ſelbſt eine die Entſcheidung ſuchende Kriegführung verwerflich 
geweſen wäre und irrige Bahnen gewandelt hätte. Der König zieht 
aus ſeiner Anerkennung des öſterreichiſchen Verfahrens nicht den Schluß, 
daß der Verſuch, dieſen Gegner zu ſchlagen, fortan ausſichtslos ſei. Im 
Gegenteil: „Comment engager une affaire, dira-t-on, avec des gens 
sie bien préparés? Serait-ce dons que ces troupes sie souvent battues 
seraient devenues invincibles? Assur&ment non; c’est de quoi 
je ne conviendrai jamais.“ Und im militäriſchen Teſtamente von 
1768: „Si malgré tant d’obstacles, une raison supérieure oblige d' affron- 
ter tant de hasards, il y a encore des ressources pour l’entre- 
prendre.“ Dieſe raison supérieure, ein höheres Gebot, vor dem die 
taktiſchen Bedenken zurücktreten mußten, war im Siebenjährigen Kriege 
durch die ſtrategiſche Geſamtlage gegeben. Er geht dann ſowohl 1758 
wie 1768 ausführlich auf die zur Überwältigung der feindlichen „Poſten“ 
(Poſitionen) dienlichen Mittel ein. Sie gipfeln in der grundſätzlichen 
Empfehlung des tief gegliederten, möglichſt umfaſſenden Flügelangriffs 
ſtatt der von ihm für die freie Ebene bei einigermaßen gleichen Kräften 
bisher bevorzugten „generalen Affaire“ (Parallelſchlacht), ſowie in der 
ſchon 1758, beſonders aber 1759 einſetzenden gewaltigen Vermehrung 
der ſchweren Artillerie, namentlich an Wurfgeſchütz, die dem preußiſchen 
Heere eine große Verſtärkung ſeiner Angriffskraft gab. 

Gelang es der Methode Dauns aber wirklich, den König zum Ver⸗ 
zicht auf den Angriff gegen die Höhenſtellungen ſeines Gegners zu be⸗ 
wegen, fo waren die Verbündeten Oſterreichs doch keineswegs geſonnen, 
dieſe Tätigkeit des öſterreichiſchen Heerführers mit ihrem rein negativen 
Ertrage „unſtreitig gut“ zu finden. Mußten fie doch Jahr um Jahr 
ſehen, wie das Heer derjenigen Macht, deren Politik dieſen Krieg herbei⸗ 
geführt hatte, ſich durch ſeine Stellungsreiterei freiwillig zur Unwirk⸗ 
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ſamkeit verurteilte und dem Könige damit freie Hand gab, ſich gegen 
ſeine übrigen Feinde zu wenden. 

Daß der König vom Jahre 1758 ab faſt ſeine geſamte Kraft ver⸗ 
wenden konnte, um zwei ſeiner Hauptfeinde, Oſterreich und Rußland, 
zu bekämpfen, während er ſich um den dritten mächtigen Gegner, Frank⸗ 
reich, fortan wenig zu ſorgen brauchte, iſt das große Verdienſt des Herzogs 
Ferdinand von Braunſchweig. Seine Leiſtung, bei der ihn ſein Sekretär 
Weſtphalen in hervorragender Weiſe unterſtützte, erſcheint in hellem 
Lichte, wenn man erwägt, daß die Franzoſen im Herbſt 1757 bereits 
die Saale überſchritten, Halberſtadt erreicht hatten, Magdeburg be⸗ 
drohten und bis an die Niederelbe vorgedrungen waren. In welche 
Lage der König geraten wäre, wenn die Heere dieſer Macht, die noch 
vor einem Menſchenalter die erſte Militärmacht Europas geweſen war, 
einer ſtarken Hand gehorchten, iſt ſchwer auszudenken. Der große Kehr⸗ 
aus, der ſie 1758 über den Rhein zurückwarf, ſobald Ferdinand den 
Oberbefehl über die „Alliierte Armee“ übernommen hatte, zeigt frideri⸗ 
zianiſchen Schwung. Wenn die Kriegführung des Herzogs in den 
folgenden Jahren oft das Bild der herkömmlichen Manöverſtrategie 
bietet, ſo iſt ſeinem Verfahren innere Berechtigung zuzuerkennen. Seine 
Aufgabe forderte nicht die ſchnellen Entſcheidungen, die der König in 
ſeiner eingeengten Lage brauchte. Durch Hinausſchieben eines Kampfes 
unter Ausnutzung der zahlreichen Fluß⸗ und Gebirgsabſchnitte des weſt⸗ 
lichen Kriegsſchauplatzes ließ ſich das Vorgehen ſeines dauernd an höfiſchen 
und perſönlichen Reibungen krankenden, ſeine Übermacht nicht gebrau⸗ 
chenden Gegners aufhalten, die eigene Kraft für den Zeitpunkt ſparen, 
wo die blutige Entſcheidung nicht länger vermieden werden konnte. Daß 
der Herzog ſie nicht ſcheute, wo die Mittel der Manöverſtrategie nicht 
mehr ausreichten, hat er oft genug bewieſen. 

Die Einleitung des Feldzuges von 1759 unterſcheidet ſich von der⸗ 
jenigen der drei vorangegangenen darin, daß der König zum erſten 
Male in dieſem Kriege ſeinen Gegnern die Initiative überläßt. Der 
defenſive Charakter, den ſeine Kriegführung, im großen betrachtet, ſchon 
ſeit Kolin trägt, tritt dadurch deutlicher hervor. Dieſe ſtrategiſche De⸗ 
fenſive aber iſt durchdrungen und belebt von dem Willen, bei erſter 
Gelegenheit die taktiſche Entſcheidung mit den Waffen herbeizuführen. 
Von ihr gelten die Sätze, die der König 1775 in den „Röflexions sur 
les projets de campagne“ niederſchrieb: „Une régle générale pour ces 
sortes de guerres est de ne jamais se borner à une défensive trop re- 
streinte, et surtout de ne point perdre de esprit “idée de changer, 
à la premiére occasion, la défensive en offensive.“ Und: „Ayez toujours 
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pour maxime de changer, sitöt que l’occasion se présente, la guerre 
en offensive de votre part; c’est oü doivent tendre toutes vos ma- 
noeu vres. 

Der Grund, weshalb der König in dieſem Frühjahr auf ein Vor⸗ 
gehen nach Böhmen oder Mähren verzichtete und das Herankommen 
der Gegner abwartete, war ſeine Hoffnung, die Oſterreicher würden, 
da ſie doch Schleſien zurückerobern wollten, trotz ihrer Vorliebe für 
Gebirge und Wälder endlich nicht umhin können, in die niederſchleſiſche 
Ebene hinabzuſteigen. „C'est alors que, obligés de quitter les postes“ 
(die Höhenſtellungen), „la force de leur ordonnance et l’attirail im- 
posant de leur canon se réduira & peu de chose. Si leur armée entre 
dans la plaine au commencement d'une campagne, leur témérité peut 
entrainer leur ruine totale.“ Dieſe Worte aus den Réflexions vom 
Dezember 1758 kennzeichnen Friedrichs Auffaſſung um dieſe Zeit. Der 
erfolgloſe Feldzug Dohnas gegen die Ruſſen und die Niederlage Wedels 
bei Kay nötigten den König dann, ſich zuerſt gegen dieſen Feind zu 
wenden, und die Kataſtrophe von Kunersdorf brachte ihn in die furcht⸗ 
barſte Lage ſeiner ganzen Feldherrnlaufbahn. Aber auch jetzt verließ 
den unerſchrockenen Kämpfer nicht die Klarheit des militäriſchen Urteils 
und die Feſtigkeit des Charakters, die ihm übereinſtimmend geboten, 
nicht das Geſetz von ſeinen Feinden anzunehmen. Aus dieſer Zeit 
ſtammt das angeführte Schreiben an den Miniſter Grafen Fincken⸗ 
ſtein, in dem der König den ſchwächlichen und ausſichtsloſen Gedanken 
eines defenſiven Hinhaltens unter Vermeidung ernſten Kampfes zurück⸗ 
weiſt. Als das völlige Verſagen Dauns trotz dringender Mahnungen 
des Hofkriegsrates dieſe in ſolcher Art nie wiedergekommene Gelegen⸗ 
heit, die preußiſche Macht „gänzlichen zu zernichten“, ungenützt ver⸗ 
ſtreichen läßt, wird der König alsbald wieder Herr der Lage. Solange 
er noch genötigt iſt, den Ruſſen an der Klinge zu bleiben, drängt er den 
Prinzen Heinrich, der in Sachſen den Oſterreichern gegenüberſteht, zu 
„kraftvollen Entſchlüſſen“. Sobald er ſelbſt in Sachſen eintrifft, beginnt 
der Gegner das Feld zu räumen. Obwohl ihm ſeine, nach dem bisherigen 
Verhalten Dauns verſtändliche Nichtachtung dieſes Gegners bei der 
Entſendung des Generals v. Finck nach Maxen noch einen böſen Streich 
ſpielt, endet das Kriegsjahr dennoch damit, daß trotz Kunersdorf die 
Wage beider Parteien im Gleichgewicht ſchwebt. 

Im Verlauf des nächſten Kriegsjahres 1760 tritt die auf die Feld⸗ 
ſchlacht abzielende Grundabſicht des Königs mit beſonderer Schärfe 
hervor. Nach einer Reihe ſchwerer Unglücksfälle, denen ſich noch zu 
Beginn des neuen Feldzuges die Vernichtung des Korps Fouqué bei 
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Landeshut anreihte, brachte ihm dieſes Jahr wieder zwei Siegestage. 
In den langen, von Märſchen und Manövern erfüllten Zeitabſchnitten 
vor und zwiſchen den Schlachten ſehen wir den König unausgeſetzt be⸗ 
ſtrebt, zum Kampfe zu gelangen, ſo ſchwer der Feind es ihm auch macht. 
Den ganzen Sommer über verfolgt er die Abſicht, Daun eine Schlacht 
zu liefern, die ihn von dieſem Gegner befreien ſoll, um dann gegen die 
Ruſſen zu marſchieren. Wiederum vereitelte Dauns Methode dieſen 
Plan. Im Auguſt trat ein, was der König hatte vermeiden wollen. 
Seine beiden mächtigſten Gegner gaben ſich ein Stelldichein in Schleſien, 
und jetzt endlich gewann, von Wien aus angefeuert, in der öſterreichiſchen 
Heeresleitung der Gedanke Kraft, die große Übermacht, über die man 
gebot, zur Angriffsſchlacht einzuſetzen. Der Sieg von Liegnitz rettete 
den König aus ſeiner ſchwer bedrohten Lage. Im Herbſtfeldzuge ſpielen 
ſich ähnliche Vorgänge wie im Sommer ab. Der König iſt eifrig be⸗ 
ſtrebt, die Waffenentſcheidung herbeizuführen, aber die Oſterreicher 
weichen ihm fortgeſetzt aus, bis Friedrich bei Torgau endlich zu dem großen 
Schlag ausholen kann, der den Krieg beendigen ſoll. Der blutig erkaufte 
Sieg vernichtete zwar nicht, wie es der König beabſichtigt hatte, das 
öſterreichiſche Heer, wohl aber den letzten Reſt von Zuverſicht und Selbſt⸗ 
vertrauen bei ſeinem Oberbefehlshaber. 

Im Feldzuge von 1761 ſah ſich der König noch einmal von einem 
gemeinſamen Vorgehen der Ruſſen und Ofterceicher bedroht. Eine 
Strategie des Hinhaltens, wie ſie Prinz Heinrich ihm anriet, wollte er 
nur in einem mit gleichen Kräften geführten Kriege gelten laſſen. In 
ſeiner jetzigen Lage aber müſſe er ſuchen, die eigene Kraft zu ver⸗ 
doppeln, indem er den einen Gegner abſchüttelte, um dann dem 
anderen entgegenzugehen. „Je n'entends pas cet art de se débarrasser 
de beaucoup d’ennemis, sans se dépétrer de force de ' un d’eux, et 
ceux qui ne veulent pas le laisser parvenir à quelque décision, ont le 
méme sort que le duc de Cumberland ou que le duc de Bevern ont eu. 
Je connais tous les hasards des batailles; malgré cela, Vous pouvez 
compter pour certain que je ne permettrai jamais que l’ennemi m’en- 
veloppe & son aise, mais que je le chercherai plutöt partout ou je le 
trouverai.“) 

So erblickte er auch diesmal den beſten Ausweg in einer bei vorteil⸗ 
hafter Gelegenheit zu liefernden Schlacht gegen die Oſterreicher. Eine 
öſterreichiſche Niederlage würde, wie er in Erinnerung an die Liegnitzer 
Tage meinte, auch das ruſſiſche Vorgehen zum Stillſtande bringen. 


1) Politiſche Korreſpondenz XX, 12957, 12995, 13101. 
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Loudon bot dem Könige freilich nicht die gewünſchte Gelegenheit, mit 
ihm geſondert abzurechnen, aber als ſich die beiden Verbündeten an⸗ 
geſichts des Lagers von Bunzelwitz miteinander vereinigt hatten, fanden 
ſie doch nicht den Entſchluß, gemeinſam die Entſcheidung zu ſuchen. 

Sechs Feldzüge hatten Oſterreich ſeinem Ziele nicht näher ge⸗ 
bracht. Der Tod der Kaiſerin Eliſabeth von Rußland änderte die Lage 
zu Friedrichs Gunſten. Der König ſah die ſchwerſte Gefahr von ſich ge⸗ 
nommen. Ein letzter Kraftbeweis, die Erſtürmung der Höhen von 
Burkersdorf und Leutmannsdorf, zeigte dem Hauptgegner noch einmal 
die Überlegenheit der preußiſchen Waffen. Entmutigt gab Maria Thereſia 
die Fortſetzung des Kampfes auf. 

Überblidt man den Geſamtverlauf des Krieges, fo tritt der böhmiſche 
Feldzug von 1757 als ſein Höhepunkt hervor. Die Kriegführung des 
Königs wandelt beim Einmarſche in Böhmen, indem ſie das feindliche 
Heer aufſucht, um die Waffenentſcheidung herbeizuführen, durchaus die 
Wege der ſchlachtenſuchenden Vernichtungsſtrategie der Neuzeit. In 
die ſtrategiſche Verteidigung zurückgeworfen, hält der König auch in 
ſeiner weiteren Kriegführung an der Abſicht feſt, die Schlacht zu wagen, 
wo ihm ein Erfolg möglich erſcheint, aber der Wille zur Schlacht, der 
ihn beſeelt, wird oft durch das entgegengeſetzte Streben Dauns ver⸗ 
eitelt, der die Schlacht ebenſo ſehr meidet, wie der König fie ſucht. Über- 
dies nötigt der zunehmende Kräfteverbrauch, die nachlaſſende Angriffs⸗ 
kraft eines großen Teiles der eigenen Armee den König, ſorgfältiger zu 
wägen, ehe er wagt, vorſichtiger die Bedingungen des Erfolges zu prüfen, 
haushälteriſcher mit dem Blut der Seinen umzugehen. So gewinnt 
der Stellungs⸗ und Manöverkrieg allmählich immer breiteren Raum, er 
füllt das ganze Kriegsjahr 1761, in dem es überhaupt zu keinem größeren 
Kampfe kommt, und gibt der Kriegführung in den letzten Feldzügen 
eine große äußere Ahnlichkeit mit der herkömmlichen Strategie der 
Tatenloſigkeit. 

Die Zeitgenoſſen, denen dieſes Zurückgleiten in die Bahnen der 
alten Schule als ein Beweis für die Richtigkeit der alten Regeln galt, 
erblickten darin ein Eingeſtändnis früher begangener Fehler. Der König 
hatte, ſo zeigten die „Kenner des Handwerks“, oft die blutige Entſcheidung 
angerufen, wo keine zwingende Notwendigkeit vorlag. Er hatte ſein 
Heer durch eine deſſen Kräfte überſteigende und verzehrende Kriegs⸗ 
weiſe ſchnell verbraucht. Schwerer Rückſchläge hatte es bedurft, um 
ihn von einem Spiel mit der Gefahr abzubringen, das Armee und Staat 
wiederholt bis dicht an den Rand des Abgrundes geführt hatte. Wie 
anders ſtanden die Heerführer da, die in weiſer Vorſicht und ſorgſamer 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXV. 2. 12 
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Okonomie der Kräfte ihre Armeen niemals einer Kataſtrophe ausgeſetzt 
und doch ihre Aufgaben glücklich gelöſt hatten: Herzog Ferdinand von 
Braunſchweig, dem es gelungen war, gegen ſehr überlegene franzöſiſche 
Streitkräfte Weſtdeutſchland zu decken und dem Könige einen mächtigen 
Feind vom Leibe zu halten; Prinz Heinrich, der mit einem ſchwachen 
Heere Jahre hindurch Sachſen verteidigt, die öſterreichiſche Hauptarmee 
und die Reichsarmee im Schach gehalten und mit geringem Verluſte 
bei Freiberg den letzten Sieg erkämpft hatte. Dieſe mit vergleichsweiſe 
kleinen Opfern errungenen Erfolge galten der Zeit nicht als Ausdruck 
einer geringeren Energie der Kriegführung, die auf dieſen Nebenkriegs⸗ 
ſchauplätzen gegen ſchwächliche Gegner für begrenzte, meiſt defenſive 
Aufgaben genügt hatte, ſondern als Triumph einer vergeiſtigten, die 
Kriegführung von roher Blutarbeit auf eine höhere Stufe erhebenden 
Kunſt. Überlegen erklärte der Prinz: „Mein Bruder wollte immer 
nur bataillieren. Das war ſeine ganze Kriegskunſt.“ Vollends die 
Epigonen gedachten nur mit berechneter Einſchränkung ihres Lobes der 
Kriegstaten Friedrichs „des Einzigen“. Weihrauch aber dampfte den 
Helden der Manöverſtrategie, „deren Arm den am Rande des Unter⸗ 
ganges oft ſtrauchelnden König hielt“. “) 

Nach der furchtbaren Aufklärung, welche der Krieg von 1806 brachte, 
begann eine zweite Periode in der Beurteilung der friderizianiſchen 
Strategie. Vor dem überwältigenden Eindruck der napoleoniſchen 
Erfolge, der alles vor ſich niederwerfenden Wucht dieſer auf ſcheinbar 
unerſchöpfliche Mittel geſtützten Kriegsweiſe erſchien die Vergangenheit 
klein, kaum einer genaueren Betrachtung wert. Als Clauſewitz die Lehre 
vom Kriege auf die in den Erfahrungen der napoleoniſchen Ara gegebene 
Grundlage ſtellte, trat auch für ihn vor allem der gewaltige Abſtand 
zwiſchen der neuen Zeit und dem 18. Jahrhundert hervor. Gegenüber 
dem blendenden neuen Lichte breitete ſich über die ganze vornapoleo⸗ 
niſche Periode ein Halbdunkel, in dem die Unterſchiede verſchwanden. 
Der Gegenſatz zwiſchen Friedrichs ſchlachtenſuchender Kriegführung 
und der ſchlachtenſcheuen Denkweiſe ſeiner Zeit, den die Mitlebenden 
und die nächſtfolgende Generation ſo ſtark empfunden, wenn auch mit⸗ 
unter falſch gewertet hatten, fand wenig Beachtung. 

Erſt in der neueren Zeit hat die Erſchließung der Kriegsakten und 
perſönlichen Zeugniſſe es ermöglicht, der Entſtehung der Entſchlüſſe ſo 
weit nachzugehen, als es menſchliches Erkenntnisvermögen gegenüber 


1) Lobrede des Oberſten v. Maſſenbach auf Herzog Ferdinand von Braun⸗ 
ſchweig, Denkwürdigkeiten der Militäriſchen Geſellſchaft IV, 43. 
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einer letzten Endes auf dem dunklen Untergrunde ſubjektiver Seelen⸗ 
regungen wurzelnden Geiſtestätigkeit vermag. Mit dieſem Vorbehalt 
vermögen wir der Strategie des Königs die rechte Stelle ſowohl im Ver⸗ 
hältnis zur Kriegstheorie ſeiner Zeit wie zur neueren Kriegslehre an⸗ 
zuweiſen. War das kennzeichnende Merkmal der Kriegführung des 
18. Jahrhunderts ihre Bevorzugung des Manövers vor der Schlacht, 
ſo tritt dagegen in der neueren Zeit die Feldſchlacht nach dem Worte 
von Clauſewitz auf den ihr gebührenden Platz als „der erſtgeborene 
Sohn des Krieges“, ohne daß deshalb das ſtrategiſche Manöver aus 
dem Arſenal des modernen Krieges verſchwunden wäre. Prüft man 
nach dieſem Maßſtabe die Anſchauungen und das Verhalten des Königs, 
ſo tritt die nahe innere Verwandtſchaft ſeines militäriſchen Denkens 
mit der neueren Kriegslehre klar zutage. „Der Charakter der heutigen 
Kriegführung“, ſchrieb 1869 General v. Moltke, „iſt bezeichnet durch das 
Streben nach großer und ſchneller Entſcheidung.“ Ebenſo ſtrebte 
Friedrich der Große danach, daß Preußens Kriege „kurz und vives“ 
ſeien. Aber nur wo die Kraft vorhanden iſt, die den Sieg hoffen läßt, 
kann das Streben zur Tat werden. Der König wurde durch die Be⸗ 
ſchränktheit ſeiner Hilfsmittel mit jedem Jahre ſtärker gehemmt, daher 
entſprach der wirkliche Verlauf ſeiner Feldzüge oft genug nicht ſeinen 
Zielen und Abſichten. Der Not gehorchend mußte er viel „manövrieren“, 
aber er ſuchte die Schlacht, wo immer er Ausſicht auf den Sieg ſah. 
Dieſe Zurückwendung zur Wahrheit des abſoluten Krieges ſtellt das 
Feldherrntum des Königs in Gegenſatz zu der Kriegslehre ſeiner Zeit 
und begründet ſeine Weſensverwandtheit mit der neueren Kriegführung. 
Seine in Zeit und Raum beſchränkte, an abgemeſſene Mittel gebundene 
und doch immer wieder dem höchſten militäriſchen Ziele, der Vernichtung 
der feindlichen Streitkraft, zuſtrebende Kriegführung ſteht hoch über der 
Manöverſtrategie der alten Zeit; aber ſie kann ſich, eingeengt von den 
„Schranken des Jahrhunderts“, noch nicht zu der elementaren Gewalt 
der napoleoniſchen Kriegsweiſe erheben, der die franzöſiſche Revolution 
jene Schranken ſchon hinweggeräumt hatte. 

Während die Strategie des Königs ſchon während des Krieges, 
namentlich aber in der Epigonenzeit, vielfach nicht verſtanden und ab⸗ 
ſprechend beurteilt wurde, fanden die Vorzüge der „preußiſchen Taktik“ 
allgemeine Anerkennung. Wie großen Anteil die überlegene taktiſche 
Manövrierfähigkeit der Preußen an ihren Erfolgen gehabt hatte, war 
leicht zu erkennen. Man begann alſo die Urſache des preußiſchen Waffen⸗ 
glücks in der preußiſchen Exerzierkunſt zu ſuchen. Das allgemeine Inter⸗ 
effe wandte fic der Vervollkommnung in den Evolutionen zu. Über der 
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eifrigen Beſchäftigung mit den formaltaktiſchen Einzelerſcheinungen aber 
verlor man ſich an dieſe, und es trübte ſich der Blick für die wahren 
Urſachen der preußiſchen Schlachterfolge. 

Sicherlich hatte die Weiterbildung der linearen Fechtweiſe, die ſich 
der König vor dem Siebenjährigen Kriege beſonders angelegen ſein 
ließ, gute Früchte getragen. Der Hauptwert dieſer Arbeit lag aber weniger 
in den einzelnen taktiſchen Formen und Bewegungen, die auf den preu⸗ 
ßiſchen Exerzierplätzen damals erprobt und eingeübt wurden, als in der 
durch fortgeſetzte Schulung erlangten Sicherheit und Schnelligkeit der 
Gefechtsentwicklungen und Bewegungen, die den Preußen auf dieſem 
Felde ein unbeſtrittenes Übergewicht über alle anderen Heere gaben. 
Der König vermochte Truppenmaſſen von der Größe eines heutigen 
Armeekorps mit derſelben Pünktlichkeit zu lenken wie ein einzelnes 
Bataillon. Hatte er ſo die günſtigſte Angriffsrichtung gewonnen, ſo ver⸗ 
bürgte das gefürchtete Schnellfeuer und der unwiderſtehliche Bajonett⸗ 
angriff der Infanterie, die Wucht der feſtgeſchloſſenen Reiterattacken 
den Sieg. „Marchiret Ihr, ſo kommet Ihr durch ihre Geſchwindigkeit 
dem Feinde vor. Attaquiret Ihr einen Wald, ſo forciret Ihr den Feind 
aus ſolchen. Steiget Ihr mit ihnen Berge heran, ſo werdet Ihr die⸗ 
jenigen wegjagen, welche ſolche defendiren. Gebrauchet Ihr euch des 
Schießgewehrs, ſo iſt es eine Maſſacre. Laſſet Ihr die Kavallerie agiren, 
jo wird der Feind niedergehauen und deſtruiret.“ ) 

Alle dieſe Vorzüge aber kamen erſt zur Geltung in der Hand einer 
guten Führung. Mit ſeinem ſicheren, durch die Praxis des Friedens 
wie des Krieges geſchärften Blick für das Gelände und mit faſt immer 
treffender Beurteilung des Gegners brachte der König ſeine Armee 
meiſtens in der einfachen Form des gewöhnlichen treffenweiſen Ab⸗ 
marſches nach rechts oder links in die gewollte Front, aus der ſie dann 
den Angriff, wie ſie ihn auf dem Exerzierplatz erlernt hatte, unter ſtetem 
Vorwärtstragen des Feuers mit ungeſtümer Tapferkeit durchführte. Von 
einem kunſtvollen taktiſchen Manövrieren vor dem Angriff iſt ſelten die 
Rede. Nur bei Leuthen, wo die Armee flügelweiſe in vier Kolonnen — 
die beiden Kavallerieflügel außen, die beiden Infanterieflügel innen — 
anrückte und dann durch Abbiegen der Spitzen des erſten und zweiten 
Trefffens, die innerhalb jeder Kolonne aufeinander folgten, den treffen⸗ 
weiſen Abmarſch herſtellte, gab fie eine Paradeprobe ihrer Manövrier⸗ 
gewandtheit. Verfolgt man im übrigen die lange Reihe der Schlachten 
des Siebenjährigen Krieges, ſo iſt die Ahnlichkeit der Anmärſche und 
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Entwicklungen ſo groß, daß man verſucht iſt, von einem Schema zu 
ſprechen. Die Übereinſtimmung liegt in der häufigen Wiederkehr der 
wenigen klaren, keineswegs künſtlichen Formen, die vor dem Feinde 
überhaupt nur zur Anwendung kamen, die aber der König mit dem 
„coup d'oeil“ des geborenen Führers vollkommen dem jedesmaligen 
Gefechtszweck und Gelände anzupaſſen wußte, während die Truppen 
ſeinen Befehlen mit der ihnen anerzogenen muſterhaften Ordnung und 
Geſchwindigkeit nachkamen. 

Wie Friedrich der Große in ſeiner Strategie ſeine Streitkräfte in 
ihrer Wirkung auf den Feind zu vervielfachen wußte, ſo war auch ſeine 
Schlachtentaktik darauf angelegt, die Überzahl, mit der er kämpfen 
mußte, nicht zur Geltung kommen zu laſſen. Das Mittel dazu bot ihm 
ſeine „ſchräge Schlachtordnung“. 

Die meiſten Schlachten der beiden erſten Schleſiſchen Kriege waren, 
im großen betrachtet, Frontalkämpfe geweſen, und ſie hatten ſich auf 
vorwiegend ebenem Gelände abgeſpielt, wo die Vorzüge der preußiſchen 
Ausbildung zu voller Geltung kamen. Auch das Zahlenverhältnis war 
meiſt nicht ungünſtig geweſen. Die überlegene Angriffskraft der preu⸗ 
ßiſchen Truppen war überall in ſo glänzendem Lichte hervorgetreten, 
daß der König unter ſonſt gleichen Bedingungen von ihnen allemal den 
Sieg erwartete. Setzte ihm der Feind nicht eine gar zu große Übermacht 
entgegen, machte er den Angriff durch die Stärke ſeiner Stellungen 
nicht allzu ſchwer, ſo wollte er auch in Zukunft Parallelſchlachten ſchlagen 
und frontal auf der ganzen Linie angreifen. „Les batailles sont des 
actions générales oi toute l'armée s’engage avec celle de l'ennemi; 
c’est ce que j’appelle affaires de rase campagne, à cause qu'elles n’ont 
rarement lieu que dans des terrains ouverts. C'est dans ces occasions-la 
ou il ne faut point marchander l’ennemi, se former promptement, 
marcher tout de suite & lui en ligne paralléle de son front.“ 
Go ſchrieb Friedrich noch 1755, kurz vor Ausbruch des Siebenjährigen 
Krieges.“) Aber er jah voraus, daß der Gegner ihm fo vorteilhafte 
Kampfbedingungen nicht mehr bieten, ſondern die Ebene meiden und 
dafür die „affaire de poste“, den Stellungskampf, bevorzugen würde. 
Er machte ſich darauf gefaßt, überlegene feindliche Streitkräfte in ſtarken 
Stellungen angreifen zu müſſen, eine Aufgabe, deren Schwierigkeit die 
Schlacht bei Soor gezeigt hatte. In den 1753 an die Generale ausge⸗ 
gebenen „General⸗Principien vom Kriege“ beſpricht der König die 
„Bataillen en rase campagne ganz im Einklange mit der angeführten 
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Außerung von 1755. Er verlangt, daß ſie „general“ ſeien, d. h. daß der 
Feind auf der ganzen Linie angegriffen werde. Dieſem für die Ebene und 
für einigermaßen gleiche Kräfte beſtimmten Verfahren aber ſtellt er für 
die „affaire de poste“ ein anderes gegenüber, das es ermögliche, den 
Feind auch „mit inegaler Force“ zu ſchlagen. „Schwache Armeen müſſen 
coupirte und bergichte Länder ſuchen, weil alle Terrains darin enge 
ſeind, ſo daß die ſtärkere Zahl des Feindes, wenn er damit nichts über⸗ 
flügeln kann, ihm unnütz und zuweilen ſelbſt zur Laſt wird.. In 
dieſen Gelegenheiten iſt es, wo Meine oblique Ordre de Bataille 
ſehr nützlich angewandt werden kann, denn man refuſiret den Feind 
einen Flügel und man verſtärkt denjenigen, welcher attaquiren ſoll. Mit 
letzteren thut Ihr alle Eure Efforts auf einen Flügel des Feindes, welchen 
Ihr in die Flanke nehmet. Eine Armee von 100000 Mann, wann ſie 
in der Flanke gefaßt wird, kann durch dreißigtauſend Mann geſchlagen 
werden, denn die Affaire decidiret ſich ſodann geſchwinde.“ ) 

Im Verlauf des Siebenjährigen Krieges hat ſich dem Könige keine 
einzige Parallelſchlacht mehr geboten, wie er ſie „en rase campagne“ 
bei einigermaßen „egaler Force“ ſchlagen wollte. Auch dort, wo der 
Gegner eine große Entſcheidung in offenem Gelände annahm, wie bei 
Leuthen, waren die preußiſchen Streitkräfte denen der Feinde zahlen⸗ 
mäßig ſo unterlegen, daß auch hier nur die „ſchräge Schlachtordnung“ 
nach den Regeln der „General⸗Principien“ Ausſichten auf den Sieg 
gewährte. In faſt allen Schlachten des Siebenjährigen Krieges wieder⸗ 
holt ſich ihr Grundgedanke: Flankenangriff mit verſtärktem Angriffs- 
flügel und verſagtem Reſerveflügel. Der zum Angriffe beſtimmte Flügel 
wurde durch ein Vortreffen, die ſogenannte „Attaque“, verſtärkt, bis 
Torgau meiſt Grenadier⸗Bataillone; auf dieſem Flügel wurde die Maſſe 
der Kavallerie vereinigt; ſchwere Artillerie wurde ihm beigegeben, um 
zuſammen mit dem Feuer der Bataillonsgeſchütze der Infanterie den 
Weg zu bahnen. Den anderen Flügel aber hielt der Heerführer zurück, 
um ſich eine Reſerve für die Wechſelfälle der Schlacht zu ſichern und 
nicht alles auf einmal zu verausgaben, wie es in der alten, in zwei 
Treffen ausgerichteten, auf der ganzen Linie zum Angriff ſchreitenden 
Schlachtordnung der Fall geweſen war. Die Bedeutung des Zufalls 
wurde dadurch eingeſchränkt. Indem die Armee durch Rechts⸗ oder Links⸗ 
abmarſch eine ſchräg zur feindlichen laufende Front gewann, kam beim 
Vorgehen der eine Flügel früher als der andere an den Feind. Während 
es ſich aber in einer zuſammenhängenden Schlachtlinie ſchwer verhindern 
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ließ, daß auch der anfangs zurückgehaltene Flügel ins Feuer geriet, 
ſobald der Angriffsflügel erſt auf Widerſtand geſtoßen war, gewähr⸗ 
leiſtete die ſogenannte Echelonattacke, d. h. die Staffelung mit Tiefen⸗ 
abſtänden, beſſer die Zurückhaltung des Flügels, der verſagt werden 
ſollte. Sie ſicherte zugleich die Flanke, und ſie erleichterte der Truppe 
ihre Aufgabe, denn das Vorgehen in Staffeln zu einem oder ein paar 
Bataillonen war leichter als das Avancieren in den großen zuſammen⸗ 
hängenden Schlachtfronten. 

Aber nur dann war Ausſicht, daß eine Übermacht durch einen 
ſchwächeren Angreifer geſchlagen werden könne, wenn es gelang, den 
Stoß der Hauptkräfte gegen die ſchwache Stelle der linearen Ordnung, 
die Flanke des Gegners, zu richten und dort eine örtliche Überlegenheit 
herzuſtellen. Die Kunſt, womit der königliche Feldherr ſeine kleine, aber 
bewegliche Armee in die Flanke des Gegners warf und dieſe eindrückte, 
ehe es dem an Zahl überlegenen, aber ſchwerfälligeren Feinde gelang, 
ſeine Front zu verändern, machte es ihm möglich, ſo gar keine Rückſicht 
auf die Stärke der feindlichen Heere zu nehmen; denn die Niederlage | 
des allein angegriffenen Flügels riß gewöhnlich auch den Reit der linear 
aufgeſtellten Truppen des Gegners in die Verwirrung hinein. Traten 
nicht beſonders ungünſtige Umſtände dazwiſchen, ſo ſtand immer ein 
großer Erfolg in Ausſicht. Es beſtand Ausſicht auf Siege, wie fie der 
König brauchte, vernichtende Schläge, die das feindliche Heer zertrüm⸗ 
merten, da dieſes von der Flanke her aufgerollt und in einer Richtung 
zurückgeworfen wurde, die es von ſeinen Verbindungen und Rückzugs⸗ 
linien abſchnitt, wenn möglich gegen ein Hindernis drängte, das ihm zum 
Verderben werden mußte. Dieſes Beſtreben kennzeichnet, wenn man von 
eigenartigen Verhältniſſen abſieht, wie ſie ſich bei Loboſitz, Hochkirch und 
Liegnitz ergaben, die meiſten Angriffe des Königs im Siebenjährigen 
Kriege. Der Vernichtungsgedanke iſt das eigentliche Merkmal ſeiner 
Schlachtenleitung. „Ses tentatives sont toujours“, ſagt einer ſeiner Offi⸗ 
ziere, „de détruire entièrement l'armée & laquelle il a affaire, comme 
on !’a vu à Kolin, à Kunersdorf ot les Russes coururent grand risque 
d’étre culbutés dans l’Oder, et l’année suivante à Torgau.“ !) Wenn dem 
Wollen nicht immer das Vollbringen entſprach, fo hat doch ein neuerer 
Geſ chichtsforſcher treffend bemerkt: „Hier gilt das: In magnis voluisse sat 
est. Denn wie viele Beiſpiele kennt die Kriegsgeſchichte vor 1870, daß ein 
ganzes Heer zur Vernichtung oder Übergabe gebracht worden wäre?“) 

1) Warnéry, Campagnes de Fröderic II, ©. 343. f 

2) Koſer, Die preußiſche een im Siebenjährigen = Hiſto⸗ 
riſche Zeitſchrift, Bd. 92, S. 239ff. 
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Bei Prag umgeht der König den mit der Front nach Norden auf 
ſchwer zugänglichen Höhen öſtlich der Stadt ſtehenden Gegner von Often 
her, drückt ſeine rechte Flanke ein und wirft ihn in die Feſtung hinein 
und gegen die Moldau. Auf der Kleinſeite von Prag, weſtlich des Fluſſes, 
verſperrt die Armee des Feldmarſchalls Keith den Ausweg, ein Ent⸗ 
weichen flußaufwärts ſoll das oberhalb von Prag an den Fluß vor⸗ 
geſchobene und zum Uferwechſel beſtimmte Korps des Fürſten Moritz 
von Anhalt verhindern. Bei Kolin will der König die Armee Dauns, 
die auf den Höhen ſüdlich der Kaiſerſtraße eine feſte Stellung einge- 
nommen hat, wiederum von Oſten umfaſſen und gegen die Teichniede⸗ 
rung der Beczvarka drängen. Bei Leuthen umfaßt er das weſtlich von 
Breslau ſtehende Heer des Prinzen Karl von Lothringen von Süden, 
alſo von der Seite ſeiner nach dem Gebirge führenden Rückzugsrichtung, 
und ſucht es gegen die Feſtung Breslau und die Oder zu drängen. Bei 
Zorndorf haben die Ruſſen, nachdem der von Norden kommende König, 
ihr Heer völlig umkreiſend, die Angriffsrichtung von Süden her ge⸗ 
wonnen hat, den moraſtigen Taleinſchnitt der Mietzel im Rücken. Bei 
Kunersdorf hätte eine Niederlage ſie in die Oder geſprengt. Bei Torgau 
hofft der König, wie er ſeinen Generalen vor der Schlacht erklärt, daß 
der Feind „entweder in die Elbe geſprengt oder gefangen werden und 
dadurch der Krieg, den wohl jedermann überdrüſſig wäre, einmal ge⸗ 
endigt werden würde.“) Von Südweſten kommend, umgeht er mit 
ſeinen Hauptkräften Dauns Heer durch die große Dommitzſcher Heide 
weſtlich Torgau und greift es von Norden her an, während Zieten dem 
Feinde von Südweſten her in den Rücken fallen ſoll. Gegen die enge 
Feſtung und die Elbe gedrängt, ſoll das öſterreichiſche Heer vernichtet 
werden. „Aus allen dieſen Schlachten, die Friedrich dem Großen ge⸗ 
glückt oder mißglückt ſind, geht das Beſtreben hervor, von vornherein 
eine Flanke oder vielleicht auch den Rücken des Feindes anzugreifen, 
ihn womöglich gegen ein unpaſſierbares Hindernis zu drängen und dann 
durch Umfaſſung eines oder zweier Flügel zu vernichten.“) 

Bei Torgau führte der König zum letzten Male ſeine Armee in 
rangierter Schlacht zum Siege. Die größeren Kämpfe des letzten Kriegs⸗ 
jahres, ſowohl das Treffen von Burkersdorf wie der Sieg des Prinzen 
Heinrich bei Freiberg, gehören dagegen unter die damals ſogenannten 
Poſtenkämpfe. In dem gebirgigen, von tiefen Tälern durchſchnittenen, 

zum großen Teil von Wald bedeckten Gelände, in dem ſich dieſe Kämpfe 


1) Journal Gaudis. 
2) Graf Schlieffen, Cannae, Geſammelte Schriften I, 35. 
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abſpielten, ließ ſich die zuſammenhängende Schlachtordnung nicht auf⸗ 
rechterhalten, es ergaben ſich von ſelbſt Einzelgefechte und getrennte 
Kampfgruppen, deren Zuſammenwirken der Oberbefehlshaber durch die 
von ihm den Unterführern geſtellten, der allgemeinen Abſicht dienenden 
Aufgaben regelte. Ahnliche Geländeverhältniſſe beeinflußten auf dem 
weſtdeutſchen Kriegsſchauplatz, beſonders im heſſiſchen Berglande, viel⸗ 
fach den Charakter der Operationen und der Gefechtsführung. In 
ſolchen Kämpfen mußten die ſtarren Linien und die einheitlichen ge⸗ 
ſchloſſenen Angriffe der Lineartaktik einem freieren Verfahren Platz 
machen. Hier war daher der rechte Ort für die „leichten Truppen“ und 
ihre feſter Schulformen entbehrende Kampfweiſe, das zerſtreute Gefecht. 
Seine erſten Träger waren in der preußiſchen Armee die Freibataillone. 

Die preußiſche Armee beſaß beim Beginn des Krieges, abgeſehen 
von dem kleinen Jägerkorps, eine leichte Infanterie überhaupt nicht. 
Geringſchätzig ſpricht der König in ſeinen Lehrſchriften vor dem Kriege 
über die Kroaten und Panduren, die er in den beiden erſten Schleſiſchen 
Kriegen kennen gelernt hatte. Die Zahl der Freibataillone, die er in 
den erſten Jahren des Krieges errichten ließ, blieb lange unverändert. 
Während der drei Feldzüge 1758, 1759 und 1760 beſtanden deren, ab⸗ 
geſehen von einem Bataillon bei der Alliierten Armee, nur 10, die ſich 
noch dazu auf die drei Kriegsſchauplätze in Sachſen, Schleſien und Pom⸗ 
mern verteilten. Sie kamen ſchon infolge ihrer geringen Zahl trotz 
einzelner ehrenvoller Kämpfe für Gefechtszwecke kaum in Betracht und 
waren auch nicht dazu beſtimmt, in der Schlachtentaktik eine Rolle zu 
ſpielen. Ihre Tätigkeit beſchränkte ſich auf Vorpoſtendienſt, Marſch⸗ 
fiherung, Bedeckung der Bagage, Beitreibungen, kleinen Krieg uſw. 
Erſt in den letzten Jahren, als der Gegner ſich der Feldſchlacht fort⸗ 
geſetzt entzog, dafür der Poſtenkrieg an Bedeutung gewann und in den 
langen Zeiträumen des Abwartens und Hinhaltens die Tätigkeit der 
leichten Truppen das Feld beherrſchte, kam es auch bei der preußiſchen 
Armee zu einer ſtarken Vermehrung der Freibataillone und ſonſtigen 
Freikorps, wie ſie auf dem weſtdeutſchen Kriegsſchauplatz durch ähn⸗ 
liche Urſachen ſchon früher hervorgerufen worden war. Der größte 
Teil dieſer Neuformationen blieb bei der Armee des Prinzen Heinrich 
in Sachſen und hat dort, wenn die Armee auch auf dieſe in Eile zu⸗ 
ſammengerafften, kaum ausgebildeten, ſchlecht disziplinierten Truppen 
herabſah, immerhin auch bei Kämpfen im Armeeverbande, ſo bei Frei⸗ 
berg, eine Rolle geſpielt. Der König hatte zwar keineswegs im Sinne, 
an der bewährten Ausbildung und Fechtweiſe ſeiner Linieninfanterie 
etwas zu ändern; aber er wollte ihr die furchtbaren Einbußen erſparen, 
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welche der erſte Angriff fo oft und noch zuletzt bei Torgau gekoſtet hatte. 
Er war entſchpſſen, hierzu nicht mehr die Grenadier⸗Bataillone zu ver⸗ 
wenden, ſondern die „Frei⸗ Bataillone oder andere ſchlechte Bataillons, 
auf die man allenfalls ſelber feuern kann“. „Der erſte Angriff muß 
ſtets als verloren angeſehen werden.“ Beim Sturm auf die Schanzen 
von Leutmannsdorf hatte das Freiregiment Wunſch, eines der beſten 
dieſer Gattung, die „erſte Attaque“. Im militäriſchen Teſtamente von 
1768 ſagt der König vom Angriff auf feſte Stellungen: „Je donnerois 
la première attaque à des bataillons francs, je les ferois monter sans 
ordre à la d&bandade et tiraillant, pour qu’attirant sur eux le 
feu des ennemis les troupes réglées puissent l’aborder en meilleur 
ordre.“ Ahnlich in den „Grundſätzen der Lagerkunſt und Taktik“ von 1770. 

Es waren erſte Anfänge ſpäterer Entwicklungen, wie ſie noch aus⸗ 
geprägter auch auf dem weſtdeutſchen Kriegsſchauplatze um dieſe Zeit 
hervortraten. Die von der Militärliteratur der Franzoſen längſt emp⸗ 
fohlene, auch in ihr Reglement aufgenommene Kolonnenform paßte 
ſich der unregelmäßigen Geländebildung des dortigen Kriegsſchauplatzes 
vortrefflich an. Ihren Linientruppen eilten die zahlreichen buntſcheckigen 
Freiſcharen der „Volontaires“, unterſtützt von den brigadeweiſe zu⸗ 
ſammengezogenen Elitekompagnien der Infanterie, Grenadieren und 
Chaſſeurs, durch das bewaldete Bergland voraus, und ſo fanden ſich 
hier ſchon die Grundſtoffe zuſammen, aus denen eine ſpätere Zeit eine 
neue Taktik entwickeln konnte. 

Noch aber war es nicht fo weit. Die Lineartaktik ſtand auf der 
Höhe ihrer Erfolge. In der preußiſchen Armee hatte man ſie zu einer 
bisher unerreichten Leiſtungsfähigkeit ausgebildet. In der Tat zeigen 
gerade die Kämpfe der letzten Kriegsjahre, ſo Burkersdorf, daß die Fecht⸗ 
art der preußiſchen Infanterie unter kriegserfahrenen Führern eine be⸗ 
wundernswerte Biegſamkeit und Unabhängigkeit von der Exerzier⸗ 
platzſchablone erlangt hatte, die ſich mit jedem Gelände abzufinden 
wußte. Nichts verrät die Pedanterie, welche die verbildete und über⸗ 
feinerte Revuetaktik der Epigonenzeit kennzeichnet. 

Die inneren Triebkräfte, welche der preußiſchen Taktik Leben gaben, 
waren ſchwerer zu erkennen als ihre äußeren Formen. Bis in die neueſte 
Zeit ſind ſie Gegenſtand ſehr verſchiedener Urteile geweſen. Schlag⸗ 
worte, wie „Söldnerheer“ und „Volksheer“, „Drill“ und „Erziehung“ 
haben dazu beigetragen, die Erkenntnis der geſchichtlichen Wahrheit zu 
erſchweren. Welcher Geiſt in dieſem Heere herrſchte, mit dem ſo Großes 
ausgerichtet wurde, an deſſen Spitze der König ſieben Jahre lang faſt 
das ganze bewaffnete Europa im Schach hielt, das wird ſich am beſten 
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beurteilen laſſen, wenn die Frage geprüft iſt, aus welchem Stoff die 
Armee zuſammengeſetzt war, weſſen Herz unter dem blauen Rock ſchlug. 
Auch in dieſer Beziehung ſind die größten Abweichungen des Urteils zu 
verzeichnen. Auf der einen Seite das Zerrbild des Franzoſen Guibert, der 
die Landeskinder, den wertvollſten Teil der Armee, einfach vergißt: „Les 
troupes.... n'y sont point citoyennes, elles y sont, plus qu'en aucun 
autre pays, un assemblage de stipendiaires, de vagabonds, d’étrangers, 
que l’inconstance ou la nécéssité améne sous les drapeaux, et que la dis- 
cipline y retient.‘‘1) Auf der anderen Seite die gleichfalls zu weit gehende 
Behauptung, daß „bei Endigung des Siebenjährigen Krieges die mehreſten 
Regimenter nur aus Einländern beſtanden,“ oder daß die Armee gar ſchon 
am Ende des zweiten Feldzuges, um die Zeit der Schlacht bei Leuthen, 
faſt national geweſen ſei, „da gegen Ende des beſagten zweyten Jahres 
neun Zehntel der geworbenen Ausländer tot oder deſertirt waren.“) 
Die Armee hatte beim Regierungsantritt des Königs zu einem 
Drittel aus Ausländern beſtanden, ſie zählte im Jahre 1740 unter 76000 
Mann deren faſt 26000.) Friedrich II. erhöhte die Ausländerzahl aus 
volkswirtſchaftlichen Gründen und um die Kantoniſten als eine ſichere 
Hilfsquelle für Kriegszeiten aufzuſparen. Nach den Feſtſetzungen von 
1742, die in die ſpäter gedruckten Reglements übergingen, ſollte jede 
Kompagnie zwei Drittel Ausländer und nur ein Drittel Landeskinder 
haben. Dies erwies ſich aber als undurchführbar, die hohen Koſten der 
Werbung, welche die Kapitäns aus den Gebührniſſen der Beurlaubten 
beſtreiten mußten, ſtanden dem entgegen. In den 1748 niedergeſchrie⸗ 


1) Essai général de tactique (1772) I, Préliminaire, S. 101. Auch D. H. 
v. Bülow, Kritik des Feldzugs in Deutſchland im Jahr 1806 (1808), S. 159, 
behauptet, die Armee Friedrichs des Großen habe zu Ende des Siebenjährigen 
Krieges „beinahe aus lauter Ausländern, freiwilligen und gezwungenen“, beſtanden! 

2) Mirabeau⸗Mauvillon, Von der Preußiſchen Monarchie IV, S. 68 und 78. 

3) (v. Berenhorſt), Betrachtungen über die Kriegskunſt I, S. 211. Ahnlich 
Tempelhof I, S. 284. Dieſe Angaben wiederholt die neuere Literatur (Graf 
Lippe⸗Weißenfeld, Jähns u. a.). 

4) Oeuvres II, S. 1 und 2. Damit ſtimmt Friedrichs Bemerkung im Anti- 
Macchiavell (1739) überein, nie dürfe die Zahl der Fremden im Heere die der 
Landeskinder überſteigen, Oeuvres VIII, S. 100 und 101. Die Generalliſten 
geben von 1740 ab die Zahl der monatlich eingeſtellten Landeskinder und Aus⸗ 
länder an, wobei die Zahl der Ausländer erheblich größer iſt. Daraus darf man 
aber nicht auf den vorhandenen Stand an Mannſchaften ſchließen, die ſtärkere 
Einſtellung von Ausländern entſpricht nur dem ſtärkeren Abgange bei dieſen, 
teils infolge Deſertion, teils infolge Ablaufs ihrer gewöhnlich auf 6 Jahre lautenden 
Kapitulation (Werbungs⸗ Reglement von 1732). | 
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benen Principes généraux de la guerre und in feinem politiſchen Teſtament 
von 1752 gibt der König ſelbſt die Zahl der Kantoniſten auf die Hälfte, 
nicht mehr auf ein Drittel an. Die erhaltenen Stammrollen und ſonſtigen 
Liſten aus den 1750er Jahren zeigen übereinſtimmend, daß die Zahl 
der Landeskinder in den Regimentern ſogar bedeutend größer war 
als die der Ausländer.!) Nur ſehr wenige Regimenter, die keine eigenen 
Kantons hatten, machten eine Ausnahme.) 

Zur Gewinnung eines richtigen Bildes von der inneren Zuſammen⸗ 
ſetzung der Truppe iſt auch zu berückſichtigen, daß die ſogenannten „Aus⸗ 
länder“ größtenteils Deutſche waren, welche die Regimenter nament⸗ 
lich „im Reich“, d. h. im Süden und Weſten Deutſchlands, in Köln, 
Frankfurt, Nürnberg, auch in den Hanſeſtädten, in Danzig uſw. an⸗ 
geworben hatten, und daß beſonders in Kriegszeiten der Name des großen 
Preußenkönigs viel gutes Soldatenblut unter die preußiſchen Fahnen 
führte. Sodann verſtand man unter „Ausländern“ keineswegs bloß die 
außerhalb der preußiſchen Grenzen angeworbenen Rekruten, ſondern 
alle nicht auf Grund der Kantonpflicht, ſondern freiwillig Eingetretenen, 
aljo die Kinder der kantonfreien Städte (z.B. Berlins) und der kanton⸗ 
freien Gewerbe, z. B. der Wolleninduſtrie, ferner die bei der Kompagnie 
geborenen Soldatenſöhne, endlich die wegen Unſicherheit ſtrafweiſe zu 
Ausländern erklärten, bei der Fahne behaltenen und in den Stamm⸗ 
rollen gleich den wirklichen Ausländern „rot geſchriebenen“ Kantoniſten. 

Gleich zu Beginn des Siebenjährigen Krieges erfolgte eine Ver⸗ 
mehrung der Einländerzahl durch die Einftellung der doppelten Über- 
kompletten, ſodann im Frühjahr 1757 durch eine Verſtärkung der In⸗ 
fanteriekompagnien um 30 Mann, die ſämtlich den Kantons entnommen 
wurden. Nun traten die ſchweren Verluſte der blutigen großen Schlachten 
ein, dazu kam ein ſtarker Abgang durch Fahnenflucht, beſonders bei 
Heeresteilen unter ſchwacher Führung und bei verſagender Verpflegung, 
z. B. 1757 beim Rückzuge des Prinzen von Preußen nach der Lauſitz 
und bei der Armee des Herzogs von Bevern in Schleſien. An den Ver⸗ 
luſten dieſer zweiten Gattung waren natürlich vor allem die Ausländer 


1) Beiſpiele: Einländer Ausländer 
1756 Infanterie⸗Regiment Fürſt Moritz (Nr. 22, Stargard). 1025 649 
1755 Füſilier⸗Regiment Markgraf Heinrich (Nr. 42, Frankenſtein) 1056 598 


1752 Leibkarabinier⸗Regiment (Nr. 11, Rathenow). . 451 341 
1753 Dragoner⸗Regiment Holftein-Gottorp (Nr. 9, Rieſenburg) 469 344 
- 1750 Huſaren⸗Regiment Wechmar (Nr. 6, Pleß ß 895 205 


2) So hatte 1756 das Füſilier⸗Regiment Jung⸗Braunſchweig (Nr. 39, Königs⸗ 
berg i. N.) 393 Einländer, 1261 Ausländer (dabei viele Braunſchweiger). 


— 
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beteiligt. Das Regiment Prinz von Preußen (Nr. 18) hat von 1756 
bis 1764 971 Mann durch Deſertion verloren. Unglaublich war der 
Deſertionsverluſt bei den Regimentern ohne eigene Kantons. Das 
Füſilier⸗Regiment Jung⸗Braunſchweig (Nr. 39) verlor durch Fahnen⸗ 
flucht von 1756—1763 27 Unteroffiziere, 29 Spielleute, 1650 Gemeine! 
Die Ausländerwerbung durch die Truppen beſchränkte ſich im Kriege 
nicht bloß dadurch, daß ein großer Teil der Werbeplätze im Reiche preu⸗ 
ßiſchen Werbern jetzt verſchloſſen war, ſondern vor allem, weil den 
Truppen die Geldmittel für die Werbung fehlten. Konnten die Kapitäns 
in Friedenszeiten deren Koſten doch nur deshalb beſtreiten, weil ſie für 
10 Monate des Jahres die Gebührniſſe der für dieſe Zeit beurlaubten 
Einländer bezogen; im Kriege aber gab es keine Beurlaubten. Hieraus 
folgte ein weiteres Anwachſen der Einländerzahl beſonders innerhalb 
derjenigen Truppenteile, die große Verluſte gehabt hatten. 

Allerdings trat an die Stelle der von den Truppen geworbenen 
Ausländer eine andere, neue Klaſſe des Erſatzes: die den Regimentern 
gelieferten Rekruten, die der König in großen Maſſen in Sachſen, Mecklen⸗ 
burg, Anhalt, Thüringen ausheben ließ und den Truppen je nach Bedarf 
zuwies. Sie deſertierten auch, wo ſie konnten, aber ſie wurden immer 
wieder durch neue Aushebungen erſetzt. Die oſtpreußiſchen Regimenter, 
deren Erſatzbezirke ſich in ruſſiſcher Gewalt befanden, verloren allmäh⸗ 
lich durch dieſen ſchlechten Erſatz ganz ihren Provinzialcharakter. 

Nach den erſten Feldzügen fand noch alljährlich eine Auswechslung 
der Gefangenen ſtatt. Im Frühjahr 1758 kehrten aus öſterreichiſcher 
Gefangenſchaft nicht weniger als 529 Offiziere, 11958 Unteroffiziere 
und Gemeine zurück, hauptſächlich Gefangene von Kolin, und der Ab⸗ 
gang infolge dieſer Schlacht wurde damit zum guten Teil wieder aus⸗ 
geglichen. Ebenſo kehrten im folgenden Winter die Gefangenen von 
Hochkirch zurück und traten wieder in Reih und Glied. Aber mit dem 
Jahre 1759 hörte dies auf, da die Oſterreicher erkannten, wie wertvoll 
die Rückgabe der alten Offiziere und Soldaten für den König war. Die 
bei Maxen in Gefangenſchaft geratenen Truppenteile mußten beinahe 
neu errichtet werden. Daraus ergab ſich wieder eine ſehr ſtarke Re⸗ 
krutierung in einzelnen Bezirken, während andere Regimentskantons 
geſchont blieben. Obwohl der König mehrfach einen Ausgleich herbei⸗ 
führte, indem er Abgaben von Rekruten einzelner Kantons an andere 


Regimenter befahl, wurde die Bevölkerung doch von der Wehrpflicht 


ſehr ungleichmäßig betroffen. Das Regiment Prinz von Preußen 
(Nr. 18) hat, obwohl es bei Prag, Breslau, Leuthen, Zorndorf, Hoch⸗ 
kirch, Torgau, Burkersdorf kämpfte, von 1756—1763 überhaupt nur 
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1229 Mann aus ſeinem Kanton eingeſtellt. Auch beim Regiment Alt⸗ 
Braunſchweig (Nr. 5) bedurften die Kompagnien durchſchnittlich im 
Jahre nicht über 20—30 inländiſche Rekruten. Bei anderen Truppen⸗ 
teilen waren die Ziffern dagegen viel höher. Allgemein mußte jetzt die 
Vorliebe für große Leute zurücktreten. Das Regiment Markgraf Karl 
(Nr. 19), das im Jahre 1756 nur 32 Mann unter 5 Fuß 7 Zoll hatte, 
zählte im Jahre 1762 993 Mann von 1—6 Zoll, die man im Frieden 
gar nicht eingeſtellt haben würde. Die Verſchiebung innerhalb des 
Mannſchaftsſtandes war bei manchen Regimentern ſo groß, daß ſie einer 
völligen Erneuerung nahe kam. So wird berichtet, daß das Regiment 
Linden (Nr. 26) beim Wiedereinmarſch in Berlin 1763 nur noch etwa 
50 alte Soldaten gezählt habe, die 1756 mit ausmarſchiert waren. Den 
Geſamtabgang während des Krieges berechnet das Regiment Prinz 
von Preußen auf 3768 Köpfe, einſchließlich 54 Offiziere. Bei den Re⸗ 
gimentern ohne Kantons war er natürlich noch größer. Das Füſilier⸗ 
Regiment Jung⸗Braunſchweig hatte im ganzen 4474 Köpfe Abgang 
gehabt, was einer dreimaligen Erneuerung entſpricht. Als der Krieg zu 
Ende ging, beſtanden die meiſten Infanterie⸗ und Kavallerie⸗Regimenter 
zum weitaus größeren Teil aus Landeskindern. Bei der Kavallerie, wo 
der Abgang geringer war, hatten ſich auch viele altgediente Ausländer 
gehalten. Die Huſaren ergänzten ſich im Kriege faſt nur durch freiwillige 
Werbung. Man ſah bei ihnen nicht auf die Größe, das ungebundene Leben, 
der Schmuck der Uniform zog eine Menge junger Leute an. Der durch 
ganz Deutſchland verbreitete Ruf der hervorragenden Reiterführer, deren 
ſich die preußiſchen Huſaren erfreuten, eines Zieten, Werner, Kleiſt, 
Belling und anderer, führte ihnen den beſten Erſatz zu.“) Die meiſten 
Regimenter beſtanden ebenfalls in überwiegender Zahl aus Landeskindern. 
Die Freibataillone und ſonſtigen Freikorps waren dagegen Ausländer⸗ 
formationen, die Deſerteure annahmen, Gefangene einſtellten und be⸗ 
ſonders in den letzten Jahren viel übles Gelichter enthielten. 

Im Februar 1763 zählte nach den vorliegenden genauen Liſten 
aller Truppenteile unter den Gemeinen 
die Infanterie 69806 Landeskinder, 9148 Sachſen, 29420 Ausländer, 
die Kavallerie . 27767 Pr 1628 „ 6793 u 
die Feldartillerie 5448 5 257 „ 413 A 


zuſammen 103021 Landeskinder, 11033 Sachſen, 36626 Ausländer. 
1) Die Stammrollen des Huſaren⸗Regiments Belling vom Frühjahr 1761 


führen Angehörige aller Stände auf, auch eine Anzahl Studenten, darunter ſehr 
viele junge Leute von 16—18, ſogar von 14 und 15 Jahren. 
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Namentlich der Erſatz der Kernregimenter, mit denen der König ſeine 
Schlachten gewann, die er immer wieder dorthin mitnahm, wo die Ge⸗ 
fahr am größten war, ijt ein ganz überwiegend nationaler geweſen. !) 
„Setze ich mich vor meine Pommern und Märker,“ ſprach er dankbar 
aus, „und habe ſchon die Hälfte meiner Monarchie verloren, nur ſelbſt 
den Kopf nicht..., fo jage ich den Teufel aus der Hölle!“ Und zu einer 
Abordnung der pommerſchen Ritterſchaft ſagte er nach dem Kriege: 
„Ich liebe die Pommern wie meine Brüder, ... denn fie find brave 
Leute, die mir jederzeit in Verteidigung des Vaterlandes ſowohl im 
Felde als zu Hauſe mit Gut und Blut beigeſtanden haben.“ Dieſe Leute 
wußten, daß ſie Hof und Herd verteidigten, ſie ſahen zu ihrem Könige, 
der zugleich ihr Feldherr war, in ſelbſtverſtändlicher Treue und mit 
feſtem Vertrauen empor, und ſie ſtanden feſt in dem ihnen von Kindes⸗ 
beinen eingepflanzten alten Bibelglauben. In den Bataillonen, die 
in den Schrecken der Nachtſchlacht von Hochkirch tapfer zuſammen⸗ 
hielten, war ein ſehr guter, damals wie heute unentbehrlicher „Drill“, 
dem regelmäßig auch die Rekruten in den Winterquartieren unterworfen 
wurden, aber dieſer allein hätte nicht bewirkt, daß die Mannſchaft 
ihre Soldatenpflicht auch tat, wo die Verhältniſſe die gewohnte Führung 
ausſchloſſen. Dieſen Geiſt in den Truppen trotz des Beiſatzes wider⸗ 
williger Ausländer lebendig erhalten zu haben, iſt ohne Frage das Ver⸗ 
dienſt der Offiziere geweſen, die damit die höchſte Aufgabe ihres Berufes 
gelöſt haben. 

Überwog ſchon, wie wir ſahen, in der Mannſchaft die Zahl der 
Landeskinder durchaus, jo war das Offizierkorps mit gewiſſen Aus⸗ 
nahmen (Artillerie, Ingenieure, leichte Truppen) faſt ganz dem inlän⸗ 
diſchen Adel entnommen. Die Gliederung der Stände, die im Lande 
den Gutsherrn über den Gutsuntertan ſtellte, wiederholte ſich in der 


1) Beiſpiele: | 
Markgraf Karl (Nr. 19, Berlin) 1530 Landeskinder, 94 Sachſen, 308 Ausländer 


Forcade (Nr. 23, Berlin). . . 1337 1 129 „ 157 „ 
Zeuner (Nr. 1, Berlin) . . 1723 1 84 „ 138 „ 
Bevern (Nr. 7, Stettin) . . 1570 Pe 184 „ 157 „ 
Hülſen (Nr. 21, Halberſtadt) . 1839 N 73 „ 129 „ 
Seydlitz⸗Küraſſier (Nr. 8, Ohlau) 823 1 43 3 98 „ 
Bayreuth⸗Dragoner (Nr. 5, Pa⸗ | 
jewall). so we we ees 1616 A 50 „ 255 „ 
Zieten⸗Huſaren (Nr. 2, Berlin). 1224 50 „ 255 


Es ſind keineswegs Höchſtzahlen, fender beſonders bekannte Regimenter 
gewählt. 
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Armee. Die militäriſche Difziplin erſchien beiden Teilen als natürliche 
Fortſetzung des ihr ganzes Leben von Jugend auf beſtimmenden Ver⸗ 
hältniſſes der Überordnung und Unterordnung. Aber die Vorgeſetzten⸗ 
ſtellung des Offiziers verpflichtete, und wie die Offiziere ihre Führer⸗ 
pflicht verſtanden haben, das zeigen die Verluſtliſten ſo vieler Schlachten. 
Durch die Opfer, die der preußiſche Adel in dieſen ſchweren Jahren für 
das Vaterland darbrachte, hat er ſich ein Denkmal immerwährenden 
Ruhmes errichtet. „In dem Feuer des Siebenjährigen Krieges“, ſchrieb 
1903 ein neuerer Forſcher, „iſt das feſte Band geſchmiedet worden, das 
Krone und Adel in Preußen noch heute aneinander feſſelt.“ !) Der 
König ſchätzte die Geſamtzahl der während des Krieges gefallenen und 
verſtorbenen Offiziere auf über 1500. Schon 1757 klagte er: „Meine 
Generale nehmen den Acheron im Galopp.“ In den vier Jahren 1756 
bis 1759 ſind nicht weniger als 33 preußiſche Generale vor dem Feinde 
gefallen oder ihren Wunden erlegen, eine gewaltige Ziffer für die da⸗ 
malige kleine Armee. 

Solche Zeiten und ſolche Opfer ließen ſich nicht vergeſſen. Ihr 
Andenken wirkte wie ein Vermächtnis der gefallenen Helden an die Nach⸗ 
kommen, und dies Erbe hatte länger Beſtand als die äußere Form des 
friderizianiſchen Staates. Als dieſe ein Menſchenalter ſpäter zerbrach, 
da zeigte ſich, welche fortwirkende moraliſche Kraft in der Erinnerung 
an die Taten der Väter lag. Sie gab dem neuen Geſchlecht Zuverſicht 
und Stärke, ſich jener wieder wert zu zeigen. 

Von dem ſiebenjährigen Daſeinskampfe Preußens gegen alle Groß⸗ 
mächte des Kontinents wendet ſich der Blick zu dem mehr als vierjährigen 
Ringen des deutſchen Volkes gegen die Feindſchaft des ganzen Erdballs. 
Von jener Höhezeit preußiſcher Geſchichte, die hart und ſchwer auf dem 
damaligen Geſchlecht laſtete, aber dem rückſchauenden Auge im Glanze 
des Erfolges verklärt erſcheint, hinab in das dunkle Tal der von uns 
durchlebten Schickſalswende! Der Vergleichspunkte bieten ſich manche. 
Über allen Ahnlichleiten und Unterſchieden aber ſteht um ſo leuchtender 
das beherrſchende Moment: das Heldentum eines großen Königs, 
Staatsmannes und Feldherrn. 


1) O. Hintze, Geiſt und Epochen der preußiſchen Geſchichte, Hohenzollern⸗ 
Jahrbuch 1903, S. 83. 


II. 


Being Heinrich und die Vorgeſchichte der Erſten 
Teilung Polens. 


Von 
Guſtav Berthold Volz. 


In der Vorgeſchichte der Erſten Teilung Polens hat Prinz Heinrich, 
der Bruder Friedrichs des Großen, eine entſcheidende Rolle geſpielt. 
Auf Einladung der Zarin Katharina II. verbrachte er den Winter 1770/71 
am Petersburger Hofe, und als er von dort im Februar 1771 heim⸗ 
kehrte, wußte er ſeinen Bruder, den König, davon zu überzeugen, daß 
die Stimmung am ruſſiſchen Hofe für den Gedanken der Teilung günſtig 
ſei. Daraufhin beauftragte dann Friedrich den Grafen Solms, ſeinen 
dortigen Vertreter, mit dieſem Vorſchlage einer Teilung Polens an 
den Leiter der ruſſiſchen Politik, Graf Panin, heranzutreten. 

So war das Ergebnis der bisherigen Forſchung. ) Durch einige 
Atktenſtücke aus den ruſſiſchen Archiven, die, obwohl ſeit langen Jahren 
veröffentlicht, dennoch den Forſchern entgangen waren, ſcheint dasſelbe 
in Frage geſtellt, wenn nicht ganz über den Haufen geworfen. Nach 
dieſen Zeugniſſen iſt die Einladung an den Petersburger Hof von dem 
Prinzen Heinrich ſelbſt veranlaßt worden, und zwar, wie Forſt⸗Battaglia, 
der die Aufmerkſamkeit auf dieſe Urkunden gelenkt hat, behauptet, mit 
Vorwiſſen des Königs. Die ganze Einladung ſei eine „Komödie“ ge⸗ 


1) Vgl. Koſer, „Geſchichte Friedrichs des Großen,“ Bd. 3, S. 303ff. (Stutt⸗ 
gart und Berlin 1913) und „Aus der Vorgeſchichte der Erſten Teilung Polens“ 
(Sitzungsberichte der Kgl. Preuß. Akademie der Wiſſenſchaften, Jahrg. 1908, 
S. 286ff.); Volz, „Prinz Heinrich von Preußen und die preußiſche Politik vor 
der Erſten Teilung Polens“ (Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen 
Geſchichte, Bd. 18, S. 151ff.), „Die Vie privée und die ältere Literatur über den 
Prinzen Heinrich von Preußen“ (ebenda, Bd. 19, S. 432 ff.), „Friedrich der Große 
und die Erſte Teilung Polens“ (ebenda, Bd. 23, S. 71 ff.), und „Die auswärtige 
Politik Friedrichs des Großen“ („Deutſche Rundſchau“, September 1921, S. 287ff.). 
Das Verdienſt, die Bedeutung der Rolle des Prinzen Heinrich zuerſt erkannt zu 
haben, gebührt Adolf Beer („Die Erſte Teilung Polens“, Bd. 2, S. 59; Wien 1873). 
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weſen, und der Zweck der „Komödie“: „der Zarin die Initiative (für 
die polniſche Teilung) aufzuhalſen“. Als dann am 8. Januar 1771 
Katharina II. in einer Abendgeſellſchaft zum Prinzen Heinrich von der 
leichten Beute ſprach, die in Polen für jedermann zu holen ſei, da ſei 
„das Loſungswort“ zur Teilung gefallen, „von ruſſiſcher Seite, ganz 
wie es der Preußenkönig gewollt und vorbereitet hatte“.) | 

Seinen Mittelsmann, durch den er den Wunſch der Einladung 
nach Petersburg gelangen ließ, hatte der Prinz um „die Bewahrung 
des ſtrengſten Geheimniſſes“ gebeten, „um ihn“, wie er wörtlich ſagt, 
„vor dem Könige nicht zu compromittieren, der ſicher nichts davon wüßte“. 
Wußte alſo Friedrich tatſächlich nicht darum? oder war es, entſprechend 
der Annahme Forſt⸗Battaglias, ein abgekartetes Spiel zwiſchen Friedrich 
und dem Prinzen Heinrich? Das iſt der Kern der Frage. Von ihrer 
Beantwortung hängt es ab, ob wir die bisher geltende Anſicht über die 
Politik des Königs zu revidieren haben oder nicht. 

Gehen wir nunmehr auf die näheren Einzelheiten der Vorgeſchichte 
der Teilung ein. 

Die Einladung der Zarin knüpfte an den Beſuch des Prinzen am 
ſchwediſchen Hofe an, der im Sommer 1770 erfolgte. Schon zweimal, 
1764 und 1768, hatte ſeine Schweſter, Königin Ulrike, die ſeit ihrer 
Vermählung mit König Adolf Friedrich im Sommer 1744 die Heimat 
nicht wieder geſehen hatte, um ſeinen Beſuch gebeten. Beide Male 
war ſie abſchlägig beſchieden, und zwar „aus politiſchen Rückſichten“; 
1764 berief ſich König Friedrich in ſeiner ablehnenden Antwort geradezu 
auf die „ruſſiſche Eiferjucht”.?) Und auch jetzt wandte er ſich zunächſt 
an Rußland, um ſich des Einverſtändniſſes des ruſſiſchen Hofes zu ver⸗ 
ſichern. Am 31. Dezember 1769 ſchrieb er an Solms, er beabſichtige, 
im kommenden Jahre den Prinzen nach Stockholm zu entſenden, „um 
der Königin Ulrike Anſichten einzuflößen, die mehr mit ihren wirklichen 
Intereſſen übereinſtimmen“; das Wiederſehen mit ihr ſei nur ein „Vor⸗ 
wand“. Hoffentlich habe man in Petersburg nichts dagegen einzu⸗ 
wenden.) Tags darauf, am 1. Januar 1770, ſchrieb Heinrich der Schweſter, 


1) Vgl. Forſt⸗Battaglia, „Eine unbekannte Kandidatur auf dem pol⸗ 
niſchen Thron. Landgraf Friedrich von Heſſen⸗Kaſſel und die Konföderation 
von Bar“ (Heft 3 der „Schriften zur europäiſchen Geſchichte ſeit dem Mittel⸗ 
alter“, Bonn und Leipzig 1922), S. 28 und 30. 

2) König Friedrich an Ulrike, 17. Juli 1764, 2. Oktober 1768 und 8. Oktober 
1770: „Politiſche Korreſpondenz Friedrichs des Großen“ (zitiert: P. K.), Bd. 23, 
435f.; 27, 368f.; 30, 180. 

3) Vgl. P. K. 29, 276f. 
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er hoffe, ſie im kommenden Sommer zu beſuchen; er ſei des Einver⸗ 
ſtändniſſes des Königs ſicher. Sie ſolle ihm eine oſtenſible Antwort 
ſenden, die er überall zeigen könnte, und dem König e „daß 
Du mich wiederzuſehen wünſchſt“. ) 

Worin beſtanden die „Rückſichten“ auf Rußland? Welches waren 
die Beweggründe für die Entſendung des Prinzen nach Stockholm? 

Das Beſtreben der Ruſſen ging dahin, wie Polen, ſo auch die 
nordiſchen Reiche ihrer Machtſphäre einzuverleiben. Sie rangen auf 
ſchwediſchem Boden mit Frankreich um den beherrſchenden Einfluß. 
So ſchied ſich auch das Land in zwei Parteien, eine ruſſiſche und eine 
franzöſiſche. Der Hof, mit der letzteren im Bunde, ſtrebte die Ver⸗ 
faſſung von 1720, welche die Vorrechte der Krone einſchränkte, zu be⸗ 
feitigen. Auf dem eben jetzt, im Winter 1769/70, zu Ende gehenden außer⸗ 
ordentlichen Reichstag hatte die franzöſiſche Partei, allerdings vergeblich, 
eine Anderung der Verfaſſung zugunſten der Krone beantragt.) 

König Friedrich hatte ſich den inneren Kämpfen in Schweden fern⸗ 
gehalten. Seine 1764 mit Rußland abgeſchloſſene Allianz verpflichtete 
ihn nur ganz allgemein zur Aufrechterhaltung der ſchwediſchen Ver⸗ 
faſſung: gemeinſam mit dem ruſſiſchen Geſandten ſollte ſein dortiger 
Vertreter gegen die franzöſiſche Partei arbeiten. Für den Fall, daß 
dieſe „Kooperation“ erfolglos blieb und der Umſturz der Verfaſſung 
drohte, behielten ſich beide vertragſchließenden Mächte nähere Ver⸗ 
einbarungen vor.) Mit anderen Worten: für König Friedrich kam 
bisher nur die diplomatiſche Unterſtützung der Petersburger Regierung 
in Frage, und verſchärfte ſich die Lage der Dinge im Norden, ſo war 
auf dem Wege der Verhandlung mit Rußland Abrede über das weitere 
Vorgehen zu treffen. Alſo abgeſehen von gewiſſen Rückſichten, die 
Friedrich gegen ſeinen Bundesgenoſſen üben mußte, blieb im weſent⸗ 
lichen ſeine Handlungsfreiheit gewahrt. Entſcheidender Wandel erfolgte 
aber im Jahre 1769 mit der Erneuerung der ruſſiſchen Allianz. 

Bei Ausbruch des ruſſiſch⸗türkiſchen Krieges, Ende 1768, hatte der 
König geglaubt, die Gunſt der Umſtände für die Verlängerung dieſer 
Allianz wahrnehmen zu ſollen.“) Um für die vertragsmäßig zu zahlenden 


1) Vgl. P. K. 29, 277 Anm. 1. | 

2) Vgl. P. K. 29, 585. Bekanntlich führte erſt der Staatsſtreich König 
Guſtavs III. drei Jahre ſpäter (1772) zum Erfolge. 

3) Vgl. den Article secret II des Vertrages von 1764 bei v. Martens, Recueil 
des traités et conventions conclus par la Russie, Bd. 6, S. 19ff. (Petersburg 1883). 

4) Vgl. für die Verhandlungen über die Verlängerung des Vertrages P. 
K. 27, 597; 28, 503f.; 29, 580. 
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Subſidien eine Entſchädigung zu erhalten, hatte er von der ruſſiſchen 
Regierung gefordert, den von Oſterreich ſtreitig gemachten Heimfall 
der Markgrafſchaften Ansbach und Baireuth oder eine entſprechende 
Entſchädigung — er dachte an einen Austauſch mit der Lauſitz oder 
Mecklenburg!) — ihm zu verbürgen. Rußland geſtand die Bürgſchaft 
zu, verlangte aber als Gegenleiſtung, daß ſich Friedrich zu einem Angriff 
auf Schwediſch⸗Pommern bereit erklärte, falls die ſchwediſche Verfaſſung 
von 1720 umgeſtürzt oder Rußland ſelbſt von Schweden angegriffen 
würde. Anfangs war der König nicht gewillt geweſen, eine Verpflichtung 
von ſolcher Tragweite auf ſich zu nehmen; ja, er hatte daran gedacht, 
ſtatt ſich mit Rußland weiter einzulaſſen, ein Bündnis mit Ofterreich 
einzugehen?.) Allein die Begegnung mit Kaiſer Joſeph II. in Neiße, 
im Auguſt 1769, war in dieſer Hinſicht ergebnislos verlaufen, und ſo 
hatte er ſich im Oktober 1769 entſchloſſen, den neuen Vertrag mit Ruß⸗ 
land zu unterzeichnen. 

Damit war die Stellung des Königs gegenüber den Ereigniſſen 
und inneren Kämpfen in Schweden eine ganz andere geworden. Alles 
kam für ihn darauf an, den Ausbruch einer offenen Kriſe, die für Preußen 
ſofort den casus foederis bedeutete, zu beſchwören. Er beſchloß alſo, 
ſeinen Einfluß auf die Königin Ulrike geltend zu machen und den Prinzen 
Heinrich mit dieſer Miſſion zu betrauen. Obwohl jetzt das preußiſche 
und das ruſſiſche Intereſſe Hand in Hand gingen, hielt er es für ratſam, 
das ruſſiſche Einverſtändnis zu Heinrichs Schwedenreiſe im voraus 
einzuholen. Damit erklärt ſich, daß er durch den Prinzen bei Ulrike auf 
eine offizielle Einladung nach Stockholm dringen ließ; denn bis dieſe 
eintraf, durfte er rechnen, die ruſſiſche Antwort in Händen zu haben, 
und je nach deren Ausfall war er imſtande, die Einladung für Heinrich 
anzunehmen oder auch abzulehnen. 

Schon am 19. Januar 1770 konnte Solms berichten, daß Panin 
ſich erfreut über den Gedanken der Reiſe des Prinzen nach Schweden 
geäußert habe und dem ſchönen „Plane“ des Königs vollen Erfolg 
wünſche.?) Damit waren alle Hinderniſſe beſeitigt. Am 4. Februar 
war der Bericht des Geſandten in Friedrichs Händen; tags darauf teilte 
er ihn feinem Bruder mit.“) Als nun am 6. Februar Ulrike förmlich 


1) Vgl. „Die Politiſchen Teſtamente Friedrichs des Großen“, herausgegeben 
von Volz, S. 210f. und 215 (Berlin 1920). 

2) Friedrich an den Kabinettsminiſter Graf Finckenſtein am (3.) un 1769: 
P. K. 29, 11f. 

3) Vgl. P. K. 29, 325, Anm. 2. 

4) Vgl. P. K. 29, 331f. 
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um Heinrichs Beſuch bat, ſtellte der König ihr dieſen in ſeiner Antwort 
vom 21. für den Auguſt des Jahres in Ausſicht, indem er bedeutungs⸗ 
voll hinzufügte: „Die Gründe, die ehedem dieſe Reiſe verhindert haben, 
beſtehen nicht mehr“.) Und ſofort erhielt auch der dortige preußiſche 
Geſandte Befehl, den Prinzen ſeinerzeit über die Hauptperſonen am 
Schwedenhof, über die Parteien und die Vorgänge auf dem letzten 
Reichstag zu orientieren.) Kaum in Stockholm angekommen, ging 
Heinrich ans Werk. Am 27. Auguſt meldete er ſeinem Bruder: „Nichts 
iſt leichter geweſen, als meine Schweſter zu dem Eingeſtändnis zu bringen, 
daß fie die ruſſiſche Zarin ſchonend behandeln müſſe“. ) | 

Doch wir find den Creigniffen voraufgeeilt. Am 5. Februar, ſahen 
wir, teilte König Friedrich bereits ſeinem Bruder die ruſſiſche Zuſtim⸗ 
mung zu ſeiner Schwedenreiſe mit, am 21. nahm er die mittlerweile 
eingelaufene offizielle Einladung der Königin Ulrike für den Prinzen 
an. In der Zwiſchenzeit hatte ſich Heinrich bereits mit feinem ruſſiſchen 
Mittelsmann wegen ſeiner Einladung nach Petersburg in Verbindung 
geſetzt. Dieſer Mittelsmann war Fürſt Dmitrij Alexejewitſch Golizyn, 
Sohn des Heerführers Fürſt Alexej. Er befand ſich im Februar 1770 
in Berlin!) auf der Durchreiſe nach dem Haag, wo er fein Amt als ruſſiſcher 
Geſandter antreten ſollte. Er war kein Fremdling in Berlin; ſchon das 
Jahr zuvor hatte er dort geweilt.5) Außerdem war er mit einem Mit- 
gliede der preußiſchen Hofgeſellſchaft, der Tochter des verſtorbenen Feld⸗ 
marſchalls Graf Schmettau, vermählt. So war er auch perſönlich dem 
Prinzen Heinrich bekannt, der ihn jetzt in fein Vertrauen zog.“) Über 
die ihm gemachten Eröffnungen erſtattete er dem Vizekanzler, Fürſt 
Alexej Golizyn, Meldung. Dieſer Bericht vom 20. Februar, den er 
mit Kurier abſandte, lautet in deutſcher Überſetzung: „Prinz Heinrich 
habe ihm geſagt, der König ſchicke ihn im Sommer nach Stockholm, 
um der Königin, ihrer Schweſter, friedliche Geſinnungen einzuflößen 


1) Vgl. P. K. 29, 353. 

2) Friedrich an Cocceji, 24. Februar 1770: P. K. 29, 358. Am 20. Juli 
bei Abreiſe des Prinzen wurde dieſer Befehl wiederholt (P. K. 30, 36f.). 

3) Vgl. P. K. 30, 123. 

4) Vgl. „Aus den Tagebüchern des Reichsgrafen Ernſt Ahasverus Heinrich 
Lehndorff“, herausgegeben von K. Ed. Schmidt⸗Lötzen, Nachträge, Bd. 2, 
S. 174 (Gotha 1913). 

5) Vgl. ebenda, S. 143f. 

6) Der ſtändige Geſandte, Fürſt Sion deſſen Inanſpruchnahme am 
nächſten zu liegen ſchien, genoß indeſſen weder am preußiſchen noch am ruſſiſchen 
Hofe großen Kredit, da er überſchuldet war (vgl. P. K. 27, 598; 29, 334f.). 
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und damit ſie ſich nicht gegen die Anhänger der Zarin ablehnend ver⸗ 
halte. Der Prinz ſagte, er wäre höchſt zufrieden mit dieſem Auftrage, 
aber er würde noch mehr zufrieden ſein, wenn es ihm bei dieſer Ge⸗ 
legenheit gelänge, auch in Petersburg zu verweilen, lediglich um der 
Zarin ſeine Hochachtung zu bezeugen. Aber das würde ſicher nicht 
anders möglich ſein, als wenn die Zarin ſelbſt dabei mitwirkte und un⸗ 
verzüglich nach ſeiner Ankunft in Stockholm dem Könige deshalb einen 
Brief ſchriebe, der vielleicht beim erſten Mal nicht zuſtimmen, aber ſchließ⸗ 
lich nachgeben würde, wenn die Zarin darauf beſtehen ſollte. Der Prinz 
ſchloß mit der Bitte, Fürſt Golizyn möchte der Zarin dieſen ſeinen Wunſch 
melden, deſſen einziges Ziel wäre, mit der erhabenen Monarchin bekannt 
zu werden. Und er, Golizyn, möchte jedenfalls über dieſe Bitte ſtrengſtes 
Geheimnis bewahren, um ihn vor dem Könige nicht zu e 
der ſicher nichts davon wüßte.“ ) 

Darauf antwortete Katharina II. ſelbſt am 25. Februar (a. St.) 
dem Fürſten Dmitrij: „Sagen Sie der in Frage ſtehenden Perſon, 
alles werde buchſtäblich nach ihrem Wunſch beſorgt werden, ich emp⸗ 
fände viel Freude und Genugtuung über die Idee und ſchmeichelte 
mir, noch größere in einiger Zeit zu genießen. Sie können dieſe Zeilen 
vorzeigen, wenn Sie wollen.“ In einem zweiten Schreiben vom 20. April 
(a. St.) geht die Zarin auf die näheren Einzelheiten ein. Nach den 
Zeitungen, ſo führt ſie aus, ſolle „die fragliche Perſon“ im Juli abreiſen, 
nach dem Berichte vom 20. Februar die Einladung erſt nach Aufbruch 
derſelben abgehen. Der Aufenthalt bei den „Nachbarn“ werde ſich auf 
den Auguſt oder September erſtrecken — böte dann aber nicht eine 
Seereiſe Gefahren? Ihre eigenen kaiſerlichen Yachten werde fie ſenden. 
Lieber würde ſie, die Zarin, allerdings ſehen, daß der Beſuch während 
der ſchönen Jahreszeit auf einem ihrer Landhäuſer erfolge, wo man 
weniger geniert ſei als in der Stadt. Ferner gibt Katharina zu be⸗ 
denken, daß „ſie ſelbſt es im Herbſt und Winter mit den Murmeltieren 
hielte“ und daß ihre Munterkeit und ihre Vorzüge im Frühling und 
Sommer beſſer zur Geltung kämen. Im Anſchluß daran ſtellt ſie die 
Doppelfrage: erſtens, müſſe ſie für das Schreiben an den König die 
Abreiſe nach Schweden abwarten? und zweitens, fei die „voyage pr& 
liminaire en Suède“ unwiderruflich für den Juli beſchloſſen? „Im 
übrigen“, ſo ſchließt ſie, „werden wir unſer beſtes tun, um eine Perſön⸗ 
lichkeit von ſo großem Verdienſt würdig zu empfangen und ihr zu be⸗ 

1) Nach der ruſſiſchen Inhaltsangabe des Berichtes Golizyns im Sbornik 
(Magazin) der Kaiſerlich Ruſſiſchen Hiſtoriſchen Geſellſchaft, Bd. 97, S. 34, Anm. 1 
(Petersburg 1896). 
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zeugen, wie ſehr ihr Kommen uns freut. Das iſt gewißlich wahr und 
aufrichtig geſprochen.“ ) 

In den letzten Julitagen 1770 trat der Prinz, als „Geſandter der 
Familie“, wie es in dem Begleitſchreiben des Königs vom 21. an ihre 
Schweſter Ulrike!) heißt, die Schwedenreiſe an. Vom 19. Juli (a. St.) 
iſt der Brief der Zarin an Friedrich mit der Einladung für den Prinzen 
nach Petersburg datiert: „Keine anderen Gründe als Hochachtung und 
Freundſchaft für den König und die Seinigen“, ſo ſchreibt ſie darin, 
diktierten ihr dieſen Wunſch. Sie ſtellt dem Prinzen für die Überfahrt 
ihre Pachten zur Verfügung, wofern er nicht die Reiſe über Land durch 
Finnland vorziehe. Am 12. Auguſt war der Brief in Friedrichs Händen, 
und noch am gleichen Tage antwortete er ihr, indem er mit überſchwäng⸗ 
lichen Worten des Dankes die Einladung für Heinrich annahm.?) Dem 
Prinzen ſelbſt erklärte der König in einem Schreiben, ebenfalls vom 12., 
politiſche Rückſichten forderten die Zuſage. Vielleicht bereite ihm die 
Reiſe kein großes Vergnügen, aber, ſo fügte er hinzu, „man muß aus 
der Not eine Tugend machen“. Er erklärte: „il kaut ménager cette 
femme“. Könne Heinrich die Verſöhnung zwiſchen der Zarin und der 
Königin Ulrike zuwege bringen, ſo ſei das ein verdienſtliches Werk. Ganz 
allgemein legte er ihm dann ans Herz „tout ce qui regarde nos intéréts“. 
Der Prinz ſoll auch mit Schmeicheleien und Komplimenten nicht ſparen 
und zu dieſem Zwecke beizeiten „ein ganzes Magazin von Lobſprüchen“ 
aufſpeichern. Höchſt bedeutſam iſt endlich die Außerung Friedrichs: 
„Es tut mir leid, es nicht früher gewußt zu haben; ich hätte Dich noch 
über vieles unterrichten können“. Ein zweites ganz vertrauliches Schreiben 
vom 31. Auguſt, das Heinrich ſofort verbrennen ſoll, ergänzt die In⸗ 
ſtruktion: auch dieſes handelt von Lobſprüchen für die Zarin, dann 
von Schweden, vom Türkenfrieden und von dem Gegenbeſuch, den 
Friedrich dem Kaiſer in Mähren abzuſtatten ſich eben anſchickte.“ 

Auf das Schreiben des Königs vom 12. mit der Mitteilung der 
Einladung der Zarin antwortete Heinrich am 24. Auguſt: „Ich brauche 


1) Vgl. die beiden (franzöſiſchen) Schreiben Katharinas II. an Golizyn vom 
25. Februar (a. St.) und 20. April (a. St.) 1770 im Sbornik, Bd. 97, S. 34 und 66f. 

2) Vgl. P. K. 30, 37. 

3) Schreiben Katharinas II. und Antwort des Königs: P. K. 30, 72f. Auch 
in dem Einladungsſchreiben, das die Zarin an Heinrich ſelbſt richtete, und in deſſen 
Antwort findet ſich keinerlei Anſpielung auf die Eröffnungen des Prinzen an 
Golizyn (vgl. Krauel, „Briefwechſel zwiſchen Heinrich, Prinz von Preußen, und 
Katharina II. von Rußland“, S. 45f.; Berlin 1903). 

4) Friedrich an Heinrich, 12. und 31. Auguſt 1770: P. K. 30, 73f. und 94f. 
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Dir nicht, lieber Bruder, meine Überraſchung zu ſchildern, als ich Deinen 
Brief, betreffend die Reiſe nach Rußland, die Du mir anzutreten be⸗ 
fiehlſt, empfing. Von großer Wichtigkeit wäre für mich geweſen, hätte 
ich durch Dich ſelbſt inſtruiert werden können.“ Ferner ſprach er von 
ſeiner Verlegenheit: er habe ſich einzig und allein für die Schweden 
eingerichtet, es fehle ihm an Geld für die erforderlichen Geſchenke in 
Petersburg und für die Reiſe dorthin. Er habe ſich nicht anders zu 
helfen gewußt, als nach Berlin zu ſchreiben und die Verpfändung ſeines 
Silberſervices und die Sendung von „nippes“ anzuordnen.!) Aber 
der König erklärte, ſelbſt für die Koſten aufkommen zu wollen; er könne 
nicht zulaſſen, daß der Prinz ſein Silberzeug verpfände, wie er wört⸗ 
lich ſagt, „für eine außerordentliche Ausgabe, die Du nicht vorherſehen 
konnteſt“ (que vous n’avez pu prévoir). “) 

Wie ſteht es nach alledem um die Behauptungen von Forſt⸗Bat⸗ 
taglia? Unbeſtreitbar wußte der König um den Brief Heinrichs vom 
1. Januar 1770, worin dieſer ſeiner Schweſter Ulrike ſeinen Beſuch in 
Ausſicht ſtellte und um eine offizielle Einladung bat; denn Heinrich ſagt 
darin: „Je suis sir et certain de l’agrément du Roi“. Und am 12. Fee 
bruar erwähnt er Friedrich gegenüber nochmals dieſes Schreiben, „das, 
wie Du mir ſagteſt, lieber Bruder, ich ihr ſchreiben ſollte“. ?) Sollte da 
nicht auch ebenſo die Bitte des Prinzen um feine Einladung nach Peters⸗ 
burg, wie der erwähnte Forſcher annimmt, mit Vorwiſſen des Königs 
erfolgt ſein? Wenn Heinrich davon ſpricht, daß die erſte Antwort Fried⸗ 
richs vielleicht ablehnend ausfallen würde, wenn er am Schluß um 
Bewahrung des Geheimniſſes bittet, „um ihn vor dem König nicht 
zu comprimittieren“ — konnten dieſe Wendungen nicht ein abgekartetes 
Spiel ſein, um den Anſchein zu erwecken, daß Friedrich nicht darum 
wüßte? Aber ſie laſſen in gleicher Weiſe auch die Deutung zu, daß 
Heinrich tatſächlich auf eigene Fauſt handelte. Wohin der Zeiger der 
Wahrheit ausſchlägt, mußte zu tage treten, als die Einladung Katharinas II. 


1) Heinrich ſchreibt, Drottningholm, 24. Auguſt 1770: „Je n'ai pas besoin, 
mon trés cher frére, de vous parler de ma surprise, lorsque j'ai recu votre lettre 
au sujet du voyage de Pétersbourg que vous m’ordonnez de faire. Il m’aurait 
importé de beaucoup d’étre instruit par vous-méme.... Je ne m’étais arrangé 
qu’absolument pour la Suède.“ (Berlin, Geheimes Staatsarchiv.) Für den Heft 
des Schreibens vgl. P. K. 30, 121, Anm. 5. 

2) Vgl. P. K. 30, 121. 

3) Heinrich ſchreibt am 12. Februar 1770: „J’attends encore la réponse de 
ma soeur de Suéde sur la lettre que vous m’avez dit, mon trés cher frére, de 
lui écrire. (Berlin, Geheimes Staatsarchiv.) 
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eintraf. Da iſt nun von höchſter Bedeutung, daß, wie wir hörten, Friedrich 
bei der Mitteilung an ſeinen Bruder am 12. Auguſt ſein Bedauern aus⸗ 
ſpricht, „es nicht früher gewußt zu haben“, da er ihn noch über vieles 
mündlich hätte unterrichten können. Wollte Heinrich ſich nicht ſelbſt 
verraten, mußte er den Überraſchten ſpielen, wie er denn auch tatſäch⸗ 
lich in feiner Antwort von feiner „Überraſchung“ über feine Einladung 
nach Petersburg ſpricht. Und weiter, als der Prinz die Verlegenheiten 
berührt, da erklärt der König, die Koſten der Reiſe nach Petersburg 
übernehmen zu wollen — „die außerordentliche Ausgabe“, wie er 
ſagt, „die Du nicht vorherſehen konnteſt“. Mit dieſen Außerungen 
Friedrichs iſt der ſchlagende Beweis erbracht, daß er in Heinrichs Ab⸗ 
machungen mit Golizyn nicht eingeweiht war; denn welchen Zweck 
hätte es gehabt, ſofern von einer „Komödie“ die Rede war, dieſe „Ko⸗ 
mödie“ im vertraulichen Briefwechſel noch vor einander weiter zu ſpielen? 
Etwa, um auch die Nachwelt über den wahren Sachverhalt zu täuſchen, 
falls ihr dieſer Briefwechſel vor Augen kam? 

Dazu kommt, daß in den ganz geheimen Inſtruktionen, die Friedrich 
nach Empfang der Einladung Katharinas ſeinem Bruder für Petersburg 
erteilt, jeder Hinweis auf Erwerbungen in Polen fehlt.!) Waren ſie 
aber der Grund, um derentwillen der König den Prinzen nach Rußland 
ſchickte, wie iſt zu verſtehen, daß die Hauptſache in jenen Inſtruktionen 
unerwähnt blieb, während von Schweden, vom Türkenfrieden, von der 
Begegnung Friedrichs mit Joſeph II. ausdrücklich die Rede iſt? Die Er⸗ 
klärung liegt eben darin, daß die Einladung nach Petersburg das Werk 
Heinrichs war, und daß der König, wie wir ſehen werden, gar nicht 
mit der Möglichkeit von Erwerbungen in Polen rechnete. 

In dieſem Zuſammenhange ſei auch darauf hingewieſen, daß Prinz 
Heinrich im Jahre 1784, als er die Reiſe nach der Schweiz antrat, ganz 
dasſelbe Spiel ſpielte. Er hegte damals den Wunſch, die Reiſe nach 
Frankreich auszudehnen, und da er des Einverſtändniſſes ſeines könig⸗ 
lichen Bruders nicht ſicher war, ſo beſtellte er ſich bei dem franzöſiſchen 
Geſandten Graf d'Eſterno, wie deſſen Berichte bezeugen, eine Einladung 
an den Verſailler Hof, die er wohlgemerkt gleichfalls erſt nach ſeiner 
Abreiſe aus Berlin in Friedrichs Hände gelangen ließ. Der Abrede gemäß 


1) Nur von der Pazifizierung Polens iſt die Rede, und zwar erſt ſeit der Zu⸗ 
ſammenkunft des Königs mit Joſeph II. und Kaunitz in Mähriſch⸗Neuſtadt, wo 
Kaunitz am 4. September anregte, daß Rußland einen Plan dafür entwerfen 
und daß Oſterreich und Preußen dieſen Plan in Polen zur Durchführung bringen 
ſollten. Zum erſten Male ſpricht der König zum Prinzen davon am 9. September 
1770. Vgl. P. K. 30, 111. 122f. 516. 520 f. und 525. 
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kam dann die franzöſiſche Einladung, und mit der Erlaubnis des Königs 
ſetzte er darauf die Reiſe aus der Schweiz nach Frankreich fort.“) 

Zu unſerem Thema zurückkehrend, haben wir weiter zu fragen, 
wann in Heinrich der Gedanke entſtand, ſich die Einladung nach Peters⸗ 
burg zu verſchaffen. Schwebte er ihm vielleicht ſchon vor, als der Plan 
zur Schwedenreiſe gefaßt wurde? Und hat der Prinz vielleicht gar den 
Beſuch in Stockholm veranlaßt, um mit ihm die Handhabe für den 
Beſuch in Petersburg zu gewinnen? 

In unſeren Nachrichten über den Verkehr der beiden Brüder klafft 
hier eine Lücke. Einmal fällt in dieſe Zeit der Karnevalsbeſuch des Königs 
in Berlin (22. Dezember 1769 bis 24. Januar 1770), wo nur ein münd⸗ 
licher Meinungsaustauſch ſtattfand. Dazu fehlen, zweitens, bereits vom 
3. Dezember an alle Briefe Friedrichs an Heinrich bis zum 1. Februar 
1770. Immerhin geſtatten die uns erhaltenen Schreiben einen lehr⸗ 
reichen Einblick in den Ideenkreis der Brüder. Das Verhältnis Preußens 
zu Oſterreich und das zu Rußland — dieſe beiden Fragen kommen in 
dem Briefwechſel jener Zeit zur Sprache, die erſtere im November und 
Dezember 1769, die letztere im Februar und März 1770. 

Am 18. November 1769 hatte der König von ſeinem geplanten 
Gegenbeſuch bei Kaiſer Joſeph II. in Mähren geſprochen, den er als 
Etappe auf dem Wege der von ihm erſtrebten Verſöhnung beider Häuſer 
bezeichnete; denn der bedrohliche ruſſiſche Ehrgeiz werde eines Tages 
dieſe Annäherung gebieten.“) In feiner Erwiderung vom 22. tritt Heinrich 
als begeiſterter Anwalt des Bundes mit Ofterreich auf. Beherrſchenden 
Einfluß vermöchten beide Herrſcher gemeinſam in Europa auszuüben, 
und den Gipfel der Macht würde Friedrich erreichen, ſobald er, nach 
dem Vorbild von Octavian und Auguſtus, das Reich mit Joſeph II. 
teilen werde. Es gelte, ſogleich Hand ans Werk zu legen, da die politiſche 
Konſtellation Europas ſelten glücklich ſei. Doch der König ſchüttet Waſſer 
in den Becher ſchäumenden Weines. Er erwiderte am 26. November 
dem Bruder: Er nähere ſich den Sechzigern, er ſei zu alt, um ſolche 
Pläne zur Reife und Ausführung zu bringen; nicht nur die Erinnerung 
an die Vergangenheit müſſe ausgelöſcht, ſondern auch feſtes Vertrauen 
zueinander begründet werden. Dazu müſſe Maria Thereſia ihren ſeit 
30 Jahren gewohnheitsmäßig gegen ihn genährten Haß begraben. Aber 
wenn auch Kaiſer Joſeph ſich freundlich ſtelle, ſo fragt Friedrich, ſei 

1) Vgl. Forſch., Bd. 19, S. 441, und den Aufſatz von Lariviè re, „Le prince 
Henri de Prusse à Paris en 1784 et en 1788", in der „Revue bleue“ vom 14. und 
28. September 1901. 

2) Vgl. P. K. 29, 210f. 


Prinz Heinrich und die Vorgeſchichte der Erſten Teilung Polens. 203 


bei ſeiner Jugend auf ihn Verlaß? und wann werde dieſer zur Allein⸗ 
herrſchaft kommen? Alſo handle es ſich bei dieſen Plänen nur um Ver⸗ 
ſuche, die durch glücklichen Zufall gelingen, aber ebenſo leicht auch ſcheitern 
könnten.“) 

Indeſſen ließ ſich Heinrich nicht ſo leicht abfertigen. Ludwig XIV., 
fo hielt er den Altersbedenken des Königs am 1. Dezember?) entgegen, 
ſei über 70 Jahre alt geworden: alſo hätte auch Friedrich noch Ausſicht 
auf das Gelingen einiger ſeiner Pläne. Wohl ſei die Kluft zwiſchen 
Preußen und Oſterreich nicht ſo ſchnell und ſo leicht zu überbrücken, 
aber man werde ſich bei näherer Ausſprache über die gegenſeitigen 
Intereſſen leicht verſtändigen können. „Es giebt keine Mächte,“ ſo ruft 
Heinrich aus, „die nicht Freunde würden, ſobald man Verträge mit 
Plänen für die Vergrößerung beider Teile ſchließt!“ Käme es ſo weit, 
dann könnten beide Herrſcher ſich volles Genüge ſchaffen. Freilich be⸗ 
ſtände das Bedenken, daß Oſterreich durch neue Erwerbungen allzu 
mächtig würde. Aber ſolange das Bündnis dauere, kämen ihre Kräfte 
beiden gleichmäßig zugute, und erfolge ein Bruch, ſo habe Preußen alle 
Ausſicht, mehr Alliierte zu finden als Oſterreich, da auf den mächtigeren 
der beiden Staaten die übrigen eiferſüchtig werden würden. Nochmals 
wiederholt der Prinz, daß die gegenwärtige politiſche Konſtellation, wo 
Rußland mit der Türkei im Kriege liege, wo Frankreich und England 
durch Finanznot und inneren Zwiſt geſchwächt ſeien, ihm als der gegebene 
Augenblick zur Verwirklichung der preußiſch⸗öſterreichiſchen Allianz er⸗ 
ſchiene. „Träumereien“, nennt es Heinrich, aber er bekennt, daß der 
Gedanke ihn berauſche; er fühle, der Geiſt Alberonis ſei über ihn ge⸗ 
kommen und habe ihm dieſen Enthuſiasmus eingegeben, „um das Syſtem 
Europas vor allem im Intereſſe Deutſchlands zu verändern“. 

Trotz dieſer ſchwungvollen Ausführungen Heinrichs bewahrte Fried⸗ 
rich feine ſkeptiſche Haltung. Den Vergleich mit Ludwig XIV. will er 
nicht gelten laſſen; dieſer habe ſich überlebt, wie ſo viele andere Große 
der Welt. Er ſelbſt fühle das Nahen des Alters. Und was Heinrichs 
Vergrößerungspläne für Preußen angehe, ſo ſcheine ihm die Epoche ihrer 
Erfüllung noch in weiter Ferne zu liegen. Allem Anſchein nach käme 
dafür Bayern in Betracht, aber der bayeriſche Kurfürſt könne noch 
40 Jahre leben. 

Hier bricht der Briefwechſel ab. Doch ergibt ſich ſoviel aus ihm, 
daß Heinrichs Gedanken einzig auf eine Allianz mit Oſterreich gerichtet 

1) Vgl. P. K. 29, 223ff. | 

2) Vgl. Beilage I, S. 209 f. 

3) Friedrich an Heinrich, 3. Dezember 1769: P. K. 29, 234f. 
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waren, daß er neue Erwerbungen ſich einzig aus dem Bunde mit Oſter⸗ 
reich verſprach. Der Ruſſen geſchieht dagegen kaum Erwähnung. Da⸗ 
nach lag der Gedanke einer Reife nach Petersburg damals offenſichllich 
noch ganz außerhalb des Geſichtskreiſes des Prinzen. Und tauchte Ende 
Dezember das Projekt des Beſuches in Stockholm auf, ſo iſt der Anlaß 
dazu in den ſchwediſchen Verhältniſſen zu ſuchen, die ſeit der Erneuerung 
der Allianz mit Rußland einen ernſten Faktor in der Politik des Preußen 
königs bildeten. 

Erſt im weiteren Verlaufe des Briefwechſels kommt die ruſſiſche 
Allianz zur Sprache. Der König iſt es, der am 9. Februar 1770 dieſes 
Thema anſchlägt. Mit Reſignation bekennt er: „Für meine Subſidien 
werde ich nur ein Stück Papier mit der Garantie der Erbfolge in Wnsbad 
haben. Ich verſpreche mir nicht allzu viel davon, aber von einem ſchlechte 
Zahler muß man nehmen, was man kriegt. Überdies ſind die Ruſſen 


vielleicht ebenſo eiferſüchtig auf unſere Vergrößerung wie die Oſter⸗ 


reicher“ .) Darauf erwiderte Heinrich unwillig am 12. Februar: „n 
ihrem eigenen Intereſſe ſollten die Ruſſen alles auf der Welt tun, um 
Deine Allianz zu bewahren. Sie ſollten an Deiner Vergrößerung 
arbeiten, und dieſe müßte den Knoten des Bündniſſes abgeben. Davon 
würden ſie den Vorteil haben, daß keine Macht Europas je einen Angriff 
auf ſie wagen würde, ſolange Dein Bündnis mit ihnen beſteht. Dann 


könnten ſie auch in Polen — abgeſehen von einem ſchönen Stück, das 


Dir zukäme — alle Macht ausüben und die größte Autorität genießen, 
wobei der Polenkönig nur das Werkzeug ihres Willens darſtellen würde.“) 
Wieder bricht der Briefwechſel ab. Doch dieſes letzte Schreiben 


Heinrichs erhellt gleichſam blitzartig die Situation. Der Prinz fordert 


ein Stück von Polen für den König; hierzu ſollen ihm die Ruſſen ver⸗ 
helfen. Dieſe Worte waren am 12. Februar geſchrieben; vom 20. datiert 
Golizyns Bericht über die Eröffnungen Heinrichs. Sollte dieſes zeitliche 
Zuſammentreffen nicht mehr als bloßer Zufall ſein? Alles ſpricht dafür, 
daß der Gedanke einer Entſchädigung in Polen für die Opfer, die der 
König, wie er klagt, der ruſſiſchen Allianz bringen muß, in dem Prinzen 
den Entſchluß gereift hat, ſich durch Golizyn eine Einladung nach Peters 
burg zu verſchaffen, um hier ſelber Hand ans Werk zu legen. 
Offenbar hat dann Heinrich in den folgenden Wochen dieſen Faden 
weitergeſponnen. Als der König am 14. März von feinen Plänen für 
den Ausbau der Feſtung Glatz und von dem Schutze ſpricht, den die ſchle⸗ 


1) Vgl. P. K. 29, 336f. 
2) Vgl. Forſch., Bd. 18, S. 166, Anm. 6. 
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ſiſchen Feſtungen vor einem öſterreichiſchen Angriff gewähren würden), 
da ſtimmt ihm ſein Bruder lebhaft bei. Vielleicht, ſo läßt ſich der Prinz 
vernehmen), werde das die Oſterreicher beſtärken, „ihre ehrgeizigen 
Abſichten anderswohin zu richten“, vielleicht auf Belgrad, zumal wenn 
die Ruſſen ihren Siegeszug gegen die Türken fortſetzten. „Ich weiß 
nicht“, fährt Heinrich geheimnisvoll fort, „aber mir ſcheint, der Ruſſen⸗ 
krieg wird noch ſeltſame Ereigniſſe im Gefolge haben. Mein Wunſch 
iſt, daß das eine oder das andere derſelben auch Dir Nutzen bringt, lieber 
Bruder; denn ich begreife, daß, wie Du ſchreibſt, Subſidien, die man 
einem Alliierten zahlt, ohne daß Ausſicht beſteht, davon Früchte zu ernten, 
eine unerfreuliche Sache ſind, zumal wenn die Zahlung an das barba⸗ 
riſchſte Volk der Welt und an eine Fürſtin erfolgt, deren Charakter keine 
Freundſchaft einflößt“ (18. März). 

Wie Heinrichs Pläne oder — nach ſeinem mehrfach gebrauchten 
Ausdruck — ſeine „Träume“ ſich fernerhin geſtalteten, können wir in 
dem weiteren Briefwechſel mit ſeinem Bruder verfolgen. Seine Lieb⸗ 
lingsidee bleibt das Bündnis mit Oſterreich. Als er von einem Projekt 
des öſterreichiſchen Kanzlers Fürſt Kaunitz erfuhr, wonach das Land 
zwiſchen der Oftfee und einer Linie, die fich von der oſtpreußiſchen Grenze 
über Graudenz, Thorn und Poſen nach Glogau zog, dem preußiſchen 
Staate zufallen follte*), da ſchrieb er am 22. Juni in flammender Be⸗ 
geiſterung: „Ich möchte Dich als Herrn der Ufer des Baltiſchen Meeres 
und mit der ſtärkſten Macht Deutſchlands den Einfluß teilen ſehen, den 
dieſe vereinigten Kräfte in Europa ausüben können.““) Nach einem 
Briefe vom 30. Juni) ſoll Rußland in das Bündnis einbegriffen werden, 
das die Befriedigung „aller ihrer Intereſſen“ zum Ziele hat. Die Er⸗ 
werbungen ſolle man ſich gegenſeitig garantieren. Aber, wie Heinrich 
ſchon Ende 1769 erklärt hatte, ihm ſchien dieſes Projekt nur während 
der Dauer des ruſſiſch⸗türkiſchen Krieges ausführbar. 

Als der Prinz in Petersburg angelangt war, ergriff er daher ſogleich 
die Initiative und brachte den Plan der Tripelallianz in Vorſchlag. 
Wiederum ſprach er von „Vorteilen“, die alle drei Teilnehmer ſich aus⸗ 
bedingen ſollten, ſobald man die Türken zum Frieden gezwungen habe; 


1) Vgl. P. K. 29, 386. 

2) Vgl. Beilage II, S. 210f. 

3) Nach einer Außerung des öſterreichiſchen Geſandten Nugent bei ſeiner 
Abſchiedsaudienz am 6. Mai 1770 (vgl. P. K. 29, e Der König hatte ſie dem 
Prinzen mündlich mitgeteilt. 

4) Vgl. Forſchungen, Bd. 18, S. 187. 

5) Vgl. Forſch., Bd. 18, S. 187. 
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denn er beſtand darauf, daß zur Erhaltung des Gleichgewichts die Er⸗ 
werbungen, die Oſterreich im Kampfe gegen die Türken davontrüge, 
dem Könige durch neue Erwerbungen „vergütet“ würden. Er dringt in 
Friedrich, ſeinen Gewinnanteil vorher mit dem Wiener Hofe zu ver⸗ 
einbaren; dann will er es auf ſich nehmen, ihm auch die Zuſtimmung 
der Ruſſen zu verſchaffen. Nicht etwa, daß dieſe ihm einen Gewinn 
mißgönnten, aber ſie ſähen ihn ungern in Polen Fuß faſſen. Suche er 
dagegen ſeine Vergrößerung in Deutſchland, ſo würden ſie bereit ſein, 
die davon betroffenen deutſchen Fürſten in Polniſch⸗Preußen zu ent⸗ 
fchädigen.!) Sofort ging Panin auf die Gedanken des Prinzen ein; er 
bezeichnete die Tripelallianz als „die ſchönſte und glücklichſte Idee, die 
man haben könne“. 2) Andrerſeits faßte er einen „allgemeinen Krieg“ 
ins Auge, falls man bei den Oſterreichern auf Schwierigkeiten ſtoße, und 
ſprach von einer „beſonderen Convention“ mit Preußen und von „Maß⸗ 
regeln für einen Feldzug“. “) 

Wie ſtellte ſich der König zu den Ideen des Prinzen und des rufe 
ſiſchen Miniſters? Als Heinrich im Juni 1770 den Wunſch äußerte, 
ihn als „Herrn der Ufer des Baltiſchen Meeres“ zu begrüßen, lobte 
Friedrich zwar ſeinen „Appetit“, lehnte aber den Gedanken ſelber kurz 
ab, indem er erklärte: damit ſolche Unternehmungen gelängen, müßte 
man den Wind des Glückes in ſeinen Segeln haben, und darauf dürfe 
er nicht rechnen. Er begründete es zwiefach: einmal mit der Zwangs⸗ 
lage, in der fic) Preußen zwiſchen den übermächtigen Nachbarn Oſterreich 
und Rußland befände, und ſodann mit der Unluſt beider Höfe, zu Preu⸗ 
ßens Vergrößerung beizutragen.“) Dieſes letztere Argument hatte er 
bereits in feinem Schreiben vom 9. Februar geltend gemacht.?) Ebenſo 
kühl verhielt er ſich dem Gedanken der Tripelallianz gegenüber; denn 
unmöglich werde es ſein, ſo war ſeine Anſicht, die Oſterreicher von Frank⸗ 
reich zu trennen, mit dem fie durch die Verſailler Allianz von 1756 vere 
knüpft waren, und ſchwerlich ließe ſich auch auf ihren Beiſtand für Er⸗ 
werbungen in der Türkei rechnen, da der Wiener Hof auf unveränderter 
Erhaltung des Gleichgewichts im Orient beſtände.“) Desgleichen wollte 


1) Heinrich an Friedrich, 31. Oktober und 27. November 1770: P. K. 30, 
268f. und 316f. 

2) Heinrich an Friedrich, 8. November 1770: P. K. 30, 294f. 

3) Heinrich an Friedrich, 31. Oktober und 27. November 1770: P. K. 30, 
269 und 316. 

4) Friedrich an Heinrich, 25. Juni 1770 (Sitzungsber. der Akademie 1908, S. 286). 

5) Vgl. S. 204. 

6) Vgl. P. K. 30, 524. 
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Friedrich nichts von dem Abſchluß eines neuen Vertrages mit Rußland 
wiſſen. Bündig erklärte er dem Bruder: „Point de convention nouvelle 
quelconque!“ ) Befürchtete er doch, ſobald ein allgemeiner Krieg zum 
Ausbruch kam, die ganze Laſt des Kampfes mit Oſterreich und Frank⸗ 
reich allein tragen zu müſſen, ohne von Rußland anderen Lohn als 
„imaginäre Verſprechungen“ und „ſchöne Komplimente“ zu ernten.) 
Auch das Angebot des Bistums Ermland, das Katharina II. an jenem 
denkwürdigen 8. Januar 1771 durch den General Graf Tſchernyſche w 
ihm machte,) konnte ſeine Auffaſſung nicht erſchüttern. Vielmehr lehnte 
der König das Angebot kurzerhand ab. „Die Erwerbung von Ermland“, 
antwortete er am 24. Januar dem Bruder, „iſt nicht ſechs Dreier wert“, 
und wiederholte am 31.: „Das Spiel lohnt nicht die Kerze“. Er ſah den 
Krieg zwiſchen den Kaiſerhöfen in naher Sicht und erklärte: „Ich werde 
mich gezwungen ſehen, in dieſem Streit neutral zu bleiben“. “) Am 7. Fee 
bruar unterrichtete dann Friedrich den Kabinettsminiſter Graf Fincken⸗ 
ſtein von ſeinem Plan, „abſolut und um jeden Preis die Neutralität 
zwiſchen Oſterreich und Rußland zu bewahren“ 5) Das war der Verzicht 
auf alle Erwerbungen. 

Während der König reſignierte, war Heinrich die treibende Kraft. 
Dieſer erkannte, daß in dem Zuſammenſtoße, der zwiſchen Oſterreich 
und Rußland drohend bevorſtand, Preußen die Wage in der Hand hielt“). 
Dieſe Gunſt des Augenblicks wollte er ausnutzen. War auch eine ſtarke 
Strömung am Petersburger Hofe vorhanden, die den ruſſiſchen Einfluß 
in Polen gern unverkürzt erhalten hätte — darum hatte auch Heinrich 
nach ſeiner Ankunft in Rußland zunächſt von polniſchen Erwerbungen 
abgeraten —, fo gewann unter dem Eindruck des Vorgehens der Dfter- 
reicher, die bereits einige polniſche Grenzgebiete ihrer Herrſchaft ein⸗ 
verleibt hatten, in Petersburg die Stimmung Oberhand, daß die Teilung 
Polens ſich nicht aufhalten laſſe. Ihren greifbaren Ausdruck fand dieſe 
Anſicht in der Erklärung der Zarin, daß in Polen für jedermann leichte 
Beute zu holen ſei, und in dem gleichzeitigen Angebot von Ermland 
an Preußen. Damit war nach Forſt⸗Battaglia das „Loſungswort“ zur 


1) Friedrich an Heinrich, 16. November 1770: P. K. 30, 269. 

2) Friedrich an Heinrich, 13. Dezember 1770: P. K. 30, 318. 

3) Bericht Heinrichs, 8. Januar 1771: P. K. 30, 406f. 

4) Friedrich an Heinrich, 24. und 31. Januar 1771: P. K. 30, 407 und 418. 
Bezeichnete er am 31. Januar die Erwerbung von Weſtpreußen, ſelbſt ohne Danzig, 
als lohnend, ſo wollte er doch dafür nur Geld zahlen. 

5) Vgl. P. K. 30, 432. 

6) Heinrich an Friedrich, 3. März 1772: vgl. Forſch., Bd. 23, S. 124f. 
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Teilung gefallen. Aber wie ſehr verkennt er den wahren Sachverhalt! 
Denn wir ſahen, ſtatt mit beiden Händen zuzugreifen, lehnte Friedrich 
ab; er ging ſo weit, daß er im Streit der Kaiſermächte neutral zu bleiben 
beſchloß. Da war es Prinz Heinrich, der den Umſchwung in der An⸗ 
ſchauung feines königlichen Bruders herbeiführte. 

Die Auffaſſung von Forſt⸗ Battaglia, daß der König von langer 
Hand die Teilung Polens vorbereitet und mit Geſchick den Ruſſen die 
Initiative zugeſchoben habe, iſt nicht zu halten. Gar zu leicht hat ſich der 
Forſcher die Argumentierung gemacht, indem er den Briefwechſel zwiſchen 
Friedrich und feinem Bruder, der die entſcheidenden Aufſchlüſſe bringt, 
völlig beiſeite läßt und die Entwicklung nur bis zum 8. Januar 1771 
verfolgt, ohne Rückſicht darauf, ob der König nun auch wirklich auf das 
Angebot der Zarin einging.“) | 

Immerhin hat ſich durch die neuen ruffifden Aktenſtücke das Bild 
der Dinge verſchoben. Und zwar iſt es Prinz Heinrich, deſſen Perſon 
und Wirken in noch ſchärfere Beleuchtung rückt. 

Brennender Ehrgeiz beſeelte ihn. Aber für die umgebung des 
Königs beſtand nur geringe Möglichkeit, Einfluß auf ſeine Entſchlie⸗ 
ßungen zu erlangen. Auch die Miſſion nach Schweden bot dem Prinzen 
nur geringe Ausſicht auf große politiſche Betätigung. Wie anders lagen 
die Dinge bei einem Beſuche in Rußland! Dort hatte er Bewegungs⸗ 
freiheit und ein reiches Wirkungsfeld. Die politiſche Konjunktur erſchien 
ihm als günſtig für die großen Pläne, die er in ſeinem Kopfe bewegte. 
Er dünkt ſich ein zweiter Alberoni, der das Antlitz Europas verändern 
will. Der Zufall führt den Fürſten Golizyn nach Berlin. Durch ihn 


1) Zwei grobe Irrtümer von Forſt⸗Battaglia ſeien noch kurz berichtigt. Nach 
ihm ſoll Friedrich in Neiße bei der Begegnung mit Joſeph II. „in ſcherzhafter Form 
das Thema polniſcher Annexionen geſtreift“, aber bei dem Kaiſer nicht die er⸗ 
hoffte „Ermutigung“ gefunden haben (S. 28). Nach dem „Journal“ Joſephs 
(P. K. 29, 45) war die Rede von „bruits de ville“: „Je lui en contai un; c’était 
qu'on avait dit qu'il nous donnerait la Silésie pour avoir Danzig., Oui“, (répondit- 
il) en riant, ‚pour étre roi de Pologne“; mais il s’embarrassa. Wenn man 
überhaupt darin eine Anſpielung auf „polniſche Annexionen“ ſehen kann, dann 
ging dieſe, ſo lehrt der Wortlaut des Berichts, nicht von Friedrich aus, wie Forſt⸗ 
Battaglia will, ſondern von Joſeph. Der zweite Irrtum betrifft die angebliche 
„diskrete Tätigkeit“ des Freiherrn von der Aſſeburg bei der Vorbereitung der 
Teilung (S. 28 und 39). Aſſeburg hatte vielmehr ſeine Hand lediglich im ‚Spiel 
bei der Vorbereitung der Vermählung des Großfürſt⸗Thronfolgers Paul mit 
der Prinzeſſin Wilhelmine von Heſſen⸗Darmſtadt, bezüglich deren er auch mit 
dem Miniſter Graf Finckenſtein in Korreſpondenz ſtand (vgl. P. K. 32, 670; 
33, 677). 
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tritt er in geheime Verbindung mit der Zarin, von der er ſeine Ein⸗ 
ladung an ihren Hof erbittet. In Petersburg angelangt, ergreift er die 
Initiative, ſucht die dortigen Staatsmänner für ſeine Pläne zu ge⸗ 
winnen. Und indem er in Potsdam vollendet, was er in Petersburg 
eingeleitet hat, gelingt es ihm unter der Gunſt der politiſchen Verhält⸗ 
niſſe, die Verhandlungen über die Teilung Polens tatſächlich in Gang 
zu bringen. War es ihm auch nicht beſchieden, auf ihren Verlauf und 
Abſchluß Einfluß zu gewinnen, ſo gebührt ihm doch das Verdienſt, die 
Vorarbeit für das Werk der Teilung geleiſtet zu haben, ein Verdienſt, 
das ſein Bruder, König Friedrich, immer wieder bereitwillig anerkannt 
hat.“) Doch Heinrich ließ ſich nicht daran genügen. Er ruhte nicht eher, 
als bis auch die Zarin in einem oſtenſiblen Schreiben ihm das Zeugnis 
ausſtellte, daß er „le premier promoteur“ der Teilung geweſen fei*); 

denn, ſo ſchrieb er an Solms, deſſen Vermittlung er ſich dabei ne 
„Ich geize nach Ruhm“. 


Beilagen.“) | 
L Prinz Heinrich an den König, Rheinsberg, 1. Dezember 
1769.5) 


Je ne trouve pas, s'il m'est permis de le dire, qu'il soit un age 
ot l'on doive renoncer aux projets, surtout de ceux qui ont pour objet 
l’intöröt d'un Etat. Louis XIV est parvenu jusqu'au delà de soixante 
et dix ans. Cet exemple prouve que, si mes voeux sont accomplis, 
vous verrez encore la réussite de plusieurs projets, parmi lesquels je 
pense qu'il (n’)en est aucun qui puisse produire un changement plus 
considérable que si jamais une union s’6tablissait entre vous, mon trés 
cher frére, et la maison d' Autriche. Vos lumiéres sont trop étendues 
pour vous faire voir que la confiance ne peut s’établir si promptement. 
Il est tout naturel qu’aprés une inimitié de prés de trente années vous 
soyez sur vos gardes, tout comme |’Impératrice-Reine doit étre sur les 
siennes. Mais si le bonheur voulüt qu'on pat s’ouvrir davantage 


1) Vgl. P. K. 31, 856; 32, 659. 

2) Vgl. das Schreiben der Zarin vom 24. September (a. St.) 1772 bei 
Krauel, Briefwechſel, S. 99f., und Forſch., Bd. 19, S. 456f. 

3) Vgl. Forſch., Bd. 19, S. 457. 

4) Beide Stücke ſind dem Geheimen Staatsarchiv zu Berlin e 

5) Vgl. dazu oben S. 203. Das Schreiben iſt die Antwort auf den Brief 
des Königs vom 26. Nov. (vgl. P. K. 29, 224f., und oben S. au Einige . 
ſind bereits gedruckt: P. K. 29, 235, Anm. 2. 
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sur les intéréts réciproques, je pense qu’alors on s’accorderait bien 
facilement. II n'y a point de puissances qui ne soient amies, lorsqu’on 
entre dans des traités oü 'on projette l’agrandissement des Etats 
respectifs, et si cela en venait la, il y aurait tant de choses à faire que 
vous pénétrez bien mieux encore, mon trés cher frére, que moi, que 
je pense que les deux souverains pourrai(en)t pleinement se satisfaire. 
On peut répliquer que la puissance autrichienne, accrue par de nou- 
velles possessions, deviendrait encore plus préjudiciable; mais on peut 
répliquer que, tant que l'union durerait, les forces serai(en)t respectives 
pour les deux alliés, et si cette alliance venait à se rompre, la jalousie 
des autres puissances tomberait sur le plus puissant, et que vous trou- 
veriez plus d’alliés dans ce cas que les Autrichiens n’en auraient. J’avoue 
encore que je pense que, si un tel arrangement entre vous, mon trés 
cher frére, et ’Impératrice doit avoir lieu, que je souhaite que cela 
arrive durant la guerre entre les Russes et les Turcs et dans un temps 
ou la France et l’Angleterre sont occupées par les finances et par des 
querelles domestiques. 

Vous pardonnerez & ma franchise, si j’ai parlé trop librement 
sur ce sujet. J’avoue que j’en suis épris, et que, lorsque j’y pense, il 
semble que l’esprit d’Alberoni me donne cet enthousiasme que ce 
cardinal avait, pour changer le systéme de l'Europe et faire un arran- 
gement qui intéresserait surtout beaucoup l’Allemagne. Vous me 
pardonnerez ces réveries en faveur de l’attachement que j'ai pour 
vous, et du zéle qui m’anime pour votre gloire. 


IL Prinz Heinrich an den König, Rheinsberg, 18. März 1770.4) 


Les soins que vous prenez, mon trés cher frére, des forteresses 
de la Silésie, sont en méme temps la plus sire garantie de cette pro- 
vince. Si Glatz se construit, comme vous me faites ’honneur de me 
Pécrire, il est à présumer que les Autrichiens ne s’engageront plus & 
une guerre trop difficile pour eux. En effet, leur présomption, quelque 
forte qu’elle puisse jamais étre, ne peut pas les porter & vouloir entre- 
prendre contre tant de force. Cette barriére de forteresses, une armée 
redoutable, aucun point d’attaque, toujours de nouvelles difficultés 
— ce ne sont pas des objets qui rendent une guerre attrayante. C'est 
encore un motif de plus qui doit faire présumer qu’ils songeront & 
tourner leurs vues ambitieuses d'un autre cété. Ne se pourrait-il pas 


| 1) Bgl. dazu oben ©. 205. Das Schreiben ift die Antwort auf den Brief 
des Königs vom 14. März (vgl. P. K. 29, 386f. und oben S. 204f), 
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que, si les Russes poussent leurs conquétes sur les Turcs encore plus 
loin, les Autrichiens alors ne s’emparassent de Belgrade, et les troupes 
qu'on fait filer pour la Transylvanie, ne serai(en)t-elles pas peut- etre 
destinées & cet usage? Je ne sais, mais il me parait que cette guerre 
des Russes tirera encore aprés elle d’étranges événements. Ce que je 
souhaite, c’est qu’il s’en trouve qui puissent vous étre utiles, mon 
trés cher frére; car je sens trés bien, comme vous daignez me l’écrire’), 
que les subsides qu’on paie & un allié, sans qu’on ait l’apparence d’en 
retirer du fruit, sont trés désagréables à payer, et quand, au surplus, 
il se trouve que c’est & la nation la plus barbare et & une souveraine 
dont le caractére n’inspire pas l’amiti6, il faut que cela soit plus pénible 
encore. Je comprends cependant trés bien que ce désagréable allié 
vous a été nécessaire et méme utile aprés la guerre®).... 


1) Der König hatte von den Ruſſen geſchrieben: „Si tout le monde les laisse 
faire, ils méneront les Turcs grand train. Pourvu que mes maudits subsides 
dont je m’ennuie beaucoup, prennent une prompte fin, je me consolerai du 
reste, faute de pouvoir empécher ce qui arrive.“ 

2) Über Urſprung und Bedeutung der ruſſiſchen Allianz hatte der König 
am 9. Februar 1770 dem Prinzen geſchrieben (vgl. P. K. 29, 337). 
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III. 


Wittgenſtein und das letzte Jahrzehnt 
Friedrich Wilhelms III. 
Von 
L. Dehio. 


Als es mit dem alten Wittgenſtein zu Ende ging, der in die ver⸗ 
wandelte Zeit als unheimliche Ruine hineinragte, fühlte ſich Varnhagen 
zu dem Ausruf geſtimmt: „Der Fürſt, einſt der einflußreichſte Mann 
im preußiſchen Staate, jetzt ſo herabgetommen, daß ſich niemand um 
ihn kümmert.“ 

Der einflußreichſte Mann: in dem letzten Jahrzehnt des alten Königs 
iſt er es zweifellos geweſen. Nur daß ſein Einfluß ein „geheimer Gar⸗ 
derobeneinfluß“ (Stein) war, den der die Akten durchforſchende Hiſtoriker 
oft mehr ſpürt, als deutlich vor ſich ſieht. “) 

Bis zuletzt blieb er Hofmann, wie er es von Anfang geweſen: ganz 
wie ſein Ahn, der ebenfalls höfiſcher Taktik ſeine glänzende Stellung 
im Staate des erſten Königs verdankte. Und wenn der ſeine Macht 
ſchimpflich mißbraucht hatte, ſo iſt doch auch die politiſche Tätigkeit 
ſeines Nachfahren mit privaten Finanzplänen verquickt geweſen.“) 


1) Immerhin vermag die Benutzung des Nachlaſſes Wittgenſteins im Haus⸗ 
archiv zu Charlottenburg das von Treitſchke gezeichnete Bild nicht unweſentlich 
zu ergänzen. Das zeigten ſchon die Arbeiten Haakes zum preußiſchen Verfaſſungs⸗ 
kampf vor 100 Jahren, und auch die folgende Unterſuchung ſchöpft ihre Haupt⸗ 
ergebniſſe aus dieſer Quelle. Es ſind vor allem Wittgenſteins Akten über das 
„politiſche Teſtament“ und ſein Briefwechſel mit Metternich benutzt worden. 

2) Altenſtein ſpricht in ſeiner gegen Wittgenſtein gerichteten Denkſchrift 
vom Frühjahre 1810 (G. St. A. rep. 92; Nachlaß Friedrich Wilhelm III) mit 
Bezug auf feinen Gegner von „ ſchleichender Intrige, die ſich hinter Kälte und 
Uneigennützigkeit verberge“ und wirft ihm vor, als Judengenoſſe und gemeiner 
Agioateur auf Koſten des Staates ſpekuliert zu haben. Seine damals projektierte 
Nationalbank — und dieſer Vorwurf gegen den künftigen Polizeiminiſter iſt be⸗ 
ſonders pikant — werde zu Nationalſtänden und Revolution führen: „was 
kümmert ihn alles..., wenn er bei dieſer Gelegenheit eine Stelle oder ein Ge⸗ 
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Beiden aber blieb das befte Weſen dieſes Staates, das ſich andern Land» 
fremden im mühſeligen Heeres⸗ oder Verwaltungsdienſt erſchloß, inner 
lichſt fremd. War es doch nicht der Stern Friedrichs des Großen, ſondern 
der der Gräfin Lichtenau, der unſerm Fürſten voranleuchtete! Be⸗ 
wundernswert, wie er ſich nach ihrem jähen Sturz auch an dem tugend⸗ 
haften Hofe des jungen Königspaares zurechtfand !), wie er dann ſpäter, 
im Frühjahr 1810, alte Börſenverbindungen und die ratloſe Verwirrung 
des Miniſteriums benutzte, um bei den entſcheidungsvollſten Entſchlüſſen 
mitzuwirken, wie er ſich endlich, im unterirdiſchen Kampf gegen den⸗ 
ſelben Hardenberg, den er gerufen, für die Dauer im Vertrauen des 
Monarchen den erſten Platz eroberte. Er machte damals die Sache 
Metternichs zu der ſeinen. Ein Standesherr und ohne jedes preußiſche 
Macht⸗ und Ehrgefühl, ein Verächter der Canaille und ohne jede Ve 
rührung mit den jungen literariſchen und religiöſen Bildungswerten: 
ſo mußte ihm das öſterreichiſche Syſtem freilich aus dem Grunde ge⸗ 
fallen. Gewährte es ihm doch gleichermaßen Raum, ſeine Neigungen 
zu befriedigen, wie ſeine Fähigkeiten zur Geltung zu bringen. 
Allerdings behielt Preußen den ſtreng öſterreichiſchen Kurs, den 
es ſeit Karlsbad ſteuerte, nicht unverändert bei. Unter Motz und Wik 
leben, Bernſtorff und Eichhorn teilte ſich wieder ein friſcherer Geiſt 
dem Staate mit. Aber auch diesmal verſtand ſich Wittgenſtein anzu⸗ 
paſſen. Man zählte ihn nicht mehr zur öſterreichiſchen Partei), freilich 
auch nicht zu ihren Gegnern. Er rückte der großen Politik überhaupt 
ferner. Aber immer noch blieb er mit Witzleben und Bernſtorff einer der 
erſten Männer des Staates. Zumal in den Perſonalfragen gab er den 
Ausſchlag. Kannte er doch alle Eigenheiten ſeines Herrn und verſtand 


ſchäft erhält, die er lange ſucht, und wenn er dabei ſein Vermögen errettet und 
vermehrt!“ Ahnlich urteilte damals Niebuhr (G. St. A. rep. 92; Altenſteins Nady 
laß: Finanzplan): auch er nennt Wittgenſtein einen Agioateur, er habe gelogen, 
um dem Sinn des Königs zu ſchmeicheln, er habe Hardenberg belogen; er kenne 
keine innere Angſt über den Erfolg, wenn er auch ſeine Idee „möglicherweiſe“ 
für ausführbar halte. — Dieſe Sätze ſind in der höchſten Nervenſpannung ge⸗ 
ſchrieben. Um ſo ſchwerer wiegt, daß Niebuhr noch Jahre ſpäter (Pertz, Stein 
VI, 1; 109) eine mit von Wittgenſtein betriebene Bankgründung bekämpft, weil 
ſie im eigennützigen Intereſſe der Befürworter läge. — Stein, der behauptet, 
Wittgenſtein ſei 1810 Hardenbergs Gläubiger geweſen, wirft ihm in ſeiner ver⸗ 
nichtenden Charakteriſtik (Berg V, 762) auch Streben nach Geld vor. 

1) In den Zwanzigerjahren bezeichnete ihn der Klatſch als das Haupt der 
Tänzerinnen⸗Camarilla. Varnhagen, Blätter aus der preußiſchen Geſchichte 
V, 264. 

2) Varnhagen, Blätter aus der preußiſchen Geſchichte V, 243. 
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ſie zu benutzen, wie kein anderer. Den früheren Reichsunmittelbaren 
beſtach keine Liebe zu einem angeſtammten Herrſcher, ſo wenig wie den 
Freiherrn von Stein, und bei allem Legitimismus machte ſeine zyniſche 
Menſchenverachtung auch vor den Souveränen nicht Halt: er ſei des 
Umgangs mit ihnen überdrüſſig, meinte er einmal zu Varnhagen’), 
an dem er einen weſensverwandten Zuhörer hatte. Wie ſicher er ſich 
fühlen durfte, zeigt ſein Betragen gegen den Kronprinzen. Der kalte 
Rationaliſt und der in weltweiten Gedanken, in religiöſer Inbrunſt 
ſchwelgende Jüngling — Gegenſätze genug! Sie öffentlich herauszu⸗ 
kehren, ſie heimlich zu vertiefen und zu vergiften, das war der rechte 
„Seelenſchmauß“ des Boshaften, dem Schadenfreude die beſte Würze 
der Macht bedeutete. 

Noch teilte er dieſe Macht mit andern. Es kam die Juli- Revolution 
und die Gelegenheit, ſie ganz zu gewinnen. 


I. 


Wittgenſtein auf dem Gipfel der Macht. 


Zunächſt freilich ſah es nicht danach aus, als ob dem überraſchenden 
Gewitter im Weſten ein reaktionärer Oſtwind folgen ſollte. So heraus⸗ 
fordernd ſich der Zar gebärdete, Metternich war die Behutſamkeit ſelber. 
Im Bewußtſein ſeiner Schwäche gab Oſterreich dem waffenmächtigen 
Rivalen die Bahn frei. Die deutſche Politik Eichhorns und Bernſtorffs 
mochte die Stunde nutzen, um die in zähem Kampf mit Wien vorbe⸗ 
reiteten Erfolge einzuernten. Vorausſetzung freilich war, daß das ganze 
Staatsweſen auf dies Ziel eingeſtellt wurde. Und die beiden Männer, 
die in der Wilhelmſtraße einträchtig die Geſchäfte leiteten, waren ſich 
deſſen wohl bewußt. Als der König die Frage ſtellte, wie in Deutſchland 
die innere Ruhe für den Fall des Krieges zu ſichern ſei, antworteten 
fie ihm in einer geheimen Denkſchrift (vom 29. Januar 1831) ), die 
nach ihrem Bekanntwerden durch das „Portofolio“ bei den Liberalen 
Berühmtheit erlangte. Preußen ſolle fortfahren, ſo rieten ſie, durch 
Sonderverhandlungen mit den einzelnen deutſchen Staaten gemein⸗ 
nützige Zwecke zu fördern, insbeſondere — was mit Hilfe des Bundes⸗ 
tages nie zu erreichen ſein werde — der Handelseinheit zuzuſtreben. 
Sein Einfluß beruhe auf der guten Meinung der Völker. Erhalten 
aber werde er vor anderm durch Reformen, welche ein richtig erkanntes 


1) Tagebücher I, 219. 
2) Treitſchke IV, 214. 
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Bedürfnis der Zeit erfordere. Mit ſeinem Beiſpiel ſolle Preußen den 
übrigen Staaten Deutſchlands voranleuchten. 

Und war es nicht, von ſeiner Stellung zu den Staaten des Bundes 
abgeſehen, ſein eigenſtes Intereſſe, durch Reformen dem Zeitgeiſte ent⸗ 
gegenzukommen? Es iſt bekannt, wie nicht nur Stein, die Humboldts, 
Boyen — ſie waren ohne Einfluß — dieſer Anſicht zuneigten, ſondern 
auch Witzleben und Krauſeneck. Und auch ſo unzweifelhaft konſervative 
Männer, wie Müffling und Lottum waren zu Konzeſſionen bereit. Der 
erſtere war überhaupt keineswegs enger Doltrinär. Wie er die Landwehr, 
die vielgeſchmähte, verteidigte und mit Begeiſterung für die Ideen ſeines 
Freundes Motz eintrat, ſo erkannte er auch weitſichtig die Notwendigkeit 
von Reichsſtänden an. Nichts ſei gefährlicher, ſagte er ſchon 1825 in der 
Einleitung zu dem Entwurf!) eines Reichsſtände⸗Geſetzes, als die Zeiten 
der Not untätig herankommen zu laſſen. Er brachte damals eine perio- 
diſche Verſammlung von 110 aus den Provinzialſtänden hervorgehenden 
Abgeordneten in Vorſchlag. Sie ſolle nur beratende Kompetenz haben. 
Würden ihr im Sinne des Staatsſchuldenediktes von 1820 auch Ent⸗ 
ſcheidungen aufgetragen, ſo ſchienen ihm noch beſondere Vorſichtsmaß⸗ 
regeln geboten, wie Bildung von zwei Kammern (in der erſten die Viril⸗ 
ſtimmen, in der zweiten die gewählten Mitglieder) oder einer ſtändigen 
Kommiſſion, deren Beſchlüſſe das Plenum zu billigen hätte, widrigen⸗ 
falls dem König die Entſcheidung zufallen ſolle. Bei aller Angſtlichkeit, 
die aus dem Entwurf ſpricht: hinter die von Hardenberg 1819 ge⸗ 
zogenen Grundlinien ging er doch nicht zurück. Weſentlich beſcheidener 
freilich ſahen die Reichsſtände aus, die der General nach der Juli⸗ 
Revolution (1832) empfahl). Auch jetzt — und gerade jetzt — ging er 
von der Erwägung aus, der König ſolle ſeine Verheißungen erfüllen, 
ſolange ihm die Verhältniſſe noch freie Hand ließen. Doch die Zahl 
der frei aus den Provinzialſtänden hervorgehenden Mitglieder der 
Reichsſtände beſchränkte er diesmal auf 27 — eines für jeden Stand 
jeden Landtages, — zu denen noch die 8 vom König ernannten Land⸗ 
tagsmarſchälle hinzukommen ſollten. Dafür — und dieſer Gedanke 
war folgereich — tritt ein neuer, andersartiger Beſtandteil ergänzend 
hinzu: 35 vom König dazu beſtimmte Mitglieder des Staatsrates“). 


1) G. St. A. rep. 89 D III, 20. 

2) Müfflings Denkſchrift über dieſen Gegenſtand habe ich nicht finden können. 
Ihr Inhalt geht deutlich genug aus einem Brief Ms. an Wittgenſtein vom 7. Marz 
1832 hervor (vgl. G. St. A. rep. 89 E XIV, 1). 

3) Die Anregung entnahm Müffling dem $ 29 der Verordnung wegen Ein- 
führung des Staatsrates vom 20. März 1817. Dort wird vorgeſehen, * die 
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Das „Parlament des abſoluten Beamten⸗Staates“ (Bornhaf) und die 
Stände ſollten ſich verſchmelzen: ein ſinnfälliger Ausdruck jenes Bünd⸗ 
niſſes von Büreaukratie und Großgrundbeſitz, das ſich ſeit dem Tode 
Hardenbergs anbahnte, ſeit der Juli⸗Revolution immer enger knüpfte. 
Dieſe eigenartige Verſammlung ſollte nur alle 3 Jahre zuſammen⸗ 
treten und auf die im Staatsſchuldengeſetz von 1820 vorgeſehenen Be⸗ 
fugniſſe beſchränkt bleiben. Aber wie Müffling ſchon 1825 zwei Ver⸗ 
ſammlungen konſtruiert hatte, deren Zuſammenſetzung kaum verſchieden, 
deren Befugniſſe aber geſonderte waren, hier beſchließende, dort be⸗ 
ratende, ſo verfuhr er auch jetzt: neben die in ihrem engen finanziellen 
Aufgabenkreiſe beſchließenden „Reichsſtände“ ſtellte er die „Lan⸗ 
desrepräſentation“, die zwar nur beraten ſollte, deren Verhand- 
lungen und Petitionen aber alle Angelegenheiten der Geſamtmonarchie 
berühren dürften; ſie ſollte aus denſelben ſtändiſchen Abgeordneten, 
wie die Reichsſtände beſtehen, das ſtändiſche Element in ihr aber noch 
weiter verdünnt werden: der ganze Staatsrat ſollte hinzutreten! Die 
Landesrepräſentation war gedacht als die Erfüllung des Verſprechens 
von 1815, die Reichsſtände desjenigen von 1820, obgleich Müffling 
ſelbſt zugeſteht, daß Hardenberg beide Male wohl dieſelbe Inſtitution im 
Auge gehabt habe. So iſt fein Entwurf eine Miſchung politiſcher Voraus⸗ 
ſicht und juriſtiſcher Rabuliſtik. Daß etwas geſchehen müſſe, ſah er ein. 
Aber es ſchien ihm genug, wenn die alten Verheißungen dem engſten 
Wortlaute nach erfüllt würden: als ob es ſich um einen Rechtsſpruch 
handle, bei dem die öffentliche Meinung ſich eben zu beruhigen habe. 

Hätte ſie es wirklich getan? Wir wollen es nicht unterſuchen. Nur 
ſoviel: von der Geſamthaltung, zumal der deutſchen Politik Preußens 
hätte vor allem die Aufnahme dieſer einzelnen Maßregel abgehangen. 
Wäre ſie, wie es im Sinne Eichhorns lag, im Zuſammenhang mit einem 
friſchen Streben nach Zoll⸗ und Militärkonventionen (an letztere dachte 
bereits Witzleben) erfolgt, warum hätte ſie nicht als erſter Luftzug auch 
in der inneren Politik, als Symptom einer „neuen Ara“ manchen Liberalen 
zu Königsberg und Köln, manch einen der radikalen Jugend in Berlin 
und Breslau mit neuer Hoffnung erfüllen ſollen? Und hätte ſie nicht 
vielen aus der älteren Generation, zumal in den alten Provinzen, die 
das Zutrauen zu der väterlichen Regierung nicht verloren hatte, ſogar 


Verhandlungen mit den Ständen durch den Staatsrat zu führen ſeien, welcher 
eine oder mehrere ſeiner Mitglieder dazu nach der Auswahl des Präſidenten 
deputiert. — Die Konſtitution des Königreichs Weſtfalen dürfte hier die An⸗ 
regung gegeben haben. Sie beſtimmt im $ 24, daß die Kommiſſionen der e 
mit Sektionen des Staatsrates gemeinſam beraten ſollten. 
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als ein Abſchluß der Reformzeit Genüge getan? Bei wie manchem 
eifrigen Verfaſſungsfreund des Jahres 1815 war doch inzwiſchen der 
Glaube an liberale Inſtitutionen erſchüttert worden, und durch die Juli⸗ 
Revolution am ſtärkſten. Stägemann!) hatte einſt an den Verfaſſungs⸗ 
entwürfen Hardenbergs hervorragenden Anteil gehabt: jetzt war er 
ſtarrer Abſolutiſt. Selbſt Gneiſenau! wollte es nun gefährlich erſcheinen, 
öfter als bei wichtigen Gelegenheiten aus den Provinzialſtänden Reichs⸗ 
ſtände zu bilden; und ſo blieb er noch hinter Müffling zurück, der doch 
für Periodizität eintrat. Von Boyen) aber beſitzen wir aus dem Auguſt 
1830 eine Denkſchrift, die ſogar dieſelbe Verſchmelzung von Staatsrat 
und Ständen empfiehlt. Sit dieſe merkwürdige Übereinſtimmung nicht 
das beſte Anzeichen, daß — wie vermutlich noch 1840! — auch 1830 
eine ſparſame Gabe willig entgegengenommen worden wäre? 

Und doch iſt es — Metternich geweſen, dem das Boyenſche wie das 
Müfflingſche Projekt — daher ihre Verwandtſchaft — höchſtwahrſchein⸗ 
lich ihre Grundidee verdanken. Aber nicht der Metternich von 1830 
oder 1832, ſondern der von 1818 und 1819; und ſo löſt ſich der Wider⸗ 
ſpruch leicht auf. Zur Zeit des Aachener Kongreſſes mochte noch eine 
wirkliche Volksvertretung, etwa nach Humboldtſchem Plan, im Bereich 
des Möglichen ſcheinen. Dieſe Gefahr glaubte der Fürſt, der das ge⸗ 
wiſſenhafte Feſthalten des Königs an dem einmal verpfändeten Wort 
kannte, am wirkſamſten durch einen Plan zu bekämpfen, deſſen Ver⸗ 
wirklichung ihm ja auch für Oſterreich damals vorſchwebte: durch den 
Vorſchlag“) eines kleinen ſtändiſchen Ausſchuſſes der künftigen Provinzial⸗ 
landtage, der durch Mitglieder des Staatsrats erweitert werden könnte. 
Auf dieſe Idee, die Metternich zunächſt, November 1818, dem Fürſten 
Wittgenſtein mitgeteilt, die er mit Nachdruck zu Teplitz im folgenden 
Jahre vertreten hatte, griff man nun in Preußen zurück, und ſo ver⸗ 
ändert hatten ſich nach einem Jahrzehnt des Stillſtandes die Maßſtäbe, 


1) Vgl. Rühl, Briefe und Aktenſtücke zur Geſchichte Preußens unter Friedrich 
Wilhelm III.: III, 490. 

2) Pertz, Stein VI, 1. S. 1111. 

3) Meinecke, Boyen II, 476. Leider gelang es mir nicht, im Reichsarchiv 
dieſe Denkſchrift aufzufinden, ſo daß ich etwas Sicheres über das Verhältnis 
beider Projekte zueinander nicht auszuſagen vermag. Es bleibt die Möglichkeit, 
daß beide aus gemeinſamer Quelle ſchöpfen, der Konſtitution des Königreichs 
Weſtfalen, die die gemeinſame Beratung von Sektionen des Staatsrats mit 
ſtändiſchen Kommiſſionen vorſah. Dergleichen dürfte auch ſchon Hardenberg 
vorgeſchwebt haben. 

4) Aus Metternichs nachgelaſſenen Papieren. II. Teil, 1. Bd. no: 305. 
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daß nun viel war, was damals wenig, und fortſchrittlich ein — längſt 
wieder aufgegebener — Metternichſcher Gedanke! 

Müffling teilte feine Denkſchrift an Lottum mit. Der fand nichts 
Weſentliches dagegen einzuwenden.“) Nur möchte er die Abgeordneten 
lieber gleich ſämtlich zu Gliedern des Staatsrats machen. Zwar, meint 
er, werden dadurch Koſten verurſacht, aber auf irgendeine Art ver⸗ 
urſache eine ſolche Verſammlung immer Koſten! Für dies enge und 
genaue Büreaukratenregiment eine bezeichnende Erwägung. Lottums 
Zuſtimmung wog ſchwer. Er ſaß dem Miniſterium vor und bildete das 
einzige regelmäßige Bindeglied zwiſchen ihm und dem Monarchen. Er 
war Kabinettsminiſter in dem Sinne, wie er unter Friedrich Wilhelm IV. 
gebräuchlich wurde. Unter Friedrich Wilhelm III. bezeichnete dieſer Titel 
vielmehr noch, wie im 18. Jahrhundert, den Miniſter des Auswärtigen, 
damals alſo Bernſtorff. Beider Anſichten in den Fragen der Ausbildung 
der Verfaſſung wie der deutſchen Politik mögen ſich damals weſentlich 
nahe gekommen ſein. Auch von Witzleben darf ein gleiches gelten. Die ein⸗ 
flußreichſten Berater des Königs ſehen wir nach der Juli⸗Revolution be⸗ 
reit, auf den Bahnen der inneren und äußeren Politik voranzuſchreiten. 

Aber der König ſelbſt? Er hatte ſich mit den Jahren nur immer 
noch mehr in ſich zurückgezogen. Es iſt, als ob noch ſein Bild dem for⸗ 
ſchenden Blicke ſcheu ausweiche !) und ſelten einmal begegnet ſeine Hand 
in den ſchattenhaften Bleiſtiftſtrichen einer Randnotiz. Daß aber von 
ihm in höherem Maße als zu Steins und Hardenbergs Zeiten doch alle 
wichtigeren Entſcheidungen ausgehen, werden wir uns gegenwärtig zu 
halten haben, wenn im folgenden die Rolle Wittgenſteins plaſtiſch her⸗ 
vortreten wird. Es iſt ein Mangel der Überlieferung, wenn der König, 
Über deſſen vertraute Unterhaltungen kein Gerlachſches Tagebuch Aus⸗ 
kunft gibt, dabei notgedrungener Weiſe in den Hintergrund tritt. 

Der Fürſt aber kannte ihn bis in die letzte Falte. — Und ſeine 
Stunde nahte. Die Konſtellation der Karlsbader Zeit erneuerte ſich. Als 


1) G. St. A. rep. 89, XIV. 1. 

2) Hier mag ein Vorgang bei Witzlebens Abgang ſeinen Platz finden. Durch 
Wittgenſtein hatte ihm der König nahelegen laſſen, den General von Rauch, zu⸗ 
nächſt als Stellvertreter, in Vorſchlag zu bringen. Witzleben ſchrieb, wenn auch 
widerſtrebend, dementſprechend an den König. Der aber ließ den Brief durch 
Wittgenſtein zurückbringen: derſelbe müſſe bei den Akten niedergelegt werden 
und man werde daraus erſehen, daß der König befohlen habe, den General von 
Rauch vorzuſchlagen. Es mußte ein neuer Brief aufgeſetzt werden, der die könig⸗ 
liche Initiative nicht ahnen läßt (vgl. Aufzeichnung der Frau von Witzleben, G. 
St. A. rep. 92, Nachlaß Witzleben, Nr. 104). 
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erſt einmal die drohendſte Kriegsgefahr überwunden, als Metternich, 
ſein Verbündeter von ehemals, ſich von ſeinem paniſchen Schrecken zu 
erholen begann, um mit diplomatiſchen Künſten das Terrain zurück⸗ 
zugewinnen, das dem Konkurrenten kampflos zugefallen war, da war 
für ihn der Augenblick gekommen, den Platz des Zuſchauers mit der 
Arena zu vertauſchen. 

Seine locker gewordene Verbindung mit dem öſterreichiſchen Staats⸗ 
kanzler knüpfte ſich nun feſter denn je. Die Körreſpondenz ſchwoll gewaltig 
an. Der öſterreichiſche Geſandte wurde Stammgaſt in jenem vertrauten 
Kreiſe, der ſich allabendlich um des Fürſten Spieltiſch zu verſammeln 
pflegte. Nicht alle Fäden, die da geſponnen wurden, ſind uns heute noch 
ſichtbar. Denn gar manches wurde natürlich dem Papier nicht anvertraut 
und zudem wiſſen wir, daß Wittgenſtein indiskrete Stücke aus ſeinen 
Mappen entfernt hat. Die Hauptpunkte werden aber doch deutlich. 

Metternich hatte längſt die Taktik befolgt, die Politik des Gegners 
in ihren leitenden Männern zu treffen. Seine Hetze gegen Eichhorn 
und Bernſtorff hatte freilich in den Zwanzigerjahren keinen Erfolg 
erzielt. Er nahm ſie nun mit neuem Eifer auf. Ein Zufall kam ihm zu 
Hilfe. Wir erwähnten jene geheime, für den König beſtimmte Denk⸗ 
ſchrift der Wilhelmſtraße über Preußens deutſche Politik. Durch irgend⸗ 
eine Indiskretion — der Verdacht fiel ſpäter auf den liberalen Rühle 
von Lilienſtern, der damals auftragsgemäß die deutſchen Höfe bereiſte 
— war ſie in die Hände des heſſen⸗homburgiſchen Präſidenten von Ibell 
gelangt, der ſie dem Erzfeind Preußens, dem Herzog von Naſſau, mit⸗ 
teilte; vielleicht in Erneuerung ſeiner Verſuche, Naſſau dem Zollverein 
zu gewinnen!), vielleicht im Gegenteil, wie wenigſtens der Herzog unter⸗ 
ſtellte, um ſich von dem Verdacht liberaler Geſinnung zu reinigen, der 
ihm ſein naſſauiſches Amt gekoſtet hatte. Jedenfalls hatte der Herzog 
nichts Eiligeres zu tun, als dieſen geheimſten Aufmarſchplan des Feindes 
nach Wien zu verraten, und ſo gelangte er ſchließlich durch Metternich 
nach Berlin zurück und in Wittgenſteins Hand.) Eine beſſere Waffe 
gegen die Demagogenclique konnte ſich der Fürſt nicht wünſchen! Konnte 
er doch nun mit ihren eigenen Worten ihre revolutionären Pläne vor 
ängſtlichen Zuhörern ausmalen. Aber auch auf den König ließ ſich mit 
dieſem Dokument wirken, mochte er es auch ſeinerzeit im weſentlichen 
gebilligt haben, wie eine Kabinettsordre vom 22. März 1831 beweiſt. 
Wittgenſtein wußte ſehr wohl, daß dieſe Billigung nur mit halbem 


1) Vgl. von Petersdorff, Motz II, 281. 
2) Brief Metternichs vom 22. April 1832. 
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Herzen erfolgt ſein konnte, und hatte bereits in Wien Klage geführt 
über das Miniſterium, das in den deutſchen Dingen dem Könige 
ſicherlich zuwiderhandle.:) Und lag das jetzt nicht am Tage? Konnte 
ein anderer als Eichhorn oder Bernſtorff dies geheimſte Schriftſtück 
hinter dem Rücken des Königs deutſchen Höfen mitgeteilt haben? 
Metternich deutet dergleichen in dem für des Königs Augen beſtimmten 
Begleitſchreiben an und Wittgenſtein wird mündlich nichts unterlaſſen 
haben, um den Zorn des Monarchen zu ſchüren, der um ſo heftiger war, 
als ihn die eigene frühere Entſcheidung gereute: Vollends jetzt, wo ſie 
bekannt geworden war, kompromittierte ſie ſein Verhältnis zu Oſter⸗ 
reich, wenn er nicht deutlich von ihr abrückte. So erklärt ſich, daß gleich 
dieſe erſte von Metternich gelegte Mine mit durchſchlagendem Erfolge 
aufflog. Am 22. April 1832 hatte er ſeinen Brief abgeſandt und ſchon 
unter dem 6. Mai konnte ihm Wittgenſtein triumphierend melden: 
„Das iſt der Schwanengeſang dieſer Clique geweſen. Die Feder, die 
jenen Bericht geſchrieben, wird nicht mehr ſchaden.“ Künftig möge 
Metternich ihm nur alle Klagen über das preußiſche Miniſterium mit⸗ 
teilen; er werde beim König die Dinge ſchon wieder einrenken. 

Was war geſchehen? Bernſtorff war ſchon ſeit Jahren ein kranker 
Mann, doch noch immer vom König, dem jeder Wechſel läſtig fiel, trotz 
mehrfacher Abſchiedsgeſuche feſtgehalten worden. Jetzt nun reichte er, 
am 30. April (1) 2), ein neues ein — der Zuſammenhang mit der öſter⸗ 
reichiſchen Intrige ſpringt in die Augen — und: in wenigen Tagen war 
es genehmigt. So unabweislich bei ſeinem Geſundheitszuſtande ſein 
Abgang geworden war, die Umſtände, unter denen er erfolgt, ſtempeln 
ihn nicht weniger zu einem politiſchen Ereignis. 

Um ſo mehr, als Ancillon der Nachfolger hieß. Er war freilich 
nicht erſt jetzt als ſolcher beſtimmt worden, ſondern ſchon im vorher⸗ 
gehenden Jahre; aber ſehr zum Leidweſen des Scheidenden. Der Graf 
hatte mit den Jahren nur immer weniger von ihm gehalten und ſein 
leicht gekränkter Untergebener hatte ſogar einmal — umſonſt — beim 
Könige über Zurückſetzung Klage geführt.“) Am liebſten hatte ſich Bern⸗ 
ſtorff ſeiner überhaupt entledigt. Als 1831 zu ſeiner Entlaſtung die 
Geſchäftsbehandlung neu organiſiert wurde, wollte er Ancillon auf 
das Altenteil des Neufchäteler Dezernats abſchieben und den Pariſer 


1) So in einem Brief an Metternich vom 3. März 1832. 

2) Vgl. Eliſe von Bernſtorff, Aufzeichnungen II, 234. 

3) Ancillons Abſchiedsgeſuch vom 2. Mai 1827. G. St. A. rep. 89 D. I, 
15. Dort und im Wittgenſteinnachlaß im Haus⸗A auch die Unterlagen für das 
folgende. ö 
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Geſandten Werther als Vertreter und präſumptiven Nachfolger nach 
Berlin rufen. Die Weigerung Werthers aber machte einen Strich durch 
dieſe Rechnung. Der Kronprinz legte ſich für ſeinen Erzieher ins Mittel, 
Lottum ſtimmte bei und mit Freuden diesmal auch Wittgenſtein. So kam 
es zu einem Kompromiß. Ancillon wurde noch nicht Kabinettsminiſter, 
eine Würde, die man vorher Werther zugedacht hatte, ſondern nur 
Staatsſekretär. Zwar erhielt er die Vertretung des Miniſters, die direkte 
Leitung aber nur in der erſten fog. politiſchen Abteilung. Auf die zweite, 
die die deutſchen Angelegenheiten bearbeitete, war er ohne jeden Ein⸗ 
fluß und hier herrſchte ſein Antipode Eichhorn, gedeckt durch die Autorität 
des Grafen! 

Mit dieſer Deckung war es nun nach Bernſtorffs Abgang vorbei. 
Eichhorn ſchien rettungslos einem erbitterten Gegner überantwortet. 
Ja, er war es im eigentlichen Wortſinne und Wittgenſtein hatte guten 
Grund, zu frohlocken. Sein Haupterfolg — ſo durfte er erwarten — ſollte 
ſich erſt noch ausweiſen. Er hatte den König vermocht, den Wunſch zu 
äußern, daß an Eichhorns Stelle ein anderer Rat den Vortrag in Bundes⸗ 
angelegenheiten übernehmen möge. Ein Wunſch, der ſich bezeichnender⸗ 
weiſe zu einem Befehl nicht verdichtet hatte. Ancillon war, vor ſeiner 
Ernennung, von des Königs Außerung durch Lottum unterrichtet worden; 
ja, beide hatten ſchon über die Faſſung einer Kabinettsordre beraten, 
durch die die neue Geſchäftsverteilung feſtgelegt werden ſollte. Schließ⸗ 
lich war aber alles bei mündlicher, wie ſich herausſtellen ſollte, zwei⸗ 
deutiger Abrede zwiſchen dem königlichen Vertrauensmann und Ancillon 
geblieben!), der alſo ſpeziell als Scherge Eichhorns beſtellt wurde. So 
gering war in Wahrheit die Teilnahme Friedrich Wilhelms an dem 
Werke, das ein Ruhmestitel ſeiner Regierung geworden iſt! Wer hätte 
gerade im damaligen kritiſchen Augenblick bei den Zollvereinsverhand⸗ 
lungen Eichhorn erſetzen ſollen! Wie einſt gegen Hardenberg hatte ſich 
auch diesmal der König durch ausländiſche Einflüſterungen gegen den 
beſten Diener ſeines Staates einnehmen laſſen. Vielleicht liegt hier der 
Fall ſogar noch ſchlimmer als der vom Jahre 1819.2) Die Reichsſtände 
waren ein Kernpunkt in Hardenbergs Programm geweſen; der Zollverein 
ließ ſich rein geſchäftsmäßig vollenden, auch ohne liberaliſierende Innen⸗ 
politik. Der König hätte ſich begnügen können, dem verdächtigen Mann 
ſcharf auf die Finger zu ſehen, ihn aber an ſeinem Platz zu laſſen. 


1) Dieſer Hergang ergibt ſich aus dem Briefwechſel Ancillons mit Wittgen⸗ 
ſtein und beſonders aus des letzteren Brief vom 29. Mai 1833. 
2) Vgl. Haake, Verfaſſungskampf, S. 87. 
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Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß Metternich irgend etwas von 
dieſer geheimen Bindung des neuen Miniſters zu Ohren gekommen iſt. 
Aber war es auch nicht der Fall, ſo mußte ihm doch die Kaltſtellung 
Eichhorns als ſichere Folge von Bernſtorffs Abgang erſcheinen. Das 
hieß: Reaktion am Bunde nicht nur, ſondern auch Zerreißen der Maſchen 
des Zollvereins, die ſich gerade damals bedrohlich zuzogen. Mit 
Ancillon konnte er leichtes Spiel erhoffen. Hatte der nicht in manchem 
„freundſchaftlichen Erguß“ dem öſterreichiſchen Geſandten ſein Herz 
ausgeſchüttet über den „Elenden, der ſich des Geiſtes des Grafen Bern⸗ 
ſtorff bemächtigt habe“ (will ſagen: an ſeiner, Ancillons, Zurückſetzung 
Schuld trage !). Und ſchlimmſten Falles: was konnte der eitle Schön⸗ 
redner, der Bürgerliche, den der preußiſche Hof ſelbſt nicht für voll nahm, 
ihm großen Widerſtand leiſten!!) 

In der Tat ließ ſich zunächſt auch alles hoffnungsvoll an. Die 
Reaktion am Bunde ging in ein beſchleunigtes Tempo über. Der An⸗ 
nahme der ſechs Artikel — ihnen hatte noch Bernſtorff dicht vor ſeinem 
Abgang den Giftzahn ausgebrochen — folgte eine „mächtige Sturz⸗ 
welle“ (Treitſchke) außerordentlicher Sicherheitsmaßregeln. Um ſo unbe⸗ 
greiflicher: Eichhorn blieb ruhig an ſeinem Platze. | 

Da galt es zu mahnen. Es geſchah, jo weit ich ſehe, zum erſten Male 
November 1832 gelegentlich der belgiſchen Wirren. Das preußiſche 
Kabinett beabſichtigte, über die Frage, was die deutſchen Regierungen im 
Falle des Einrückens franzöſiſcher Truppen in Belgien zu tun gedächten, 
zunächſt einmal mit Hilfe der Bundesgeſandten ein Einverſtändnis herbei⸗ 
zuführen, in der Hoffnung, ſo ſchneller zum Ziel zu gelangen, als durch 
Einzelverhandlungen mit den Höfen. In dieſem Vorſchlag aber wollte 
Metternich eine „liberale Idee“ erkennen, einen Rückfall in Wangenheims 
Zeiten, den Verſuch, die perſönliche Stellung der Geſandten zu erhöhen. 
In einem Brief an Trautmannsdorf), den dieſer Wittgenſtein und kaum 
ihm allein zeigte, nimmt er das zum Anlaß, um ein wahres Wehgeheul 
über Eichhorn anzuſtimmen, den „Pedanten, Aktenſchmierer“, der an 
allem Schuld ſei, der nicht nur wie ein Liberaler, ſondern wie ein „ganz 
unfähiger Menſch“ handle. In der Tat hat ſich Ancillon einſchüchtern 
laſſen (ſchon vor dieſem Brief): die Depeſche an Nagler wurde kaſſiert. 

Aber ſchon im Januar desſelben Jahres erhielt der begriffsſtutzige 
Miniſter, wiederum wegen einer Depeſche an Nagler, „eine Ohrfeige auf 


1) Bezeichnend ſind Melanies Urteile in ihrem Tagebuch. Aus Metternichs 
Papieren V, 427. 

2) Vom 7. Dezember 1832 Kopie im Briefwechſel Wittgenſtein⸗Metternich 
im Haus-A. 
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Eichhorns Wange“. So ſchreibt er ſelbſt mit aufſteigender Empfindlichkeit 
an Wittgenſtein. Der leicht Gekränkte fühlte ſich in ſeinem Untergebenen 
getroffen; er ſetzt ſich zur Wehr; er verteidigt den preußiſchen Stand⸗ 
punkt und findet, Metternich vermöge nicht zu ertragen, daß in deut⸗ 
ſchen Sachen die Initiative einmal von Preußen ausgehe (um welche An⸗ 
gelegenheit es ſich handelt, habe ich nicht mit Sicherheit feſtſtellen können). 

Der Staatskanzler aber war zu hochmütig, um das Fehlerhafte 
ſeiner Taktik einzuſehen. Auch hatte er noch ſeinen beſonderen Grund, 
keine Zeit zu verlieren. Galt es doch den in der Bildung begriffenen 
Zollverein zu zerſtören, den Gegner noch im Aufmarſch zu zerſprengen. 
Es handelt ſich damals um den ſo wichtigen Beitritt Kurheſſens zum 
Verein. Er war bereits erfolgt, aber unter offenbarer Verletzung des 
Vertrages, der das Kurfürſtentum für den mitteldeutſchen Verein ver⸗ 
pflichtete. Hannover und andere Bundesſtaaten führten in Frankfurt 
Klage. Oſterreich, in der Gewißheit, daß jedes Zivilgericht den Beklagten 
verurteilen mußte, verlangte Einleitung des Austrägalverfahrens. Die 
Mehrheit ſtimmte dem Präſidium bei. Es war ein dramatiſcher Augen⸗ 
blick. Gelang es Oſterreich, die Blöße, die ſich ſein Gegner gegeben, 
zum Gegenſtoße auszunutzen, ſo war der Verein vereitelt, Preußen in 
einer Lebensfrage gedemütigt, in ſeiner Entwicklung gehemmt, ſeine Zu⸗ 
kunft in Deutſchland in Frage geſtellt. 

Mit Wucht legte ſich das Wiener Kabinett ins Geſchirr. Eichhorn, 
in dieſem Augenblicke der Kriſe beſeitigt — und der ſchon in die Enge 
getriebene Gegner war, ſeines beſten Führers beraubt, leicht zu ſchlagen. 
Baron Werner, Metternichs rechte Hand in den deutſchen Dingen, 
flehte Wittgenſtein um Beiſtand an: „denn es iſt eine Hauptſchlacht, 
die er (Metternich) Ihrer heilloſen Partei liefert und der größte, treueſte 
Liebesdienſt, den er Ihrem Kabinett je geleiſtet hat; er trachtet es von 
der Bahn des Verderbens auf die der Vernunft zurückzuführen.“) 
Es läßt ſich nicht nachweiſen, wie viel Wittgenſtein für die Sache ſeiner 
Freunde hat tun können: zunächſt jedenfalls ſchien ſich ihnen der Erfolg 
zuzuwenden. Am 31. Januar hatte Nagler eine von Eichhorn ſelbſt auf⸗ 
geſetzte Erklärung des preußiſchen Standpunktes am Bunde verleſen, 
die es ſchroff ausſprach: „Die preußiſche Regierung iſt der Anſicht, daß 
die vorliegende Streitſache auf keine Weiſe zur Erledigung durch das 
beftehende Austrägalverfahren ſich eigne.“?) Darauf antwortete Met⸗ 


1) Brief vom 7. Februar 1833, Briefwechſel Wittgenſtein⸗Metternich, Haus -A. 
2) G. St. A. Ausw. Amt II rep. 6, Kurheſſen 14, vol. 2. Dort auch die 
im folgenden zitierten Stücke. 


Wittgenſtein und das letzte Jahrzehnt Friedrich Wilhelms III. 225 


ternich mit einer Depeſche an Trautmannsdorf in einem Ton, als ob 
der Abbruch der alten, freundſchaftlichen Beziehungen vor der Tür 
ſtände, und ließ Werner an den Fürſten ſchreiben, die beiden Mächte 
könnten ſich ernſtlich broullieren, wenn die „Partei“ ſo weitermache: 
die Entfernung Eichhorns als Pfand der Freundſchaft wurde von neuem 
angedeutet. Und bis zu einem gewiſſen Grade ſchien der Einſchüchte⸗ 
rungsverſuch zu glücken. Die preußiſche Antwort — in zwei Depeſchen 
an Maltzahn vom 6. April — klang wie die Chamade nach der Fanfare; 
ſie räumte ein, daß das Bundesrecht, wie es jetzt läge, der Anwendung 
des Austrägalverfahrens keine Grenzen ziehe. Aber Metternich erlebte 
an dieſem formalen Erfolge keine Freude. Preußen konnte ruhig der 
Abſendung der Akten an den Wiener Gerichtshof zuſehen. Gerade in 
jenen Wochen hatte es ſich mit Süddeutſchland geeinigt und nun konnte 
kein Gerichtsſpruch mehr die Ausbreitung des Zollvereins in Frage ſtellen. 
Und Eichhorn? Von ſeinem Abgang war trotz allem nicht die Rede. 

War etwa der König unter dem Eindruck ſeiner letzten Erfolge 
anderen Sinnes geworden? Vielmehr durfte ihm Wittgenſtein ruhig einen 
Brief Metternichs vorlegen, der mit verſteckten und offenen Schmä⸗ 
hungen auf Eichhorn geradezu angefüllt war). 

Wer aber hielt ihn denn? Ancillon! 

„Seit er Miniſter geworden, war eine große Veränderung in feiner 
Denkungsweiſe vor ſich gegangen. Es mochte ihm damals, wie ſpäter 
feinem Nachfolger Werther gehen, der auch als Freund Oſterreichs fein 
Amt antrat, aber nachdem er von Eichhorns Akten Kenntnis genommen, 
ausrief: „Nein, ich habe mich geirrt, wir haben in allen Dingen Recht 
gehabt und Oſterreich Unrecht.“) Sein leicht verwundbares Selbſt⸗ 
gefühl kam ſeinem Staatsempfinden zu Hilfe. Er fühlte preußiſcher als 
der König von Preußen. Die Wiener Tonart, ſchrieb er an Wittgenſtein, 
fet mit der Würde Preußens nicht verträglich.?) Er, der den Rücktritt 
Eichhorns herbeiführen ſollte, droht jetzt mit ſeinem eigenen; er falle 
gerne als Opfer für den Verfolgten, dem Metternich bitter Unrecht tue. 

Wittgenſteins Enttäuſchung machte ſich in höhniſchem Schimpfen 
Luft. „Die ganze franzöſiſche Nation fühlt ſich in ſeiner Perſon verletzt 
(daß es die preußiſche ſein konnte, empfand er nicht); wenn Worte 
Kanonenſchüſſe wären, läge die ganze Welt zu Füßen Seiner Exzellenz.“ 
Aber er gab die Sache nicht verloren. Der unerwartete Widerſtand, den 
ihm ſeine Kreatur zu leiſten wagte, ſchürte nur ſeinen Eifer. Nachdem 

1) Vom 24. April 1833. 

2) Pertz, Stein V, 171. 

3) Brief vom 17. April 1833. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XV. 2. 15 
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Eichhorns Wange“. So Schreibt er ſelbſt mit aufſteigender Empfindlichkeit 
an Wittgenſtein. Der leicht Gekränkte fühlte ſich in ſeinem Untergebenen 
getroffen; er ſetzt ſich zur Wehr; er verteidigt den preußiſchen Stand⸗ 
punkt und findet, Metternich vermöge nicht zu ertragen, daß in deut⸗ 
ſchen Sachen die Initiative einmal von Preußen ausgehe (um welche An⸗ 
gelegenheit es ſich handelt, habe ich nicht mit Sicherheit feſtſtellen können). 

Der Staatskanzler aber war zu hochmütig, um das Fehlerhafte 
ſeiner Taktik einzuſehen. Auch hatte er noch ſeinen beſonderen Grund, 
keine Zeit zu verlieren. Galt es doch den in der Bildung begriffenen 
Zollverein zu zerſtören, den Gegner noch im Aufmarſch zu zerſprengen. 
Es handelt ſich damals um den ſo wichtigen Beitritt Kurheſſens zum 
Verein. Er war bereits erfolgt, aber unter offenbarer Verletzung de 
Vertrages, der das Kurfürſtentum für den mitteldeutſchen Verein ver⸗ 
pflichtete. Hannover und andere Bundesſtaaten führten in Frankfun 
Klage. Oſterreich, in der Gewißheit, daß jedes Zivilgericht den Beklagten 
verurteilen mußte, verlangte Einleitung des Austrägalverfahrens. Die 
Mehrheit ſtimmte dem Präſidium bei. Es war ein dramatiſcher Augen⸗ 
blick. Gelang es Oſterreich, die Blöße, die fich fein Gegner gegeben, 
zum Gegenſtoße auszunutzen, ſo war der Verein vereitelt, Preußen in 
einer Lebensfrage gedemütigt, in ſeiner Entwicklung gehemmt, ſeine Zu⸗ 
kunft in Deutſchland in Frage geſtellt. 

Mit Wucht legte ſich das Wiener Kabinett ins Geſchirr. Eichhorn, 
in dieſem Augenblicke der Kriſe beſeitigt — und der ſchon in die Enge 
getriebene Gegner war, ſeines beſten Führers beraubt, leicht zu ſchlagen. 
Baron Werner, Metternichs rechte Hand in den deutſchen Dingen, 
flehte Wittgenſtein um Beiſtand an: „denn es iſt eine Hauptſchlacht, 
die er (Metternich) Ihrer heilloſen Partei liefert und der größte, treueſte 
Liebesdienſt, den er Ihrem Kabinett je geleiſtet hat; er trachtet es von 
der Bahn des Verderbens auf die der Vernunft zurückzuführen.“) 
Es läßt ſich nicht nachweiſen, wie viel Wittgenſtein für die Sache ſeiner 
Freunde hat tun können: zunächſt jedenfalls ſchien ſich ihnen der Erfolg 
zuzuwenden. Am 31. Januar hatte Nagler eine von Eichhorn ſelbſt auf⸗ 
geſetzte Erklärung des preußiſchen Standpunktes am Bunde verleſen, 
die es ſchroff ausſprach: „Die preußiſche Regierung iſt der Anſicht, daß 
die vorliegende Streitſache auf keine Weiſe zur Erledigung durch das 
beſtehende Austrägalverfahren ſich eigne.“?) Darauf antwortete Met⸗ 


1) Brief vom 7. Februar 1833. Briefwechſel Wittgenſtein⸗Metternich, Haus⸗A. 
2) G. St. A. Ausw. Amt II rep. 6, Kurheſſen 14, vol. 2. Dort auch die 
im folgenden zitierten Stücke. 
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Die nächſte Folge war eine ſcharfe Auseinanderſetzung zwiſchen 
den ehemaligen Freunden. Der Fürſt bekannte ſich als der Regiſſeur 
der Szene in der Sitzung des Staatsminiſteriums; er ſprach die Hoffnung 
aus, jener möge, ſtatt mit ſeinem Abſchied zu drohen, nun endlich den 
Wunſch des Königs erfüllen, wie er es übernommen. 

Aber nun ſtellte ſich heraus, daß die mündliche Abrede mehrdeutig 
geweſen war. Denn Ancillon verſicherte, ſich nur zu dem Verſuch ver⸗ 
pflichtet zu haben, Eichhorn zur Aufgabe ſeiner augenblicklichen Ge⸗ 
ſchäfte zu veranlaſſen. Dieſer Aufgabe habe ſich auf ſeine Bitte Bern⸗ 
ſtorff unterzogen, ohne aber ein Reſultat zu erzielen; er fühle ſich damit 
jeder Verpflichtung ledig. 

Damit war auch dieſer Angriff abgeſchlagen, die Überrumpelung 
mißglückt: auch Wittgenftein hatte von Ancillon direkt Eichhorns Ent⸗ 
fernung nicht zu erlangen vermocht, Aber es blieb ja noch der Appell 
an den König! Einen ſolchen hatte der Fürſt ſicherlich von vorneherein 
als ultima ratio in Rechnung geſetzt. Geſchickter als durch den Vorſtoß 
im Miniſterium konnte er ja auch kaum vorbereitet werden. Und über⸗ 
dies: hatte der König nicht ſelbſt den Wunſch nach anderweiter Ver⸗ 
wendung Eichhorns, in welcher Form immer, ausgeſprochen? Mußte 
er ihn jetzt nicht durchſetzen? 

Hat es Wittgenſtein erwartet — und die angeführten Briefftellen 
ſprechen dafür — fo erwies fich auch dieſe Rechnung als falſch. Friedrich 
Wilhelm fällte eine Entſcheidung ganz in ſeinem Stile: er gab keiner 
der beiden Parteien vollkommen Recht. — Wie gern wüßte man, was 
für Überlegungen den Verſchloſſenen bewegten. Regte ſich fein Billige 
keitsgefühl zu Eichhorns Gunſten, imponierte ihm der Widerſtand An⸗ 
cillons, griff Witzleben, der alte Förderer des Zollvereins ein? Genug, 
der König verzichtete auf die Durchführung ſeines vor einem Jahre 
geäußerten Willens. Eine Kabinettsordre (vom 11. Juni 1833) be⸗ 
ſtimmte, daß künftig Ancillon alle Ausgänge, die deutſche Politik be⸗ 
träfen, und alle Erlaſſe, die ſich auf polizeiliche Vorfälle bezögen, vor 
ihrer Ausfertigung Lottum und Wittgenſtein mitzuteilen habe. 

Von einer Beſeitigung Eichhorns war alſo nicht die Rede. Man 
legte ihn an die Kette, aber er blieb und vermochte den Zollverein weiter 
auszubauen. Anderſeits aber, vom öſterreichiſchen Standpunkt aus 
geſehen: die Gefahr einer liberalen Politik Preußens am Bunde war 
abgewendet — und das war doch im Grunde immer das wichtigſte Ziel 
Metternichs geweſen, der zu ernſthafter Beſchäftigung mit Zoll- und 
Handelsangelegenheiten ” zu vornehm dünkte. Er durfte alſo zu⸗ 
frieden ſein. 
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In viel höherem Maße aber gilt das gleiche für Wittgenſtein. Dem 
Miniſterium gegenüber gewann ſeine Macht erſt jetzt eine geſicherte 
Grundlage. Und den Oſterreichern mußte er, gerade weil Eichhorn 
blieb, nur um ſo unentbehrlicher werden. Ja man darf fragen, ob das 
ungewiſſe Zwielicht, das die königliche Entſcheidung ſchuf, nicht ſeiner 
Natur und ſeinen Intereſſen angemeſſener war, als es der offene, in 
vollem Tageslicht vollzogene Bruch mit der „Sekte“ hätte ſein können. 

Ancillon endlich war tief gedemütigt, fein Miniſterium glei chſam 
unter Kuratel geſtellt, ſeine Autorität (die Kabinettsordre ſollte freilich 
ſtreng geheim bleiben), ſeine Entſchlußkraft gelähmt und ein Zuſtand 
geſchaffen, der an Lombards Zeiten erinnerte. Wiederum hatte ſich 
eine neben, nicht in den Geſchäften ſtehende Inſtanz gebildet, die nur 
als Hemmſchuh wirken konnte, ja es ſollte. 

Und doch hat, trotz ihrer fehlerhaften Konſtruktion, die Maſchine 
reibungsloſer gearbeitet als vor 1806. Die Lage des Staates war ganz 
anders geſichert und geordnet, die Routine zu unterbrechen bei Leb⸗ 
zeiten des alten Königs kein zwingender Grund: Vor allem Wittgen⸗ 
ſtein war kein Lombard ohne Anſehen und Anhang im Lande. Er ſam⸗ 
melte um ſich die junge Generation der märkiſchen Feudalen, deren 
Prätenſionen er im Stillen von ſeiner fürſtlichen Höhe aus verachtete. 
Er verſtand es, ihre beſten Köpfe an die Spitze von Miniſterien zu bringen: 
Alvensleben und Rochow. Damit war eine ruhige Zuſammenarbeit 
zwiſchen dem Miniſterium und ſeinem „Premier hinter der Gardine“ 
(Boyen) geſichert. Altenſtein, der gedemütigte Ancillon konnten und wollten 
nicht wider den Stachel löken. Auch Witzleben ſahen wir in Wittgenſteins 
Kielwaſſer geraten. Seit er Kriegsminiſter geworden, rückte er dem König 
nicht nur im äußerlichen Geſchäftsverkehr ferner. Wir werden ſehen, wie 
über Rochows Ernennung zum Miniſter des Innern Wochen lang ohne 
ſein Wiſſen verhandelt wurde, desgleichen über das „politiſche Teſtament“. 
Als der König ihm nicht lange vor ſeinem Tode durch Wittgenſtein Be⸗ 
urlaubung nahe legen ließ, erhielt er nicht einmal eine Audienz, um den 
von ihm gewünſchten Nachfolger vorzuſchlagen, ja, auf des Königs aus⸗ 
drücklichen, wiederum durch den Fürſten vermittelten Wunſch, mußte 
er ſich ſchriftlich für Rauch ausſprechen, den er für wenig geeignet hielt. 
Der Kummer, die vergötterte Armee ſolchen Händen anvertraut zu 
ſehen, die Rückſichtsloſigkeiten ſeines Nachfolgers, das bittere Gefühl, 
für verzehrende Arbeit in des Königs Dienſt, dieſen Dank zu ernten — 
all das hat die letzten Wochen des treuen Mannes tief beſchattet. “) 


1) Nach der Erzählung der Frau von Witzleben in deſſen Nachlaß. G. St. A. rep. 92. 
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Um ſo heller leuchtete das Wittgenſteinſche Sternbild. 

Die Laufbahn Alvenslebens iſt von Petersdorff dargeſtellt worden. ) 
Sie nahm ihren Anfang an dem Whiſttiſch des Hausminiſters. Wenig 
fehlte, und der altmärkiſche Junker hätte als Miniſter dem Zollverein 
doch noch das Schickſal bereitet, das ihm der Fürſt wünſchte: nur der 
Kronprinz verhinderte ſeine Kündigung. Alvenslebens Finanzpolitik 
beſtand in Sparſamkeit, um die Zuſammenberufung der Stände ent⸗ 
behrlich zu machen. Als eine Anleihe unvermeidlich geworden war, 
gab er ihr, um der ſtändiſchen Garantie auszuweichen, eine Form, die 
ſelbſt in konſervativen Kreiſen Anſtoß erregte.?) 

Iſt die Entwicklung ſeiner politiſchen Geſinnung nur in den Um⸗ 
riſſen kenntlich, ſo liegt ſie bei den beiden Rochows, den Brüdern Guſtav 
und Theodor, um fo offener vor uns. Ihre Briefe und Aufzeichnungen?) 
können als typiſches Zeugnis für die wechſelnden Stimmungen weiter 
Kreiſe des märkiſchen Adels gelten. Wie bei den Gerlachs ſind die Frei⸗ 
heitskriege das erſte große politiſche Erleben. Wie Leopold v. G. wird 
auch Guſtav v. R. in Göttingen und Heidelberg in die Bahnen der hiſto⸗ 
riſchen Rechtsſchule gezogen. Aber die Erneuerung des religiöſen Lebens 
machen die Rochows nicht mit: von hier ab ſondern ſich die Straßen. 
Die romantiſche Politik des kronprinzlichen Kreiſes, die ohne religiöſe 
Ergriffenheit und künſtleriſche Intuition im Grunde nicht begriffen 
werden konnte, lag ihrem nüchternen, auf das Nächſte bedachten, aber 
willensſtarken Geiſte außerhalb des Verſtändniſſes. Außerlich blieb das 
Verhältnis das alte. So lange man einander brauchte, empfand man die 
Gegenſätzlichkeit nicht.) Der Kampf gegen Hardenberg vereinigte ja 
noch verſchiedenartigere Gegner. Damals ſchwärmten die Rochows für 
das provinziale Ständeweſen als den letzten Damm gegen das liberale 
Beamtentum: ihre Stimmung war antibureaukratiſch. Von ihrem 
Schwager, Marwitz, der ſie hierin ſtark beeinflußte, unterſchied ſie aber 
doch eine ſchwächere Ausbildung des naiv wurzelechten Junkergefühls. 
Die theoretiſchen Elemente in Guſtavs Bildung charakteriſieren eine neue 
Generation. Auch das Rochowſche Preußentum hat anderen Klang; 


1) Hiſtoriſche Zeitſchrift 160. 

2) Wie ſich aus einem Brief Müfflings an Wittgenſtein ergibt. | 

3) G. St. A. Depoſitum Guftav von Rochow. Vgl. vor allem auch Müſe⸗ 
beck, Die märkiſche Ritterſchaft und die preußiſche Verfaſſungsfrage. e 

Rundſchau 1918. 

4) Um ſo heftiger war der Bruch, den die Kirchenpolitik Guſtav von Rochows 
in den letzten Jahren Friedrich Wilhelms III. herbeiführte. Erſt die Revolution 
machte Theodor von Rochow und Leopold von Gerlach wieder zu Verbündeten. 
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ihm geht das erzene Klirren der friderizianiſchen Tradition gänzlich ab; 
es ift raſch bereit, ſich den Oſterreichern in die Arme zu werfen. — Ein 
neues Anſehen gewann das Staatsbewußtſein der Rochows am Ende 
der Zwanzigerjahre. Nachdem man ſich der konſervativen Verwaltung 
verſichert hat, werden ſtarke Töne gegen Ofterreich angeſchlagen. Guſtav 
wandelt ſich vom oppoſitionellen Landjunker zum Bureaukraten, Theodor 
ſtrebt aus der militäriſchen in die diplomatiſche Karriere hinüber. Die 
friſchere Politik des Staates belebt beider Staatsgefühle. Da kam die 
Juli⸗Revolution. Sie gab ihren Anſchauungen eine neue, die letzte 
Wendung, fie prägte ihr hiſtoriſches Geſicht aus.“) Die Rochows hatten 
doch eben nur deshalb die Zollvereinspolitik auf die Gefahr einer Ab⸗ 
kühlung der öſterreichiſchen Freundſchaft mitmachen können, weil ſie 
ſich ſeit der neuſtändiſchen Geſetzgebung im Rücken gedeckt fühlten. Nun 
trat das Geſpenſt der „Revolution“ von neuem und drohender auf: 
ſofort ſchrumpft ihr preußiſcher Stolz zuſammen. Ein Krieg mit der 
Entfeſſelung populärer Gewalten, wie ſie das verhaßte Landwehrſyſtem 
nötig machte, ſchien ihnen ſchon der halbe Untergang, Friede und An⸗ 
ſchluß an Oſterreich die Rettung zu fein. Den Glauben an die Heilkraft 
des Ständeweſens hatten ſie verloren; Reichsſtände waren ihnen von 
jeher ein Greuel geweſen. Im Dienſt des konſervativen Staates waren 
ſie Bureaukraten geworden, Abſolutiſten, die mit den Waffen der Polizei 
den Guerillakrieg gegen die Revolution zu führen entſchloſſen waren, 
nachdem der offene Krieg glücklich vermieden war. Ehemals hatten ſie 
nach Hallers Art in dem Königtum ein loſes Band erblickt, das die alten, 
ſtändiſch zu verwaltenden Territorien umſchloß; jetzt erkannten ſie in 
ihm, in dem von ihm geſchaffenen Beamtentum das feſte Rückgrat des 
Staates. So bilden ſie das Bindeglied in der Kette der feudalen Bureau⸗ 
kratie zwiſchen dem Miniſter von Voß, dem ſie im Kampfe gegen Harden⸗ 
berg beigeſtanden, und Otto von Manteuffel, deſſen Laufbahn Guſtav 
förderte.? 

Solcher Art waren die Bundesgenoſſen Wittgenſteins. Und er 
wußte ſie vorwärts zu bringen. Der Jüngere der Brüder, Theodor, 
wurde weſentlich auf des Fürſten Fürſprache hin zum Geſandten in der 
Schweiz und Württemberg ernannt: vom reaktionären Standpunkt 
geſehen damals ein höchſt wichtiger Beobachtungspoſten. Und Theodor 


1) Genau fo erging es ja auch den Zeitgenoſſen des liberalen Lagers, Börne, 
Heine, Gutzkow uſw. 

2) Und deſſen bonapartiſtiſchem Syſtem ſich Theodor v. R. zu Beginn der 
fünfziger Jahre anſchloß. Das 1848 zuſammengeleimte . zu den er 
lachs ging darüber von neuem in die Brüche. 
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rechtfertigte vollkommen das in ihn geſetzte Vertrauen. Seine weit⸗ 
ſchweifigen Berichte malten das heraufziehende revolutionäre Un⸗ 
gewitter in den ſchwärzeſten Farben, bis Ancillon ſich ſeine Räſonne⸗ 
ments verbat. Seitdem reſervierte er die pikanteſten Polizeinotizen, 
die ſchärfſten Hiebe gegen Eichhorn und die deutſche Politik für die 
oſtenſiblen Briefe an den Bruder. Der gab ſie an den teuren verehrungs⸗ 
würdigen Fürſten weiter und auf dieſem Umwege erzielten ſie viel 
größere Wirkung, als wenn ſie direkt an den König gelangt wären. 

Noch wichtigere Dienſte leiſtete Guſtav dem Fürſten. Der Herr 
von Brenn als Miniſter des Innern enttäuſchte allgemein. Für Wittgen⸗ 
ſtein war entſcheidend, daß Tzſchoppe ihn als nachläſſig bei den Maß⸗ 
nahmen gegen die Demagogen denunzierte. Gujtav, obgleich erſt 42 Jahre 
alt, galt längſt als der befähigſte und ſchneidigſte Verwaltungsbeamte 
des Staates. Marwitz wollte ſchon 1823 einen Provinzialminiſter aus 
ihm machen.!) Inzwiſchen hatte er ſich als Präſident der „Garde“ 
Regierung:) in Merſeburg, dem Sprungbrett für raſche Karrieren, aufs 
beſte bewährt. Ihn alſo zog Wittgenſtein jetzt heran. Der König hatte 
eine lange Unterredung mit ihm. Sonſt war nur Lottum im Vertrauen. 
Weder der Kronprinz, der Rochow ſehr nahe ftand®), noch Witzleben 
waren eingeweiht: ſie wurden es erſt durch Theodor und ohne Wittgen⸗ 
ſteins Wiſſen und ſchließlich ſind ſie es geweſen, die nach Monate langem 
Hin und Her Guſtavs Ernennung gleich zum Miniſter durchſetzten. Witt⸗ 
genſtein hätte ihn lieber mit einem Polizeidirektorium abgefunden. Er 
ließ ſeine Leute nicht gerne zu mächtig werden. Er hat ſich aber auch 
ſo über Guſtav nie zu beklagen gehabt. 


II. 


Das „politiſche Teſtament.“ 


So ſtand der Fürſt auf dem Gipfel der Macht. Wie lange aber würde 
Friedrich Wilhelm noch leben? Daß mit dem letzten Tage ſeiner Re⸗ 
gierung auch die Macht ſeines Beraters zu Ende ſein werde, war nicht 
zweifelhaft. Ein neuer Kurs würde geſteuert werden, und mit einem 
durch Verſtändnisloſigkeit geſteigerten Unbehagen blickten die Männer 
des alten Regimes auf die Umgebung des Kronprinzen, aus der die 
neuen Steuerleute hervorgehen ſollten. Ein beſonderes Gefühl aber 


1) Meuſel, Marwitz. II? ©. 291. 

2) So R. von Delbrück in ſeinen Lebenserinnerungen. 

3) Vgl. „Vom Leben am preußiſchen Hofe“, bearbeitet von Louiſe von der 
Mar witz. | 
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mochte Wittgenſtein bei dem Blick in die verhangene Zukunft überkommen: 
er war als Abenteurer an den preußiſchen Strand geworfen worden; 
ihn feſſelten nicht die engen Traditionen dieſer Offiziere, Beamten, 
Junker, die er nur um ſo beſſer zu leiten verſtand. Ihm fehlte die ſelbſt⸗ 
verſtändliche Anhänglichkeit jener an die Dynaſtie. Vielmehr erbitterte 
ſeinen boshaften Geiſt der Gedanke einmal ohnmächtig zuſchauen zu 
ſollen, wie der verachtete Phantaſt den Vollgenuß der Macht werde 
koſten dürfen, von dem er ihn bisher ſo ſorglich fern gehalten hatte. 

Da bot ſich dem Fürſten in der Idee des politiſchen Teſtamentes eine 
Handhabe, um jenem dieſen Vollgenuß zu vergällen, um ſeine eigene Macht 
in verſteckter Weiſe über den Tod ſeines Gönners hinaus zu verlängern. 

Der Anſtoß kam wieder von Oſterreich. Im Jahre 1835 ſtarb Kaiſer 
Franz. In einem langen Brief an Wittgenſtein!) verſicherte Metternich, 
die neue Regierung werde ganz die Bahn der alten einſchlagen. Zum 
Zeugnis teilte er die Hauptſätze aus der kurzen Ermahnung mit, die der 
Sterbende für ſeinen Nachfolger aufgeſetzt hatte, mit der ausdrücklichen 
Bitte, ſie Seiner Majeſtät und Ancillon mitzuteilen. „Stelle Dich feſt 
und unverbrüchlich auf die Grundſätze, mittels deren ſteter Beobachtung 
ich die Monarchie nicht nur durch die Stürme harter Zeiten geführt, 
ſondern derſelben den ihr gebührenden Standpunkt geſichert habe, den 
ſie in der Welt einnimmt.“ 

Es läßt ſich denken, daß der König durch dieſe letzte Botſchaft des 
letzten Verbündeten von 1813 ergriffen wurde, vermuten, daß der Fürſt, 
wie es ihm Metternich zwiſchen den Zeilen nahelegte, das heiße Eiſen 
ſchmiedete und ſeinen Herrn zur Reviſion ſeinen eigenen Teſtamentes 
anregte, das er 1827 bei ſchwerer Krankheit im Ton der ihm eigenen 
ſchlichten Herzlichkeit abgefaßt hatte.?) Damals mahnte er den Sohn 
gleichmäßig vor den unpraktiſchen Theorien des Tages, wie vor zu weit 
getriebener Vorliebe für das Alte: eine Formel, die ihm jetzt nicht mehr 
genügen konnte. | 

So beauftragte er denn augenscheinlich Lottum und Ancillon mit 
der Ausarbeitung eines neuen Entwurfes. Jedenfalls beſitzen wir zwei 
Teſtamente ohne Jahresangabe von jener Hand, die ich nicht anſtehe, 
mit dem öſterreichiſchen Vorgang in Verbindung zu bringen?). Zeigt 
doch auch der Entwurf Ancillons einen kaum zufälligen Anklang an 


1) 11. März 1835. 

2) Es iſt auch von ihm eigenhändig niedergeſchrieben. 

3) Um ſo mehr als Ancillons Begleitſchreiben (ohne Jahresangabe) vom 
18. März datiert iſt. — Alle das „politiſche Teſtament“ betreffenden Denkſchriften 
uſw. hat Wittgenſtein in einem beſonderen Aktenſtück vereinigt. 
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die kaiſerliche Mahnung: in der ſchwammig⸗ſalbungsvollen Sprache des 
ehemaligen Predigers werden Reichsſtände abſolut abgelehnt und der 
Thronfolger bei dem allmächtigen Gott und ſeiner kindlichen Liebe be⸗ 
ſchworen, die politiſchen Formen des Staates unverändert zu laſſen. 

Anders Lottum. Der packt den Stier bei den Hörnern und ſetzt 
ſich mit den Verfaſſungsverheißungen auseinander. Er beginnt damit, 
die Behauptung zu widerlegen, als ſei der König ſeinem Worte untreu 
geworden, vielmehr habe ſich bisher zu einer Verſammlung allgemeiner 
Landſtände keine Veranlaſſung geboten. Daher ſeien für ſolche auch 
noch keine näheren Beſtimmungen getroffen. Sollte die Lage unter 
dem Nachfolger ſich ändern, ſo möge er darauf halten, daß keine dauernde 
Verſammlung geſchaffen und dadurch ein neues hemmendes Rad dem 
Staat eingefügt werde. Das Verſprechen einer Verfaſſungsurkunde ſei am 
zweckmäßigſten in der Form einzulöſen, daß bei der Geſetzreviſion einfach 
die verſchiedenen einſchlägigen Beſtimmungen zuſammengeſtellt würden. 
Dieſelbe Auskunft hatte Lottum bereits 1832 vorgeſchlagen, als er, wie 
erwähnt, Müfflings reichsſtändiſchen Plan zuſtimmend kommentierte. 

Es bot ſich jetzt überhaupt Gelegenheit, auf die damals erörterten 
Gedanken — zumal ſie dem Könige nicht unbekannt geblieben waren — 
zurückzukommen. Denn allgemein gehaltene Warnungen, auf die ſich 
Ancillons und Lottums Entwürfe beſchränkten, mochten bei eingehender 
Beratung für die beſonderen preußiſchen Verhältniſſe doch nicht aus⸗ 
reichend erſcheinen. Viel wirkſamer mußte es ſein, einen richtigen Geſetz⸗ 
entwurf dem künftigen Herrn zu hinterlaſſen. Mit dieſer Arbeit wurde 
augenſcheinlich Lottum betraut. Sein (undatierter) Geſetzentwurf geht 
deutlich auf den oben beſprochenen Müfflings zurück, vereinfacht ihn 
aber. Müffling hatte ſich daran geklammert, daß in dem Geſetz von 
1815 von beratenden Repräſentanten, in dem von 1820 jedoch von mit⸗ 
garantierenden Reichsſtänden die Rede ſei und hatte daraus zwei Ver⸗ 
ſammlungen mit verſchiedenen Befugniſſen abgeleitet. Lottums geradem 
Sinne hatte dieſe Begriffsſpalterei gleich nicht eingeleuchtet. Hingegen 
Müfflings bzw. Boyens Idee, die Stände mit dem Staatsrat zu verbinden, 
hatte er freudig aufgegriffen und wiederholte ſie auch jetzt: auf Geheiß 
des Königs, will ſagen, nicht periodiſch, wählen die Provinzialſtände 
Vertreter für die Reichsſtände, und zwar ſo, daß jeder Landtag für jeden 
Stand einen Abgeordneten entſendet. Den Provinzialſtänden iſt die 
Propoſition für die allgemeinen Stände mitzuteilen, damit ſie die ſpeziell 
geeignetſte Wahl treffen können. Das Plenum der allgemeinen Stände 
ſetzt ſich zu gleichen Teilen aus Staatsratsmitgliedern und aus ſtändiſchen 
Delegierten zuſammen und verhandelt nach der Staatsratsordnung. 
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Es entſcheidet alſo die Majorität, doch werden die abweichenden Vota 
der Abgeordneten einer Provinz oder aber eines Standes dem Könige 
zur Kenntnis gebracht. | 

Lottum ſcheint zur Rechtfertigung ſeines Entwurfes einige Be⸗ 
merkungen vorausgeſchickt zu haben, die wir nur aus der Begutachtung 
des Ganzen durch Ancillon kennen. Ancillon, der niemals ein prin⸗ 
zipieller Gegner von Reichsſtänden geweſen war, ließ ſich durch die 
Gründe des Generals umſtimmen. Allerdings: hätte die Regierung 
freie Hand, ſo würde er bei ſeinem Widerſpruch gegen Reichsſtände ver⸗ 
harren. So aber ſei es in der Tat angemeſſen, die Modalitäten, unter 
denen die Stände im Fall einer Anleihe zuſammenzutreten hätten, 
ungedrängt von den Ereigniſſen ſchon jetzt ins Auge zu faſſen. Man 
gewänne ſo einen doppelten Vorteil: den Drängern antworten zu 
können, es ſei ſchon alles feſtgeſetzt, die kommende Regierung aber zu 
verhindern, zu weit zu gehen. Im einzelnen findet er noch mancherlei 
einzuſchränken. Auch ſpricht er ſich gegen Vermengung von ſo heterogenen 
Elementen, wie Staatsrat und Ständetum, aus. Der franzöſiſche Doktri⸗ 
narismus meldet ſich unerwartet zum Wort. Aber er drang nicht durch. 
Seine Stimme hatte kein Gewicht ſeit dem Zuſammenſtoß mit Wittgen⸗ 
ſtein. Nur die feierliche Diktion des Ancillonſchen Entwurfes benutzte 
der König, als er daranging, zuſammen mit dem Fürſten eine eigene 
Faſſung feſtzulegen. Witzleben wurde überhaupt nicht herangezogen. 

Die verſchiedenen Stadien, die die königliche Redaktion, von Wittgen⸗ 
ſteins Hand geſchrieben, vom König verbeſſert, durchzumachen hatte, 
laſſen erkennen, wie ſchwer es Friedrich Wilhelm wurde, den Thronfolger 
beſtimmter zu binden. Zunächſt begnügte er ſich, ihm den Lottumſchen 
Plan in Umriſſen zu empfehlen; ſelbſt beſtimmt habe er noch nichts. 
Erſt in der zweiten Faſſung verweiſt er auf eine bereits vollzogene Ver⸗ 
ordnung, deren Befolgung väterlich empfohlen wird. 

Zu einem Weiteren mochte er ſich damals nicht entſchließen. Wittgen⸗ 
ſtein wird auch nicht in ihn gedrungen ſein. Lottums Plan war ihm 
noch zu revolutionär. 

Doch es kam der Augenblick, wo er hoffen konnte, ihn umzuſtoßen. 
1838 kam der Zar nach Berlin. Sein Beſuch galt dem Abſchied von 
dem hinfälligen Schwiegervater, mehr noch der Fühlungnahme mit 
den Schwägern. Aber ſobald er das Geſpräch auf die großen Fragen 
der Zukunft lenkte, traf er auf höchſt „incorrecte“ Geſinnungen, beim 
Kronprinzen wie bei dem Prinzen Wilhelm. Es muß zu den unerquick⸗ 
lichſten Szenen gekommen ſein. Theodor von Rochow klagte er, er habe 
Berlin ganz verändert, als fremde, ausgeartete Stadt gefunden. Vor 
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allem fürchtete er den Einfluß ſeiner Nichten: Prinz Wilhelm ſei durch 
feine Frau eine alte Memme geworden (zu Rochow !). Mit dem Kron⸗ 
prinzenpaar behauptete er, dem Geſandten gegenüber, in beſtem Ein⸗ 
vernehmen zu ſtehen. Tatſächlich aber beunruhigten ihn des Thron⸗ 
folgers Verfaſſungspläne aufs tiefſte. Auch ſeine pietiſtiſchen Neigungen 
waren ihm mit Rückſicht auf die Polenpolitik widerwärtig. Und wie er 
ſich in dieſer düſteren Stimmung nach Helfern umſah, fand er ſich am 
preußifchen Hofe entwurzelt. Guftad von Rochow berichtet, daß er und 
Alvensleben allein der vorherrſchenden ruſſiſchen Antipathie entgegen⸗ 
getreten ſeien. Er hätte Wittgenſtein als dritten nennen ſollen. Der 
hatte ſich früher nicht allzu gut mit dem Zaren geſtanden, ſchon weil 
Charlotte, des Kronprinzen Lieblingsſchweſter, ihn nicht leiden mochte 
— jetzt trafen ſie ſich in ihren Wünſchen und Beſorgniſſen. Der Fürſt 
entdeckte Nikolaus den Stand der Teſtamentsfrage und beide kamen 
überein, die feſtgefahrene Angelegenheit wiederum ins Rollen und zu 
einem Abſchluß in ihrem Sinne zu bringen. 

Das Ergebnis ihrer Vereinbarung haben wir in einer Denkſchrift 
des Fürſten zu erblicken, die, geſchickt auf die Lieblingsideen des alten 
Königs zugeſchnitten, mit überraſchender Offenheit ſich über den Kron⸗ 
prinzen ausläßt. Ausgehend von deſſen Wunſch, Haſſenpflug in Preußen 
anzuſtellen, greift ſie die Keckheit der pietiſtiſchen Sekte an, die ſich des 
Prinzen bemächtigt habe, ſeine Außerungen mißbrauche, um hoch⸗ 
ſtehende Beamte in der Provinz irre zu leiten, die Droſtes Wahl er⸗ 
reicht habe, die in Zukunft die Aufhebung der kirchlichen Anordnungen 
des Vaters erreichen werde. — Auch verleite ſie ihn zu übertriebenen 
geheimen Ausgaben; und bei ſeinem erſtaunlichen Mangel an Menſchen⸗ 
kenntnis und ſeinem Widerwillen gegen jede Beſchäftigung mit ſeinen 
Finanzen werde er dahin kommen, das Kronfideikommiß zu belaſten. 
Nun erſt kommt der Hauptpunkt. Der Zar habe letzthin die Beſorgnis 
geäußert, ſein Schwager könne ſich zu konſtitutionellen Ideen verleiten 
laſſen, und gewünſcht, der König möge Anordnungen treffen, durch 
welche dem Kronprinzen eine Waffe gegeben würde, dem Andringen des 
politiſchen Sturmes entgegenzutreten. Zur Abwendung aller drei Gefahren 
ſchlägt der Fürſt Erweiterung der Hausverträge vor: der Thronfolger 
und ſämtliche Mitglieder des Hauſes ſollten ſich urkundlich zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der kirchlichen Geſetzgebung verpflichten; kein künftiger Regent 
dürfe das Kronfideikommiß ohne Konſens ſämtlicher Agnaten belaſten, 
auch ſolle ein eiſerner Beſtand von 3 Millionen Th. jederzeit vorrätig 
ſein; endlich ſolle in einer von allen Prinzen unterfertigten Urkunde 
feſtgelegt werden, daß künftige Regenten nicht ohne Hinzuziehung der 
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Agnaten berechtigt fein follten, eine Veränderung der augenblicklichen 
Staatsverfaſſung mit Bezug auf die ſtändiſchen Verhältniſſe vorzu⸗ 
nehmen. Das heißt, um den Abſolutismus zu erhalten, ſollte er zerſtört 
werden! Bei näherer Überlegung kann man nur ſtaunen über die völlige 
Verleugnung des autonomen Entwicklungsrechtes des Staates, wie ſie 
in dieſer hausgeſetzlichen Feſſelung der beweglichſten Teile des Staats⸗ 
lebens liegt: ſie iſt ohne Beiſpiel auch in den vorhergehenden Jahr⸗ 
hunderten, aus denen der Hausminiſter — er war ja der Bewahrer der 
hausgeſetzlichen Tradition — ſich ſeine Anregung geholt haben wird. 
Die jüngeren Prinzen ſollten gegen den Thronfolger ausgeſpielt 
werden! So war denn Prinzen Wilhelm der erſte, dem Wittgenſtein ſeine 
Denkſchrift mitteilte. Er durfte es wagen. Wußte er doch aus des Prinzen 
eigenen Briefen, wie abfällig er den Einfluß der „Sekte“ beurteilte; auch 
war es (z. B. Müffling) bekannt, daß der Prinz dem Bruder keineswegs 
die Fähigkeit zutraute, das Verfaſſungswerk zum guten Ende zu bringen. 
So billigte denn der Prinz den Vorſchlag des Fürſten in allen drei 
Punkten. Er bekennt ſich — die Befürchtungen des Zaren ſchoſſen alſo 
über das Ziel — als Gegner des „evidenten Conſtitutionalismus“. Von 
dem Bruder nimmt er das gleiche an, hält es aber nicht für unmöglich, 
daß er ſich von ſeiner Überzeugung abführen oder abdrängen laſſen 
werde. Dann aber berührt er in ſeiner rechtlichen Denkweiſe einen 
Punkt, den Wittgenſtein gefliſſentlich übergangen hatte: die Verfaſſungs⸗ 
verheißungen. Ob ſie bindend ſeien, will er nicht entſcheiden. Geſchähe 
es aber im bejahenden Sinne, ſo ſolle der allverehrte König ſelbſt ſein 
Wort einlöſen in einer Weiſe, daß die jetzige Landesverfaſſung nicht 
alteriert und man nicht in den evidenten Konſtitutionalismus verfalle. 
Der Nachfolger möge 100% mehr gewähren, man werde mit dem Gee 
währten doch nicht zufrieden ſein. Der Prinz ſelbſt erlaubt ſich in ſeiner 
beſcheidenen Art nur oberflächlich über die Zuſammenſetzung der Reichs⸗ 
ſtände ſich auszuſprechen: Der König möge etwa die Marſchälle der Land⸗ 
tage verſammeln und nach ihrer Anhörung die Abgeordneten aus den 
Provinzialſtänden ernennen, oder auch einen Teil durch die Land⸗ 
tage wählen laſſen. — Wolle man dem Nachfolger die Hände in etwas 
frei laſſen, ſo beſtimme man, daß er Stände berufen möge, ſobald er 
ihres Rates bedürfe: das ſei dann keine neumodiſche Konſtitution, ſondern 
Organiſation einer verheißenen Korporation zu einem beſtimmten Zweck. 
Gegen dieſe nicht recht präziſe ausgeführten Ideen waren die 
Lottums freilich noch liberal. Von Wittgenſtein unterſchied ſich der Prinz 
weniger durch eine andere politiſche, als durch eine andere moraliſche 
Auffaſſung: das Wort eines Königs ſollte nicht uneingelöſt bleiben. 
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Und darin ähnlich dachten auch Lottum und Müffling, denen Wittgen⸗ 
ſtein demnächſt ſeine Denkſchrift mitteilte. Der letztere wiederholte ſein altes 
Argument: man ſolle frei gewähren, ehe man gedrängt werde; niemals ſei 
der Moment günſtiger geweſen. Der erſtere tadelt den Einfluß, der den 
Agnaten gewährt werden ſolle: er könne lähmender wirken als Stände. 

Gleichzeitig mit dieſen mehr oder weniger kritiſchen Gloſſen des 
Prinzen und der beiden Generale hat Wittgenſtein ſeine Denkſchrift 
dem Könige vorgelegt. Sie muß auf dieſen großen Eindruck gemacht 
haben. Zum dritten und letzten Male wurde das Teſtament umgeformt 
ſo, wie es ſich beim Tode Friedrich Wilhelms vorfand. In Aufbau und 
Wortlaut lehnt es ſich aufs engſte an die Schrift des Fürſten an. Wie 
er vorgeſchlagen, werden die kirchlichen Anordnungen des alten Herrn 
vor jeder Abänderung geſchützt, wird die Belaſtung des Kronfideikom⸗ 
miſſes von der Zuſtimmung der Agnaten abhängig gemacht und ein 
eiſerner Vorrat von 3 Millionen Th. vorgeſchrieben. In der Verfaſſungs⸗ 
frage aber drang Wittgenſtein nicht völlig durch. Zwar wurde auch hier 
ſeine Forderung: keine Anderung ohne Zuziehung der Agnaten, wört⸗ 
lich in den Text aufgenommen. Dann aber folgt unvermittelt ein Paſſus, 
der aus den Lottumſchen Entwürfen ſtammt: die Verheißung von 
1820 ſolle durch Berufung eines, aus ſtändiſchen und Staatsratsmit⸗ 
gliedern gemiſchten Reichstages erfüllt werden. Einen Bruch des ver⸗ 
pfändeten Wortes wollte die Gewiſſenhaftigkeit des Königs nicht zu⸗ 
laſſen: ganz wie ſeinem Sohne ſtanden ihm moraliſche Bedenken, nicht 
politiſche Erwägungen hier voran. Andrerſeits: den Wunſch des Prinzen 
und der Generale einer ſofortigen Einrichtung der Stände erfüllte er 
deswegen doch nicht. Erſt wenn eine Anleihe ſich nicht mehr umgehen 
ließe, ſollten dieſe Beſtimmungen in Kraft treten. — Hatte ſich in dieſem 
inhaltlich wichtigſten Punkte Wittgenſteins Meinung nicht ungebrochen 
durchgeſetzt!), fo triumphierte fie in dem formal Wichtigſten: Die „poli⸗ 
tiſchen Teſtamente“ der Hohenzollern waren bisher nur dem Namen 


1) Inſofern iſt auch die Bemerkung Schiemanns, Kaiſer Nikolaus I., 
Bd. IV., S. 6, zu berichtigen, wo er gerade auch den Abſchnitt des Teſtamentes 
über Reichsſtände auf den Zaren zurückführt. Im übrigen war Schiemann auf 
die richtige Spur durch eine Bemerkung Meyendorffs vom 20. April / 2. Mai 1841 
geleitet worden: „testament politique secret du roi... qui lui a été inspiré par 
T’Empereur Nicolaus I. et a été écrit en entier par le prince de Wittgenstein. 
Beſtände Schiemanns Folgerung zu Recht, ſo wäre der ruſſiſche Einfluß, den 
Treitſchke und im weſentlichen mit Recht ableugnet, erheblich größer geweſen, 
als er es tatſächlich war. Auch würden des Zaren Gedanken über Verfaſſungen 
in einem relativ liberalen Licht erſchienen. 
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nach Teſtamente, Rechtshandlungen, geweſen. Dieſes ſollte wirklich 
rechtsverbindlich wirken, es ſollte ein Hausgeſetz ſein! 

Es ſollte! Es iſt bekanntlich weder von den Prinzen, noch auch nur 
vom Könige ſelbſt jemals unterzeichnet worden. Und doch kann ein Zweifel, 
ob dieſer auch wirklich und bis zuletzt an dem Zuſtandekommen des Ge⸗ 
ſetzes feſthielt, nicht aufkommen. Ein kurz vor feinem Ende hingekritzelter 
Zettel weiſt Wittgenſtein an, eine endgültige Faſſung zur Unterſchrift 
herzuſtellen. Der Kräfteverfall des Sterbenden ließ es zu keinem Abſchluß 
mehr kommen. Der Tod, der dem diesmal entſchloſſenen Zauderer die 
Feder aus der Hand nahm, überliſtete zugleich den liſtenreichen Ratgeber. 
Er ſollte die Frucht nicht pflücken, an die er mit der Hand rührte. 

Verwirrung genug hat ja aber ſchon der Entwurf angerichtet: & 
hat Friedrich Wilhelm IV. davon abgehalten, gleich in den frohen Tagen 
der Erwartung ſeine Verfaſſungspläne zu verwirklichen. 

Eine viel unheilvollere Verwirrung aber hat das Wittgenſteinſche 
Jahrzehnt im ganzen betrachtet hinterlaſſen. Die vielgeftalteten Lebens⸗ 
formen des ancien régime waren der Neuorganiſation des Staates 
zum Opfer gefallen. Auf ihren Trümmern dehnte ſich weithin der 
moderne Staat aus. Sein Korrelat, die moderne Maſſe, begann ſich, 
und gerade in den Dreißigerjahren, zu regen und in Parteien zu or⸗ 
ganiſieren. Daß ihr den erſten Eindruck vom Staat das Wittgenſteinſche 
Regime vermittelte, war ein Verhängnis, an deſſen Folgen die deutſche 
Staatsgeſinnung noch heute zu tragen hat. 


Das fog. „ politiſche Teftament“ Friedrich Wilhelm III. 
Von der Hand des Fürſten Wittgenſtein geſchrieben. Eigenhändige Rand⸗ 
bemerkung des Königs. 


(Haus⸗ Archiv Charlottenburg, rep. XLIX. Friedr. Wilhelm III, Teſtamente). 


(I.) Eingedenk der von meinen Vorfahren in der Regierung längſt ſchon 
gehabten Abſicht, die Union der beiden evangeliſchen Confeſſionen zu bewirken, 
habe ich es für eine heilige Pflicht gehalten, dieſe Union herbeizuführen und 
nachdem dies geſchehen, dafür zu ſorgen, daß die von mir nach meiner Über- 
zeugung eingeführte Union auch künftig um ſo mehr erhalten werde, als der⸗ 
ſelben ſich andere evangeliſche Staaten Deutſchlands angeſchloſſen haben. Ich 
verpflichte für dieſen Zweck meine Nachfolger in der Krone nicht nur das Unions⸗ 
Werk, ſondern auch die zu deſſen Förderung und Befeſtigung von mir in kirchlicher 
Beziehung erlaſſenen Anordnungen aufrecht zu erhalten. ö 

(Vorzüglich aber verordne ich, daß meine Nachfolger die von mir einge⸗ 
führte erneuerte Agende, wie ſolche in den einzelnen Provinzen in Gebrauch 
iſt, in ihren Schutz nehmen und auf ihre unabänderliche Beibehaltung wachen. 
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Die erneuerte Agende iſt den reinen evangeliſchen Lehren gemäß, nach den 
Vorſchriften der Reformatoren, ſo wie nach den älteren Landesagenden ver⸗ 
faßt, ganz geeignet, einen wahrhaft chriſtlichen Geiſt und Wandel für die nach⸗ 
kommenden Geſchlechter und alſo ihr zeitliches und ewiges Wohl zu befördern. 
Ich verordne ferner, daß meine Nachfolger die Conſiſtorial⸗Verfaſſung auf- 
recht erhalten ſollen. Sie ſtammt aus den Zeiten der Reformation, iſt von 
den Landesherren vermöge ihres oberſt⸗biſchöflichen Amts eingeführt worden 
und hat ſich ſeit Jahrhunderten bewährt. Zu ihrer Vervollſtändigung und 
beſonders der unmittelbaren Aufſicht wegen habe ich in jeder Provinz noch 
einen General⸗ Superintendenten angeordnet und die biſchöfliche Würde 
denen unter ihnen verliehen, welche ſich durch ihre Amtsführung auszeichnen. 
Ich gebe meinen Nachfolgern ebenfalls auf, dieſe ſich als nützlich erwieſene 
Einrichtung beizubehalten.) !) 

(II.) Durch Abſonderung eines Kronfideicommiſſes habe ich zur Beſtreitung 
meiner und der Ausgaben des Königl. Hauſes einen Fonds feſtgeſetzt. Damit 
bei demſelben Mißverhältniſſe oder Verlegenheiten niemals eintreten, beſtimme 
ich, daß meine Nachfolger in der Krone in keiner Weiſe befugt ſeyn ſollen, das 
Kronfideicommiß mit Schulden zu belaſten oder ſonſt Beſchränkungen, z. B. 
durch Verpfändungen, eintreten zu laſſen. Sollte dieſer Anordnung entgegen⸗ 
gehandelt werden, ſo ſoll der Nachfolger nicht gehalten ſein, den von ſeinem 
Regierungs⸗Vorgänger übernommenen Verpflichtungen nachzukommen. Auf den 
Kronfideicommiß können in beſonders dringenden Fällen gültige Verpflichtungen 
irgend einer Art nur dann übernommen werden, wenn ſämtliche Agnaten im 
Königl. Hauſe ſich damit einverſtanden erklärt haben. Ich werde meinem Nachfolger 
in dem für das Königl. Haus errichteten Kron⸗Treſor beträchtliche Beſtände zu⸗ 
rücklaſſen und ich empfehle deren ſorgfame Erhaltung; zugleich ſetze ich für alle 
meine Nachfolger feſt, daß fortwährend jedenfalls ein eiſerner Veſtand von drei 
Millionen Thaler in dem Krontreſor vorrätig ſein ſoll, damit keine Verlegenheiten 
entſtehen, wenn irgend ein bedeutender Unglücksfall für das Königl. Haus⸗Eigentum 
eintreten ſollte. Bei dem Eintritt eines ſolchen Unglücksfalls muß Sorge getragen 
werden, daß dieſer eiſerne Beſtand nach und nach wieder geſammelt wird. 

(III.) Ich habe die Königl. Gewalt unbeſchränkt von meinen Vorfahren 
in der Krone ererbt und werde dieſelbe auch ungeſchmälert meinem Nachfolger 
hinterlaſſen. Die Erfahrung anderer Staaten hat überzeugend dargetan, daß 
diejenigen Fürſten, welche die Grundformen ihrer Staaten veränderten und 
auf einen Teil ihrer Rechte verzichteten, oft auch den anderen Teil eingebüßt 
und ſelbſt die Möglichkeit, Gutes zu tun, verloren haben. 

Meine Untertanen beſitzen in der geregelten Staats⸗Verwaltung, in dem 
Staats⸗Rate, in den Provinzial⸗Ständen, in der Städte⸗Ordnung, in den Com⸗ 
munal⸗Verfaſſungen die Garantie für die ungeſtörte Ordnung und Geſetzlich⸗ 
keit; ich habe ihnen dieſe Inſtitutionen aus freiem Willen erteilt und die Gewalt 
und Macht des Throns unbeſchränkt erhalten. | 


1) Die eingeklammerten Sätze ſind Randbemerkungen von des Königs Hand. 
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Auf dieſer Unbeſchränktheit der königlichen Macht beruht vorzugsweiſe die 
Stellung, welche Preußen in dem allgemeinen Staaten⸗Syſtem einnimmt, und da 
eine Anderung dieſes Grundpfeilers der Monarchie letztere ſelbſt nachteilig berühren 
und wankend machen würde, ſo beſtimme ich hierdurch, daß kein künftiger Regent 
befugt ſeyn ſoll, ohne Zuziehung ſämtlicher Agnaten in dem Königlichen Hauſe eine 
Anderung oder Einleitung zu treffen, wodurch eine Veränderung in der jetzigen Ber- 
faſſung des Staats, namentlich in Beziehung auf die ſtändiſchen Verhältniſſe und 
die Beſchränkung der Königlichen Macht bewirkt oder begründet werden könnte. 

In der Verordnung vom Jahre 1820 betreffend das Staats⸗Schulden⸗Weſen 
habe ich feſtgeſetzt, daß, wenn der Staat künftighin zu ſeiner Erhaltung oder zu 
Förderung des allgemeinen Beſten in die Notwendigkeit kommen ſollte, zur Ar 
nahme eines neuen Darlehns zu ſchreiten, ſolches nur mit Zuziehung und une 
Mitgarantie der künftigen Reichsſtände geſchehen könne. Sollte, ſolange ich a 
Regierung führe, in dieſem einen nur erwähnten Falle die Notwendigkeit » 
treten, eine Reichsſtändiſche Verſammlung zu dieſem Behufe zuſammenzurmg. 
jo werde ich ſolche aus den Provinzialſtänden entnehmen. Dieſe ſollen in da 
Weiſe, wie fie bei dem zunächſt vorangegangenen Provinziallandtage verſammen 
waren, von mir zuſammenberufen und ermächtigt werden, Abgeordnete au 
ihrer Mitte zu wählen, um über das neue Staatsdarlehn in der hieſigen Reſidenz 
oder an dem Ort, den ich für dieſen Zweck ſonſt beſtimmen werde, nach Maßgabe 
der ihnen von mir geſtellten Fragen zu beraten. Es würde aus jedem der 4 Stände 
der Provinzial⸗Stände⸗Verſammlung ein Abgeordneter nach der Mehrzahl der 
Stimmen durch das Plenum der Verſammlung gewählt werden, in den Pro⸗ 
vinzen aber, wo nur drei Stände ſind, als vierter Abgeordneter einer von den 
mit Viril⸗Stimmen im erſten Stande Bevorrechteten hinzutreten. In der Provinz 
Preußen, wo gar keine Viril⸗Stimmen exiſtieren, werden aus dem erſten Stande 
zwei Abgeordnete zu wählen fein. Den Abgeordneten der Provinzial⸗Stände 
wird eine gleiche Anzahl von Mitgliedern des Staats⸗Rats nach meiner Wahl 
beigegeben; in der Verſammlung, deren Präſident ich ernennen werde, wird 
nach dem Geſchäftsreglement bei dem Staats⸗Rat verhandelt. Andere Fragen, 
als über den einen oben erwähnten Gegenſtand, werde ich einer ſolchen Verſamm⸗ 
lung nie vorlegen. Sollte während meiner Regierung die Berufung einer ſolchen 
Verſammlung nicht erforderlich ſein, aber ſpäterhin, wenn die Aufnahme eines 
neuen Darlehns aus den oben angeführten Gründen unerläßlich iſt, notwendig 
werden, ſo verpflichte ich hierdurch meine Nachfolger in der Krone, nach den voran⸗ 
gegebenen Beſtimmungen zu verfahren. 

Dieſe Anordnungen ſollen als Hausgeſetz betrachtet und dem Kronprinzen 
ſowie ſämtlichen Prinzen des Königl. Hauſes zur Unterzeichnung vorgelegt werden. 
Zugleich beſtimme ich, daß in die Reverſe, welche die Prinzen des Königl. Hauſes 
nach erlangter Majorennität zu unterzeichnen haben, auch die Verpflichtung auf 
genommen werden ſoll, den Beſtimmungen der gegenwärtigen Hausgeſetze 
ebenſo nachzukommen, wie darin ſchon bisher die Verpflichtung zur unverbrüch⸗ 
lichen Befolgung der Haus⸗Geſetze aufgenommen iſt. , 
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Eine unbekannte Originalurkunde Markgraf Oftos II. von 
Brandenburg für Kloſter Lehnin. 


Von Hermann Krabbo. 


In früheren Bänden dieſer Zeitſchrift (XXV, Seite 1—27; XXVII, 
Seite 391—430) habe ich im Zuſammenhang mit meinen Regeſten 
ungedruckte Urkunden der askaniſchen Markgrafen von Brandenburg 
veröffentlicht. Unter den veränderten Verhältniſſen der jetzigen Zeit 
beſchränke ich mich im allgemeinen darauf, meine Funde in den Re⸗ 
geſten zu verzeichnen. Eine Ausnahmebehandlung verdient jedoch eine durch 
ihr für märkiſche Verhältniſfe hohes Alter beſonders wertvolle Urkunde 
Markgraf Ottos II. (aus den Akten der Potsdamer Regierung, jetzt im 
Geheimen Staatsarchiv Berlin). 

Markgraf Otto II. von Brandenburg verkauft zuſammen mit ſeinem 
Bruder Graf Albrecht von Arneburg dem Kloſter Lehnin das Dorf 
Nahmitz mit 5 Netzzügen im See unterhalb des Dorfes und die 
Mühle im Dorf mit 150 Mark und 30 Wispeln Getreide. Das Ge⸗ 
treide ſoll, ſo lange der Markgraf lebt, mit Kloſterfuhre aus dem 
Speicher der Mönche dem markgräflichen Hofe in Netzen jährlich ge⸗ 
liefert werden, nach ſeinem Tode fällt dieſe Lieferung weg. 1201. 

Überlieferung: Original Berlin Geh. Staatsarchiv, Kloſter Lehnin 
nr. 3 a. Von gleicher Hand geſchrieben, wie die ebenfalls von Otto II. 
ausgeſtellten Urkunden Lehnin nr. 1 von [1106; rectius] 1204 (Re⸗ 
geſten nr. 520); Lehnin nr. 2 von 1193 (Regeſten nr. 480), dieſe 
wahrſcheinlich; Lehnin nr. 4 von 1204 (Regeſten nr. 522). Die Hand, 
die nur in dieſen Lehniner Stücken begegnet, kennzeichnet ſie als 
Empfängerausfertigungen, obwohl es ſich in allen 4 Fällen um Ur⸗ 
kunden desſelben Ausſtellers handelt. Wahrſcheinlich war der ſchreib⸗ 
gewandte Lehniner Geiſtliche ein Weſtdeutſcher, da er in der Zeugen⸗ 
liſte unſerer Urkunde Hosterwalt ſtatt Osterwalt ſchreibt. Geiſtliche 
von der Weſtgrenze des Reiches begegnen damals auch ſonſt gelegentlich 
in Brandenburg; don 1170—1193 iſt in der Umgebung der Mark⸗ 
grafen Otto I. und II. der Kaplan und Schreiber Wirich oder Win⸗ 
rich nachweisbar, der ſich einmal als Francigena bezeichnet. Um die 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XV. 2. 16 
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Jahrhundertwende ſchrieb der Brandenburger Domherr Heinrich von 
Antwerpen ſeinen Bericht über die Herſtellung des Bistums Bran⸗ 
denburg. Und wenn uns in dem Lehniner Mönch, der unſere Ur⸗ 
kunde ſchrieb, ein dritter aus dem Weſten kommender, in der Mark 
heimiſch gewordener Geiſtlicher im Zeitalter Markgraf Ottos II. be⸗ 
gegnete, ſo iſt das am ſo weniger verwunderlich, als dieſes Mark⸗ 
grafen Gattin, Ada, ſelbſt aus der Grafſchaft Holland ſtammte.!) 

An die Urkunde, deren Siegel fehlt, iſt heute ſinnlos mittels 
Bindfaden eine mit roten und gelben Seidenfäden verſehene Blei⸗ 
bulle Papſt Honorius III. angebunden, die vermutlich von einer Ur- 
kunde desſelben für das Kloſter ſtammt. Tatſächlich hat Lehnin eine 
Urkunde dieſes Papſtes beſeſſen, deren Inhalt wir aus dem jüngeren 
Lehniner Urkundenverzeichnis kennen. Dort ſteht nach Riedel A X, 
196 nr. 28: „Confirmatio Honorii papae tertii super predictis X 
choris siliginis in Deetz etc. quos prefatus episcopus Gernandus 
monasterio Lenin contulit“ 2). Da Biſchof Gernand feine gleichfalls 
verlorene Urlunde nach dem älteren und jüngeren Lehniner Urkunden⸗ 
Verzeichnis 1224 ausgeſtellt hat,) fo hat man auch die päpſtliche 
Beſtätigung zu dieſem Jahre angeſetzt, jedenfalls kann ſie nicht früher 
als Gernands Urkunde ausgefertigt ſein. Aber es erhebt ſich eine 
Schwierigkeit. Die jetzt an die markgräfliche Urkunde angebundene 
Bleibulle des Papſtes weiſt deſſen zweiten Namensſtempel auf, und 
dieſer iſt nach den Feſtſtellungen von Wilhelm Diefamp*) nur im 
Jahre 1222 im Gebrauch geweſen, jedenfalls wurde ſchon im Januar 
1223 der dritte Stempel verwendet. Alſo müſſen entweder die Ur⸗ 
kunden Gernands und des Papſtes Honorius ſpäteſtens 1222 aus⸗ 
geſtellt ſein, oder die Bulle muß von einer anderen, früheren Urkunde 
desſelben Papſtes ſtammen. 

Regeſt der Urkunde des Markgrafen im neueren Lehniner Ur⸗ 
kundenverzeichnis; danach gedruckt: Riedel A X, 187 nr. 12 a. Her⸗ 
mann Bauer, die Überlieferung des Lehniner Archivs (Berliner philof. 
Diſſertation 1913) 132. Vgl. Regeſten nr. 514. 

zIn nomine sancte et individue trinitatis Otto dei gratia Brande- 
burgensis marchio.¢ Cum exigente equitatis ratione quelibet iusta 
conventio stabilimento fidei communiri debeat, sagacitate procuran- 
dum est pervigili, ut ea, que sancte religionis viri a nobis conventionis 


1) Betreffs des Wiricus Francigena vgl. Regeſten nr. 398, 459, 480. 
Über Heinrich von Antwerpen vgl. Wattenbach, Deutſchlands Geſchichtsquellen 
im Mittelalter II, 351. Über Ada von Holland vgl. Regeſten nr. 526. 

2) Vgl. auch Hermann Bauer, die Überlieferung des Lehniner Archivs 
(Berliner philoſ. Diſſertation 1913) 132. 

3) Riedel A X, 195 nr. 28. Bauer, a. a. O. 80 nr. 118; 181 nr. 35. 

4) Miteilungen des Inſtituts für öſterr. Geſchichtsforſchung III (1882), 
622, 627 (nr. 29) und Tafel (nr. 29). 


— — — 
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obtentu percipiunt, tante auctoritatis robore firmentur, ne in posterum 
de his inquietationem qualemcumque sustineant. Notum sit ergo 
universis Christi fidelibus tam futuris quam presentibus, fratres de 
Lenin!) a nobis et germano nostro Alberto comite de Arneburch villam 
Noumiz*) cum annuis reditibus et omnibus appenditiis debitoque 
obsequio ac quinque tractibus sagene in stagno ex inferiori parte ville 
adiacenti?) atque molendinum in eadem villa cum omni utilitatis 
proventu, centum quinquaginta marcis et triginta wicscepel, scilicet 
quindecim siliginei et aliis quindecim ordeacei frumenti, in possessionem 
hereditariam ecclesie sue redemisse. Frumentum sane quoad vixero 
vectura claustri ex granario fratrum curie mee in Nidecim‘) annuatim 
representabitur. Que profecto frumenti redditio post obitum meum 
iuri heredum meorum, videlicet prefati germani mei Aflberti] comitis 
de Arneburch ac filiorum nostrorum vel successorum minime stabit, 
sed in monasterio retenta usui fratrum per reliquum temporis depu- 
tabitur, iam emancipata ville ac molendini possessione salva cenobio 
consistente. Igitur ut hec inconvulsa iam dicti fratres possideant, 
sigilli nostri inpressione muniendo testibus approbatis ea constabiliri 
proficuum existimavimus, quorum nomina sunt hec: Norbertus Brande- 
burgensis episcopus, Baldwinus prepositus in Brandeburch, Burchardus 
sacerdos in Nidecim, Sifridus comes de Beltiz, Badericus frater suus, 
Fridericus de Hosterwalt, Heinricus dapifer, Arnoldus advocatus de 
Tagermunde, Heinricus pincerna. Actum anno ab incarnatione 


domini . MOC! i indictione III. 


Nochmals Philippsthal. 
Von Bernhard Schmeidler. 


Der Aufſatz von Theodor Eggerking im letzten Heft dieser Zeit⸗ 
ſchrift S. 83 ff. über die Beſprechung von Philippsthal am 22. Auguſt 
1813 iſt inhaltlich und formell ſcharf gegen meine frühere Theſe in 
dieſer Sache gerichtet, er bedient ſich dabei fortgeſetzt herabſetzender 
Ausdrücke gegen meine Ausführungen, wie „irreführend“, „natürlich 
gänzlich irrig“, „völlige Unhaltbarkeit“ uſw. Dabei iſt er aber von 
unrichtiger Wiedergabe und äußerſt groben Mißverſtändniſſen meiner 
Darlegungen ganz durchſetzt, ich weiſe hier zunächſt einmal nach, daß 
weitaus der größte Teil und die wichtigſten dieſer Beſchuldigungen 
vielmehr ihrerſeits „gänzlich irrig“ ſind. 


1) Ciſterzienſerkloſter Lehnin in der Zauche, Diögefe Brandenburg. 
2) Nahmitz nw. Lehnin. 
3) Netzener See nw. Nahmitz. 
4) Netzen nw. Lehnin. 
16* 
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Ich gehe gern davon aus, daß Eggerking (S. 98) mit Recht gegen 
meine Behauptung über den Befehl des Kronprinzen von Schweden 
vom 21. abends (Forſch. 29, 162) polemiſiert: „Genau bezeichnet ſind 
nur die Linien für den Rückzug“; eine ſolche Bezeichnung ſteht nicht 
in dem Befehl des 21., ich habe hier in der Tat einmal den Befehl 
vom 21. abends mit dem vom 22. früh (Philippsthal) verwechſelt. 
Ich hoffe, künftig in anderen Ausführungen näher zeigen zu können, 
daß das ſachlich unerheblich iſt, da die angeblich in dieſem Befehl ſich 
ausſprechende Rückzugsfürſorge vom 21. abends nur ein ſehr unbe- 
deutendes Argument für Philippsthal iſt, das ich lediglich äußerlich 
in meinem Aufſatz darum vorangeſtellt habe, weil ich mich zunächſt 
mit den betreffenden Argumenten von Friederich beſchäftigen mußte. 
Aber es iſt der einzige Punkt, an dem Eggerking mir mit Recht ein 
nennenswertes Verſehen vorwerfen kann; über alles andere mag der 
unbefangene Lefer im folgenden ſich ſelbſt ein Urteil bilden!). 

Ich ſoll (Egg. S. 84) von der Darſtellung in der Geſchichte der Nord⸗ 
armeeausgehen, begönne alſo mit dem jüngſten Zeugnis und ſuchte die 
daraus gewonnene Auffaſſung in die älteren Ouellengeugniffe hinein⸗ 
zuinterpretieren; „ein abſolut unzuläſſiges Verfahren“, ruft Egg. 
triumphierend aus. Es wäre in der Tat ziemlich arg, wenn es ſo 
wäre; aber ijt es jo? Ich behandle Forſchungen 29, S. 159— 161 
oben den Stand der Literatur, lege S. 161 die ſpeziellen Friederich⸗ 
ſchen Argumente für ſeine Auffaſſung von Philippsthal dar und 
kritiſiere dieſe S. 161 bis S. 163 unten. Als Argumente der Kritik 
dienen mir (neben einem allgemeinen Geſichtspunkt) in Anlehnung 
an und zur Widerlegung von Friederich der genannte Schlachtbe fehl 
Bernadottes vom 21. Auguſt abends und ein Brief von ihm an 
Blücher vom 21/22. Auguſt nachts. Auf dieſe beiden gleichzeitigen 
Zeugniſſe vor allem hatte Friederich ſeine Auffaſſung der Szene 
von Philippsthal begründet; wollte ich ihm entgegentreten, ſo konnte 
ich loyaler Weiſe gar nichts anderes tun, als mich zunächſt einmal 
mit dieſen ſeinen eigenen Argumenten zu beſchäftigen. Ich ſchließe 
daraus (S. 163 f.): „Die wichtigſten Sachargumente Friederichs be⸗ 
weiſen keineswegs“ uſw.; „Sachlage und Zeugniſſe ſchließen durchaus 
nicht aus“ uſw.; „Da geht es nicht an, die preußiſchen Zeugniſſe 
kurzerhand ohne nähere Unterſuchung als unmöglich beiſeite zu ſchieben“ 
uſw. Ob meine diesbezüglichen Argumente gegen Friederich vollauf 
richtig ſind, iſt in dieſem Zuſammenhang hier unerheblich; ich be⸗ 

1) Es iſt anſtößig, daß Eggerking in ſeiner Literaturüberſicht S. 84 
oben mein Schlußwort gegen Friederichs Erwiderung in den Forſchungen 
Bd. 30 unerwähnt läßt und nur gelegentlich an anderen Stellen ſeines 
Aufſatzes in polemiſcher Weiſe darauf Bezug nimmt. Ein an die Frage 


neu herantretender Leſer mußte vollſtändig über alle Teile der e 
unterrichtet werden. 


— —— 
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merke, daß ich den größeren Teil davon auch heute noch für durchaus 
zutreffend halte. Wichtig iſt hier nur, daß ich mich ausführlich auf 
zwei Seiten meiner Unterſuchung (S. 161—163) mit zeitgenöſſiſchen 
Quellenzeugniſſen beſchäftige und auf ſie meine Auffaſſung begründe. 
Eggerking kennt dieſe meine Ausführungen auch ganz genau, denn 
er polemiſiert, ziemlich weit hinten in feinem Aufſatz, (S. 97— 101 
oben) ausführlich gegen meine Auffaſſung jener Zeugniſſe. Wie 
kann er demgegenüber behaupten, ich beginge in der von ihm ge⸗ 
rügten Weiſe einen grundlegenden methodiſchen Fehler, den man 
dem jüngſten Anfänger nicht durchgehen laſſen darf? Es iſt ein 
irreführendes und unwahres Bild, das er gleich eingangs von dem 
Gegner entwirft, um ſich freien Raum und günſtige Entwicklungs⸗ 
bedingungen für ſeine Darlegungen zu verſchaffen, und lediglich 
ſeinerſeits „ein abſolut unzuläſſiges Verfahren“. Und ſo geht es weiter. 

Ich ſoll (Egg. a. a. O.) die Darſtellung in der „Geſchichte der 
Nordarmee“ irreführend als Zeugnis Weyrachs bezeichnen; Eggerking 
meint, daß ich Duiftorp!) ©. 242 „Am frühen Morgen“ bis S. 243 
„nicht rückwärts“ als Zeugnis Weyrachs behandelte. Das ergibt ſich 
unzweideutig aus ſeinen Ausführungen S. 113 ff., wo er erſt einmal 
feſtzuſtellen ſucht, was Weyrach denn eigentlich bezeugt; er kommt 
gegen meine angebliche Meinung zu dem Ergebnis, daß nur die 
direkte Rede Bülows („Die Truppen, welche — für dieſe einſtehen“) 
als „Mitteilung Weyrachs“ bezeichnet und gedeckt ſeien, alles andere 
eine große Verwandtſchaft mit der Darſtellung Varnhagens in ſeinem 
Leben Bülows habe, ja unzweifelhaft einfach von ihm abhängig ſei. Er 
begleitet dieſe Feſtſtellung mit neuen ſcharfen Ausfällen gegen mich; 
mein Verfahren ſei „völlige Willkür“: es ſei „unzuläſſig, nur gerade einige 
Stellen, in denen die Geſchichte der Nordarmee von Varnhagen ab- 
weicht, herauszuklauben oder gar auf ſie die „Mitteilung“ Weyrachs zu 
beziehen, die gar nicht für ſie bezeugt iſt“. Und Eggerking ſchließt 
dieſen Teil feiner Erörterungen: „Wie ſagt doch Schmeidler von dieſer 
Darſtellung in der „Geſchichte der Nordarmee“? „Sie iſt in keinem 
Punlte von der Varnhagens abhängig oder eine Wiederholung derſelben“. 
Mir ſcheint die Abhängigkeit unbeſtreitbar, die Wiederholung jtellen- 
weiſe wörtlich“ uſw. bis: „von entſcheidender Bedeutung“. 


1) Bei Ausarbeitung meines erſten Aufſatzes und meines Schlußwortes 
in Leipzig war mir nur die Quiſtorpſche Bearbeitung der Geſchichte der 
Nordarmee zugänglich, die urſprüngliche Faſſung im Beiheft zum Militär⸗ 
Wochenblatt für 1859 nicht. Auch jetzt habe ich das Beiheft uſw. nicht 
hier und habe es auch aus München nicht erhalten können, das iſt aber 
ganz unerheblich. Eggerking ſpürt allerhand kleine Unterſchiede zwiſchen 
beiden Faſſungen auf und meint, damit einige wichtige kritiſche Beweiſe 
beibringen zu können. Wir werden aber ſehen, daß ſeine Kritik die Haupt⸗ 
ſachen verkannt hat und mit ganz gleichgültigen Nebenſachen operiert. 


a 
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Was habe ich in Wahrheit geſagt? Zunächſt auf S. 161: „Es 
handelt ſich um die Beſprechung Bernadottes mit Bülow, Wintzingerode 
und Stedingk — — — in der der ſchwediſche Kronprinz nach Dar⸗ 
ſtellung der Preußen die Abſicht eines Rückzuges hinter Berlin 
geäußert haben ſoll“ und dazu N. 2: „v. Quiſtorp, Geſchichte der 
Nordarmee im Fahre 1813, I, S. 242, nach Anm. 174 (dieſe iſt ab⸗ 
gedruckt ebenda III, S. 276) beruhend auf Mitteilung des Generals 
Weyrach vom Jahre 1859. Varnhagen von Enſe, Bülow, S. 203 f.“ 
Hier ſtelle ich in einer methodiſch unanfechtbaren Weiſe bei einer erſten 
ganz kurzen Erwähnungen der Sache, ohne jede genauere Unterſcheidung 
der einzelnen Umſtände und Beziehung der verſchiedenen Quellen auf 
einzelnes, die geſamten (zwei) Ouellen zur Frage zuſammen. Die ge⸗ 
nauere Erörterung folgt erſt auf S. 164; ich ſage: „Aber Varnhagens 
Zeugnis iſt hier ganz untergeordnet, da uns ein viel wertvolleres zur 
Verfügung ſteht, von General von Weyrach (dazu N. 2: Geſchichte 
der Nordarmee S. 242 mit Anm. 174) aus dem Jahre 1859, der 1813 
Kapitän und Adjutant Bülows war. Er war alſo bei jener Scene zu⸗ 
gegen und er gibt ausführlich Bülows Argumentation gegen den Kron⸗ 
prinzen wieder; ſeine Ausſage iſt in keinem Punkte von der Varn⸗ 
hagens abhängig oder eine Wiederholung derſelben, ſie iſt beſtimmt 
und deutlich“. Sage ich hier: „Die Darſtellung in der Geſchichte der 
Nordarmee iſt in keinem Punkte — — — abhängig“ oder ſage ich: 
„ſeine (Weyrachs) Ausſage iſt“ uſw.? Iſt Weyrachs Ausſage bei Ouiſtorp 
ausdrücklich und deutlich durch Anführungsſtriche bezeichnet!) oder nicht? 
Ich ſage von Weyrachs Ausſage: „er gibt ausführlich Bülows Argu- 
mentation gegen den Kronprinzen wieder“ und weiter nichts. Ich 
behandle lediglich Bülows Worte: „Die Truppen, welche — — 
dieſe einſtehen“ als Mitteilung Weyrachs?), wie das der Sachlage ent- 


1) Eggerking ſetzt in ſeiner Wiedergabe der betreffenden Teile der Ge⸗ 
ſchichte der Nordarmee alle Abſchnitte in Anführungszeichen: „Die Gefechte 
— — „die Generale — —, dann die Rede Bülows in doppelte Zei⸗ 
chen: „Die Truppen — — entſtehen“. Bei Quiſtorp haben die vor⸗ 
herigen Abſchnitte natürlich keine Anführungszeichen, nur die Rede Bülows; 
ebenſo wird es wohl im Beiheft uſw. ſein. Der Druck Eggerkings mit 
Anführungsſtrichen überall (was ja an ſich nicht zu beanſtanden iſt) kann 
leicht den Eindruck erwecken, als ſtünden dieſe Zeichen überall auch im 
Original. Dort iſt aber nur Bülows Rede (nach Weyrach) durch Anfüh⸗ 
rungszeichen ſcharf von allem anderen abgehoben. 

2) Daß die Rede Bülows nach Weyrach im Beiheft uſw. als Mitteilung Weyrachs 
gekennzeichnet iſt durch eine Fußnote, die an die Worte: „damals Kapitän und 
Adjutant des General⸗Lieutenants von Bülow“ angeſchloſſen, und daß dieſe Fuß⸗ 
note bei Quiſtorp an das Ende der Rede Bülows angeſchloſſen iſt, iſt abſolut 
unerheblich. Auch bei Quiſtorp iſt für jeden Anfänger, der nur den einfachſten 
Sinn einer ihm vorliegenden Druckſchrift zu verſtehen vermag, eindeutig klar, 
daß nur die Rede Bülows als Mitteilung Weyrachs gekennzeichnet iſt. 
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ſpricht.!) Aber weiter: ich mache auf Seite 164 zu den obigen Worten 
„eine Wiederholung derſelben“ eine Note 3, wo es u. a. heißt: „Indem 
Varnhagen nicht das überliefert, was Weyrach bei Quiſtorp“ uſw. 
Will wirklich jemand glauben, ich hätte ſagen können, Weyrachs 
Ausſage ſei in keinem Punkte von der Varnhagens abhängig oder 
eine Wiederholung derſelben, und ich hätte damit jene ſätzelangen 
wörtlichen Berührungen zwiſchen Varnhagen und der Geſchichte der 
Nordarmee meinen können, die Eggerking S. 115 ff. in Spalten⸗ 
druck bringt? Meine zwar knappen, aber unmißverſtändlichen Sätze 
auf S. 164 mit N. 3 beſagen genau dasſelbe, was Eggerking 
nach 5 Seiten Erörterungen ſchließlich feſtſtellt (S. 117): „daß der 
einzige Paſſus in der Geſchichte der Nordarmee, der zuverläſſig auf 
Weyrachs Mitteilung beruht, bei Varnhagen keine Parallele hat: 
Bülows Rede über den Wert der Truppen“ iſt. Wer das nicht 
aus meinen Darlegungen (man vergleiche auch Forſchungen Bd. 30, 
S. 250) richtig zu entnehmen vermag, bei dem muß es m. E. 
entweder an der Fähigkeit oder am guten Willen, den Gegner zu 
verſtehen, mangeln. Ich begnüge mich feſtzuſtellen: Eggerkings ganze 
Polemik in dieſem Punkte gegen mich iſt als jeglicher Grund- 
lage entbehrend einfach zu ſtreichen. 

Ein weiterer Angriff Eggerkings gegen mich findet ſich S. 88: 
„Ganz irrig iſt es natürlich, wenn Schmeidler (Forſchungen 30, 
S. 251) den Kronprinzen von Schweden in Oranienburg ſeine Be⸗ 
fehle für die geſamte Anlage des Feldzuges geben läßt“. Ich ver⸗ 
weiſe, ebenſo wie Forſchungen 30, S. 251, auf Friederich, Herbſt⸗ 
feldzug S. 364 (bzw. 363 und 365). Da berichtet Friederich des 
längeren über den Verlauf der Beratung zu Oranienburg zuerſt 
nach Varnhagen, und fährt dann fort: „Nach dieſer Einleitung ent⸗ 
wickelte der Kronprinz ſeine Befehle, deren Ausführung die an⸗ 
weſenden Generale veranlaſſen ſollten. Wir geben dieſelben wort⸗ 
getreu nach dem von Bülow am 15. Auguſt an den König erſtatteten 
Bericht. General von Bülow ſchreibt: 

„Zunächſt erhielt Graf Wallmoden die Ordre — —. Der General- 
leutnant Tauentzien erhielt hierauf den Befehl uſw. — Die Idee im 
ganzen war zunächſt: ſich hinter der Havel zu konzentrieren“ uſw. 

Wenn ein Feldherr ſeinen Unterführern ihre Stellungen und 
allgemeinen Aufgaben zuweiſt und „die Idee im ganzen“ entwickelt, 
was iſt das anderes, als daß er „ſeine Befehle für die geſamte 


1) Welches das wahre, tiefere Verhältnis zwiſchen Varnhagen und der 
Mitteilung Weyrachs iſt oder ſein könnte, habe ich a. a. O. S. 164, N. 3 
wohl verſtändlich genug angedeutet. Egg. hat es zwar nicht verſtanden; aber 
jetzt will ich darüber nichts weiter ſagen, ich komme ſpäter wohl einmal 
auf dieſen Punkt zurück. 
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Anlage!) des Feldzuges“ gibt? Die Anwendungsart der Worte: 
„natürlich ganz irrig“ bei Eggerking iſt eine recht eigenartige. 

S. 102 heißt es bei Eggerking: „Schmeidler iſt ſo wenig in den 
Sinn der Befehle eingedrungen, daß er“ uſw. Es handelt ſich um 
den Befehl Bernadottes an Bülow vom 23. Auguſt 1 Uhr nachts, 
in dem es heißt: „Da die Gegenwart des Korps Bertrand dem 
General Tauentzien nicht erlaubt, die Stellung Ihres Lagers (bei 
Heinersdorf) einzunehmen, ſo will Se. königl. Hoheit, daß Sie ſich 
gegen Ihren rechten Flügel zuſammenziehen und darauf vorbereiten, 
ſtarke Abteilungen des Feindes anzugreifen, wenn ſie auf Heiners⸗ 
dorf vordringen ſollten“. Zum richtigen Verſtändnis dieſes Befehls 
iſt Kenntnis der ganzen Situation und der vorhergegangenen Be⸗ 
fehle erforderlich. Nach dem Befehl von Philippsthal vom 22. vor⸗ 
mittags hatte „das Korps des Generals Bülow, an welches General 
Oppen (weiter ſüdlich bei Wittſtock ſtehend) heranzuziehen iſt, eine 
Aufſtellung mit dem linken Flügel an Heinersdorf“ zu nehmen. 
Nach Boyen III, 117 hatte ſich das Bülowſche Korps in der Nacht 
vom 22. zum 23. zwiſchen Heinersdorf und Lichtenrade (öſtlich da⸗ 
von) verſammelt, am Abend des 22. hatte der Kronprinz befohlen, 
daß Bülow ſich mit ſeinem rechten Flügel Ruhlsdorf ſo nähern ſollte, 
daß er ſich an den linken Flügel des Zentrums der ganzen Armee 
anlehne, und daß Tauentzien das Lager Bülows bei Heinersdorf 
einnehmen ſollte. Hier iſt alſo gänzliche Loslöſung Bülows von 
Heinersdorf und ſeiner Straße befohlen, Tauentzien ſoll an Bülows 
Stelle treten. Statt deſſen nun um 1 Uhr der oben wiedergegebene 
Befehl: da Tauentzien Bülows Lager bei Heinersdorf nicht einnehmen 
kann (weil er bei Jühnsdorf feſtgehalten iſt), ſo will der Kronprinz, 
daß — —: ja, was iſt nun der tiefere Sinn ſeines Befehls? 
Zauengien?) hatte nach dem Befehl des Kronprinzen vom 21. abends 
um Mitternacht des 21/22. von Berlin aufbrechen und nach Klein⸗ 
beeren marſchieren follen, war aber ſtatt deſſen auf Anreguug Bülows 
und Boyenss) bis nach Blankenfelde vorgegangen. Der Kronprinz 


1) Eggerking wird mir hier vielleicht unterſtellen, ich hätte ſagen wollen, 
daß Bernadotte ſeine Befehle für die geſamte Anlage des Feldzugs nicht 
nur der Nordarmee, ſondern auch der anderen verbündeten Armeen gegeben 
habe. Selbſtverſtändlich habe ich einen derartigen Unſinn niemals ſagen 
wollen, und kann ihn kein Verſtändiger aus meinen Worten entnehmen. 

2) Es iſt bei dieſen Vorgängen zwiſchen der Perſon Tauentziens und 
ſeinen Truppen zu unterſcheiden, die ſich in dieſen Tagen mehrfach von 
einander getrennt haben. Ich kann und brauche das hier nicht im einzelnen 
darzulegen, weiſe aber ausdrücklich darauf hin, damit mir nicht aus einer 
verkürzten Ausdrucksweiſe wieder irgend eine Unkenntnis vorgeworfen wird. 

3) Es hat hier wieder einmal ein Vorgang der Selbſtändigkeit und Eigen⸗ 
mächtigkeit der preußiſchen Führer geſpielt, der für die Beurteilung von 
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muß nun konzedieren, daß nicht Tauentzien den Schutz von Heiners⸗ 
dorf übernimmt. Statt deſſen ſoll alſo Bülow: „ſich gegen ſeinen 
rechten Flügel zuſammenziehen“ uſw. wie oben. Das heißt alſo, 
ſtark verklauſuliert ausgedrückt, der Kronprinz genehmigt, daß nicht 
Tauentzien, ſondern Bülow den Schutz der Heinersdorfer Straße. 
übernimmt bzw. behält, er genehmigt es, da er es dank der Eigen⸗ 
mächtigkeit der preußiſchen Führer nicht ändern kann, oder, kurz 
geſagt, er billigt das Feſthalten Bülows an der Heinerzdorfer Straße. 
Wie ich geſagt habe. 

Nun weiter. Dieſe ſehr verklauſuliert erteilte Erlaubnis, den 
Schutz der Heinersdorfer Straße (etwas aus der Entfernung) bei⸗ 
zubehalten, genügte Bülow noch nicht, ſondern er wollte offene Zu⸗ 
rücknahme des Befehls, ſich gegen ſeinen rechten Flügel (nach Ruhls⸗ 
dorf hin) zuſammenzuziehen, und fchidte!) darum am 23. früh Bonen 
zu Bernadotte, um zu erwirken, daß ſein ganzes Korps wieder in 
die Stellung der Nacht bei Heinersdorf zurückkehren dürfe; er be⸗ 
nutzte dann dieſe glücklich erhaltene Erlaubnis zu einem Marſch bis 
Lichtenrade noch ziemlich viel weiter öſtlich. Der Gang und Zu⸗ 
ſammenhang der Dinge iſt alſo der: Befehl des Kronprinzen vom 
21. abends, daß Tauentzien nach Kleinbeeren gehe, ſtatt deſſen 
ging er nach Blankenfelde; Befehl des Kronprinzen vom 22. 
abends, daß Bülow gegen Weſten nach Ruhlsdorf hin abmar⸗ 
ſchiere, Tauentzien Heinersdorf beſetze. Da ſich zumal das letztere 
nach Kenntnis der Gefechte des Tages als unausführbar erweiſt, 
genehmigt er, daß Bülow halb und halb bei Heinersdorf, Tauentzien 
ganz bei Blankenfelde bleibt, und ſchließlich, auf Boyens Sendung 
hin, daß Bülow ganz nach Heinersdorf zurückkehrt. Das heißt, 
Bernadotte will beſtändig die Preußen nach Weſten und Norden 
hin ziehen, ſie dringen eigenmächtig mehr gegen Oſten und Süden 
hin und nötigen ihn erſt zu halben, dann zu ganzen Konzeſſionen. 
Das iſt der wahre Zuſammenhang der Dinge, wie ich ihn mit meinen 
kurzen Ausführungen, Forſchungen 29, S. 167—169, völlig richtig 
angedeutet habe. Statt der Worte Eggerkings: „Schmeidler iſt ſo 
wenig in den Sinn der Befehle eingedrungen, daß“, muß es richtig 


Philippsthal ſehr wichtig, gleichwohl noch nirgends ausreichend gewürdigt 
iſt. Auch ich kann ihn hier vorläufig nur ganz kurz erwähnen und verweiſe 
zum Tatſächlichen nur auf Quiſtorp I, 246. 

1) In meinem Abdruck der betr. Stelle aus Boyens Erinnerungen in 
Forſchungen 29, 167, N. 3 iſt mir hier ein Verſehen unterlaufen, das aber 
den Sinn und Zuſammenhang meines Textes nicht im mindeſten berührt hat. 
Ich ſchreibe: „Denn als mit Tages⸗Anbruch das 3. Armee⸗Korps dem erhaltenen 
Befehl gemäß Ruhlsdorf verließ, ſchickte mich“ uſw. Es muß ſinngemäß heißen, 
wie auch bei Boyen ſteht: „Denn als mit Tagesanbruch das 3. Armee⸗Korps 
dem erhaltenen Befehl gemäß nach Ruhlsdorf aufbrach, ſchickte mich“ uſw. 
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heißen: „Eggerking iſt ſo wenig in den Zuſammenhang der Ereig⸗ 
niſſe und in den Sinn der Schmeidlerſchen Ausführungen eingedrungen, 
daß“ — — den Reſt ſich ein jeder ſelbſt ergänzen kann. 

Eine weitere Entſtellung Eggerkings findet ſich S. 103 f., wo 
ſeine Darſtellungsweiſe bei dem nicht genau nachprüfenden Leſer 
unbedingt den Eindruck erwecken muß, als hätte ich eine Meinung 
Ulmanns nicht richtig verſtanden oder falſch wiedergegeben. Die aus⸗ 
führliche Darlegung würde allzu läſtig und platzraubend ſein, der 
dafür intereſſierte Leſer wird den Sachverhalt bei Vergleich von 
Eggerking a. a. O. mit Forſch. 29, 160, 170, N. 2 und 171 leicht 
erkennen. — Auf den ganzen ſonſtigen perſönlichen Ton von Egger⸗ 
king und Kleinigkeiten gehe ich nicht ein; für dergleichen fehlt es 
heute an Raum, und ich überlaſſe die Beurteilung davon dem guten 
Geſchmack eines jeden Leſers. 

Andere, etwas tiefer greifende kritiſche und ſachliche Argumente 
von Eggerking und Wiehr, an den er ſich vielfach eng anſchließt, 
hoffe ich an anderem Orte künftig behandeln zu können. Sie ſind 
von keinem beſſeren Gehalt als die meiſten perſönlichen Angriffe 
Eggerkings auf mich; aber ihre ausreichende Widerlegung fordert mehr 
Raum, als hier im Augenblick zur Verfügung ſteht. Dann wird aller⸗ 
dings die „Legende von Philippsthal“, für die ſich noch erheblich mehr 
anführen läßt als bisher geſchehen iſt, und manches andere, was damit 
zuſammenhängt, endgültig eine „fröhliche Auferſtehung“ feiern. 
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J. Zeitſchriftenſchau 
(1. Oktober 1921 bis 30. September 1922.) 


Brandenburg. Zeitſchrift für Heimatkunde und Heimatpflege. 
1. Jahrgang. Eberswalde 1921. 

S. 17—19. Rudolf Schmidt, Das ritterbürtige Geſchlecht von 
Wulkow. — S. 60—62. Rütenick, Die Leiden der Snel Neuenhagen 
im Siebenjährigen Kriege. Aus den Kirchenbüchern von Alt⸗Gliezen 
und Neuenhagen. 


Brandenburg. 2. Jahrgang 1922. [Die Zeitſchrift hat damit ihr 
Erſcheinen eingeſtellt.] 

5 S. 1—2. R. Schmidt, Werneuchen. Aus der älteſten Entwick⸗ 
lungsgeſchichte einer Barnimſtadt. — S. 10—11. Heinrich Branitz, 
Lothringiſche Glockengießer in der Mark. — S. 13—15. Rudolf Schmidt, 
Der Seidenbau im Kreiſe Oberbarnim im 19. Jahrhundert. — 
S. 61—63. Derſelbe, Schloß Vierraden. — S. 89—91. Derſelbe, 
Die Familie Schleich in Eberswalde. — S. 116. J. Schultze, Fr. 
Eberh. v. Rochow als Erbauer des Denkmals der Schlacht bei Fehrbellin. 
— an Rud. Schmidt, Amt Friedland im Beſitze der Familie 
von Roebe 


Mitteilungen des Vereins für Geſchichte Berlins. 1922. 

S. 9—15. Felix Haſſelberg, Willibald Alexis und Friedri 
Wilhelm IV. Die Geſchichte eines königlichen Handſchreibens. Na 
den Akten des Geheimen Staatsarchives. [Ein ſehr intereſſanter Beitrag 
zur Geſchichte der preußiſchen Zenſur und Aufklärung über die Geneſis 
des ſcharfen Kabinettsſchreibens an Häring vom 26. März 1843, wonach 
H. ſeitdem zu den politiſch Verdächtigen gehörte.] 

S. 25— 28, 33—36, 45—49. Bernhard Hoeft, Die Gräfin 
Lichtenau in ihrer Ehe mit Franz v. Holbein. Aus deſſen noch unge⸗ 
druckter Selbſtbiographie mitgeteilt. 

S. ana Lederer, Die Berliner Romantik. 

S. 37—40. Hellmut Meyer, Briefe und Dokumente zu Geburt, 
Thronbeſteigung und Tod Friedrichs II. in einer Aeg e e ung 

S. 53—58. Friedrich Holtze, E. T. A. Hoffmann und Ernſt v. Tettau. 

S. 58—65. Hans v. Müller, Hoffmann als Richter. I. Hoffmann 
als „Regierungsrat“ und als „verjagter Offiziant“. II. Hoffmann als 
Kammergerichtsrat [Urteile des Senatspräſidenten v. Trützſchler über 
Hoffmanns dienſtliche Tätigkeit in den Jahren 1814—1821.] 
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Altpreußiſche Monatsſchrift. Band 58., Königsberg Pr. 1922. 
S. 239 —279. O. Zippel, De Koloniſation des Ordenslandes 
an bis en Jahre 1309. 
Au 25 Seraphim, Preußen und die Kurländi > 
> ‘einige zur Geſchichte der preußiſchen Politik im Nordiſchen 
iege. I. 


8 eimatkunde 155 Heimatſchutz in den 
Kreiſen Wehlau, Friedland und Labiau. I. Ja N 

2. Heft, S. 3—9. Donner, Überficht über ie Geſchichte unſerer 
Heimat in er Ordenszeit. 

0—29. Zimmermann, Labiau in der zweiten Hälfte des 
17. Jahrhunderts, 

3. Heft, 4. Heft, Jahrgang II, 1. und 2. Heft: Donner, Die Bee 
ſitzverfaſſung der Ortſchaften im Hauptamt Tapiau um 1700 und ihre 
geſchahe iche Entwicklung. 

4. Heft. S. 110. Joh. Zachau, Allenburg in den Peſtjahren 

. er den vom Pfarrer Kranich geführten Kirchenbüchern.] 

Heft 1—3, 1922. Das Kirchſpiel Groß⸗Schirrau; 

das Kirche iel Goldbach; immermann, Zur Geſchichte der Friedländer 
Schützengilde; Das Kirchſpiel Tapiau. 


Feſtſchrift zum 40 jährigen Stiftungsfeſt der Altertumsgeſellſcha 
Inſterburg. Heft 17 der Zeitſchrift. Inſterburg 1920. f 

S. 60 — 72. K. Kaleſchke, Gründung der älteſten Kirchen im Haupt⸗ 
amt Inſterburg. [Das firhliche Leben im Hauptamt Inſterburg war in 
der Zeit vor der Reformation auf 2 Kirchen und 3 Burgkapellen be⸗ 
ſchränkt. Bis 1640 beſtanden 24 Kirchen.] 


Zeitſchrift des la Vereins für den Regierungsbezirk 
Marienwerder. 58. Heft. 

S. 1—7. Brandt, me r  Sultu gelcichte re aa Flatow 
im 18 ener [Kir bau, Handel uſw. nach 1772 

8—13. Aus dem Bauernleben in Kl. Krebs zwiſchen 1800 und 

1850 e ase einer alten Frau. 

— e 

S. 6—10. W. Koerner, nee zur Stammkunde weſtpreußiſcher 
ieee lv. Lyskowsk i.] 

11—15 und Heft 60, S. 5—10. Marienwerder vor 100 1 
alk. err von H. Weilandt, weiland Ratsherr in M., aus dem 
Jahre 1888 , 

— 60. Heft. 1921. 

S. 1—5. W. Bayreuther, Hat die Nogat je ein eigenes Duell- 
geb iet beſeſſen? 

S. 11—14. Beiträge zur Stammkunde weſtpreußiſcher Bürger⸗ 
58 1604) [Mitteilungen aus dem Jaſtrower Stadtbuch von 1602 
is 


RN des Weſtpreußiſchen Geſchichts vereins. Heft 61. Danzig 
e $ 
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S. 1—102. A. Sielmann, Die Verwaltung des Haupthauſes 
Marienburg in der Zeit um 1400. Ein Beitrag zur Geſchichte des Deut⸗ 
ſchen Ordens in Preußen. 

S. 103—148. Bertha Ouaſſowski, Obrigkeitliche 917 | leah 
in den Hanſeſtädten des Deut} 9 ae bis 1525. I 

S. 193—200. Manfred Laubert, Der Kulmer Sif 335 
Stanislaus v. Mathy als Kandidat für den en Stuhl fan 
Gneſen und Poſen 118251828 Math 2 wurde ee ich auf Andringen 
Altenſteins al an des 1. Wolicki fallen gelaſſen!. 

anzig 1 

S. 2755 J. R. Cellte, Der Übergang der Danziger Nehrung 
an den Deutſchen Orden. 

S. 7386. Erich Keyſer, Die Verſchwörung des Danziger 
Gymnaſiaſten Bartholdy im Jahre 1797 lein vielfach überſchätztes Er⸗ 
eignis, bei dem es ſich keineswegs um eine förmliche Verſchwörung 
gegen Preußen handelte]. 

„„ des Weſtpreußiſchen Geſchichts vereins. Jahrgang 21. 

zig 1 

S. 29—32. Benrath, Schleiermacher examiniert einen Mediziner 
1 die Danziger Friedensgeſellſchaft [d. i. ein Unterſtützungsverein, 

en on Far hatte. Das Examen fand 1817 ftatt].. 
W. La Baume, Wie hießen die alten Preußen? 
[mitteitung einer Bemerkung Bezzenbergers, daß die alten Preußen 
nie Pruzzi, ſondern Pruſai ſich genannt haben.] 


Schriften des Vereins für Geſchichte der Neumark. Heft 40. 
le) 1921. 
24. Hänſeler, Die Altnetzbrucher im Kampf gegen die 
aa Ufer- und Graben-Ordnung“ (17771816). 
25—38. Otto Boche, Die Regulierung der gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Verhältniſſe in Pehlitz [1828]. 


a Be cea bee des Vereins für Geſchichte Schleſiens. 56. Band. 
reslau 1 

S. 73—90. Max Schimmelpfennig, Robert Graf von Zedlitz 
und Trützſchler. Mit einem Bilde. 


Schleſiſche Geſchichtsblätter. Mitteilungen des Vereins für Ge⸗ 
ſchichte Schleſiens. b 
S. 1—4. Al an Nowack, Körner und Blücher in Oberfihlefien 
(Daten über die ee beider Männer mit Oberſchleſien!. 
S. 14—15. August üller, Ein Brief Friedrichs des Großen an 
den Ordensgeneral Franciscus Froud in Citeaux vom Jahre 1771 
in Ben ec der [2] ſchleſiſchen Ordensklöſter am Generalkapitel 
in Frankrei 
18—23. Manfred Laubert, Eine Den chrift Gottl. Theodor 
v. bipdels zur Polenfrage 1819. [1819 aufgezeichnet, wurde 1 1830 
dem des Innern überſandt. Die polnische Gefahr zu beheben, 
ſah H. 3 Wege: entweder Perſonalunion mit Preußen oder neue Teilung, 
bei der Preußen ſtärker bedacht werden müſſe, oder als unſicherſte, aber 
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am leichteſten zu verwirklichende Chance Einſetzung eines unabhängigen 
ürſten in Warſchau, mit dem Preußen eine feſte Allianz eingehen müſſe. 
is zur Erreichung dieſer Ziele ſei eine Verwaltung nötig, die den Polen 
weder Gunſt noch Furcht zeige.] 
S. 41—43. Rudkowski, Hochadel und allgemeine Wehrpflicht 
vor 90 Jahren. [Mitteilung eines Falles, der beweiſt, daß nach 1813 
rückſichtslos auch der Hochadel zur Dienſtpflicht herangeholt wurde, 
ſelbſt, wenn er bereits verheiratet war.] 


Neues Archiv für Sächſiſche Geſchichte uſw. 42. Band. Dresden 1921. 
S. 242—255. Carl Niedner, Rudolph Ackermann und die eng⸗ 
ih Hilfsaktionen 1807 und 1813 ff. [Wenn es fic) hier auch um Hilfs 
aktionen zugunſten Sachſens handelte, die der Kunſthändler in London 
organiſierte, wie ſich aus den Akten der Leipziger Bibelgeſellſchaft er⸗ 
gibt, jo knüpften fi) daran doch noch Beziehungen über Sachſen hinaus.] 


Lübiſche Forſchungen. Jahrhundertgabe des Vereins für Lübiſche 
Geſchichte. Lübeck 1921. | 
E. Wilmanns, Preußen und die Hanſeſtädte 1795 —1800. 


Zeitſchrift der Geſellſchaft für Schleswig⸗Holſteinſche Geſchichte. 
50. Band. Leipzig 1911. 

S. 147—392. Herm. Chriſtern, Friedrich schichte Dahlmanns 
politiſche Entwicklung bis 1848. Ein Beitrag zur Geſchichte des deutſchen 
ne [Differtation]. [1922 als felbſtändige Veröffentlichung 
erſchienen. 


Zeitſchrift für vaterländiſche Geſchichte und Altertums kunde. 
Münſter 1921. 

S. 42—94. Franz Scholand, Verhandlungen über die Säku⸗ 
lariſation und Aufteilung des Fürſtbistums Münſter (1795 —1806). 
[Nach den Akten.] 


Archiv für Heſſiſche Geſchichte und Altertumskunde. N. F. XIII. 
Band. Darmſtadt 1922. 

S. 287—321. Ludwig Maenner, Ein Querkopf des vormärz⸗ 
lichen Liberalismus: Wilhelm Schulz (Bodmer). 


Zeitſchrift des Aachener Geſchichtsvereins. 42. Band. Jahrgang 
1920. Aachen 1921. 

S. 90—232. Alfons Fritz, Geſchichte des Kaiſer Karls⸗Gym⸗ 
naſiums in Aachen: das preußiſche Gymnaſium. 

S. 317—321. Alfred Wiedemann, Der Plan einer Aachener 
Badekur Friedrich Wilhelms I. [Mitteilung und Erläuterung eines 
Schreibens des königlichen Leibarztes Joh. Theodor Eller an Profeſſor 
Boerhave in Leiden 1735. 

Der Niederrhein. Illuſtrierte Monatsſchrift für Heimatkunde 
und Heimatpflege. Jahrgang 1922. | 

S. 14—21, 46—50. J. Tidden, Die Koſaken vor Weſel und die 
Leiden der Umgegend. 


— 


Neue Erſcheinungen 255 


. Oberbayeriſches Archiv für vaterländiſche Geſchichte. 63. Band. 
München 1922. 
S. 143—233. Hans Spielhofer, Bayeriſche Parteien in ihrer 
Stellung zur deutſchen Frage 1866/70. f 


Hiſtoriſche Zeitſchrift. 125. Band. München und Berlin 1922. 
S. 45—62. Aage Friis, Die Aufhebung des Artikels V de3 Prager 
Friedens. [Nach ſkandinaviſchen, franzöſiſchen und öſterreichiſchen Akten 
wird gezeigt, daß die Aufhebung dieſes von yale ee immer unwillig 
angeſehenen Artikels im Oktober 1878 nicht mit der Verlobung der Prin⸗ 
zeſſin Thyra von Dänemark mit Ernſt Auguſt von Cumberland zuſammen⸗ 
hing, der ſoeben gegen die Annektion von 1866 proteſtiert hatte, ſondern 
bereits im April 1878 erfolgte, als Oſterreich infolge des Friedens von 
St. Stefano beſonders geneigt war, dem deutſchen Wunſche zu will⸗ 
9 Nur die vorzeitige Veröffentlichung und Umdatierung auf den 
Oktober ſteht damit im Zuſammenhang.!] 

S. 70—79. Manfred Laubert, Die Sendung des Gneſener Erz⸗ 
biſchofs v. Przyluski nach Berlin im April 1846. [Der Erzbiſchof, der zur 
Vermeidung anderer Wege ſelbſt nach Berlin fuhr, um nach der Ent⸗ 
deckung eines Aufſtandsverſuchs die Verſicherung allſeitiger Treue 
und die Wünſche und Bitten des poſenſchen Adels dort vorzubringen, 

eigte ſich dort wie ſonſt immer als ein Mann, der es mit keinem ver⸗ 
erben mochte, und deshalb war die Sendung ſo gut wie zwecklos.] 

S. 248—283. Friedrich Meinecke, 3 Generationen deutſcher 
Gelehrtenpolitif. Beſprechung der dahinzielenden Aufſätze reſp. Schriften 
von Fr. Th. Viſcher, G. Schmoller und M. Weber.] 

S. 458—475. Paul Haake, Entwurf des Großen Kurfürſten zur 
Erwerbung von Schleſien. [Haake glaubt mit Rückſicht auf des Großen 
Kurfürſten Beziehungen iu Frankreich, auf die nu in Polen 
und die Ehe Kaiſer Leopolds den Entwurf in das letzte Viertel des Jahres 
1668 datieren zu follen.] 

— 126. Band. München und Berlin 1922. 

S. 242—270. Julius Otte Belt Karl Tweſtens Wendung 
zur Politik und ſeine erſte politiſche Broſchüre. Ein 5 
[Ein Kapitel aus der Biographie voller Dithyramben mit einer Analyſe 
von Tweſtens 1859 erſchienener Broſchüre: Woran uns gelegen iſt.] 


Preußiſche Jahrbücher. 187. Band. Berlin 1922. 

S. 265—292. Hans Rothfels, Zur iche der des Rückverſiche⸗ 
rungsvertrages. [Eine breit angelegte Geſchichte der deutſch⸗ruſſiſchen 
Beziehungen im Zeitalter Bismarcks, eine Würdigung des Rückverſiche⸗ 
rungsvertrages als ihrer notwendigen Konſequenz, voll Bedeutung für 
beide Teile, und eine Geſchichte ſeines Falles, bei der Rothfels perſönliche 
und ſachliche Motive gemiſcht jieht.] 

S. 305—331. Carl Schweitzer, Bismarcks äußere Politik und 
ſein Chriſtentum. [Bismarck ein Gegner der ſchließlich jeden Staat 
verneinenden Bergpredigtenmoral, ein Mann, der keinen Kodex für 
die Politik aufſtellen kann, weil ihm alles ſachlich Gebotene in der Politik 
erlaubt erſchien, aber trotzdem kein Macchiavelliſt im gewöhnlichen Sinne 
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— denn die Macht, für die er arbeitete, bekam durch ihn vollen ſittlichen 
Gehalt, und ſeine Tätigkeit wurzelte in dem Gedanken an ſeinen Beruf, 
der mit dem der Vorſehung untrennbar zuſammenhängt, und an den 
Staat, der aus Gott ſtammt. Ein Bruch in Bismarcks Entwicklung 
a dieſer Anſichten iſt nicht feſtzuſtellen.] 

337 Freiherr v. Danckelman, Brandenburg und die 
militäriſche Hilfeleiſtung für Wilhelm v. Oranien in den Jahren 1688 
bis 1690. [Beitrag zu der Frage, ob unter den Holländern, die 1688 
und 1690 mit Wilhelm III. nach England reſp. nach Irland überſetzten, 
Brandenburger waren. D. iſt geneigt, fie zu bejahen! . 

— Band 188. Berlin 1922. 

S. 203—214. Hugo Schäfer, Die militäriſchen Abmachungen des 
Dreibundes vor dem Weltkriege. Nach amtlichen Akten bearbeitet. 
[Wiener Generalſtabsakten! Die Verhandlungen liefen ſeit 1882. Unter 
Schlieffen ſtockten ſie. Nach deſſen Abgang 1909, neu aufgenommen, 
führten ſie zwiſchen Deutſchland, Oſterreich und Italien 57 loſen Ab⸗ 
machungen, die der tatſächliche, nicht zu erwartende Ausfall der italieni⸗ 
ſchen Rheinarmee 1914 geradezu über den Haufen warf. Förmlliche, 
. Übereinkommen beſtanden jedoch nicht.] 

‚283—306. Walter Platzhoff, Die Anfänge des Dreikaiſer⸗ 
bundes (1867 —1871) unter Benutzung unveröffentlichten Materials. 
[Schon in den Jahren vor dem Kriege mit Frankreich liegen die Anfänge 
von Bismarcks Bündnisſyſtem.] 

— Band 189. Berlin 1922. 

S. 69—78. Friedrich Thimme, Die Aktenpublikation des Aus 
wärtigen Amtes. [Anſprache, die die Arbeitsmethode und Richtlinien 
der großen Publikation der Akten von 1871—1914 gegen kritiſche Ein 
wände rechtfertigen foll.] 

S. 79—92. Gottfried Fittbogen, E. T. A. Hoffmanns Stellung 
zu den „Demagogiſchen Umtrieben“ und ihrer Bekämpfung. [Ein 
wertvoller, die demagogiſchen Umtriebe überhaupt ſcharf e ende 
und ſondernder Beitrag zur Geſchichte dieſer Bewegungen und Hoff⸗ 
manns Anteil an ihrer Verfolgung als Mitglied der 1819 errichteten 
Immediatkommiſſion.] 

S. 93—98. Manfred Laubert, Das vermeintliche Unrecht der 
polniſchen Teilungen. [Ein Überblick über die Beurteilung der Teilungen 
bei den Beitgenoffen mit ſcharfer Spitze gegen Veit Valentins Ausſpruch 
von dem folgenreichſten Vergehen wider den heiligen Geiſt des Volls⸗ 
tums, das die preußiſche Polenpolitik bedeutet habe.] 


Hiſt oriſches Jahrbuch. 41. Band. München 1921. 

S. 281—289. L. Mayer, Ein Brief Andreas Oſianders [d. a. 1527). 

S. 297—300. M. Bierbaum, Ein Nuntiaturbericht über den 
münſteriſchen Domdechanten Ferdinand Auguſt Freiherr v. Spiegel. 
[1821 erſtattet von dem Nuntius Herzog Franz Serra⸗Caſſano, als Spiegel 
zum Erzbiſchof von Köln vorgeſchlagen wurde: „er 5 ein ſchlauer Fuchs 
und mehr ein Kind dieſer Welt als ein Geiſtlicher“. Trotz aller Bedenken 
gegen ihn als Kleriker glaubt der Nuntius doch, daß er der Kölner Kirche 
„von Nutzen“ ſein könne.] | 


Ae 
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8429.55 Jahrbuch. 42. Band. München 1922. | 
. 29—56. Ewald die Haller Der Züricher Kreis der Haller⸗ 
freunde [d. h. der Männer, die Haller zur Bekämpfung der Revolution 
wie in anderen Orten, ſo in Zürich eie wußte]. 


ar für Urkundenforſchung. VIII. Band. Berlin und Leipzig 
S. 194200. Freiherr v. Danckelman, Der brandenburgiſch⸗ 


| engliſche Allianztraktat vom Jahre 1690. (Ein Beitrag zur Diplomatik 


des 17. Jahrhunderts.) 


Zeitſchrift für Kirchengeſchichte. 40. Bd. N. F. III. Gotha 1922. 

S. 172—177. Adolf Benrath, Ein Schreiben Schleiermachers 
vom Jahre 1802 aus Stolp, das Friedrich Wilhelm III. im Intereſſe 
der Union entgegentritt. [Zugleich ein Beitrag zur Geſchichte der Kirchen⸗ 
verhältniſſe in Hinterpommern, aus denen das Gutachten Schleiermachers 
erwachſen iſt. Das Gutachten wendet ſich gegen die Neueinrichtung 
einer reformierten Predigtſtation in Tuchel]. 3 


1 kirchliche Zeitſchrift. XXXIII. Jahrgang. Leipzig⸗Erlangen 


S. 115—128, 129—167. Mahling, Kirchliche Stimmen zur Ar- 
beiterbewegung von 1839 — 1862. [Zuſammenſtellung und kritiſche Wür⸗ 
digung: die Kirche hat ihren Blickpunkt nicht richtig eingeſtellt, nicht auf 
die Wirtſchaftsverhältniſſe, nur auf die religiöſe Beſſerung geſehen.] 


Hiſtoriſch⸗politiſche Blätter. 168. Band. München 1921. S. 748 
bis 756. Eduard Hosp, Aus dem Nachlaß Ernſt Jarckes. [Mitteilung 
und Beſprechung eines Briefes von dem Studiendirektor an der Pro» 
paganda K. A. von Reiſach an J. vom 9. Auguſt 1833, der für die Grün⸗ 
dungsgeſchichte der H.⸗p.⸗Blätter inſofern von hervorragender Bedeutung 
iſt, als er N Leitgedanken für das geplante Unternehmen gibt.] 

— 169. Band. München 1922. 

.S. 748—751. Ketteler und der ſtändiſche Gedanke. [Ketteler 
war ein überzeugter Vertreter des ſtändiſchen Gedankens.] 


Zeitſchrift für Geſchichte der Erziehung und des Unterrichts. 
10. Jahrgang. Berlin 1920. | 

S. 73—93. Paul a Ein ſtreitbarer Schul⸗ und Gottes⸗ 
mann. [Der Rektor der Stadtſchule in Königsberg⸗Neumark, Joh. 
Gottfr. Elsner, der infolge eines leichtſinnigen Verzichtes des Magi⸗ 
55 pf ſein Vokationsrecht von der preußiſchen Regierung beſtellt 
wurde. 


S. 94—116. Manfred Laubert, Leidenswege deutſcher Lehrer 
in Poſen. 

Jahrbücher für Nationalökonomie und Statiſtik. 117. Band. 
III. Folge. 62. Band. 1921 Jena. 

S. 289—300. Friedrich Lenz, Woher ſtammt das Wort: Prole- 
tarier aller Länder, vereinigt Euch! [Nicht von Marx oder Engels, 
ſondern aus dem September 1847 eee Vans Probeblatt der von 
Grünberg neu veröffentlichten Londoner Kommuniſtiſchen Zeitſchrift, 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XV. 2. 17 
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mit dem Marx nichts zu tun hatte. Der Gedanke an internationalen 
e war Eigentum der Londoner Bundeszentrale, des 
kommuniſtenbundes, noch bevor Marx Einfluß auf fie gewann, und der 
eines Weckrufs an die Proletarier entſtand im Hinblick auf die Heraus⸗ 
we jener Zeitſchrift. Marx genie das Wort aus einer epigramma⸗ 
tiſchen Deviſe zum ee um . 

— 118. Band. III. Folge. 63 Wand. 1922 Jena. 

S. 1—8. Heinrich Heckner, Guſtav Schmoller als Soziologe. 
[Schmollers Hauptbedeutung ijt die, der deutſchen Nationalökonomie 
Sinn für Soziologie beigebracht zu haben.] 

S. 214-220. Friedrich Lenz, Über Adam Müllers Staats- und 
Geſellſchaftslehre [im Anſchluß an die von Baxa herausgegebenen Ab⸗ 
handlungen! . 


Beitiwirifchafttichen Archiv. 17. Band (1921/22). Jena 1922. 

S. 268—277. F. Rachfahl, Nochmals das angebliche Bündnis⸗ 
angebot Bismarck an England vom Jahre 1887. [Der Brief an Salis⸗ 
a — fein Bündnisangebot, wenn dieſer ihn ag 1890 jo be- 
trachtete . 


are un 15 55 Sozialwiſſenſchaft und Eozialpolitit. 49. Band. 
ingen 1 

G. 212219 Eduard Bernſtein, Vom Werden und Wirken 
des jungen Engels. 


Vierteljahrſchrift für Sozial⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte. 16. Band. 
Stuttgart 1922. 
70—87. H. Rothfels, Die 1. diplomatiſche Aktion zugunſten 
des internationalen Arbeiterſchutzes langeregt von Friedrich Wilhelm IV. 
im Dezember 1850 verſuchte ſie den Gedanken Legrands in London 
und Paris Eingang zu verſchaffen. Sie ſcheiterte 1852 1. an dem Wider⸗ 
and in England und 2. an der innen⸗ und außenpolitiſchen Unfertigkeit 
er Wirtſchafts⸗ und Staatsbildung Preußens.] 


0 Ada für Numismatik. 33. Band. Berlin 1922. 
249. H. Heineken, Zur mittelalterlichen Münzkunde 
8 


S. 260 — 273. F. Freiherr v. Schroetter, Über den Münzhandel 
in Frankfurt a. M. während des Siebenjährigen Krieges. 


Zeitſchrift für . und Sozialpolitik. N. F. Band II. 
Wien und Leipzig 1 

S. 141—147. Jakob Baxa, Die ſtaatswiſſenſchaftlichen Schichten 
der deutſchen Romantiker. [Ein Überblick über die etätigung der Ro⸗ 
mantiker auf ſtaatswiſſenſchaftlichem und wirtſchaftlichem Gebiet.] 


Archiv für die Geſchichte des „ und der Arbeiter⸗ 
bewegung. 10. Jahrgang. Leipzig 1921. 

S. 1—21. Johann Knief, Laſſalle. Analytiſch⸗kritiſche Ausfüh- 
rungen eines Kommuniſten. 

S. - Guſtav Mayer, Neue Beiträge zur Biographie 
von Karl Marx. [I. Im Londoner Exil. a, eines preußiſchen Polizei⸗ 
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agenten über Marx' Perſönlichkeit, Häuslichkeit und Wirkſamkeit ſowie 
über die Teilnehmer des Kommuniſtenbundes. II. Autobiographiſches, 
niedergeſchrieben für ſeinen Anwalt 1860, einen ſehr intereſſanten b⸗ 
riß ſeines Lebens, ſeiner Arbeiten und ſeiner Anſchauungen enthaltend! . 


Tägliche 1 42. Jahrgang. Unterhaltungsbeilage. Nr. 47 
vom 7. März 19 
Laubert, ve Charakteriſtik der Radziwills namentlich des Fürſten 
Anton Heinrich Radziwill, der ſich 1796 mit der Prinzeſſin Luiſe von 
Preußen vermählte. Abgeſehen davon, daß er Unſummen für ſeine 
Haushaltung gebrauchte und Schulden über Schulden machte, charakte⸗ 
riſiert es ihn, daß mit ſeiner deinem Bale 14 Tage nach dem feierlichen 
Abſchluß ſeiner Ehepakten von ſeinem Vater heimlich das ihm kontraktlich 
ie Jahreseinkommen von 30000 Rthlr. auf 18000 herabgeſetzt 
wurde 
— 5. Qtabho Enn unbe vom 27. März 1922. 
5 Krabbo, Ein unbekannter Brief Hans v. Bülows. Der Brief⸗ 
se teilt in einem Brief bom 9. Januar 1864 dem preußiſchen Ge⸗ 
andten 55 ſächſiſchen Hofe, Herrn von Savigny, mit, daß in Dresden 
chmähbilder auf Bismarck öffentlich ausgeſtellt würden, und bekennt 
fe dabei als Bewunderer und Verehrer des damals ſtark angefeindeten 
preußiſchen Miniſterpräſidenten. 


Deutſche Rundſchau. Berlin. Gebr. Paetel. 
8 189 (Okt.⸗Dez. 1921): Max Cornicelius, Treitſchke und Robert 
ohl. (Mit bisher inberdffentliciten Briefen). riedrich Wiegand, 
Ene chwärmerbewegung in Hinterpommern vor 100 Jahren. 

Bd. 190 (Jan.⸗März 1922): Aus kritischen agen. Berichte des Kgl. 
ſächſiſchen Geſandten in Berlin, Grafen Hohenthal und Bergen, aus den 
Jahren 1889—1892. Herausgegeben von Hubert Richter. 

Bd. 192 (Juli bis Sept. 1922): Joh. Schultze, Eine preußiſche 
Zeitungsgründung in München 1859 (Briefe Heinri v. Sybels an 
Max Duncker). Ernſt Müſebeck, Aus Hardenbergs letzten Tagen. 


Deutſche Revue. Eine . Herausgegeben von K. 
Fleiſcher. Jahrg. 46. Berlin 1921. 

Oktober: Aus den Erinnerungen des Generalfeldmarſchalls Grafen 
Waldersee Ems und Paris im Juli 1870. Mitgeteilt von H. O. Meisner. 
— Kurd v. Schlözer, Katherina II. und ihre Denkwürdigkeiten. [Ano- 
nym in Hiſtor. geil r. V (1861) 5 — Paul Wentzke, Aus 
dem Lager der Beſiegten. Losch, ranz v Roggenbacha (Sau. 

November: Philipp Loſch, Der Zopf und feine Renaiſſance. 
. des Zopfes durch Kurjürit Wilhelm I. in Heſſen 


Dezember: Hans Haefke, Das „Kontinentalſyſtem“ Napoleons. 
Ein Besuch, das Napoleonproblem zu löſen. 
Januar —April: Robert Dohme, Erinnerungen an Kaiſer Fried- 
rich. Mitgeteilt von Max Springer. 
Februar: Zwei politiſche Briefe Edwin v. Manteuffels. Veröffent⸗ 
licht von Ludwig Dehio. 
17 
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März—Auguſt: Manfred Laubert, Eduard Flottwells Briefe 
aus der Paulskirche 1848-49. 

April: Briefe Jakob Burckhardts an ſeinen Freund Friedrich v. Preen 
1864—1893. Mitgeteilt von Gui Strauß. — Gottfried Fittbogen, 
Der Prozeß gegen A. L. Follen. Ein Beitrag zur Geſchichte der Dema⸗ 
gogenverfolgungen. 

Mai, Juni: Briefe des Reichskanzlers v. Caprivi. Mitgeteilt von 
Max Schneide win. [Die Briefe find an Schn. ſelbſt gerichtet.] 

Juli: Ein Brief Bismarcks über die Erweiterung des Norddeutſchen 
Bundes 1867. Veröffentlicht von W. Schüßler. 

Auguſt: L. Bergſträßer, Aus der Frühzeit des deutſchen Liberalismus. 

September: Aus dem Briefwechſel Joh. Jacobys. Mitgeteilt von 
G. Mayer. — Fünf Briefe H. v. Treitſchkes an den Freih. F. v. Roggen⸗ 
bach [1866 Juni—1871 März]. Mitgeteilt von Prof. A. Stern. 

In der Unterhaltungsbeilage des „Fränkiſchen Kuriers“ vom 
31. 12. 1921 (Nr. 52) untersucht Dr. Emil Reicke die Überlieferung von 
einer Heldentat des Markgrafen Albrecht Achilles, welche das bekannte 
Bild von Karl Steffeck in der Berliner Nationalgalerie zum Gegen⸗ 
ſtande hat. Dieſe von J. W. Rentſch „Brandenburgiſcher Zederhain“ 
(1682), S. 397, nach Joh. Cernitius (Decem e Familia Burggrav. - 
berg. Electorum Brandenburg. Eicones .... 1626) erzählte Begeben- 
heit eines Heldenkampfes mit Nürnberger Reitern geht auf Aeneas 
Sylvius Piccolomini zurück, der ſie von Albrecht ſelbſt erfahren haben 
will. Reicke weiſt nach, daß ſich ein ſolcher Vorgang im nürnbergiſchen 
Krieg nicht abgeſpielt haben kann und beſtimmt nicht im Treffen bei 
Pillenreuth. Völlig auf freier Erfindung ſcheint ſie jedoch auch nicht 
zu beruhen, ſie ſcheint in Beziehung zu ſtehen mit einem Scharmützel 
das bald nach Pillenreuth zwiſchen den Markgräflichen und Kriegsvolt 
der ſchwäbiſchen Städte und Nürnbergs im Ansbachiſchen ſtattfand, 
wobei nach dem Weißenburger Chroniſten Eikhart Artzt und Ludwig 
von Eyb Albrecht an der Spitze einen Städter durchrannte. Uppige 
Phantaſie hat dann daraus die Heldentat gegenüber 100 facher Übermacht 
gemacht, die der Kriegsmann dem Aeneas Sylvius zum Beſten gab. 


Hiſtoriſche Monatsblätter für Poſen. 22. Jahrgang 1922. 

Heft 1: M. Laubert, Der Ankauf der Herrſchaft Samter durch 
den preußiſchen Staat. [Als Beiſpiel, daß die Ankäufe Flottwells aus 
dem ſ. g. Güterbetriebsfonds nicht nur zu Angriffszwecken, ſondern auch 
zur Rettung überſchuldeter Beſitzer dienten.] 

Heft 2: M. Laubert, Die Einführung der verbeſſerten Kirchen⸗ 
agende von 1822 in der Provinz Poſen. 


Zeitſchrift für die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft. 1922. 

S. 352: M. Laubert, Das Gutachten des Kammergerichtspräſiden⸗ 
ten v. Kleiſt zum Moabiter Polenprozeß von 1846. [Das Gutachten 
unterſtützte die Beſtrebung des Prinzen Wilhelm, den König von der 
Beſchleunigung des Verfahrens durch mündliche und öffentliche Verhand⸗ 
lung abzubringen.] 
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Sen für Geſchichte und Wiſſenſchaft des Zudentum. 


Hanſiſche Geſchichtsblätter. Jahrgang 47, Bd. 27, Lübeck 1922. 
S. 218—237: Hans Lutſch, Bauſteine zur Kunſtgeſchichte im Hanſe⸗ 
e J. Ziſterzienſerkirchen im öſtlichen Neulande: 1. Bergen auf 

gen, 2. Zinna, 3. Lehnin. [Gute Beobachtungen zur Kenntnis der 
Bauwerke.] 


* 


II. Bücher. 
A. Zur allgemeinen preußiſchen und deutſchen Geſchichte. 


G. Dehio, ! deutſchen Kunſtdenkmäler. 2. Bd. Nord⸗ 
oſtdeutſchland. 2. Aufl. Bearbeitet von Julius Kohte. Ernſt Wasmuth, 
Berlin 1922. X u. 558 S. Leinw. 60 M. 

Die zweite Auflage dieſes unentbehrlichen Handbuches zeigt er⸗ 
hebliche Veränderungen. Das Gebiet, das es umfaßt, — Preußen 
öſtlich der Elbe, Mecklenburg, Hamburg, Lübeck — ift das gleiche geblieben; 
die im Oſten abgetretenen Gebiete ſind mit Recht nicht ausgeſchloſſen 
worden. In ſachlicher Hinſicht ſind viele e hme as vorgenommen. 
Unwichtiges iſt fortgelaſſen und on mancherlei hinzugefügt, die Be⸗ 
ſchreibung der 1 Denkmäler iſt vielfach erweitert, und nament⸗ 
lich in der Datierung ſind auf Grund der eindringenden Studien des 
Bearbeiters, der ſchon in der 1. Auflage die Provinzen Brandenburg 
und Poſen behandelt hatte, neue Ergebniſſe gewonnen wowen. Eine 
Erweiterung hat ferner auch dadurch ſtattgefunden, daß die bedeutende⸗ 
hb Denkmäler der 1. Hälfte des 19. Jahrhunderts Aufnahme ge gh en 

en. ü 


Georg Ment, elisabeth. Geſchichte im Zeitalter Karls V., Phi⸗ 
lipps II. und der Eliſabeth. B. G. Teubner, Leipzig u. Berlin 1921, 
Aus Natur und Geiſteswelt, 528. Bd. (Geſch. d. neueren Zeit II). 80. 125 S. 
Verfaſſer legt in dieſem Büchlein dieſelben Vorzüge an den Tag, 

die ſein größeres Handbuch für Studierende, die Deutſche Geſchichte 
von 1493—1648 (Tübingen 1913), auszeichnen: Die verwickelten Ge⸗ 
ſchehniſſe des 16. Jahrhunderts werden in anſpruchsloſer Darſtellung 
Raumeſſe erzählt. Das iſt bei der Überfülle des Stoffs auf fo knappem 
aume keine geringe Leiſtung. Leider hat Verfaſſer Fueters „Staaten⸗ 
ſyſtem“ von 1492—1559 (1919) nicht recht verwertet, obwohl er dies 
trotz allem, was gegen den Autor eingewandt werden kann, bedeutende 
Buch, S. 124, ganz richtig charafferijiert. Wir laſſen dahingeſtellt, ob 
dieſe Unterlaſſung dem Verfaſſer oder, wie jetzt häufig der Fall iſt, den 
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ſchwierigen Druckverhältniſſen zur Laſt fällt, die Manuffripte wohl 0 
lange lagern laſſen, daß ſie bei ihrem Erſcheinen ſchon überholt ſind. 
Jedenfal 1875 die Schrift ſehr gewonnen, wenn ſie auf Fueters Bahnen 
die militäriſchen, maritimen, finanziellen, leer Kräfteverhält⸗ 
niſſe der Staatenwelt des 16. Jahrhunderts kurz umriſſen hätte, was jetzt 
nur gelegentlich geſchieht (z. B S. 33 über die Türken). Dafür hätten 
dann Einzelzüge im politiſchen Wechſelſpiel, Eſcovedos Ermordung uſw. 
eingeſpart werden können Was das habsburgiſch⸗ſpaniſche Reich und 
insbeſondere ſeine Verhältniſſe zu den Niederlanden betrifft, ſo macht 
Verfaſſer in der hergebrachten Weiſe eine ſcharfe Cäſur zwiſchen dem 
im ganzen günſtig beurteilten Karl V. und Philipp II., der im weſent⸗ 
lichen perſönlich für die . zwiſchen Herrſcher und Volk 
verantwortlich gemacht wird. Das iſt doch ſehr bedenklich; die Politik 
der beiden Habsburger müßte viel mehr als gemeinſames Ganzes be⸗ 
trachtet werden. Die Anregungen in meinem Buche „Die Regierung 
Karls V. und der europäiſche Norden“, Lübeck 1914, S. 3 Einl. u. S. 368ff., 
vgl. jetzt auch meinen Beitrag zu R. Scholz, Handb. d. Staatengeſch., 
Berlin 1922, Heft 3, S. 95—97, ſind nicht berücksichtigt. M. E. liegen die 
Wurzeln für den Abfall der Niederlande weit tiefer, als daß wir ſie in 
Philipps Unbeliebtheit und in den Vorgängen der Jahre 1559 —1566 
pea ſollten. Bereits die alle Kräfte überſpannende, in ihren Zielen die 
iederlande enttäuſchende Univerſalpolitik Karls V. hatte beſonders in den 
nördlichen Landesteilen die Entfremdung aufkommen laſſen, die dann 
bei der Erhebung von 1572 in Holland⸗Seeland keine Umkehr mehr kannte. 
Dazu — ſelbſtverſtändlich — die Verweigerung einer Kirchenreform 
durch die kaiſerliche Regierung, die vielmehr gegen die mot religiöſen 
Täufer aufs ſchärfſte einſchreitet. Endlich it auch die Schwäche der 
Landesregierung unter Philipp nur zum Teil ſelbſt verſchuldet, zum Teil 
nur das Ergebnis der aus des Kaiſers letzten Jahren überkommenen 
Erſchöpfung (Finanzen !). — Die dieſe Welche beſonders intereſſie⸗ 
renden deutſchen Territorialverhältniſſe ſind kaum geſtreift. Häpke. 


Aloys Meiſter, Deutſche Verfaſſungsgeſchichte von den Anfängen 
bis ins 15. Jahrhundert. Dritte Auflage, 196 S. 


Fritz Harttung, Deutſche Verfaſſungsgeſchichte vom 15. Jahrhun⸗ 
dert bis zur Gegenwart. Zweite verbeſſerte Auflage. 205 S. 

— Grundriß der Geſchichtswiſſenſchaft. Reihe II, Abt. 3 und 4. 
B. G. Teubner. Berlin u. Leipzig 1922. 

Die Bedeutung und Brauchbarkeit der beiden obigen Werke ergibt 
I aus der raſchen Folge ihrer Auflagen, denn von dem erſtgenannten 
ind ſeit 1903 drei, von dem zweiten ſeit 1914 zwei Auflagen erſchienen. 
Jede Auflage bietet erhebliche Verbeſſerungen und Bereicherungen. 
Es iſt zunächſt unter den beiden Darſtellungen eine etwas anderweitige 
Verteilung vorgenommen worden, indem die Kapitel über die Anfänge 
der Territorialbildung und Entſtehung der Landeshoheit nunmehr 
in die Abteilung Meiſters übernommen worden ſind. 

Letztere hat außerdem noch dadurch ſehr gewonnen, daß Meiſter bei 
verſchiedenen Abſchnitten allgemeine Einleitungen und Betrachtungen ein⸗ 
geſchoben hat, welche die Idee der betreffenden Inſtitutionen beleuchten. 
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ale find die Resultate der neuen Forſchungen zum Teil unter 
Sufügung beſonderer Abſchnitte in weiteſtgehender Weiſe berückſichtigt 
worden. 

Ein gleiches gilt von der trefflichen Leiſtung Harttungs, deren 
erſte Auflage bereits im Bd. 28, S. 594 ausführlicher beſprochen worden 
iſt. Hier hebe ich vor allem die Fortführung bis zur Gegenwart hervor: 
das Deutſche Reich als Republik (§ 57. Die Revolution und die National 
verſammlung, $ 58. Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 11. Aug. 
1919, § 59. Die neuen Länderverfaſſungen). | 

Einer Empfehlung bedürfen beide Bücher wohl faum mehr, doch 
fet darauf hingewieſen, daß Ausstattung und Druck gleich vorzüglich find. 

a Schluß möchte ich auf die Stellungnahme Harttungs zu meinen 
Forſchungen über die Entſtehung des Geheimen Rats hinweiſen. Er 
bezweifelt S. 52 vor allen Dingen, ob die von mir nachgewieſene Or⸗ 
ganiſation (Gegenſatz von Kammer und Ratſtube), die er für das Ende 
des 16. Jahrhunderts anerkennt, bereits um die Mitte dieſes Jahrhunderts 
vorhanden geweſen ſei. „Der Perſonalſtand der Kammer“, ſo Kir 
er fort, „ift noch fo ſchwach, daß er kaum zur Erledigung aller Geſchäfte 
ausgereicht haben dürfte“. Dieſer Einwand iſt meiner Anſicht nach 
nicht ſtichhaltig, Harttung überſchätzt den Umfang der Geſchäfte ſehr er⸗ 
heblich. Wenn man von der . des Aktenmaterials, das trotz 
erheblicher Lücken eine klare Vorſtellung ergibt, ausgeht, ſo iſt zu be⸗ 
tonen, daß das Kammerperſonal zur Zeit Joachims II. und Johann Ge⸗ 
orgs (es handelt ſich vornehmlich um die beiden Diſtelmeier, Thomas 
Matthias, Euſtachius von Schlieben, Levin v. d. Schulenburg, Matthias 
v. Saldern, Johann Koeppen der Altere, Berndt v. Arnim) ſehr wohl 
gut Überwältigung der Geſchäfte ausreichte. Übrigens hat ſich Hinge, 

er in ſeinen „Hohenzollern und ihr Werk“ eine Zeitſch Stellung wie 
ns einnahm, in einer Kritik (Hiſtoriſche Zeitſchrift, Bd. 122, 
516) meiner Anſicht angeſchloſſen. 

Nicht gerecht wird Harttung dem grundlegenden Aufſatz von Koſer 
über die Anfänge des brandenburgiſchen Geheimen Rats von 1604 
(Hiſtoriſche Zeitſchrift Bd. 109), denn ſonſt hätte er die enge 

67 weſentlich umgeſtaltet. Kl. 


Platzhoff, Europäiſche Geſchichte im Zeitalter Ludwigs XIV. 
und des Großen Kurfürſten. — Geſchichte der neueren Zeit IV. Aus 
Natur und Geiſteswelt, Heft 530. Teubner, Berlin u. Leipzig 1921. 108 S. 

P.s vorwiegendes Intereſſe für die Geſchichte des europäiſchen 
Staatenſyſtems und ſeine knappe, konzentrierte Darſtellungsweiſe, 
ließen von vornherein ſeine Wahl zum Bearbeiter der allgemeinen Ge⸗ 
ſchichte in der Zeit von 1648 bis 1740 — denn bis dahin führt das Büchlein, 
wenn auch ſeit 1714 a kurz gehalten — als ſehr geeignet erſcheinen. 
In der Tat können Darſtellung und Auswahl des Stoffes nur gelobt 
werden. P. beſchränkt ſich nicht auf Schilderung des nu Ent⸗ 
wicklungsprozeſſes, er bringt auch wertvolle Hinweiſe auf die Wirtſchafts⸗ 
geſchichte u | fulturelle lila ne 

Bedenken habe ich nur gegen die in vielen Punkten gleichfalls gute 
Literaturüberſicht. Während einerſeits wenig bedeutende Spezial- 
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literatur genannt wird, fehlt z. B. Pages, Le Grand Electeur et Louis XIV. 
Für Geſchichte Schwedens ſollte man endlich aufhören, Carlſon allein 
anzuführen, deſſen Darſtellung durch das großartige Sammelwerk 
Sveriges historia intill 20 seklet (in 2. Auflage Sveriges historia till 
vära dogar) überholt iſt, deſſen für dieſen Zeitraum in Betracht kommende 
Bände 5 und 6 von Hildebrand, Weibull und Fäͤhrens verfaßt find. 
Königsberg i. Pr. M. Hein. 


Georg Küntzel, Die drei großen Hohenzollern und der Aufſtieg 
Preußens im 17. und 18. Jahrhundert. Deutſche Verlagsanſtalt. 
Stuttgart 1922. 169 S. 

Das Buch iſt ein Sonderdruck aus dem von E. Marcks und K. A. 
v. Müller herausgegebenen Sammelwerk „Meiſter der Politik“. Der 
Verf., dem die preußiſche Geſchichtsſchreibung ſchon manchen wertvollen 
Beitrag verdankt, gibt auf gedrängtem Raum eine anſprechende Charakte⸗ 
riſtik der politiſchen Wirkſamkeit der drei Hohenzollernfürſten, deren Ge⸗ 
nialität und zielſichere Energie in glücklicher gegenſeitiger Croänzung 
es vermochte, faſt aus dem Nichts heraus ein ſtaatliches Machtgebilde 
gu Ihalfen, das zu einem ausſchlaggebenden Faktor in der den de en 

twicklung und der Stützpunkt der zur Einigung ſtrebenden deutſchen 
Nation wurde. Die Behandlung iſt nicht ganz gleichmäßig. Während K. 
die einzelnen Perioden in der Politi des Großen Kurfürſten näher ana⸗ 
lyſiert, beſchränkt er fic) darauf, bei Friedrich Wilhelm I. und Fried⸗ 
rich dem Großen eine allgemeine Würdigung ihrer politiſchen Perſönlich⸗ 
keiten unter verſchiedenen Geſichtspunkten zu geben. Die Darſtellung 
dürfte dem beabſichtigten Zweck, einem mit ſich ſelbſt zerfallenen Volle 
die unvergängliche Bedeutung dieſer drei Fürſtengeſtalten von neuem 
rer ae angepaßt fein. 

An erfehen find mir u. a. aufgefallen: S. 36: Georg Friedrich v. Wal⸗ 
deck war damals Graf nicht Fürſt; S. 38: Die Verhandlungen Juli 1658 
fanden in Stettin nicht in Stockholm ſtatt; S. 111: Die öſterreichiſche Zu⸗ 
mutung an Friedrich Wilhelm I., der Braut des Kronprinzen den Lauf⸗ 
paß zu geben, erfolgte nicht am Tage vor der Verlobung ſondern vor der 
Hochzeit. Sch. 


Hermann Mauer, Die private Kapitalanlage in Preußen während 
des 18. Jahrhunderts. Aus dem handſchriftlichen Nachlaß des Verfaſſers 
herausgegeben von Eduard Wegener, Mannheim. 

Der wiſſenſchaft Verfaſſer, deſſen Werk von dem auf Grund ſeiner 
eigenen wiſ 1 Arbeiten mit der Materie wohlvertrauten 

erausgeber für den Druck bearbeitet worden iſt, hat ſich eine ebenſo 
chwere wie dankbare Aufgabe geſtellt: Er will, und zwar für den weitge⸗ 
pannten Zeitraum eines Jahrhunderts, das Bild einer beſtimmten 
privatwirtſchaftlichen Betätigung rekonſtruieren, deren volkswirtſchaft⸗ 
liche Kehr⸗ oder beſſer Vorderſeite eine Vielzahl von Maßnahmen des 
merkantiliſtiſchen Preußiſchen Staates bilden. Als Unterlage haben 
ihm in erſter Linie die Akten der „Churmärkiſchen Landſchaft“ im Archiv 
der Brandenburgiſchen Provinzialverwaltung gedient, ferner, offenbar 
für die die nen Bank, die n die ſtaatlichen Kaſſen⸗ 
und die Handlungs⸗Kompagnien betreffenden Abſchnitte, die betreffen⸗ 
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den Akten des Geheimen Staatsarchivs. Wie weit die einſchlägige 
Literatur benutzt iſt, hat der Herausgeber leider nicht erſichtlich machen 
können. Es darf indeſſen angenommen werden, daß Verf. auch dieſe weit⸗ 
gehend herangezogen hat. N 

Der für die Darſtellung gewählte Zeitabſchnit bildet dadurch eine 
in ſich abgeſchloſſene Periode, als er in aufſteigender Entwicklung zwi⸗ 
ſchen zwei, mit großen öffentlichen Zahlungseinſtellungen verbundenen 
Kriſen abläuft: 1690 hatte die Churmärkiſche Landſchaft, damals in 
Preußen wohl die einzige Stelle für mündelſichere Kapitalanlage, nach 
Einſtellung ich Zahlungen reorganiſiert werden müſſen. In der gleichen 
Lage ſahen ſich über 100 Jahre ſpäter, nach der Kataſtrophe von 1806, 
diejenigen Stellen, die als finanzielle Exponenten des Preußiſchen 
Staates zu den wichtigſten Sammelbecken für die Geldkapitalien der 
preußiſchen Untertanen gehörten. Das Bild der Anlagemöglichkeiten, 
die ſich in der dazwiſchenliegenden Zeit in Preußen entwickelten, zeigt 
eine viel größere Mannigfaltigkeit, als man für jene Periode in einem 
Lande, das in ſeiner kapitaliſtiſchen Entwicklung noch erheblich hinter 
den weſtlichen Ländern zurückſtand, erwarten würde. Obligationen 
und Aktien, beide in ihren eigentümlichen Merkmalen bis zum Ende 
des Jahrhunderts voneinander noch nicht ſcharf geſchieden, ſpielen 
eine Rolle. Der Unterſchied zwiſchen ſicherer und ſpekulativer Kapital⸗ 
anlage — keineswegs parallel gehend mit dem Unterſchied zwiſchen Aktie 
und Obligation — tritt in Erſcheinung, und zwar erweiſt ſich das aus dem 
Großgrundbeſitz ſtammende Kapital als am erſten zu ſpekulativer Unter⸗ 
nehmung geneigt. Der Begriff des Inhaber⸗Papiers kommt auf. Erſt 
im vorletzten Jahrzehnt ſchafft die Friedericianiſche Geſetzgebung die 
Unterlage für einen geſicherten Verkehr in Hypotheken, die von da an, 
neben den gleichfalls in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts aufkommen⸗ 
den Landſchaftlichen Pfandbriefen, zur beliebteſten Anlage des Publikums 
werden. Die erſte eigentliche Staatsanleihe wurde im letzten Jahrzehnt 
des Jahrhunderts aufgenommen. . 
| Die Darſtellung zeigt eine Reihe charakteriſtiſcher Merkmale der in 
einem Agrarſtaate ſich entwickelnden kapitaliſtiſchen Wirtſchaft. Der 
Zinsfuß, n Höhe nach zu Anfang des Jahrhunderts auf Herkommen 
begründet und dementſprechend ſtarr, wird nur ganz allmählich, und bis 
Ende der Periode nur ſehr unvollkommen, dem Geſetz von Angebot und 
Nachfrage unterworfen. Von wenigen Kriſenjahren abgeſehen, über⸗ 
wiegt faſt durchweg die Menge des abſolut ſichere Unterlage ſuchenden 
Kapitals die Gelegenheit dazu. Vor allem charakteriſtiſch aber iſt die Tat⸗ 
ſache, daß dieſe Gelegenheit faſt ausnahmslos nicht durch private Ini⸗ 
tiative, ſondern durch den Staat geboten wird. Mit einziger Ausnahme 
des Hypothekengeſchäftes iſt der Staat durchweg Vermittler für die 
hochklaſſigen a rg der Zeit, fei es, daß er durch das Ständiſche 
Kreditwerk der Churmark, durch die Königliche Bank, die Seehandlung, 
oder unmittelbar durch eine ſeiner Kaſſen Geld für eigene politiſche 
Zwecke an ſich zieht, ſei es, daß er durch die gleichen Kanäle und durch die 
Aa maritimer Handlungsompagnien Kapitalien zwecks mer⸗ 
kantiliſtiſcher 1 ſei 8s tine von Außenhandel und heimiſcher Landwirt⸗ 
ſchaft ſammelt, ſei es ſchließlich, daß er mit der Schöpfung des landwirt⸗ 
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j mn Bingen Preußens ein von feinen eigenen Finanzen 
völlig unab Aeg Sammelbecken der freien Kapitalien ſeiner Unter⸗ 
tanen herſtellt. Als hauptſächlicher Vermittler der Staat, als wichtigſte 
Konſumenten Staat und Land wirtſchaft, in zweiter Linie noch ſtädtiſcher 
„Grundbeſitz — das find die Gegenkontrahenten der preußiſchen Kapita⸗ 
liſten im. 18. Jahrhundert, während Handel und Gewerbe in Überein⸗ 
timmung mit der geringen Bedeutung, die fie für die Volkswirtſ it 
es damaligen Preußen haben, auch für die Frage der Kapita 
noch ſtark im Hintergrund ſtehen. 

Gegenüber der Falle deſſen, was die Schrift bietet, ſind die un⸗ 
erfüllt bleibenden Wünſche des Refers gering. Um weiteres Material 
zur Frage über die Anfänge kapitaliſtiſcher Wirtſchaft zu N 
wäre erwünſcht geweſen, an einzelnen Stellen genaueres über di 
Naat des i e Kapitals bzw. ſeiner Beſitzer zu e erahnen 

ermutlich haben hier die Unterlagen verſagt. Einzelne aan. 
des Verfaſſers find anfechtbar. So oe es zweifelhaft, ob die 
Ia neue Anlagemöglichkeiten für ine und ausländiſches Kapital zu 

Hen, in der Tat im merkantiliſtiſchen System Friedrichs des Großen 
eine Rolle geſpielt und den Grund für die verſchiedenen, hierher gehörigen 
tl gah abgegeben hat. Eher ließe ſich wohl 1 daß die 

ice Mittel fur land wirtſchaftliche, 105 ußenhandels⸗ und für po⸗ 
litiſche Zwecke bereitzuſtellen, zu Schöpfungen führte, deren Kehrſeite 
die Entſtehung neuer Gelegenheiten zur Anlage von Kapitalien war. 
Verſchiedenheiten der Anſicht, die ſo hinſichtlich der zu ziehenden Schluß⸗ 
folgerungen beſt 1 2 können, verſchwinden gegenüber der Tatſache, d 
Pre ein wertvoller Beitrag zur Kenntnis der Wirtſcha Polli des 

reußiſchen Staates vorliegt. llich. 


Die Preußiſche Staatsbank 65 Gee) rn Druck und 
Verlag der Reichsdruckerei, Berlin, o. J. (19 

Zur Feier ihres 150 jährigen Beſtehens — a 14. Oktober 1922 — 
55 die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung) eine Darſtellung ihrer 

Geſchichte herausgegeben. Sie ſtammt aus der Feder des Hell 

tretenden Mitgliedes der Generaldirektion, Ober⸗Finanzrat Dr. H 

und bildet die erſte zuſammenfaſſende, alle See = 

nühernd gleichmäßig berückſichtigende Geſchichte der Seehandlung von 

der Gründung bis zur Gegenwart. 
Die Entwicklung dieſer merkantiliſtiſchen Gründung Friedrich des 
Großen von einem Handels⸗Unternehmen zu einem reinen Finanz- 
Inſtitut des Preußiſchen Staates zeigt in ihren einzelnen 2 ie 
die Bren Molt me der auf- und niederfteigenden Perioden 
preu en Politik mit den wirtſchaftlichen Tendenzen der jeweiligen 
Zeitabſchnitte und mit den Leiſtungen der führenden Perſönlichkeiten, 
welch letztere hier wie bei privaten Unternehmungen im Grunde für 
den Erfolg ausſchlaggebend geweſen ſind. — Nach der Errichtung, 
die weitgehend auf Ratſchlägen finanzieller Abenteurer fußte, und 
nach Überwindung von Kinderkrankheiten, wie ſie in der lei tfertigen 
Ge vate ae von Goerne’3 1774 bis 1782 gipfelten, fand die 
Geſchäftsentwicklung der Seehandlung ihren erſten Höhepunkt in 
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den Jahren 1791 bis 1804 unter dem fachkundigen Struenſee. Der 
Zuſammenbruch des Preußiſchen Staates 1806/1807 riß bis zu einem 
gewiſſen Grade auch die Seehandlung mit ſich, die weitgehend 
zum Gläubiger Preußens geworden war, ſo daß ſie am 20. Oktober 
1806 ihre Dablingen einſtellen mußte. Erſt 1820, dem Zeitpunkt 
der un des oe Staatshaushaltes und Staats⸗ 
Schuldenweſens durch Hardenberg, konnten die damals der See⸗ 
Jahr geſchlagenen Wunden als geheilt betrachtet werden. Dieſes 
ahr bezeichnet gleichzeitig den Dienſtantritt Rothers, der bis 
1848 chef der Seehandlung blieb und einen der markanteſten Köpfe 
in ihrer Geſchichte bildet. Unter ſeiner Leitung nahm ſie nicht nur 
im Geldweſen, ſondern auch im gewerblichen Leben Preußens zeit⸗ 
weiſe eine einzigartige Stellung ein. Aufgabe feiner ee Bloch 
und Camphauſen, blieb es, durch Beſchränkung des Geſchäftes der 
5 auf das 1 0 ae Gebiet die Schäden auszumerzen, 
die ſie Ma, ihre induftrielle Betätigung infolge der um die Mite 
des Jahrhunderts allgemein herrſchenden wirlſchaftichen Depreſſion 
nr ih 1 an die politiſchen Ereigniſſe des Jahres 1848 er- 
litten hatte. 

m Kriege 1870/71 war die Seehandlung — nicht etwa die 
Preußiſche Bank — die Kriegsbank des Norddeutſchen Bundes und 
hat als ſolche ſehr bedeutende Operationen durchgeführt. Eine Er⸗ 
weiterung ihrer finanziellen Machtſtellung iſt dann, nach vorüber⸗ 
ehender Stagnation in den 80er und Wer Jahren, im 20. Jahr⸗ 
Hundert unter der kräftigen Leitung Havenſteins (1900 —1908) und 
von Dombois' (ſeit 1909) eingetreten. N 

Die Darſtellung Hellwigs fußt auf der bisherigen verhältnismäßig 
reichhaltigen Spezial⸗Literatur und berückſichtigt auch die allgemeine 
hiſtoriſche Literatur der betreffenden Zeitabſchnitte. Eine Benutzung 
der Akten, die, abgeſehen von den bei der Seehandlung ſelbſt be⸗ 
findlichen, für die ältere Zeit im Geheimen Staats⸗Archiv, für die 
neuere in den Miniſterien reichlich zur ae ung geſtanden haben 
Dürften, ſcheint nicht ſtattgefunden zu haben. anderen Wert legt der 
Verfaſſer auf die Darſtellung der Veränderungen, die die ſtaatsrechtliche 
Stellung der Seehandlung im Laufe der 150 Jahre gefunden hat. 
Daneben kommt die Wiedergabe ihrer geſchäftlichen Ergebniſſe aller⸗ 
dings nicht zu kurz; eher vielleicht an manchen Stellen die Schilderung 
des perſönlichen Einfluſſes, der jeweilig von den führenden 
ausgegangen iſt. 

Als Ganzes erbringt das Werk den Nachweis, daß die Seehand⸗ 
lung — unbeſchadet der eventuellen Berechtigung von Angriffen, die 
vom konſtitutionellen Standpunkte aus faſt zu allen Zeiten gegen 
ihre Wirkſamkeit gerichtet worden ſind — ſowohl der Volkswirtſchaft 
reußens wie vor allem dem preußiſchen Staate wichtige, man darf 
ſagen unerſetzliche Dienſte gelciſtet hat. Wallich. 


Gheron Netta, Die Handelsbeziehungen zwiſchen Leipzig und Oſt⸗ 
und Südoſteuropa bis zum Verfall der Warenmeſſen. Leemann & Co., 
Zürich 1920. 150 S. 


ännern 
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Dieſe der rechts⸗ und e Fakultät der Univer⸗ 
ern Zürich vorgelegte . eines Rumänen bringt nach ſchwachen 
usführungen über die älteren Zeiten nicht unintereſſante Darlegungen 
über die Handelsbeziehungen des inneren Deutſchlands zu der Moldau 
und Walachei im 18. Jahrhundert. Hier war auch preußiſche Wirtſchafts⸗ 
politik am Werke. Breslau und Frankfurt a. O. ſollten einen Teil des 
Leipziger un auf ſich ziehen; dem preußiſchen Handel follte im Süd⸗ 
oſten ein neues Abſatzgebiet geſchaffen werden. Aber dieſe Beſtrebungen, 
die nach Netta i. J. 1787 zur Entſendung eines preußiſchen Konſuls 
in die Donaufürſtentümer führten — gleich er S. 49 wird dieſer, 
König mit Namen, übrigens ſchon zu 1785 als Konſul bezeichnet, wie er 
auch ſchon aus dieſem ich einen Bericht ſchickt, in dem ausdrücklich 
vom „angemeldeten preußiſchen Generalkonſulat“ die Rede iſt —, zeitigen 
darum keine größeren Erfolge, weil der Verkehr der Orientalen mit 
Leipzig namentlich infolge der langfriſtigen Kredite zu ſtark end pte 
war. äpke. 


Forſt⸗Battaglia, Eine unbekannte Kandidatur auf den polniſchen 
Thron. Landgraf Friedrich von Heſſen⸗Kaſſel und die Konföderation 
von Bar. (Heft 3 der „Schriften zur europäiſchen Geſchichte ſeit dem Mittel⸗ 
alter“). Kurt Schroeder Verlag in Bonn und Leipzig. 1922. 96 Seiten. 

Die polniſche Thronkandidatur des Landgrafen Friedrich II. von 
Heſſen⸗Kaſſel war längſt bekannt aus der „Poliiiſchen Korreſpondenz 
Friedrichs des Großen“, wo die Akten des Marburger Staatsarchivs, 
ſoweit ſie das Verhältnis des Landgrafen zum König betreffen, ab⸗ 
gedruckt ſind. Die weiteren Mitteilungen, die der Verfaſſer aus dem 
gleichen Archiv bringt, ergänzen die miſchen der Kandidatur, indem 
ſie die energiſchen Verſuche der polniſchen Konföderierten ſchildern, 
den Ehrgeiz des ſchwerreichen Landgrafen ſchmarotzend auszubeuten. 
Damit erſchöpft ſich das hiſtoriſche Intereſſe an dieſer Epiſode. 

Was in dieſer Schrift uns für die preußiſche Geſchichte intereſſiert, 
iſt zweierlei: einmal der Hinweis des Verf. auf einige, von der Forſchung 
bisher überſehene ruſſiſche Dokumente zur Vorgeſchichte der Erſten Tei⸗ 
lung Polens, wonach Prinz Heinrich, der Bruder König Friedrichs, 
ſeine Einladung nach Petersburg ſelber veranlaßte — wie Verf. es dare 
ſtellt, mit Vorwiſſen Friedrichs, um der Zarin an der Teilung „die 
Initiative aufzuhalſen“. Für das Nähere ſei auf meine vorſtehende Un⸗ 
terſuchung (vgl. oben S. 193ff.) verwieſen. Das zweite Moment von 
Intereſſe betrifft das angebliche Angebot der polniſchen Krone an den 
Prinzen Heinrich. Durch die Darlegungen des Verf. wird meine Dar- 
ftell ng dieſer Frage (vgl. Forſchungen, Bd. 18, S. 188ff.) inſoweit 
berichtigt, als nach der Berliner Miſſion Mokranowkis, bei der 1764 
das Angebot zum erſtenmal zur Sprache kam, tatſächlich 1768 der Woy⸗ 
wode Moſtowski durch die Generalin Skorzewska ein zweites Angebot 
machte, das der König in ſeiner Antwort an dieſe (vgl. „Politiſche Korre⸗ 
ſpondenz“, Bd. 27, S. 370) abermals zurückwies. Dieſes zweite Angebot 
von dem ſchon der erſte Biograph des Prinzen kurz berichtet, hatte ich 
fälſchlich als Irrtum verworfen. Eine phantaſtiſche Eröffnung polniſcher 
Konföderierter an den preußiſchen Vertreter in Paris in welcher der 


Neue Erſcheinungen 269 


Verfaſſer ein drittes Angebot erblicken will, war bereits aus der „Po⸗ 
litiſchen Korreſpondenz“ (Bd. 30, S. 282) bekannt. 

Auf das ſtärkſte iſt zu bedauern, daß dieſe Schrift, die einen aus⸗ 
geſprochen polenfreundlichen Charakter trägt, in einem deutſchen Ver⸗ 
lage erſcheinen konnte. Geht doch der Verfaſſer in ſeiner Einſeitigkeit 
ſo weit, daß er mit einem Rieſenaufgebot von polniſcher Literatur die 
Zuſtände Polens im 18. Jahrhundert ſchildert — er bezeichnet fie in 
politiſcher Hinſicht als mittelalterlich „rückſtändig“, ſozial und wirtſchaft⸗ 
lich als ein „Idyll, —, ohne das grundlegende, ganz auf Aktenmaterial 
beruhende Werk von Bär, „Weſtpreußen unter Friedri dem Großen“ 
(2 Bände, Leipzig 1909), das freilich von den Zuſtänden ein entgegen⸗ 
geſetztes Bild entwirft, auch nur zu nennen. Als Anmaßung iſt endlich 
zurückzuweiſen, daß der Verf. die Namen 5 Staatsmänner, 
wie Kaunitz und Lobkowitz, mit ſlawiſcher Endung ſchreibt. 

Berlin⸗Lichterfelde⸗Oſt. Guſtav Berthold Volz. 


Ferdinand Gregorovins, der Geſchichtſchreiber der Stadt Rom. 
Mit Briefen an Cotta, Franz 0 und andere. Von Johannes Hönig. 
Mit Bildnis. Verlag J. G. Cotta ſche Buchhandlung. Stuttgart u. Berlin. 

Mit i Werk hat der Verlag der „Geſchichte der Stadt 
Rom im Mittelalter“ deren genialen Berfaffer zu feinem 100. Geburts⸗ 
tage eine pietätvolle Gabe dargebracht. Joh. Hönig (Verf. von „Ferdi⸗ 
nand Gregorovius als Dichter“ 1914) bietet S. 1—180 eine lebensvolle 
Schilderung von dem Werdegange des 1821 in Neidenburg geborenen 
ſpäteren Ehrenbürgers der Stadt Rom. Bemerkenswert ſind u. a. hier 
auch die Notizen über G.’3 Stellung zur Ties ile te. Der zweite Teil, 
S. 181—531 bringt eine beträchtliche Zahl neuer Briefe von G. zumeiſt 
an die Cotta ſche Buchhandlung bzw. deren Inhaber und an den Hiſtoriker 
F. Rühl gerichtet. Es iſt erfreulich, daß der Verlag den ungekürzten Ab⸗ 
druck Dieter Zeugniſſe bei den heutigen Verhältniſſen in würdiger Auf⸗ 
machung ermöglicht hat. Ein Regiſter erleichtert die Benutzung des 
ſtattlichen Bandes. Sch. 


M. Laubert, Die preußiſche Polenpolitik von 1772—1914. Preußiſche 
Verlagsanſtalt. Berlin 1920. 204 S. 80. 

Das vorliegende Buch des Verfaſſers der Lebensbeſchreibung des 
Oberpräſidenten Flottwell (1919) verſucht zum erſten Male den Geſamt⸗ 
verlauf der preußiſchen Polenpolitik von der erſten Teilung Polens bis 
zum Weltkrieg zuſammenzufaſſen. Bedauerlich iſt es, daß äußere Ver⸗ 
hältniſſe Verf. genötigt haben, der Rückſicht auf die Knappheit des Textes 
alle anderen Geſichtspunkte unterzuordnen. Da L.s Spezialſtudien 
die erſte Hälfte des 19. Jahrhunderts bevorzugen, 1 legt er naturgemäß 
auf die Darſtellung dieſer Periode den Hauptnachdruck, während er für 
ts Zeit ſeit 1849 fich mit Hervorhebung der wichtigſten Geſichtspunkte 

egnügt. 
Bei der notwendigen räumlichen Beſchränkung wird man es doppelt 
anerkennen müſſen, daß Verf. ſich nicht darauf beſchränkt, die Maß⸗ 
regeln der preußiſchen Regierung zur Zurückdrängung der polniſchen 
Elemente darzuſtellen, ſondern zur Polenpolitik alle poſitiven Leiſtungen 
zur Hebung der Landeskultur rechnet, die ja vielfach dazu beigetragen 
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haben, den Polen ihre Waffen für den nationalen Kampf in den Oſt⸗ 
rovinzen zu ſchärfen. Weiter aber wird auch das ganze Syſtem der 
erteidigungs⸗ und Angriffsmaßregeln der Polen gegen die preußiſche 
Regierung in die Darſtellung hineinbezogen, und man erkennt aus den 
Ausführungen die Politik der Polen gegen die Preußen als konſequenter 
und erfolgreicher als die der Preußen gegen die Polen. 

Der ee des Buches liegt in der klaren Herausarbeitung der 
verſchlungenen Pfade, auf denen die preußiſche Polenpolitik vielfach be⸗ 
kanntlich im Zickzackkurs einhergeſchritten iſt. Den Windungen dieſer 
Pfade entſpricht die Einteilung des Buches in Kapitel und Paragraphen. 

Die Regierung Weſtpreußens und des Netzediſtriktes unter Friedrich 
dem Großen und die Südpreußens unter Friedrich Wilhelm II. und III. 
entbehren noch ſtarker nationaler Impulſe, ſowohl von preußiſcher 
wie von polniſcher Seite. Es iſt doch charakteriſtiſch, daß die Polen ſich 

u dem 3 Kadettenhaus in Kulm an und daß 
Fredrich d. G. die Marienburg zu einer Kaſerne und Weberwerkſtätte 
einrichtete. Erſt in der Napoleoniſchen Zeit erwacht das Nationalitäts⸗ 
prinzip und beherrſcht von da an die Geſchichte der Oſtprovinzen. Die 
Ratſchläge Kolontays für Napoleon 1808 atmen ſchon einen ganz mo⸗ 
dernen Geiſt, für das wiederherzuſtellende Polen werden Pommern, 
Preußen und Schleſien gefordert. Deutſchland links der Oder müſſe 
um der Ruhe Frankreichs willen ein Föderativſtaat werden. Um dieſelbe 
Zeit führen aber auch die Ratſchläge Juſtus Gruners für den König 
5 reußen die ſchärfſten Mittel zur Unterdrückung des Polentums ins 


eld. | 

Seit dem Wiener Kongreß hat die polniſche Angriffsfront in drei 
Perioden gewechſelt. In der erſten hatte der Adel die Führung, er er⸗ 
ſtrebte die bewaffnete l Von preußiſcher Seite wurde er am 
energiſchſten von Flottwell bekämpft 1830—1841. Nach der Nieder⸗ 
werfung der Aufſtände von 1846 und 1848 begann die zweite bis 1871 | 
reichende Epoche. Die Führung übernahm jetzt die Geiſtlichkeit und ſchmie⸗ 
dete für die rai sete Polens die Waffen des Geiſtes in Schule und 
Kirche. Nur in dem Oberpräſidenten Horn (1863—69) trat ihr ein be⸗ 
achtenswerter Widerpart entgegen, den Laubert in einer originellen 
Parallele mit Flottwell vergleicht. In der dritten Periode trat der 
neugebildete Mittelſtand auf den Plan und führte den Kampf meiſt 
unter Leitung ökonomiſch geſchulter Geiſtlicher durch wirtſchaftliche 
Mittel. Von preußiſcher Seite wurde von Bismarck der Kampf um den 
Boden aufgenommen, in ſeinem Sinne von Bülow fortgeſetzt und er⸗ 
reichte in dem Enteignungsgeſetz 1908 ſeinen Höhepunkt. 

Von en Intereſſe iſt in dem Laubertſchen Buche die leb⸗ 
hafte Charakteriſtik der leitenden Perſönlichkeiten von preußiſcher und 
olniſcher Seite, wie die Flottwells, Horns, Kolbes von Schreeb, 
Jacowskts Wawrzyniaks, Kozmians, Ledochowskis uſw. . 

Ein beſonderes Kapitel iſt der Polenfrage in Schleſien, vornehmlich 
in Oberſchleſien gewidmet, wo der nationale Gegenſatz erſt ſpät zur Er⸗ 
1 in kam. Noch Bismarck ſagte, daß es in ſeiner Jugend eine Polen⸗ 


——— ——— | 


age in Schleſien nicht gegeben habe. Die Schaffung der polniſchen 
olksſchule durch Bogedan (1848 — 1858), die Entwickelung der ober 
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ſchleſiſch⸗polniſchen Preſſe, der Wahlkampf gegen das Zentrum, die Ere 
gebniſſe der deutſchen Wohlfahrtspflege bilden hier die Hauptmomente 
der Darſtellung. 

Das Schlußwort enthält eine ſcharfe Verurteilung der Polenpolitik 
der preußiſchen Regierung, die das Syſtem der energiſchen Germani⸗ 
ſation niemals lange genug wirken ließ, um ein e Urteil 
über ſeine Endergebniſſe zu ermöglichen. Dagegen betont es ſtark die 
glänzenden Erfolge der preußiſchen Tätigkeit in kultureller Beziehung, 
was es an dem Beiſpiel des Schulweſens zahlenmäßig belegt. 

| A. Warſchauer. 


Metternichdenkwürdigkeiten. Mit einer Einleitung und mit An⸗ 
merkungen gen von Otto H. Brandt. (Denkwürdigkeiten 
aus Altöſterreich IT unter Leitung von Guſtav Gugitz.) 2 Bände. 
Georg Müller, München 1921. 485 und 569 S. 

Die neue Ausgabe „verſucht zum erſten Male das Profil Metter- 
nichs rein und klar 5 zu laſſen“. (Vorwort.) Dieſer Satz 
war beſtimmend für Form und Inhalt. 

Zunächſt hat der Herausgeber das weitſchichtige Material (8 Bände) 
der „Nachgelaſſenen Papiere“, die v. Klinckowſtröm im Auftrage des 
Sohnes des Staatskanzlers in den achtziger Jahren veröffentlichte, 
auf die genannten zwei ſtarken Bände reduziert. Der ſo übriggebliebene, 
mit einem, nach Stichproben zu urteilen, guten Notenapparat verſehene, 
Text umfaßt natürlich in erſter Linie die von Metternich für das Familien⸗ 
archiv (lange nach den Ereigniſſen) gemachten Aufzeichnungen über die 
Zeit von 1773—1815 und das Jahr 1848. Die klaffende Lücke wurde wie 
in den „Nachgelaſſenen Papieren“ und in Anlehnung an dieſe „mit Hilfe 
der (einjchlägigen) Briefe, Depeſchen, Reden und Aufzeichnungen des 
Kanzlers“ zu ſchließen verſucht. O. H. Brandt nimmt an, daß die Aus⸗ 

abe v. Klinckowſtröms an dieſer Stelle einen großen Teil des eigentlichen 
nuſkripts „unterdrückt“ habe, eine Vermutung, in der man — und 
war nicht nur für den vorliegenden Fall — en wird durch das fonft 
ſchwer 5 Verhalten der fürſtlichen Familie, die dem neuen 
Herausgeber das Plaſſer Archiv, ſelbſt für Kollationierungszwecke, „aus 
prinzipiellen Gründen“ ſperrte. 

Die Abſicht, um des eingangs erwähnten Leitſatzes willen ein les⸗ 
bares Ganzes herzuſtellen, iſt auch, wie geſagt, für die Editions form 
maßgebend. Der Leſer ſoll gar nicht merken, um was für ein mixtum 
compositum es ſich bei dieſen „Denkwürdigkeiten“ doch eigentlich handelt. 
Deshalb ſind die Fugen zwiſchen den einzelnen Beſtandteilen nach Mög⸗ 
lichkeit verdeckt oder unauffällig geſtaltet. Gewiß liegt das im Intereſſe 
der äſthetiſchen Wirkung, die durch eine bei Georg Müllers Verlag ge⸗ 
wohnte, höchſt geſchmackvolle Ausſtattung und ſchöne 10 
ſtark unterſtützt wird. Doch ſcheint uns, auch in einer für weitere Kreiſe 
berechneten Ausgabe, des Glättens und Polierens zu viel getan. Wenn 

B. der Beginn der at Lücke auf S. 8 lediglich in der Einleitung 
urch eine behutſame Umſchreibung markiert oder an einer anderen Naht⸗ 
ſtelle (I, 193) auf jede nähere Orientierung, wie der Anſchluß gel chah, 
(im Gegenſatz zu den „Nachgelaſſenen Papieren“) verzichtet, oder bei 
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der deutſch gegebenen Charakteriſtik Napoleons verſchwiegen wird, daß 
Metternich Diele franzöſiſch niederſchrieb, fo dürfte dergleichen dem 
Hauptzweck der Edition e widerſprechen. 

Der Inhalt der Metternichſchen Aufzeichnungen ſteht hier nicht 
mehr zur Diskuſſion, erwähnt ſei, daß H. O. Brandt (in der leſenswerten 
Einleitung) zwiſchen den Verdikten Steins, Varnhagens, Grillparzers, 
Treitſchkes und den Dithyramben der Fürſtin Melanie oder Martin 
Spahns ungefähr die Mitte hält, dabei aber ſich immerhin in die ſpür⸗ 
bare „Metternichrenaiſſance“ unſerer Tage (man vergleiche die Publi⸗ 
kation Hanns Schlitters: Aus Oſterreichs Vormärz, Amalthea⸗Bücherei 
oder Heinrich von Srbiks Eſſay in den „Meiſtern der Politik“, Deutſche 
Verlagsanſtalt) mitten hineingeſtellt wiſſen will. Die reichen Beziehungen 
der Memoiren auf preußiſche Perſönlichkeiten und Zuſtände ſind bekannt, 
rechtfe an fie doch eben eine Anzeige der Neuerſcheinung an dieſer 
Stelle. S. 37 der Einleitung heißt es, daß M. als „einer der erjten ... 
für den Bund zwiſchen Oſterreich und Preußen (1813) Sib agrinese fei. 
Die Berechtigung dieſer Formulierung bleibe dahingeſtellt, jedenfalls 
dachte der Kanzler in kritiſcher Zeit, Ende 1811, als er mit Scharnhorſt 
verhandelte, weſentlich anders und die Tragweite obiger Behauptung, 
ihre Richtigkeit einmal angenommen, vermindert ſich ſtark, wenn man das 
frühere Verhalten Metternichs daneben betrachtet, das doch wohl mit dem 
für ihn ſonſt wie geſchaffenen Ausdruck: „Finaſſieren“ nicht ſcharf genug 

ekennzeichnet iſt. (Vgl. meine vorläufigen Bemerkungen, Preußiſche 
Jahrbücher, Bd. 182, S. 22.) Heinrich Otto Meisner. 


Eliſabeth Schmitz, Edwin von Manteuffel als Quelle zur Geſchichte 
Friedrich Wilhelms IV. 95 S. R. Oldenbourg, München 1921. 

Die von Meinecke angeregte, gut geſchriebene, der Perſönlichkeit 
Manteuffels verſtändnisvoll . Unterſuchung kommt 
zu dem Ergebnis, daß ſeine Außerungen über Friedrich Wilhelm IV. 
und deſſen deutſche Politik, wie ſie beſonders durch den Briefwechſel 
mit Ranke bekannt geworden ſind, nur mit großer Vorſicht als hiſtoriſche 
Quelle un werden dürfen. Dem kann man zuſtimmen, wenn aud 
ein ſtrenger Beweis für die Theſe kaum zu führen iſt. Als Wi 
ür unrichtige Auffaſſungen Ms kommen übrigens nicht nur deſſen eigene 

rt, die Dinge zu ſehen, ſondern ſicher ebenſo Erzählungen des Königs 
ſelbſt in Frage, in deſſen Erinnerung ſich Tatſachen ſchnell verwirrten. 
Von den hiſtoriſchen Reminiſzenzen, die der König liebte, gilt beſonders 
die Bemerkung Hugo zu antaſte ſt an M.: „Vergiß nicht, daß der König 
mit ſeiner lebendigen Phantaſie I ern und leicht die Sachen an 
legt, wie fie ihm paſſen.“ (Deutſche Revue, 38. Jahrg., 2. Bd., S. 326.) 
Ms Außerungen über die Revolution oder über Frankreich klingen 
geradezu wie ein Echo Friedrich Wilhelms. 

Die den M.s über die Märztage 1848, die Rachfahl 
aus den Nobilingſchen Exzerpten in den Preußiſchen Jahrbüchern, Bd. 110, 
abgedruckt hat, find nicht, wie Verf. meint, früheſtens 1850 entſtanden, 
ſondern „bald nach den Ereigniſſen“, wie Prittwitz in feinen Erinnerungen 
ausdrücklich bemerkt. Sie ſind auch ſchon von [Schulz]: „Die Berliner 
Märztage vom militäriſchen Standpunkte aus geſchildert“ benutzt; unter 


ie 
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dem von ihm S. 99 1 eas „vollkommen glaubhaften Augenzeugen“ 
iſt zweifellos M. zu verſtehen. | 
In dem Briefe Ms an Bismarck vom 9.6.51 will Verf. das erjte 
Auftauchen des Gedankens an eine kriegeriſche Auseinanderſetzung 
mit Oſterreich ſehen; das ſcheint mir eine nicht haltbare Interpretation. 
Auch in dem Schreiben an Münſter vom Januar 1852 wird ein ſolcher 
Krieg doch nur dann als nicht zu großes Unglück betrachtet, wenn Oſter⸗ 
reich mit der Revolution paktiert. Auf dieſem „wenn“ liegt der Nachdruck; 
daß der Satz mit Rückſicht auf Münſter angefügt jet, ift bei der von dieſem 
öfter erwähnten ſelbſtbewußten Art M bei Vertretung feiner Anſichten 
kaum glaubhaft. Überhaupt ſcheint mir die Entwicklung M. zum offenen 
Gegner Oſterreichs zu geradlinig geſehen und zu frü 0 zu ſein. 
Ein ſtärkeres Verſehen der Verf., die S. 93ff. ein angebliches Kon⸗ 
ept M.s über die Union abdruckt, hat bereits Dehio (Hift. Zeitſchrift, 
d. 125, S. 173) hervorgehoben. Allerdings hat Sch. den erſten, kleineren 
Teil ſelbſt als „Aufzeichnung“ der Anſicht Radowitzens erkannt (S. 52, 
Anm. 2). — Aus dem Brief M.s vom 18. 7. 55 möchte ich nicht auf direkte 
Ausſprachen des Königs mit Ranke ſchließen. Die Außerung M.s zu 
Brentano, er habe 1848 erſt dem König und Otto von 7 dar⸗ 
legen müſſen, was das Steuerbewilligungsrecht bedeute, iſt ein Zeugnis 
für die Selbſtüberſchätzung M.s; der König wußte das natürlich 55 gut. 
Berlin. E. Kaeber. 


Joſef von Radowitz. Ausgewählte Schriften und Reden. Heraus 
gegeben und eingeleitet von Friedrich Meinecke. Mit einem Porträt. 
1921. Drei⸗Masken⸗Verlag, München. (Sammlung: Der deutſche 
Staatsgedanke, begründet von Arno Duch. Erſte Reihe: Führer und 
Denker XVI). 8. XXI und 193 S. 

Der ſcharfe Denker Radowitz, der wirkſame Wegebereiter Bismarcks, 
deſſen fragwürdiger Beruf zum Staatsmann dadurch gekennzeichnet 
wird, daß er nach aes eigenen Bekenntnis in die Schlacht ging, mit der 
Gewißheit, ßen ae werden, und daß er, nach dem Urteil ſeines geiſt⸗ 
vollen Interpreten Meinecke, einen Bau aufzuführen unternahm, zu 
dem keine Fundamente gelegt waren, deſſen Perſönlichkeit die weite⸗ 
ſten Kreiſe abſtieß, weil er eine unleidliche Neigung zur Poſe verriet, 
Über deſſen politiſche Richtung ſich aber ſelbſt ein Bismarck gelegentli 
(1862) günſtig äußern konnte, erſchließt ſich in den hier von Meinecke 
vorgelegten Texten auf das deutlichſte. Das gilt beſonders von den ſeinen 
„Geſammelten Schriften“ entnommenen verſchiedenen „Geſprächen“ 
und ſonſtigen ſchon bekannten Stücken. Die glänzende Dialektik dieſer 
Geſpräche ſollte man immer wieder auf ſich wirken laſſen, ſo blutlos die 


Homunkuli, die uns dort vorgeführt werden, auch erſcheinen mögen, 


und ſo beängſtigend poliert der Satzbau auch iſt; „ſauber gewählt“ nennt 
Treitſchke dieſe Sprache; in der Tat, es gibt in dieſer Beziehung kaum 
etwas Ahnliches. Gerade in der Gegenwart wird mancher die Gedanken 
dieſes 5 Mannes mit Vergnügen wieder leſen. Auch die 
neu mitgeteilten Stücke, ſo die erſte Nummer: „Das Verhältnis Preußens 
zum Deutſchen Bunde“, ſind zu begrüßen. Eigen berührt es, wenn 
man lieſt, wie Radowitz betont, daß das erſte Erfordernis zur Erreichung 
Forſchungen z. brand. us preuß. Geſch. XX XV. 2. 18 
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des preußiſchen Zieles (im Bunde eine beſſere Stellung für Preußen zu 
ſchaffen) die richtige Wahl des Bundestagsgeſandten ſei: „Eigentliche 
diplomatiſche Praxis iſt hierzu etwas ganz Unweſentliches. Dagegen 
eine würdige und imponierende Perſönlichkeit, ein feſter Charakter, der 
ſich weder vor der Beſorgnis eines ſcharfen führt. Proe. ſcheuet, 
noch ein ſolches durch kleinlichen 1 herbeiführt. Präziſe Gedanken, 
Fähigkeit der Rede und Diskuſſion und raſche ausdauernde Arbeitſamkeit. 
Juriſtiſche Bildung iſt wünſchenswert, aber nicht unbedingt nötig.“ 
Es klingt, als hätte Friedrich Wilhelm IV. bei der Wahl Bismarcks das 
Rezept ſeines Freundes im Sinne gehabt. H. v. Petersdorff. 


Karl Heinrich, Große⸗Freeſe. Beiträge zur Charakteriſtik der öffent⸗ 
lichen Meinung in der Rheinprovinz im Jahre 1859. (Studien zur Rhei⸗ 
niſchen Geſchichte. Herausgeber: Dr. Albert Ahn.) A. Marcus und C. 
Webers Verlag (Dr. Albert Ahn), Bonn 1922. 

Das Jahr 1859 mit ſeinem Vorſpiel, der drohenden Neujahrsanſprache 
Napoleons III. und den ſich daran ſchließenden hinhaltenden diplomatiſchen 
. mit dem kriegeriſchen Zuſammenſtoß Frankreichs⸗ 
Sardiniens und Oſterreichs, mit der zaudernd verfügten Mobilmachung 
Preußens und dem überraſchenden Friedensſchluß von Villa Jane 
endlich mit der Gründung des deutſchen Nationalvereins iſt von Bisma 
im überlegenen Gefühl ſeines ſchöpferiſchen Genius als eine Zeit ver⸗ 
ſäumter Gelegenheiten für Preußen bezeichnet worden. Von einem 
weniger hohen Standpunkt geſehen, zeigt dieſer Zeitraum gährende 
und langſam reifende politiſche Gedanken, die noch vor er Erfüllung 
ftehen, und die darum in den zahlloſen Flugſchriften dieſes Jahres ein 
Bild chaotiſcher Verwirrung zeigen. Aus dieſem Grunde iſt man mit 
Recht daran gegangen, die reiche publiziſtiſche Literatur von 1859 wiſſen⸗ 
ſchaftlich zu verarbeiten. Theodor Scheffer hat vor zwei Jahrzehnten 
Flugſchriften und Zeitungen Preußens aus dieſem Zeitraum geſammelt 
und kritiſch behandelt, und Anni Mittelſtaedt hat die politiſche Literatur 
des Kriegsjahres im Zuſammenhang verfolgt und ein lebhaftes Bild der 
Strömungen, vor allem mit Bezug auf die deutſche Frage, gegeben. 
Natürlich mußte eine ſo umfaſſende und doch kurz zuſammengedrängte 
Darſtellung Lücken übriglaſſen; und ſo hat denn der Verfaſſer obiger 
Arbeit ſchon vor dem Kriege es unternommen, eine Ergänzung für eine 
abgegrenzte Landſchaft zu geben. Er hat ſich die Aufgabe geſtellt, ein 
Bild der politiſchen öffentlichen Meinung der Rheinprovinz in dem er⸗ 
wähnten Zeitraum namentlich auf Grund der Tageszeitungen zu geben, 
in der Abſicht, dadurch zugleich feſtzuſtellen, wie weit der Verſchmelzungs⸗ 
prozeß zwiſchen den Rheinlanden und Preußen damals fortgeſchritten war. 

In der Einleitung entwickelt Groſſe⸗Freeſe ganz richtig die für ſolche 
Arbeiten gebotenen methodiſchen Grundſätze nach den von Bandmann 
und Spahn gezogenen Richtlinien, indem er hervorhebt, man müſſe, 
um die ungeheuren Stoffmaſſen überwältigen zu können, ſet auf wenige 
bedeutungsvolle Fragen beſchränken, dürfe aber, um dem ſtets ſchwanken⸗ 
den Geiſt der Preſſe gerecht zu werden, nicht bloß eine kurze Inhalts⸗ 
angabe geben, ſondern dem wechſelnden Entwicklungsgang der Meinungen 
nachgehen. Der Anteil der Schriftleiter, Verleger, der Mitarbeiter, 


4 * 


75 
* 


Neue Erſcheinungen 275 


der Einfluß der ſtaatlichen Behörden und der Geldmacht müſſe aufgedeckt 
werden, und zu dieſem Zwecke ſei die Heranziehung der Archive not⸗ 
wendig. Leider aber hat der Verfaſſer dieſe Grundſätze nur in ungenügen⸗ 
der Weiſe zur Geltung gebracht. Er behandelt allerdings eine große 
Zahl rheiniſcher Zeitungen und entwickelt den Wechſel ihrer Anſichten 
in bezug auf die kriegführenden Mächte, den preußiſchen Staat und die 
deutſche Frage in lehrreicher und ziemlich ergiebiger Weiſe. Freilich 
hätte der Forſchung der Folgezeit die Arbeit weſentlich erleichtert werden 
können, wenn der rn in dem Literaturbericht angegeben hätte, 
in welchen Büchereien die betreffenden Zeitungen zu finden ſind. Ein 
viel größerer Mangel aber liegt darin, daß die Perſönlichkeiten der Schrift⸗ 
leiter, Verleger und Mitarbeiter ſo gut wie gar nicht behandelt werden. 
Der Verfaſſer gibt an, alle ſeine Verſuche, durch briefliche Anfragen 
aus den Verlagsarchiven einigen Stoff in gewinnen, ſeien erfolglos 
geblieben. Dazu iſt zu bemerken, daß in ſolchen Fällen erfahrungsgemäß 
a dem Wege des Briefwechſels ſich zunächſt wenig erreichen läßt, 
und daß meiſt nur perſönliche Fühlungnahme nicht bloß mit den gegen⸗ 
wärtigen Schriftleitern, die oft nur für die Tagesfragen Sinn haben, 
ae auch mit ortsgeſchichtlich intereſſierten und unterrichteten Pere 
önlichkeiten Erfolg verſpricht. Bei den meiſten in Frage kommenden 

Provinzialblättern hätte es ſich vor allem um den Hauptſchriftleiter 
be der vermutlich den Löwenanteil des Zeitungsinhalts beſtritt, 
und deſſen Name wohl noch ivi ere war. Auch in der Darſtellung 
Groſſe⸗Freeſes, die ganz unperſönlich gehalten iſt, treten geile 
individuelle Züge in den Meinungen der einzelnen Zeitungen, 5 : 
der Elberfelder, der Trierer, der Aachener hervor, die bel den beſonderen 
Entwicklungsgang der Schriftleiter hindeuten. Dieſe beſondere Eigenart 
der einzelnen Blätter würde noch ſtärker hervortreten, wenn der Verfaſſer 
den Stoff nicht nach den einzelnen Fragen gruppiert hätte, wodurch 
der Zuſammenhang der politiſcen Weltanſchauung der einzelnen Zei⸗ 
en auseinandergeriſſen wird. Eine e Behandlung 

der politiſchen Anſchauung der einzelnen Blätter, wobei eine zeitliche 
Scheidung, wie ſie Mittelſtaedt anwendet, hätte hinzutreten können, 
wäre wohl zweckmäßiger geweſen. Zu bedauern iſt mich, daß öffentliche 
Archive für die Arbeit gar nicht benutzt ſind. Sie hätten gewiß über die 
Beziehungen der Regierung zu den Blättern manches ergeben. Von 
Zeitungen außerhalb der 5 die rheiniſche Mitarbeiter haben, 
iſt das Frankfurter Journal nicht benutzt (vgl. Mittelſtaedt S. 37). Das 
Ergebnis der Arbeit, die vor ihrer Durcklegung in den rheiniſchen Studien, 
die ja heute eine ſeltene Auszeichnung iſt, einer vertiefenden Umarbeitung 
hätte unterworfen werden müſſen, iſt gen de In den liberalen Zeitungen 
der Rheinprovinz ſpricht ſich das Gefühl der Zugehörigkeit zum preußiſ te 
Staat unter dem Eindruck der neuen Aera meiſt kräftig aus, und in 
dieſen Kreiſen erwartet man von Preußen unter der Vorausſetzung libe⸗ 
raler Reformen die Einigung Deutſchlands. Anders ſieht es in der kle⸗ 
rikalen Bevölkerung aus, die freilich recht dürftig durch ein paar Volks⸗ 
blätter in Köln und Aachen vertreten wird ). Hier ſteht das kirchliche 


1) Die Kölniſche Volkszeitung beginnt erſt 1860 zu erſcheinen. 
18* 
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Intereſſe ganz im Vordergrunde. Das Wohl des Papſttums, der katho⸗ 
liſchen Kirche und des als katholiſche Schutzmacht geltenden habsburgiſchen 
taates überſchattet das preußiſch⸗deutſche Nationalgefühl. Von dieſen 
feln ganz im allgemeinen charakteriſierten, im einzelnen vielfach wech⸗ 
elnden Stimmungen der rheinländiſchen Preſſe, „got die Arbeit eine 
ziemlich eingehende und une childerung, aber was die Herkunft 
der politiſchen Meinungen betrifft, ihre Beeinfluſſung durch Partei- 
theorien, ihren Zuſammenhang mit perſönlichem Bildungsgange und 
Lebenserfahrungen, läßt die Unterſuchung Vertiefung vermiſſen. 
Otto Tſchirch. 
Richard Schwemer, deutſche Geſchichte 1862—1871. Vom Bund 
zum Reich. Skizzen zur . der deutſchen Einheit. 
3. Aufl. B. G. Teubner 1920. 124 S. (Aus Natur und Geiſteswelt 


Die 2. an dieſes dritten Teiles der „deutſchen Geſchichte im 
19. Jahrhundert bis zur Reichseinheit“ hat G. Egelhaaf im BD. 
(1913) unſerer „Forſchungen“ (S. 652) 5 t. Die inzwiſchen ein⸗ 
getretenen Ereigniſſe haben nicht vermocht, 58 Auffaſſung der Bis 
marckiſchen Politik zu ändern. Am Schluß ſeiner Darſtellung macht er den 
Nachfolgern Bismarcks den Vorwurf, daß ſie „auf dem von ihm geſcha 

nen Bau das Rieſenprojekt der Weltpolitik ausführen wollten, deſſen 
ins Phantaſtiſche gehende Dimenſionen das darunter befindliche er⸗ 
drückten“. Sch. 


Denkwürdigkeiten des General⸗Feldmarſchalls Alfred Grafen 
von Walderſee. a Veranlaſſung des Generalleutnants Georg Grafen 
‘pon Walderſee bearbeitet und herausgegeben von Heinrich Otto Meis⸗ 
ner. I. Band 1832—1888. X und 424 S.; II. Band 456 S. Deutſche 
Verlagsanſtalt Stuttgart und Berlin 1922. Geb. 3850 M. 
„Police Generale — der deutlichſte Beweis vom Graf eines 
Staates“ — die ſeien in Preußen nicht möglich: ſo ſchreibt Graf Walder⸗ l 
jee in einem Immediatberichte vom Juli 1892; % Jahr zuvor aber ver 
merkt er in ſeinem Tagebuche: „Ich müßte als Menſch und Chriſt viel 
weiter ſein — wenn. mich die unſelige Politik nicht jo feſſelte“. Von 
dieſem Zwieſpalte feiner Empfindungen war W.S Leben erfüllt, er 
brachte den hervorragenden Soldaten in Schwierigkeiten, deren Nieder 
ſchlag in ſeinen „Denkwürdigkeiten“ einen nur allzu breiten Raum ein⸗ 
nimmt, in ein Intriguenſpiel, deſſen Darlegung hier einen unerfreulichen, 
oft peinlichen Eindruck erweckt. Aber der Hiſtoriker muß ſich hierüber 
erheben, und das Werk als das bewerten, was es im Grunde iſt: als eine 
bedeutſame Quelle zur Zeitgeſchichte, und zugleich als das intime Lebens⸗ 
bild eines Mannes, der nahe daran war, in unſerem Vaterlande an 
leitende Stelle zu treten. 
Die beiden vorliegenden Bände begleiten ſeinen Lebenslauf (* 1832) 
bis zum Sommer 1900, vom Kadetten bis zum Feldmarſchall; auf ihren 
Inhalt näher einzugehen, muß hier leider aus räumlichen Gründen 
unterbleiben. Zwei große Perioden umfaßt En reiches Leben: die 
der Taten des paſſionierten gl eda in deſſen Adern ein Tropfen 
Blut vom Alten Deſſauer her rollte, vornehmlich als Militärattachs in 


— 
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Paris 1870 bis zum Kriegsausbruche; im Kriege als Flügeladjutant 


des Königs und mit beſonderen Aufträgen im Loire⸗Feldzuge; nach 


Friedensſchluß 1871 als Geſchäftsträger in Paris; von 1882 bis 1891 
als Generalquartiermeiſter, neben Moltke, und Chef des Generalſtabes 
der Armee. Dann folgen die ſtillen Jahre der Erwartung als Kom⸗ 
mandierender General des IX. Armeekorps in Altona, „in der Verban⸗ 
nung“, und als Armee⸗Inſpekteur in 1 — vor ſich, wenn auch 
nur halb eingeſtanden, als hohes Ziel ſeines frei und offen betonten 
Ehrgeizes, das Reichskanzleramt. 

Im weſentlichen ſind es Tagebücher oder tagebuchartige Aufzeich⸗ 


85 nungen, die uns hier geboten werden, allerdings mit at großen Pauſen, 


die wohl ein Wort der Erklärung erforderten. Die Abſicht, ſelbſt „Me⸗ 
moiren“ hieraus in formen, hat W. nicht mehr ausführen können, was 
ſehr zu bedauern bleibt, da die hier und vordem in der „Deutſchen Revue“ 
1921 und 1922 mitgeteilten ausgearbeiteten Abſchnitte zeigen, daß er 
auch hierfür in beſonderer Weiſe befähigt war, trotz ſeiner, jetzt ſo ver⸗ 
rufenen, „Kadettenbildung“. Die „Denkwürdigkeiten“ ſind, unter der 
Agide des Neffen des Feldmarſchalls, Generals Grafen Georg Walder⸗ 
ſee, von Dr. H. O. Meisner „bearbeitet und herausgegeben“ worden; 
bier jagen „Zum Geleit“ und im „Vorwort“ alles Weſentliche über die 
erbei 
auch räumlichen — Gründen“ nicht alles mitgeteilt werden, und auch das 
pies Gebotene iſt teils berichtigt, teils „formell“ geändert worden. Daß 
olchen Redigierungen nicht unerhebliche Bedenken entgegenſtehen, 
wird der Herausgeber ſich nicht verhehlt haben. Der Referent hat vor⸗ 
dem in unſeren „Forſchungen“ — namentlich Bd. XX, 1907, S. 594 
— ſeine Anſicht hierüber dargelegt, bei der Anzeige der Aufzeichnungen 
des Prinzen Kraft zu Hohenlohe („Aus meinem Leben“, 1897—1907), 
die übrigens lebhaft an die Memoiren⸗Abſchnitte der Walderſeeſchen 
ae a erinnern, deren Hauptmaſſe fie litterariſch natur⸗ 


emäß überlegen jind: der Stoff fteht eben in Gegenſatz zum Künſt⸗ 
ec, 5 durch ſeine Überwindung durch die aa entſteht das 
nſtwerk. : 


Freie Hand war dem um das Werk beſonders verdienten Heraus 
eber bei der „Textgeſtaltung“ kaum gegeben, und wir wollen dieſe 
rewe wohl gelten laſſen. Immerhin aber muß über die 
ethode der Lückenbildung geſagt werden, daß ſie für die Lektüre ſtörend 
wirkt, weil die fatalen Punkte in ſehr vielen Fällen den Satzbau direkt 
unterbrechen, und daß ſie ihren Zweck verfehlt, weil der Leſer durch ſie 
darauf gefünr wird, eher noch ſchroffere Ausdrücke bei der Urſchrift zu 
vermuten, als ly W. vorausſichtlich tatſächlich niedergeſchrieben hat. Sollte 
ſich W. wirklich noch ſchärfer ausgelaſſen haben als in V 
wie „Schuft“; „Schufte und Heuchler“; „Schufterei und Falſchheit“, oder 
„notoriſcher Schwindler“ gegen Dr. Mackenzie? Daß wirklich anſtößige 
Wendungen vorlagen, möchte fic) mit W.3 ethiſcher Stellung nicht recht 
vereinigen laſſen — wenn er auch von Haus aus „Artilleriſt“ war, und 
ihn Bismarck einmal „plump aber zuverläſſig“ genannt hat, was ſich 
a mit W.3 Weſensart nicht recht deckt. So f es doch nicht wohl 
denkbar, daß W. ſogar in einem Immediatberichte ſich zu ſolchen ſtiliſti⸗ 


efolgte Methode: es konnte „aus perſönlichen und anderen — 
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ſchen Entgleiſungen habe hinreißen laſſen, daß ſie getilgt werden mußten 
(II, 379). Schien aber die Wiedergabe eines Epitheton ornans nicht 
opportun, ſo hätte in ſolchen Fällen ein milder erſcheinendes, aber der 
Sache entſprechendes Adjektivum in die ominöſen Klammern geſetzt 
werden können. Boileau's: „J' appelle un chat un chat, et Rolet un 
fripon“ würde aber wohl auch W. zugute gehalten werden dürfen. 

Wie ſteht es nun mit der Glaubwürdigkeit der „Tagebücher“? 
W. verzeichnet nicht nur Tatſachen und eigene Gedanken, ſondern er 
ließ ſich auch vielerlei erzählen, was er dann gutgläubig niederſchrieb, 
ſo daß öfters eine „Zurücknahme“ gefällter Urteil nicht nur, ſondern auch 
angeblicher Geſchehniſſe, nachhinkt; manchmal mußte hiebei auch der 
Herausgeber nachhelfen. Quellen i feine Nachrichten gibt W. jelten 
an, und wenn dies geſchieht, wie II. 403: „Roſatzin erzählt“, ſo bleibt 
offen, zu wem dieſer Redakteur des „Hamburgiſchen Korreſpondenten 
die Außerung getan hat, was doch ft ihre Bewertung von Belang ift. In 
großen ganzen aber ift die Zuverläſſigkeit W.s unzweifelhaft, und feine 
„Denkwürdigkeiten“ bieten eine ſolche Fülle des Wiſſenswerten, Inter 
eſſanten und auch Neuen, daß kein hiſtoriſch geſchulter Leſer, an der 
fab des ſachkundigen, ſorgfältigen und in beſonders angenehmer Art 

elbſt ſich zurückhaltenden Herausgebers, ohne Gewinn — mit der Ein⸗ 
gangs hervorgehobenen Klauſel — und Bereicherung feiner Kenntniſſe 
das wertvolle, vortrefflich ausgeſtattete Werk durcharbeiten wird. Be⸗ 
merkenswert, wie viele im „Weltkriege“ und jetzt noch aktuelle Dinge 
damals bereits erwogen und behandelt worden ſind: der Deutſchland 
durch Belgien; die Wiederherſtellung Polens; ein Groß⸗Deutſchland. 
Sehr geſchickt hat der Herausgeber ſpätere Niederſchriften W.s den Tage⸗ 
bucheintragungen hinzugefügt, auch einzelnes aus der jedenfalls ſehr 
reichhaltigen und wertvollen Korreſpondenz W.s. Bei den Litteratur⸗ 
hinweiſungen hätte ſich wohl dla nity hier nur Quellenwerke 
anzuführen, nicht auch Darſtellungen ſubjektiven Gepräges. W. hatte 
übrigens Neigung zu geſchichtlicher Lektüre; ſo las er das Leben Gnei⸗ 
ſenau's, Treitſchke's Deutſche Geſchichte, die Tagebücher Theodor von 
Bernhardi's, und zwar mit kritiſchem Verſtändniſſe, wie ſein von Bern⸗ 
hardi abweichendes Urteil über die Haltung Preußens im Krimkriege 
zeigt; auch die Bemerkungen W.s über den Einfluß der Kabinettsräte 
unter Friedrich Wilhelm II. und III., und ſein Vergleich des Grafen 
(Fürſten) Philipp Eulenburg mit Biſchoffwerder — zeigt feine Vertraut⸗ 
heit mit e Geſchichte. 

Als beſte Wertſchätzung der „Denkwürdigkeiten“ ergibt ſich für den 
Referenten der Wunſch — über deſſen materielle Nichterfüllbarkeit er 
freilich nicht in Zweifel iſt — daß nicht ſo mancherlei, namentlich auf mi⸗ 
litäriſchem Gebiete, hätte in Wegfall kommen müſſen, ſo z. B. die Auf⸗ 
zeichnungen über 1866, aus denen Oberſt von Lettow⸗Vorbeck, Geſchichte 
des Krieges von 1866 in Deutſchland, 1896—1902 („Forſchungen“ XI, 1898, 
S. 275 ff. und XV., 1902, S. 295 ff.) einzelnes mitgeteilt hat. Über W.s 

Tätigkeit im Kriege 1870—71 hat Fritz Hoenig in ſeinem „Volkskrieg an 
der Loire“ 1893-1897 („Forſchungen“ u. a. XI., 1898, S. 281 f.) wichtiges 
aus W.s Aufzeichnungen verwerten können, worauf der Herausgeber 
hinweiſt. W. wird hier gekennzeichnet als „heiterer, natürlicher, wohl⸗ 
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unterrichteter, formſicherer, ſcharfblickender und unternehmender Offi⸗ 
zier mit großen Geſichtspunkten: Nebendinge und ae br waren 
ihm unſympatiſch“ — was gut zuſammenklingt mit der Wertſchätzung, 
die unſer Kaiſer Wilhelm I. ſchon dem jungen Generalſtabsoffizier aus⸗ 
ſprach, und die ihm Moltke ſtets gezollt hat; bis zu ſeinem letzten Lebens⸗ 
tage blieb W. mit dem Feldmarſchall im beſten Einverſtändniſſe, 12 5 
ſich deſſen durch ſein hohes Alter bedingten Zurückhaltung in den Ge⸗ 
ſchäften zu verſchließen: daß Moltke für große Dinge ſtets zu haben war, 
und zwar mit ungeſchwächter Geiſteskraft, hebt W. wiederholt hervor. 

Und Bismarck? Da läßt ſich bei der hier gebotenen Kürze nur 
bemerken: W. geht von Bismarck aus und kehrt, man darf wohl ſagen 
„reumütig“, zu ihm zurück; ein glänzenderes Zeugnis für Bismarck 
läßt ſich doch wohl nicht denken, als daß W., ſein wohl klügſter „Rivale“, 
1895 als communis opinio niederſchreibt: „War es nötig, ſich ſolcher Kraft, 
ſolcher Autorität zu entäußern? Wäre es nicht für uns alle beſſer ge⸗ 
se ihn uns zu erhalten?“ und hinzufügt: „Die jo denken, haben 
recht.“ 


Wir freuen uns, daß der in Ausſicht ſtehende III. Band W. wieder 
bei einer „Tat“, ſeiner letzten, zeigen wird, der China⸗Expedition von 1900, 
der W. hier ſchon erwartungsvoll entgegenſieht: „Es wäre ein ſchöner 
Abſchluß meiner Laufbahn — ich warte ruhig ab, und laſſe mein Schick⸗ 
ſal in Gottes Hand“. 

Die „Denkwürdigkeiten“ ſind mit großer Sorgfalt „bearbeitet“ 
und bemerkenswert korrekt gedruckt. Einmal (I, 338) findet ſich „York“, 
ſtatt des joyjt richtig wiedergegebenen „Yorck“; S. 9/10 muß es wohl 
„Puttkamer“ heißen, ſtatt „Puttkammer⸗; S. 377 Anm. ſtatt „Benken⸗ 
dorff“ „Benckendorff“, wie II, 366 richtig ſteht; Bronſart von Schellen⸗ 
dorff iſt in einer eigenen Berichtigung in „Schellendorf“ geändert, 
was doch wohl nicht zutrifft: Adelskalender und Rangliſten haben „Schel⸗ 
lendorff“; der Militärſchriftſteller II, 270 heißt „Kunz“, nicht „Kuntze“; 
„Priegnitz“ II, 405 ſtatt „Prignitz“ würde unſer f Mitglied Dr. Spatz 
betrüben. Der merkwürdige Ort „Beſau“ vor Sedan I, 92 iſt „La Be⸗ 
ſace“, weſtnordweſtlich von Beaumont. Graf Brandenburg I, 6 kann 
nicht als „natürlicher Sohn“ Friedrich Wilhelms II. bezeichnet werden; 
er ſtammte aus der Ehe des Königs zur linken Hand mit der Gräfin 
Doenhoff. Der von W. I, 211 gebrauchte ſoldatiſche Ausdruck heißt 
„aufſchwänzen“, nicht „aufſchwärzen“. I, 100 muß es wohl Kavallerie⸗ 
Diviſionen heißen ſtatt Diviſion. Die Leib⸗Küraſſiere hatten keine 
„Kompagnien“ (I, 93); ſolche beſtanden nur beim Regiment der Gardes 
du Corps, neben den Schwadronen. Läßt W. wirklich Napoleon III. bei 
der Begegnung vor Sedan unſerem Könige „den Hut in der Hand“ 
entgegentreten? Der Kaiſer trug das rote Generals⸗Käppi. Der I, 3 
genannte Magnus iſt wohl der Berliner Bankier, Behrenſtraße 46; 
und wer iſt der von W. II, 428 ſo beklagte Emil Meyer? Doch darüber 
wird das mit dem III. Bande verheißene Regiſter Auskunft geben, das 
bei der Fülle der Geſichte, die W. an ſich vorüberziehen ſah, ſehr er⸗ 
wünſcht iſt. Das II, 256 markierte „geneigen“ iſt ſo wohl haltbar; auch 
das „So“ II, 282 und 387 ſcheint nicht nötig. Die Anm. zu II 308 wegen 
Graf Czapski gehörte ſchon zu 218; II, 271 Anm. 4 müßte auf S. 193 ver- 
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wieſen werden ſtatt auf 200. Für einen Neudruck ſei noch auf kleine Druck⸗ 
fehler II, 84 Anm.; 160; 209; 219; 235; 252 aufmerkſam gemacht. 
t die I, 395 als „Abſchrift“ begeichnete Niederſchrift des aus dem 
III. Bande von Bismarck's G. und E. bekannt gewordenen Briefes des 
Kronprinzen Wilhelm (II.) an Bismarck vielleicht der Entwurf W.s, den 
der Kronprinz dann änderte? Hat W. in ſeiner Aufzeichnung vom 12. De⸗ 
zember 1887 wirklich „Neujahr“ geſchrieben, als Termin für die dem Grafen 
Szeéchẽényi empfohlene eee öſterreichiſcher Truppenbewe⸗ 
ungen? Könnte es nicht vielmehr „Frühjahr“ heißen, wie auch Graf 
He ert Bismarck von Szechenyi gehört hat (1, 419)? Oder liegt da oder 
dort ein Mißverſtehen Széchényi's vor? 

Das Werk ſchmückt Walderſee's Bildnis von Franz von Lenbach; 
wie dies geniale Kunſtwerk die charakteriſtiſchen Züge der Perſönlichkeit 
in lebensvoller Wahrheit, aber doch verklärt, hervortreten läßt, während 
Einzelheiten verdämmern, ſo ſcheinen auch die eigenen Aufzeichnungen 
W.s fein Bild doch nicht in photograp 9270 Treue wiederzuſpiegeln; 
das Weſentliche iſt wohl echt, aber mancherlei bleibt noch im Helldunkel 
— wie die Tſchapka in der Hand des alten Königs⸗Ulanen. 

| Herman Granter. 


Maria ae Bismarcks Geſchichtskenntnis. J. G. Cottaſche Buch⸗ 
handlung Nachfolger, Stuttgart u. Berlin 1922. 8. 126 S. 

Maria Fehling veröffentlicht eine treffliche, eindringende, ſehr me⸗ 
thodiſche und ergebnisreiche e eee über Bismarcks Geſchichts⸗ 
kenntnis, die zunächſt deren Umfang, u A in der Werdezeit (vor 1851) 
und in der Zeit der Reiſe, 1 ihren Urſprung und ſchließlich ihre An⸗ 
wendung behandelt. Sie kommt im erſten Teile zu dem Ergebnis, da 
der aan der Geſchichtskenntnis Bismarcks im weſentlichen dem 
Herrſchaftsbereich ſeiner Politik entſpreche. Erworben hat er ſie vornehm⸗ 
lich in der Zeit ſeines Landjunkerlebens. Wertvolle Anhaltspunkte fand 
M. Fehling außer in den Reden und Schriften Bismarcks, auf denen 
ihr Buch natürlich vornehmlich fußt, auch in der Schönhauſer Gutsbiblio⸗ 
lee Intereſſant ijt der Nachweis, wie in ſpäterer Zeit gelegentlich 

uchers Gef gentlich fe von ihrem Helden verwertet wurden, ebenſo 
daß Sybel gelegentlich ſeine Anſchauung beeinflußt hat, über deſſen 
Geſchichtſchreibung Bismarck nach einer Mitteilung Julius v. Eckardts 
einmal ein nicht gerade ſchmeichelhaftes Urteil fällte. Daß ſich Bismarck 
auf ſeine wohlfundierten Geſchichtskenntniſſe etwas zugute tat, zeigt 
ſeine am 14. Juni 1882 gegen die Fortſchrittspartei gefallene Bemer⸗ 
kung: „Was die geſchichtliche Entwicklung und Beobachtung anlangt, 
können Sie meinem Urteil immerhin einigen Glauben ſchenken“. Die 
Bezeichnung des von Poſchinger veröffentlichten Berichts über den 
ultramontanen Hiſtoriker Boehmer als eines „ganz vertraulichen“, die 
die Verfaſſerin wiedergibt, iſt eine Hauch Poſchingers; es handelt ſich 
dabei um einen ganz gewöhnlichen Bericht an Manteuffel. Wenn aber 
die Verfaſſerin ſich darüber wundert, daß eine eingehende Würdigung 
der Geſchichtskenntnis Bismarcks vor ihr noch nicht unternommen ſei, 
ſo muß dieſe Bemerkung überraſchen. Iſt ihr das Buch von Hans Prutz 
„Bismarcks Bildung“ entgangen, das 1904 im Verlage von Reimer er⸗ 
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ſchien? Darin werden Bismarcks hiſtoriſche Anſchauungen S. 175—247 
recht eingehend beſprochen. Vielleicht hätte die un dieſem 
Werke, wenn ſie es gekannt hätte, noch einige Hinweiſe entnommen. 
39 ſelbſt habe vor nunmehr 33 Jahren dasſelbe Thema unter dem 
Titel „Bismarck als hiſtoriſcher Denker“ auf Grund des damals vorliegen⸗ 
den Quellenmaterials in einem une zu behandeln verjucht, der vom 
1. April 1890 an in 5Nummern der „Kölniſchen Zeitung“ erſchien. 
Ich trat darin einer Bemerkung Hans Delbrücks entgegen, nach der 
Fürſt Bismarck zur Geſchichtswiſſenſchaft kein ausgeprägtes Verhält⸗ 
nis habe. Neben dem S. 89 erwähnten Schulbuch Bismarcks aus den 
Jahren 1826—28 möchte ich hier auf ein anderes, noch älteres (aus dem 
Jahre 1822) hinweiſen, über das O. Altenburg im 4. Heft des 7. Jahrgangs 
(1922) der Zeitſchrift „Unſer Pommerland“ (Bismarckheft), Verlag von 
Fiſcher & Schmidt in Stettin, S. 143, Mitteilungen macht. 

Eine lohnende Aufgabe wäre es auch wohl, einmal Bismarcks Pro⸗ 
phetie zu behandeln. H. v. Petersdorff. 


Wilhelm Schüßler, Bismarcks Sturz. 2. Auflage. Leipzig 1922. 
und 327 S. 


Paul Haake, Bismarcks Sturz. (Schriften der hiſtoriſchen Geſell⸗ 
at 485 en herausgegeben von Dietrich Schäfer. Heft 2). Berlin 


Ein Ereignis wie das vom Yale 1890 wird, ſolange es Deutſche gibt, 
die Herzen und Gedanken beſchä tigen. Und je mehr Quellen darüber 
ſich uns erſchließen, je tiefer wir in die Zuſammenhänge hineinzublicken 
vermögen, deſto dringlicher wird für jeden von uns die Stellungnahme 
en Frage, ob das Ereignis auch im tiefſten Grunde eine hiftoriiche 
twendigkeit war. | ' 
Mit der Revolution glaubte der Treuhänder des letzten Teiles von 
Bismarcks Vermächtnis an ſein deutſches Volk der Rückſichtnahme auf 


den Gegenſpieler bei ſeinem Sturz enthoben zu ſein, und mit der Ver⸗ 


öffentlichung des 3. Bandes der Gedanken und Erinnerungen fielen 
auch die Bedenken, die ſonſt vielleicht der Veröffentlichung des Materials 
über 1890 entgegengeſtanden hätten. Ja, man darf wohl ſagen, ſolche 
So il es dahin! ward unter dieſen Umſtänden geradezu zur Pflicht. 
So iſt es dahin gekommen, daß uns über wenige Ereigniſſe der neueſten 
deutſchen Geſchichte ſoviel authentiſches Material vorliegt, wie über 
Bismarcks Sturz — ein Anreiz mehr für den Hiſtoriker, dem Verlquf der 
Dinge nachzuforſchen und ſie zu deuten und zu einer hiſtoriſchen Dar⸗ 
ſtellung zu verwerten. Das Bedenken, das ſich dagegen erhebt, liegt 
auf der Hand. Wie weniger anderer Ereigniſſe hat ſich ſchlechter und 
guter Patriotismus dieſes ie ll bemächtigt, um daraus Lehren 
und Folgerungen für die Politik des Tages zu entnehmen. Gibt dieſe 
Stimmung der Zeit die Ruhe, und können wir überhaupt ſchon jetzt, 
30 Jahre ſpäter, in Zeiten größter Umwälzungen die Diſtanz gewinnen, 
um ihm gegenüber neben der Sprache menſchlichen Mitgefühls auch die 
der kühlen Überlegung, ſolche echter Wiſſenſchaft und tieſſter Vaterlands⸗ 
liebe, zu Worte kommen zu laſſen? 
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Um es gleich von vornherein zu ſagen — und es iſt Pflicht der Wiſſen⸗ 
ſchaft, das recht deutlich zum Ausdruck zu bringen, zumal von dem Schüß⸗ 
lerſchen Werke bereits die 2. Auflage nötig ward —, derartige Bedenken 
ſind die beiden zur Beſprechung vorliegenden Werke nur geeignet, zu 
vertiefen. Wenn man bei dem Schüßlerſchen Buche zunächſt von dem Vor⸗ 
wort abſieht, fo überraſcht der Verfaſſer gerade im Hinblick auf dies Vor 
wort bei der Darſtellung der Geſchehniſſe durch den Verſuch, den beiden 
Hauptbeteiligten möglichſt gerecht zu werden und pſychologiſch ihre 
Stellungnahme in jeder einzelnen Phaſe zu verſtehen. Indem er die 
perſönlichen Beziehungen in den Vordergrund ſtellt, die ſachlichen 
Gegenſätze ihnen in der Erzählung unterordnet, erſcheint Bismarcks 
Entlaſſung als das naturnotwendige Ergebnis des Aufeinanderprallens 
zweier ſelbſtbewußter Charaktere, das mit dem Siege des Herrſchers en⸗ 
digen mußte. Die Theſe iſt nicht gerade neu, zu neuen Ausführungen im 
einzelnen haben unzweifelhaft die Erinnerungen Kardorffs noch Anregung 
gegeben. Aber das Ganze erfreut durch eine Friſche und geiſtreiche 
Lebendigkeit, die man ſich gern gefallen läßt, auch wenn man ſich die 
Form gelegentlich etwas weniger romanhaft wünſchte und hier und da 
ein Urteil etwas zurückhaltender. Ja, zuweilen kommt wohl zum Aus⸗ 
druck, daß der Held der Tragödie ſogar das mächtigſte Schickſal erleiden 
mußte, nicht allein Menſchen, ſondern zugleich einem neuen Zeitalter 
zu erliegen. Um ſo mehr iſt man dann überraſcht, ja recht ſehr dit 
wenn in dem abſchließenden Kapitel, das die lberſchrift Geſchichtliche 
Ausblicke trägt, alle Anſätze zu einem objektiven Urteil plötzlich in Ver⸗ 

eſſenheit geraten und unter dem Vorwande einer Rechtfertigung des 
eigniſſes durch den geſchichtlichen Ablauf ſeitdem eine Verurteilung 
Kaiſer Wilhelms erfolgt, wie ſie ale nicht gedacht werden kann. 
Schon im Vorwort heißt es: auch für Bismarcks Au war der 9. No⸗ 
vember 1918 der Gerichtstag; an ihm wurde Kaiſer Wilhelm II. von der 
Geſchichte ſchuldig geſprochen. Darum erlaubt ſich der jugendliche Ver⸗ 
aſſer nun plötzlich Urteile gegenüber dem Kaiſer, wie Mangel an Ehr⸗ 
urcht, übertriebenes Selbſtbewußtſein, Undankbarkeit, ſchlechte Erziehung, 
rteile, wie fie ſich die un verantwortliche Demagogie des Tages geſtattet, 
Urteile, die der Hiſtoriker nach einer Tradition, die der Würde unſerer 
Wiſſenſchaft entſpricht, doch aber wohl nur nach gewiſſenhafteſter Prüfung 
ſich zu eigen machen darf. Von einer ſolchen Prüfung aber iſt hier keine 
Rede. Das Ereignis von 1890 wird mit dem 9. November in Verbin⸗ 
dung gebracht, ohne daß der Verfaſſer verrät, worauf es hier ankommt, 
wie er dieſen Zuſammenhang ſieht. Res est judicata — alſo verurteilt 
ſich dieſer Hiſtoriker zur 5 zur Übernahme eines Ur⸗ 
teils, das er mindeſtens in dieſem Falle ſelber umzuſtoßen in der Lage 
wäre ). — Haakes Schrift leidet mit dem Schüßlerſchen Werke keinen 
Vergleich. Er faßt das Thema ganz anders, in der Hauptſache ſehr viel 
enger — denn dem Geiſte des Zeitalters ſpürt er mit keinem Gedanken 


ö 1) Wem dies Urteil zu hart erſcheint, der ſei auf das ähnliche des früheren 
Staatsminiſters Freiherrn v. Berlepſch in ſeiner Schrift: Kaiſer Wilhelm II. 
und Fürſt Bismarck. Berlin 1922 S. 11 und das dort angeführte von Erich 
Marcks verwieſen, deſſen Tenor ich leider nicht nachzuleſen in der Lage war. 
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nach. Seinen Ausgangspunkt und ſeinen einzigen Geſichtspunkt bilden 
die ſachlichen Gegenſätze der beiden Perſönlichkeiten, von ihnen aus allein 
verſucht er das Ereignis zu erklären. Soweit er von einer Schuld im ge⸗ 
wöhnlichen Sinne des Wortes ſpricht, verteilt er ſie auf beide. Nur in⸗ 
ſofern verrät ſich auch bei ihm der Einfluß des Moments, als auch er 
abgeſehen von der überflüſſigen und ſtörenden Apoſtrophe an das deutſche 
Volk zur Annahme Bismarckſchen Geiſtes, die ſich am rule findet 
Bismarck glaubte tiefer nachdenken zu müſſen als dem Kaiſer. Da 
ſchließlich eines Kaiſers Nerven ebenſoviel Rückſicht heiſchen als die des 
Kanzlers, das kam ihm nicht in den Sinn — ebendeshalb erſcheint des 
Kaiſers Schuldanteil hier größer —, und ebenſowenig gedachte er des 
Schuldanteils des deutſchen Volkes, von dem noch zu reden ſein wird. 
Was das Ergebnis der beiden Schriften betrifft, ſo zeigt ſich eine 
weitgehende Übereinſtimmung. Die Theſe, mit der Hans Delbrück 
ſchon vor Jahren Bismarcks Entlaſſung zu begründen unternahm, daß 
tiefgreifende Pläne Bismarcks mit dem Ziel eines Staatsſtreichs den 
Kaiſer dazu beſtimmten, lehnen beide nach eingehender Unterſuchung 
ab. Daß bei einem Bismarck ſich Gedanken, wie er ſie konſtruierte, ein⸗ 
ſtellen konnten, wird man Delbrück zugeben können. Daß ſie aber damals 
auf ſeine Taktik irgendwelchen Einfluß ausübten, oder daß der Kaiſer 
um ſolcher Pläne willen ſich von Bismarck trennte, läßt 12 nicht nach⸗ 
weiſen; eine ſolche Konſtruktion tut im übrigen der Perſönlichkeit Bis⸗ 
marcks Gewalt an, wie vor allem Schüßler darlegt, und iſt zur Erklärung 
der Entlaſſung nicht vonnöten. Die Differenzen zwiſchen Bismarck 
und dem Kaiſer halten beide nicht für unüberbrückbar. Schüßler neigt 
unter dem Eindruck des 3. Bandes der G. u. E. und der Veröffentlichungen 
aus dem Nachlaß von Boetticher und Lucius gleichwohl zu der Anſicht, 
daß den Meinungsverſchiedenheiten in der inneren Politik ein ſtärkerer 
Anteil an der Zuſpitzung des aa eh gebühre (vgl. ©. 248); für ihn 
ftehen dabei ebenſo ſehr die ſozialpolitiſchen Erwägungen im Vorder⸗ 
runde, als was Bismarck den „legalen Staatsſtreichplan“ genannt 
bt die Kaltſtellung oder Trockenlegung des Reichstags durch Fern⸗ 
altung des Reichskanzlers, der als ſolcher im Reichstag gar nicht zu 
erſcheinen verpflichtet war, die Bevorzugung der verſchiedenen Landtage, 
mit anderen Worten die ſtärkere Betonung der bundesſtaatlichen Grund⸗ 
lagen des Reichs, wie ſie der alternde Bismarck ja überhaupt liebte. 
Man wird zugeben müſſen, daß ein deutſcher Monarch, der unter dem Ein⸗ 
fold eines Mannes wie Kaiſer Friedrich aufgewachſen war, ſich mit 
olchen Plänen nie befreunden konnte, aber man wird doch gerade auch 
nach der Darſtellung Schüßlers ſich fragen müſſen, ob Bismarck dieſen 
Plan mit dem genügenden Nachdruck verfolgt hat — der Kaiſer hat ihn 
jedenfalls viel zu wenig der Beachtung gewürdigt, als daß man ihm eine 
Rolle in der Vorgeſchichte des 20. März zuweiſen könnte. Haake anderer⸗ 
ſeits, dem zu den Schüßlerſchen Quellen noch die wichtigen Veröffent⸗ 
lichungen aus den bayeriſchen und ſächſiſchen Archiven ſowie die große 
Aktenpublikation des Auswärtigen Amtes über die Zeit von 1871—1890 
vorlagen, ſieht in den Meinungsverſchiedenheiten in der auswärtigen 
Politik den wichtigeren Konfliktsſtoff. Er ſucht deshalb an der Hand 
jener Publikation dieſe ſehr viel weiter zurück (bis in den Winter 1887/88) 


— 
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aufzuklären, als das bisher ein anderer Forſcher unternahm. Aber wie 
groß auch das Gewicht if, das der eine dieſem, der andere jenem beilegt, 
darin kommen ſie doch beide überein: den letzten, entſcheidenden Grund 

u der Entlaſſung gab ab der Kampf allein um die Macht, um die Macht 
ſchlechthin, wie denn den Anlaß dazu die Frage der Gültigkeit der Ka⸗ 
binettsordre von 1852 darſtellte. Auf der einen Seite ein Bismarck mit 
ſeiner Erfahrung und Weisheit, aus deſſen Munde wir immer wieder 
Warnungen vernehmen, deren Gewicht ſich niemand entziehen kann, 
dazu ein Syſtem von Sicherungen für die ruhige Fortentwicklung des 
Reiches, das ſich erprobt hatte und fortgeſetzt werden konnte, wenn er 
blieb, auf der anderen Seite ein jugendlich temperamentvoller Herrſcher, 
der alle Warnungen in den Wind ſchlägt, und deſſen Politik zuſammen⸗ 
brach — man verſteht, auf weſſen Seite die beiden Forſcher, wenn ſie 
ſich derart die Perſönlichkeiten gegenüberſtellten, das beſſere Recht in 
dieſem Kampfe um die Macht ſahen. 

Für eine umfaſſende Kritik dieſer Anſchauung iſt hier nicht der 
Platz. 1 wird ſie beſſer überhaupt vertagt bis zum Erſcheinen 
der erſten Bände jener Aktenpublikation über die peit von 1871—1914, 
die die Regierung Kaiſer Wilhelms IL betreffen. Nur einiges fet wenig⸗ 
ſtens angedeutet. 

Wer im 6. Bande der eben berührten Publikation von den Rü⸗ 
pee lieft, die, wie man wußte, Rußland feit 1887 betrieb, Rüſtungen, 

ie 1890 abgeſchloſſen ſein ſollten, und wer ſich weiter der Aufregung 
erinnert, in die im März 1890 die Kiewer Berichte mit den Meldungen 
über ruſſiſchen ohh des an der „ enge den Kaiſer ver⸗ 
jegten, der wird ſich des Eindrucks nicht erwehren können, daß dieſe 
Rüſtungen im Zuſammenhang mit all den ſchon ſonſt bekannten Auße⸗ 
rungen ruſſiſcher Politik in jenen Jahren den Kaiſer wohl zu einer Re⸗ 
viſion der ganzen Bismarckſchen Politik beſtimmen konnten. Die große 
Frage tauchte am Horizonte auf, für wen Deutſchland im Falle eines 
neuen Zwangs zur Option gy Gea Rußland und Oſterreich optieren 
ſollte. Doch ſelbſt wenn dieſe rage nicht haarſcha gefteit wurde, 
auch nur die Aufrechterhaltung von Beziehungen, wie ſie der Rückver⸗ 
ſicherungsvertrag zwiſchen Rußland und Deutſchland begründete, konnte 
unter dieſen Umſtänden ſchon als eine Gefahr für den Frieden e 
Denn bei der Mentalität, die in den letzten Jahren in den weiteſten Kreiſen 
Rußlands, wie vor allem auch am Hofe des Zaren, ja ſogar bei dieſem 
ſelbſt eindeutig ſich gha hatte, war der Friede doch wohl erſt dann 
voll gejichert, wenn Rußland eine Rückendeckung von deutſcher Seite 
nicht mehr zu erwarten en Who nicht nur Rückſichten jentimentaler 
Art, die man ſo gern bei Kaiſer Wilhelm in ſeinen Beziehungen zu Oſter⸗ 
reich in den Vordergrund ſchiebt, auch ernſthafte realpolitiſche Erwägungen, 
die die Sicherung des Friedens bezweckten, ſcheinen mir den Anlaß ge⸗ 
geben zu haben, das Verhältnis zu Oſterreich mehr zu akzentuieren 
als es bisher der Fall geweſen war. Die Beziehungen zu Rußland brauch⸗ 
ten durchaus nicht abgebrochen zu werden — Kaiſer Wilhelm iſt über den 
Verdacht erhaben, daß er einen Bruch mit Rußland beabſichtigte — 
aber ſie konnten allerdings zeitweiſe erkalten. — Jede Anderung in der 
auswärtigen Politik hatte ihre Gefahren, das wußte auch der Kaiſer, 
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dem Bismarck als getreuer Eckart zur Seite ftand. Alſo hieß es neue 
Sicherungen treffen. Bismarck hatte wegen und infolge ſeiner aus⸗ 
wärtigen Politik rückſichtslos gegen die Feinde ſeiner Schöpfung im In⸗ 
nern vorgehen können. Der Kaiſer, der unter ganz andern Eindrücken 
wie Bismarck aufgewachſen war, der ſich mit dem Gedanken erfüllt hatte, 
das ganze Volk vereinigende Ziele neu zu ſtecken, und der wie ein echter 
Fürſt mehr an Verſöhnung als an Kampf dachte, — der Kaiſer war, 
wenn etwa außer mit Frankreich auch mit einem enttäuſchten Rußland 
als Gegner zu rechnen war, zu einer ſolchen Politik nicht mehr imſtande. 
Man mag über die Ideologie des Kaiſers denken wie man will, jedenfalls 
darf man für ſeine Sozialpolitik, für ſeine Stellungnahme gegenüber 
dem Reichstag, die ſich von der Bismarckſchen der Bekämpfung grund- 
ſätzlich unterſchied, wie für ſeine ganze Verſöhnungspolitik, die gewiß 
auch noch Ziele im Sinne des Unitarismus verfolgte, die Motive auf 
ſeiten der Außenpolitik nicht überſehen; ſie wieſen weiter in dieſe Rich⸗ 
tung. Eben in ſolcher Politik im Innern war ein Moment der Sicherung 
auch für die Eventualitäten der Außenpolitik zu erblicken: gerade im Hin⸗ 
As auf dieſe dürfte die Innenpolitik ihre beſtimmten Züge erhalten 


en. 

Der Gegenſatz zwiſchen den Anſchauungen der beiden Perſönlichkeiten 
war vollkommen; er war wie geſagt nicht Sache des Augenblicks, nicht 
des Temperaments oder des Gefühls oder wie man es ſonſt bezeichnet 
va auch bei Kaiſer Wilhelm waren auswärtige und innere Politik 
ebendig miteinander verbunden, was beide Forſcher zum Schaden ihrer 
Darſtellung und der ganzen Frageſtellung überſahen. Es iſt verſtändlich, 
daß dieſer Gegenſatz zunächſt in der inneren Politik hervortrat. Aber 
nicht allein um ihretwillen dürfte der Kaiſer Bismarck in den langen 
Monden vom Mai 1889 bis Januar 1890 von Berlin ferngehalten 
ehe Er ſuchte den Kampf, der unausbleiblich war, fo lange hinauszu⸗ 
chieben als irgendmöglich. Denn Bismarcks Rat in der auswärtigen 
Politik, ſeine Autorität in der Welt wollte er ja auch, als ſich die Wege 
trennten, noch nicht entbehren — und Rußland hatte ſeine Politik noch 
nicht völlig enthüllt. Erſt als das eingetreten zu ſein ſchien, liefen die 
Wege der beiden Männer auseinander. 

Eine ſolche Würdigung des Kaiſers ſcheinen all die Zeugniſſe zu 
verbieten, die Bismarck in dem 3. Bande der G. u. E. mitteilte. Wer 
erſt noch erkennen muß, aus welchen — vom Bismarckſchen Standpunkte 
aus gewiß berechtigten — Motiven heraus dieſe Zuſammenſtellung er⸗ 
folgte, der ſei auf den Brief Bismarcks an ſeinen Vertrauten, den Staats⸗ 
miniſter v. Scholz aus dem Auguſt 1888 verwieſen (deſſen Erlebniſſe 
und Geſpräche mit Bismarck, 1922, S. 86—89), in dem ein ganz anderes 
Urteil Bismarcks über Kaiſer Wilhelm zu leſen iſt. Und gegen ſolche 
Würdigung ſcheint weiter der Verlauf der Kriſe zu ſprechen, das fort⸗ 
währende Zögern des jugendlichen Kaiſers, die letzten Konſequenzen 
aus all den Zuſammenſtößen zu 3 Doch ich denke, gerade das, 
was nach meiner Deutung einen Schein der Unwahrhaftigkeit über dem 
Verhalten des Kaiſers ausbreiten könnte, rechtfertigt meine Theſe: 
denn eine volle Trennung lag bis zum 17. März gar nicht in der Abſicht 
des Kaiſers. Von Undankbarkeit ſollte man bei ihm wirklich nicht reden. 
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Erſcheinen mir alſo die Perſönlichkeit Kaiſer Wilhelms und ſeine 
Motive bei beiden Autoren verzeichnet, ſo daß die Auffaſſung des Ereig⸗ 
niſſes in ſeiner ganzen Bedeutung darunter leidet, ſo ſcheint mir auch der 
Anteil unſeres 1 Volkes daran nicht hinreichend gewürdigt. 
Denn — das muß doch feſtgeſtellt werden — weder in den Parteien 
noch in der Preſſe erhob ſich auch nur eine gewichtige Stimme für die 
Beibehaltung Bismarcks. Die deutſche Politik war an einem dead lock 
angelangt; mit Bismarck wagte niemand mehr an einer neuen Zukunft 
zu bauen. Und genau ſo war es auch bei den Beamten. Wer etwa in 
den Erinnerungen von Lucius überraſcht feſtſtellt, wie wenig Verſtänd⸗ 
nis ſogar bei dieſem „Freunde“ Bismarcks für deſſen Taktik und ſtaats⸗ 
männiſche Größe vorhanden war und wie leicht = zu einer Haltung 
gegen Bismarck beſtimmen ließ, der lernt auch andere Menſchlichkeiten 
in jener Zeit beſſer verſtehen. Bismarck hatte gewiß recht, wenn er bei 
ſeinen Untergebenen ein 0 der Erleichterung zu bemerken glaubte, 
als er ging; aber es rührte wohl ebenſo ſtark aus dem Gefühl her, mit ihm 
nicht mehr in weſentlichen Dingen übereinzuſtimmen, als aus dem, 
dem Drucke des Rieſen ſich je eher je lieber entziehen zu wollen. Dieſer 
allgemeinen Stimmung, ſcheint mir, bas man ſich ebenfalls bewußt zu 
werden, wenn man, richtiger als Schüßler und Haake es taten, Bis⸗ 
marcks Sturz würdigen will: es war wirklich eine Zeitenwende. 

Königsberg i. Pr. W. Stolze. 


Johannes Haller, Die Ara Bülow. Ein hiſtoriſch⸗politiſche Studie. 
J. G. Cottaſche Buchhandlung Nachfolger. Stuttgart u. Berlin 1922. 152 S. 

Die Ara Bülow a außenpolitiſch geſehen das entſcheidende Mittelſtück 
der au Wilhelms II. Sie ift bisher überwiegend ungünſtig beurteilt 

worden. 

Nach Haller war Fürſt Bülow „unbeſtritten ein klar blickender und 
geſchickter Staatsmann“ (31), aber in ſeiner Schrift erfährt man beinahe 
auf jeder 1 anderthalb hundert Seiten in Ton und Theſe das Gegen⸗ 
teil. „In Wahrheit gerieten wir tiefer und tiefer zwiſchen Klippen und 
Riffe, Untiefen und Sandbänke. Wir hatten nicht einmal falſchen Kurs 
geſteuert. Wir he 01 Kurs“ (132). Dies Verdikt wird geſprochen 
anläßlich der engliſchen Politik Bülows, als infolge (nach Haller) falſcher 
Behandlung der engliſchen „Bündnisangebote“ „aus der größten und 
ee ea aller Möglichkeiten, die ſich dem Deutſchen Reich ſeit 
einer Gründung geboten hatten, anſtatt des Nutzens der ſchwerſte 
Schaden hervorging“ (131). Es gilt ähnlich von der Politik des Fürſten 
Reichskanzlers 1905—06 während der erſten Marokkokriſe; in Tanger 
und Algeciras ſei die Saat geſtreut worden, die 1911 und 1914 aufgehen 
ſollte (38). Auf dem Gebiete der inneren Politik iſt in ee Linie die Be⸗ 
handlung der Daily-Telegraph-Affäre durch den leitenden Staatsmann 
Gegenſtand von Hallers Kritik; damals habe Bülow den letzten Reſt 
von Anſehen, den ſein Kaiſer (nach dem Prozeß Eulenburg) noch beſaß, 
mit eigener Hand zerſtört (140). 

Was bleibt da eigentlich noch von dem „unbeitritten klarblickenden 
und geſchickten Staatsmann“ übrig? Haller pariert dieſen Einwand. 
Das „Rätſel“ wird, wenigſtens für die gekennzeichneten Vorgänge der 
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äußeren Politik, durch einen Sündenbock „gelöſt“ (31). Dieſer bouc 
&missaire iſt der Herr von Holſtein, die Wurzel alles Übels in der Ara 
Bülow, neben welcher en und der Kaiſer — in Hallers Studie ift 
alles hiſtoriſche Geſchehen auf „Perſönlichkeiten“ eingeſtellt — als Hem⸗ 


mungen der kanzleriſchen Politik nur ſekundär in Betracht kommen. 


Der vortragende Rat Fritz v. Holſtein macht die deutſche Politik; er 
verdirbt es um die Jahrhundertwende mit England, 1905—06 mit Frank 
reich. Bülow „hätte die Verantwortung ... vor der Geſchichte mit gutem 
Gewiſſen ablehnen können.. Seine eigene Politik hat er gar 
nicht treiben können“ (133). Iſt aber dadurch das Rätſel „gelöſt?“ Wird 
= nicht vielmehr dem „leitenden“ Staatsmanne das denkbar ſchlimmſte 

rmutszeugnis ausgeſtellt? Bei den engliſchen Bündnisverhandlungen 
ijt er nach 9.3 Vermutung nicht genügend (124), in der Marokkokriſe 
während der Algeciraskonferenz zum Teil gar nicht (31) orientiert. 
„Furcht“ vor dem Untergebenen (daneben vor dem Marineamt und 
Marinekabinett, 129) beſtimmt ſeine Handlungsweiſe (138); aus dieſem 
Gefühl heraus „opfert“ er auch nach deſſen Sturze noch — im Eulen- 
burgprozeſſe — „das moraliſche Anſehen der preußiſchen Krone“ (138) 4). 
Man „könne mit mehr Recht (als H. es im Titel ſeines Buches ſelber 
tut) von einer Ara Holſtein ſprechen“ (133). Uns ſcheint mit ſolchen 
Außerungen ein Feſthalten an dem „Staatsmanne“ Bülow, ſchon 
ohne weitere Prädikate, unvereinbar. — Um einen Augenblick bei der 
„düſteren Geſtalt Holſteins“ (133) zu verweilen, die im Hintergrunde 


der n Bühne wie Samiel drohend ſichtbar wird: Bei Haller 


iſt er in der Tat eine Art Teufel, gemildert durch Piychopathentum. 
(S. 138 ſpricht H. ſelber vom „Moloch“ H.). Gewiß wird die „graue 
Eminenz“ niemals zu den Lieblingen der öffentlichen Meinung gehören, 
ebenſo ſicher aber iſt ſie ihres größten Intereſſes gewiß. Bevor wir den 
Holſteinſchen Nachlaß nicht kennen (er ſcheint zum Glück erhalten), empfiehlt 
ſich Vorſicht mit allzu Weise, Urteilen über den Mann. Haller plädiert 
in anerkennenswerter Weiſe, wenn auch ſachlich nicht immer haltbar, 
für größere Objektivität bei einer anderen, ebenfalls viel angegrifſenen 
Diplomatenperſönlichkeit jener Tage, dem Freiherrn von Eckardſtein (96). 
Was einem Eckardſtein recht iſt, ſollte für Holſtein billig ſein! 

Auf Einzelheiten der H. ſchen Streitſchrift (er nennt fie „Studie“) 
kann hier nicht eingegangen werden. Man wird zahlreichen Argumenten 
Schlagkraft nicht e können. Daß im Anſchluß an Oſterreich 
au saber: und Verderb ein „Fehler“ lag, haben hochgeſtellte amtliche 
Perſönlichkeiten der Wilhelminiſchen Ara ſchon früh erkannt, wie die jüngſt 
herausgekommenen Walderſee⸗Denkwürdigkeiten erweiſen. Die Frage 
iſt nur, wann es ein Fehler wurde. Die von H. verworfene „Kaſtanien⸗ 
theorie“ gegenüber England (105) hat doch nach Ausweis der Akten⸗ 
publikation des Auswärtigen Amts kein Geringerer als Bismarck 
gelegentlich vertreten. Neben Holſteins Wahnideen iſt nach H. vor allem 
der Flottengedanke für Deutſchland verhängnisvoll geworden und infolge⸗ 
deſſen Tirpitz — „vielleicht der bedeutendſte Mann, den unſere Generation 


1) Vgl. dagegen O. Hammann, Um den Kaiſer (1919) S. 33, Bilder aus der 
letzten Kaiſerzeit (1922) S. 20. 
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gekannt hat“ (90) — zum Reichsverderber geworden, um mit den Vulgär⸗ 
politikern zu reden. Auch Fi Blatt der Geſchichte ijt noch nicht ge 
fade di. eventu hat Verf. recht. Faſt auf jeder Seite ſeiner Zeit⸗ 
tudie bietet ſich, wie nicht anders möglich, ein neues, mehr oder minder 
wichtiges Problem, das zur Diskuſſion reizen könnte. Die Bemerkung, 
England habe die Einigung des Reichs mit Wohlwollen betrachtet (48), 
Tai im Widerſpruch zu der ſpäteren (64), daß man ſich drüben mit der 
atſache wa „zu ſehr“ Geſiegthabens „abgefunden“ hätte. S. 59 
wird in derſelben Note einmal für ſtärkere Aus wanderung bei 
uns eingetreten, ſpäter aber davon geſprochen, daß wir „zu wenig“ 
Menſchen hatten. Zu der Theſe, daß man in London die Donaumonarchie 
um die Jahrhundertwende „ſchon ſeit Jahren“ als ein Land ohne Zukunft 
ewertet habe (116), paßt die ee Iſchlpolitik Eduards VII. wenig. 
143, Z. 2 ſoll es doch wohl ſtatt Leiſtung Leitung heißen. 
Daß H. temperamentvoll ins Zeug geht, wurde ſchon deutlich, manch⸗ 
mal iſt a Art — die einen Vorzug der Schrift darſtellt — ins Salopp⸗ 
Journaliſtiſche abgeirrt (61, 73, 77), auch parteimäßige Urteile find dieſer 
1 ch⸗politiſchen Studie nicht ganz fremd geblieben (135, 138, 147). 
les in allem darf man ſie als erfreuliches Zeichen für ein fruchtbares 
Studium der Zeitgeſchichte — den Begriff im Sinne der jüngſten Ver⸗ 
gangenheit genommen — werten, auf deſſen Bedeutung Hashagen 
neuerdings mit Recht hinwies. Freilich mit der Einſchränkung, daß vor 
Bekanntwerden der Akten das entſcheidende Wort über die Ara Bülow 
(oder Holſtein!) — auch über die engliſch⸗deutſchen Bündnisverhand⸗ 
lungen — noch nicht geſprochen iſt, nicht geſprochen werden kann. 
Anhangsweiſe ſei noch auf die an Hallers Schrift anknüpfende Polemil 
zwiſchen ihm und Irmer⸗Hammann insbeſondere über die berüchtigte 
Daily⸗Telegraph⸗Interview aufmerkſam gemacht. („Roter Tag“, 1922, 
Nr. 68, 82, 99, 100, 102, 124, 125). Das Ergebnis iſt, wie in ſolchen 
Fällen üblich, ein Beharren der Kontrahenten bei ihren Meinungen. 
Otto Hammann iſt überzeugt, daß Fürſt Bülow die zur Veröffent⸗ 
lichung beſtimmten Higheliffer Geſpräche nicht geleſen hat, obwohl 
ſie ihm nach Norderney eingeſandt worden waren. Er muß infolgedeſſen 
eine „Nachläſſigkeit“ feſtſtellen und 10 5 der Kanzler hätte „nicht nur 
die ganze en ſondern auch einen Teil der Schuld“ auf ſich 
genommen. Haller glaubt an ſeiner Anſicht, daß Bülow den Inhalt des 
Unglücksmanufſkripts gekannt habe, feſthalten zu müſſen und kann ſich die 
weitere Behandlung der Angelegenheit „ der Wolffſchen 
Depeſche aus London über den Inhalt des Artikels im Daily Telegraph, 
ſowie überdies 4 Weiße Aufklärung durch die Norddeutſche Allgemeine) 
nur auf zweierlei Weiſe erklären: entweder ſteckte der (ſchon penſionierte) 
Herr v. Holſtein dahinter, der ſich am Kaiſer mit der durch die Veröffent⸗ 
lichung bewirkten Bloßſtellung für eu Verabſchiedung rächen wollte 
(wobei ihm dann Bülow mit der „Notlüge“, das Opus nicht geleſen zu 
haben, Beihilfe ante 9 9 oder — Herr Harden wußte über die 
amtliche Behandlung des Manuſkripts Beſcheid: dann „wäre pſychologiſch 
das en des Kanzlers allerdings vollkommen erklärlich“. In den 
„Ereigniſſen und Geſtalten“ Wilhelms II. erfährt man zur Sache nichts 
Neues. Fürſt Bülow ſchweigt. Heinrich Otto Meisner. 


Neue Erſcheinungen 289 


Wilhelm II., Ereigniſſe und Geſtalten. 1878 bis 1918. K. F. 
Koehler. Leipzig 1922. 309 S. 
Die zunächſt in den Scherlblättern veröffentlichten Erinnerungen 
Wilhelms II. liegen nun in Buchform vor. Es war das gute Recht des 
Verfaſſers, ſich gegen die zahlreichen wider ihn erhobenen Angriffe zu 
verteidigen, und man fh nach der Lektüre den Eindruck, daß er ſeine 
Sache mit Geſchick zu führen verſteht. Seine Fähigkeiten als Debatter 
waren bereits vielfach bezeugt, daneben wird hier eine auffallende 
Zurückhaltung in Ausdruck und Urteil ihre Wirkung auf manche Kreiſe 
nicht verfehlen. Liebte es der ehemalige Kaiſer, ſeine Gegner im 
Stile mittelalterlicher Poenformeln zu bedrohen, ſo bringt es der 
Memoirenſchreiber über ſich, die ſachliche Leiſtung von der 
Perſon zu trennen und jener ohne Reſſentiment gerecht zu werden, 
obwohl dieſe ſich im Lager der Gegner befindet. Holſtein wird nicht tot⸗ 
geſchwiegen wie bei Bismarck, ſondern im Gegenteile ausführlich und 
teilweiſe ſehr anerkennend behandelt, obgleich die von der „grauen 
Eminenz“ an der Perſon Wilhelms II. geübte Kritik dieſem doch wohl 
bekannt geworden ſein wird. Ein gewiſſes taktiſches Manöver liegt 
natürlich vor, wenn dergleichen, man möchte jagen, hyperobjektive 
Sätze zu bedeutſamem Kapitelſchluß ee e werden, wie im 
Falle Tirpitz (205), oder wenn — in bewußtem Gegenſatz zum dritten 
Bande der Gedanken und Erinnerungen — das Bismarckkapitel sine 
ira et studio geſchrieben wurde. Aber man wünſcht doch angeſichts dieſer 
gens unwilhelminiſ a und daher beinahe unecht anmutenden Selbſt⸗ 
eherrſchung und Leidenſchaftsloſigkeit auch glauben zu dürfen, daß das 
erſchütternde Erlebnis der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit neben dem zu⸗ 
nehmenden Alter an der Wandlung beteiligt iſt. 

Allerdings führte dieſe Wandlung, wenn man überhaupt von einer 
ſolchen ſprechen oat kaum irgendwo zur Reviſion im Urteil über das 
eigene Ich. Die Überzeugung, das Beſte gewollt zu haben, löſte 
wie einen Influenzſtrom die andere aus: mindeſtens im allgemeinen 
auch immer richtig gehandelt zu haben, alſo wie von verfaſſungs⸗ 
rechtlicher Verantwortung ſo auch von hiſtoriſcher Schuld frei zu ſein. 
Und dementſprechend mußte ſich die rückwärtsſchauende Betrachtung 
der Dinge geſtalten. Die ſubjektive late und Gruppierung des 
Materials kann dabei ganz bona fide erfolgt ſein. Man darf auch von 
einer Perſönlichkeit, die im Rampenlicht der Zeitbühne an vorderſter 
Stelle agierte, über Art und Wirkung eigener Leiſtungen ſowie ee 
Vorgänge auf jener Bühne nicht das abgewogene Urteil einer gemächlich 
beobachtenden Mit⸗ und Nachwelt erwarten. 

Andererſeits hat jene ein Recht zur Kritik. Gleich das Bismarck⸗ 
kapitel bietet Gelegenheit dazu. „Der Gegenſatz der Anſchauungen des 
Kaiſers und Kanzlers über die ſoziale Frage, d. c die Förderung des 
Wohles der Arbeiterbevölkerung .. . ijt der eigentliche Grund zum Bruche 
e uns geweſen“, heißt es auf S. 32 kurz und bündig, aber im 

iderſpruch zu dem hiſtoriſchen Sachverhalt und eigenen gleichzei⸗ 
tigen Außerungen des Monarchen. Daran knüpft ſich, jedes Raiſonne⸗ 
ment des naiven Leſers erſtickend, eine breite, mit dem Bismarckthema 
nur loſe verknüpfte Schilderung der „ſozialen“ Geſinnung des Kaiſers, 
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die % erichtig mit der Mitteilung endet, daß Arbeiter der Vulkanwerft 
im hre 1888 Wilhelm II. einen Lorbeerkranz überreicht hätten. Oder 
aber: Der Weisheit des großen Staatsmannes wird alle Achtung gezollt, 
daneben jedoch die tuſſiſche Politik des Kanzlers von 1878, unter Be⸗ 
rebel auf einen General des Zaren, als der eigentliche Fehler Hin- 
geſtellt und in direkte Verbindung mit dem Weltkriege gebracht (15). 
Dann fährt der Verf. wie ſelbſtverſtändlich fort: „Die Worte des alten 
Generals ... find mir unvergeßlich geblieben und haben mich zu den 
vielen Zuſammenkünften mit Alexander III. und Nikolaus II. veranlaßt, 
bei denen mir die von meinem Großvater auf dem Sterbebette mir (!) 
ans Herz gelegte Pflege der Beziehungen zu Rußland ſtets als Leitmotiv 
vor Augen ſtand.“ Daß inzwiſchen Wilhelm II. die ruſſenfreundliche 
Politik ſeines Kanzlers in Übereinſtimmung mit dem Grafen Walderſee 
immer wieder als falſch bezeichnet * daß er den Rückverſicherungs⸗ 
vertrag nicht erneuern ließ und ſich erſt ganz allmählich wieder der 
„Pflege der Beziehungen zu Rußland“ widmete, von dieſem wichtigen 
Ferber erfährt man im „Fluſſe“ der kaiſerlichen Darſtellung kein 
terbenswörtchen. Allerdings der Rückverſicherungsvertrag war nach 
Anſicht des Verfaſſers „unter Alexander III. überflüſſig“ (I) und „hätte 
das Rußland Nikolaus' II. nicht abgehalten, den Weg zur Entente zu 
gehen“ (280). Aus demſelben Abſchnitt noch zwei weitere Punkte: 
S. 18 heißt es über die 99 Tage: „Ich... war innerlich empört 
über die Zeichen der Lockerung, die ich überall wahrnahm, vor alle m 
aber über die ſich mehr und mehr bemerkbar machende Feindſchaft 
gegen meine Mutter“ (18). Wenn man die Aufzeichnungen 
des Grafen Walderſee aus jener Zeit ſamt den dort wiedergegebenen 
Außerungen des Kronprinzen, bzw. Prinzen Wilhelm über ſeine kaiſer⸗ 
liche Mutter dagegenhält, ſo ergibt ſich ein ganz anderes Bild. — Unmittel⸗ 
15 im Anſchluß an den zitierten Sat kommt der Verfaſſer auf feinen 
egierungsantritt zu ſprechen und beſchäftigt ſich dabei ausführlich mit 
den Männern ſeiner Wahl. Verſen, Wittich, an August Eulenburg, 
Lucanus werden genannt, vom Grafen derſee, dem intimſten 
Vertrauten der damaligen Zeit, mit dem der junge Monarch auch gerade 
Perſonalfragen erörtert hat (obwohl es in den Memoiren S. 19 heißt, 
nur General v. Verſen ſei in dieſer Beziehung herangezogen worden), 
iſt überhaupt nicht die Rede. Dies als Beiſpiele, wie einseitig beleuchtet 
und lückenhaft die „Ereigniſſe und Geſtalten“ Revue paſſieren. 
Greifen wir aus dem weiteren Inhalt noch einige „Haupt⸗ und 
Staatsaktionen“ heraus, die in der „Fehler“ kette der wilhelminiſchen 
Ara mit Vorliebe genannt zu werden pflegen. | 
Die Beteiligung an dem Einſpruch gegen den Frieden von Schimono⸗ 
jefi!) war nach Wilhelm IL ein Gebot der nen weil fih Rußland 
und Frankreich im Falle der Ablehnung Deutſchlands ſofort an England 
gewandt hätten und dann ſchon 1895 die Kombination von 1914 ein⸗ 
getreten wäre. Japan dagegen habe „ſowieſo ſchon im Begriff“ geſtanden, 


1) Der ſogen. oſtaſiatiſche Dreibund wurde von Holſtein betrieben, wie 
wir jetzt aus einem Briefe Bülows an Hammann vom 13. 7. 1904 (Bilder aus 
der letzten Kaiſerzeit, S. 34) erfahren. 
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„mit ſeinen Sympathien nach England überzuſchwenken“ (68). Man mag 
darüber ſtreiten, ob die europäiſche oder die oſtaſiatiſche Hypothek im 
einen oder anderen Falle ſchwerer wog: eine unnötige Verſchärfung der 
Situation entſtand jedenfalls durch das Wort von der „Gelben Gefahr” 
und das Knackfußſche Bild. Wilhelm IL verſichert jetzt der Welt: „Hätte 
Japan rechtzeitig eine derartige Orientierung ſeiner Außenpolitik vor⸗ 
genommen (gemeint iſt: „wenn es ſich ſtark und eindeutig auf die Seite 
der Mittelmächte geftellt hätte“) ... jo hätte ich mit Freuden die „Gelbe 
Gefahr“ in die Ecke geſtellt“ (67). Das heißt denn doch, Bedingung und 
Folge vertauſchen! 

Die Entſtehung der „Krügerdepeſche“ vom 3. Januar 1896 wird 
ähnlich wie bei Eckardſtein (Denkwürdigkeiten I, 271 ff.) im nn 
zu O. Hammann (Der mißverſtandne Bismarck, S. 47f.) erzählt. Dana 
hat der Kaiſer nicht etwa, wie Hammann ſchreibt, den Entwurf des 
ominöſen Telegramms zu der Beratung beim Reichskanzler „mitge⸗ 
bracht“, ſondern ein ſolcher iſt ihm dort von Marſchall vorgelegt worden. 
Er, der Kaiſer, habe ſich dagegen ausgeſprochen, ſich aber ſchließlich dem 
wiederholten Zureden Marſchalls und Hohenlohes gefügt und das 
Elaborat unterſchrieben. Wilhelm II. bezieht ſich für ſeine Darſtellung 
auf ein Geſpräch mit dem Admiral Hollmann, der ihm alle Details ins 
Gedächtnis zurückgerufen habe. Derſelbe Hellmann — „einen der 
treueſten meiner Getreuen“ nennt ihn fein kaiſerlicher Herr — ift die 
Quelle Eckardſteins. Der aus wird von Wilhelm II. an ſpäterer 
Stelle (117) als Schulbeiſpiel angeführt für das auf der Reichsver⸗ 
jallung beruhende Verhältnis zwiſchen Kaiſer und Kanzler, bei welchem 
jener dieſem gegenüber ſtark gebunden erſcheint: Der Kanzler kann 
auf Einwirkungen des Kaiſers ahnt fe „Im anderen Falle bleibt er 
bei ſeiner Auffaſſung und führt ſie durch.“ 

Über die engliſchen Bündnisangebote und ihre Behandlung um 
die Wende des Jahrhunderts EN die Erinnerungen nichts weſentlich 
Neues. Die Tangerreiſe 1905 hat Wilhelm II. nach mehrfachem Sträuben 
ſchließlich auf Betreiben Bülows „ſchweren Herzens“ unternommen. 
e dem Kanzler ſtand wohl Holſtein, deſſen Werk ja auch die Algeciras⸗ 

nferenz war (vgl. Hammann, Bilder aus der letzten Kaiſerzeit, S. 35 f.). 
Die Erzählung der *VöL•ĩl, bereichert unſere Kenntniſſe 
nicht, die Agadirpolitik wird ganz kurz abgemacht, ohne daß der Name 
Kiderlen fällt. (Zu letzterer vgl. Hammanns eben zitierten fünften 
Erinnerungsband; H. erhielt Einblick in die Akten des Auswärtigen Amts). 
Dagegen verweilt der Kaiſer ausführlich bei der Haldaneſchen Miſſion 
vom Sante 1912. Für fie liegen alſo jetzt deutſcherſeits die Zeugniſſe der 
Hauptakteure vor: Bethmann Hollweg, Tirpitz, Ballin, Wilhelm II. Dazu 
Hammann in feinem neueſten Buche, deſſen Angaben durch die kaiſerlichen 
Aufzeichnungen für Einzelheiten, ſo die bisher unbekannte Kanzlerkriſis, 
korrigiert werden müſſen. Auch ohne Kenntnis der Akten dürfte nunmehr 

eſtſtehen, daß die Pourparlers mehr an dem Verhalten des engliſchen 
artners (auf den wohl franzöſiſche Einflüſſe wirkten, vgl. Hammann 
a. a. O. S. 103) ſcheiterten als an dem des deutſchen. 

Auch was der kaiſerliche Verfaſſer über Fragen der inneren Politik 

(abgeſehen von dem eingangs Erwähnten) zu ſagen hat, böte manchen An⸗ 
19* 
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laß zu Bemerkungen. Hier ſei nur ein Satz notiert. Als er ſein Ver⸗ 
1 zu den Konſervativen in der Ara Bülow 0 ildert, wobei die 

innerung an die Kanalrebellen noch nicht ganz geſchwunden iſt, heißt 
es: „Im übrigen habe ich... die Wahrheit, und auch die unbequeme und 
bittere, wenn ſie mir in taktvoller Form gebracht wurde, beſſer vertragen 
und beachtet, als man weiß“ (95). Die Worte, die doch wohl einen 
allgemeinen Sinn haben ſollen, muten echt an. Aber uns klingt das 
Urteil eines kaiſerlichen Freundes und Verehrers fatal ins Ohr, daß 
es des Monarchen Hauptbeſchäftigung ſei, Charaktere zu brechen. (Walder⸗ 
ſee, Denkwürdigkeiten II, 340). Die Schuld der Umgebungen, wo kaum 
einer ein Manneswort ſich zu ſprechen getraute (vgl. z. B. Walderſee 
a. a. O. II, 334), ſoll nicht verkleinert werden. Aber das verhängnisvolle 
„Syſtem des Dritten“ muß doch Wirklichkeit geweſen ſein, wenn der 
eigene Sohn darunter gelitten hat (vgl. Erinnerungen des Kronprinzen, 
S. 7 ff., und Walderſee, a. a. O. II, 321). Wieder die ungelöſte Spannung 
zwiſchen Wollen u Vollbringen. Nach jenem, nicht nach dieſem, ſind 
die Memoirenbilder Wilhelms II. projiziert. Auch von dem ſanguiniſchen 
Redner, dem unüberlegten Marginalienſchreiber verraten die Erinne⸗ 
rungen nichts, und doch hatten dieſe mündlichen und ſchriftlichen Auße⸗ 
rungen wie Fanfarenſtöße und Peitſchenhiebe auf die heimiſche und 
remde Welt gewirkt und hier eine Atmoſphäre kritiſcher Reaktion ge⸗ 
chaffen, der gegenüber andere, erfreuliche Anßerungen von gleicher 
Seite — nicht alle ſind heute ſchon bekannt — 2 nicht durchzuſetzen 
vermögen. „Gott iſt mein Zeuge, daß ich immer das Beſte für mein Land 
und mein Volk gewollt habe, und ich glaubte, daß jeder Deutſche das er⸗ 
kannt und gewürdigt hätte“ (287). Am erſten Satze kann man nicht vor⸗ 
übergehen, wenn auch vom zweiten geſagt werden muß, daß der ee 
Monarch gerade jene Erkenntnis ſeinem Volke, vielen aus ſeinem Volke, 
nicht leicht gemacht hat. Aber auf der ſteilen Höhe, wo Fürſten ſtehen, 
genügt eben auch das „voluisse“ nicht. Ihnen gilt vor dem Richter⸗ 
fie er der Geſchichte das Unbarmherzige: An ihren Früchten ſollt Ihr 
ie erkennen. Und wie es um die äußerlich ſo glänzende Frucht der wilhel⸗ 
miniſchen Ara im Kern beſtellt war, das wird — zum Kummer der einen, 
zer ie der anderen — faſt mit jedem neuen Quellenwerk 
eutlicher. 

Doch mit dieſem Tone braucht die Betrachtung der kaiſerlichen Er⸗ 
innerungen nicht zu ſchließen. Gerade wer ihren Inhalt mit kühlem 
Herzen wertet, 115 die Pflicht darauf hinzuweiſen, daß es eine Grenze 
in den Vorwürfen und Anſchuldigungen wider den Verbannten von 
Doorn gibt; dieſe Grenze liegt da, wo Wilhelm II. zum Kriegsſchuldigen 
geſtempelt wird. „Ich habe nie kriegeriſchen Ehrgeiz beſeſſen“, ſagt er 
uns nun ſelbſt (280) und dieſer Zug im eigenen Spiegelbild iſt 
gewißlich wahr. Ein Dſchingischan, wie die Feindlegende will, 0 dieſer 
Monarch, der beinahe ein Menſchenalter im Beſitze ſtärkſter Machtmittel 
den Frieden gehalten hat, nicht geweſen, und wenn er ſich aus ſeinem 
Helena gegen die Welt verteidigt, ſo braucht ihn napoleoniſche Blut⸗ 
in nicht zu drücken. Jeder Deutſche, ob Monarchiſt oder Republikaner, 
ollte ſich die Waffen zu eigen machen, die ihm Wilhelm II. im Kampfe 
gegen die Schuldlüge von Verſailles darbietet. Denn hier heißt es für 
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ſie alle: Tua res agitur. „Gewiß ſind unſere politiſchen und diplomatiſchen 
Operationen im Laufe der Jahrzehnte nicht fehlerlos angelegt und dur 
geführt worden. Aber, wo Fehler von uns gemacht wurden, gingen ſie 
doch ſtets aus der übergroßen Sorge um die Erhaltung des Weltfriedens 
hervor. „Solche Fehler ſind keine Schuld“ (278). Die 
„Methoden“ unſerer Politik ſind oft falſch geweſen, wie Fürſt Bülow 
es gelegentlich ausdrückt. Die anderen hatten die beſſeren Methoden, 
und die Welt urteilt nach dem Schein. Wäre das nicht und das brutale 
Geſetz der vor Recht gehenden Macht, ſo ſäßen heute nicht wahre Kriegs⸗ 
ſchuldige wie Poincaré in Würden und Ehren und die Hohenzollern 
im Exil. Wie geſagt, es wäre dringend zu wünſchen, daß das deutſche 
Volk aus den Erinnerungen ſeines früheren Kaiſers nicht nur das Tren⸗ 
nende, ſondern auch das Verbindende herauslieſt. 


Heinrich Otto Meisner. 


Ottmar von Mohl, Fünfzig Jahre Reichsdienſt. Lebenserinnerun⸗ 
gen. Leipzig 1920, Paul Liſt. 318 S. 

Der inzwifchen, am 22. März 1922, verſtorbene Verfaſſer iſt mit der 
Veröffentlichung ſeiner „Lebenserinnerungen“ dem Beiſpiele ſeines 
Vaters, des Rechtsgelehrten, Politikers und Diplomaten Robert von 
Mohl (f 1875) gefolgt, deſſen „Lebens⸗Erinnerungen“ Dr. Dietrich 
Kerler (Stuttgart 1902, 2 Bde.) herausgegeben hat. In wie hohem Grade 
auch Ottmar von Mohl berufen war, Denkwürdigkeiten zu verfaſſen, 
wird am diente“ ein Überblick über ſeine Beamtenlaufbahn zeigen. 

n „Reichsdienſte“ trat M. mit 24 Jahren ein, im Juli 1870 als „der erſte 

üddeutſche“ — die aus Württemberg ſtammende Familie überſiedelte 
infolge der politiſchen Haltung des Vaters 1847 nach Baden — als 
„Attaché“ bei der Norddeutschen Bundes⸗Geſandtſchaft in München, 
eigentlich durch einen Zufall, da Baden keine allgemeine Wehrpflicht 
kannte und M. daher nicht mit in den Krieg zog, während der Geſandt⸗ 
ſchaft des Frhn. von Werthern alle ſonſtigen Beamten durch die Mobil⸗ 
machung entzogen wurden. M. muß ſich wohl gut bewährt haben, 
denn ſchon im September 1871 kam er als „Kanzler“ zum General⸗ 
konſulate nach New York, und im Februar 1873 als Konſul nach Singa⸗ 
pore in Hinterindien, von wo er aber bereits im September 1873 nach 
Deutſchland berufen wurde, um die Stelle eines Kabinettsſekretärs der 
Kaiſerin an zu übernehmen, wozu ihn der badische Miniſter Frh. 
Franz von Roggenbach empfohlen hatte. Fünf Jahre lang blieb er 
in dieſer Vertrauensſtellung, der erſt ſeine Verlobung mit der Gräfin 
Wanda v. d. Groeben⸗Ponarien 1878 ein Ende machte, da ſein Amt 
nur für „Unverheiratete“ geſchaffen war — auch aus Duartier- und 
Gehaltsgründen. Im Januar 1879 kam M. zum zweitenmale nach 
Amerika, als Konſul nach Cincinnati, wo er über 6 Jahre verblieb, bis 
er im Juli 1885 nach St. Petersburg als Konſul verſetzt wurde. Hier 
traf ihn eine ſehr eigenartige neue Beſtimmung: im Frühjahr 1887 
ward er berufen, mit Seiner Frau nach Japan zu gehen „zur Reorgani⸗ 
ſation des japaniſchen Kaiſerhofes“, und zwar er ſelbſt als Zeremonien⸗ 
meiſter und ſeine Frau als Oberhofmeiſterin. Im weſentlichen waren, 
nach der ſchon vorher geſchehenen Annahme der europäiſchen Tracht 
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am Hofe, die Formen der Etikette europäiſcher Höfe dort durchzu⸗ 
führen, „um im politiſchen Sinne die alte Zeit und die alte feudale 
Überlieferung zu bekämpfen“. M. ſelbſt war, was ſeinem Geſchmacke 
und ſeinem hiſtoriſchen Verſtändniſſe Ehre macht, gegen dieſe Anderung 
des uralten, urariſtokratiſchen, dabei bequemen und kleidſamen Hof⸗ 
koſtüms — aber der de polltiſche Graf Ito blieb bei ſeinem Willen: 
„das ſei in Japan eine politiſche Sache und keine Geſchmacksfrage“. 
Auch die japaniſche eg lls de prety erforderte M.s Mitwirkung, 
bei der Trennung der Finanzen des Hofes und des Staates, bei Kron⸗ 
dotation und Zivilliſte, und beim Hausgeſetze. Nach 2 Jahren aber 
war ein japaniſcher Nachfolger für M. gefunden, und er hielt es für klug, 
ſeinen Kontrakt nicht zu verlängern. Im Juli 1889 kam M. nach Berlin 
in die Perſonalabteilung des Auswärtigen Amtes, auch hier wieder 
zum Teil in höfiſcher Tätigkeit, da er auch Referent für alle Hof⸗ und 
Zeremonialſachen wurde, wozu er um ſo mehr geeignet war, als ihn 
noch Kaiſer Wilhelm I. zum Preußiſchen Kammerherrn ernannt hatte. 
In dieſer Stellung blieb M., bis er im Juni 1897 als deutſcher Delegierter 
zur ägyptiſchen Staatsſchuldenkommiſſion, der Dette publique“, der 
internationalen Finanzkontrolle in Kairo, berufen wurde, ſo daß er alſo 
zum fünften Male ins Ausland kam. Der Weltkrieg mit der Kriegs⸗ 
erklärung Agyptens gegen Deutſchland hob dieſe Stellung auf, und nach 
der deutſchen Revolution ſchied M. aus dem u Grand en 

Dies reichbewegte Leben ſchildert M. auf Grund ſeiner ſeit 1869 


geführten nn in knapper Form, wegen der „Schwierigkeiten 


des jetzigen VX ſich auf Weſentliches beſchränkend. 

ber dem Ganzen liegt die abgeklärte Ruhe des gereiften Weltmannes, 
der Menſchen und Dinge zu beobachten pial mit empfänglichem 
Herzen für die Natur, deren Schönheit in vier Weltteilen zu genießen 
ihm vergönnt war. Seine Urteile ſind von e Objektivität 
und faſt zu großer Milde: fo wenn er über den in Bismarcks „G. und E.“ 
genugſam gekennzeichneten franzöſiſchen Vorleſer der Kaiſerin Auguſta, 
Gerard, den er dabei ertappt, wie er „nachtſchlafender Zeit“ in fein, 
des Kabinettsſekretärs, Schreibzimmer eindringt und ſich an ſeinem 
Schreibtiſche zu ſchaffen macht, keinerlei verurteilendes Wort nieder⸗ 
ſchreibt. Vorher nennt er ihn freilich wegen ee Buches „La société 
de Berlin“, den „berüchtigten politiſchen Vorleſer“; Gérard ließ bekannt⸗ 
lich politiſche Berichte über den deutſchen Kaiſerhof Gambetta zukommen. 
Liegt ſo über ſeinen Aufzeichnungen eine ſanfte Mollſtimmung, ſo fühlt 
ſich der Leſer doch wahrhaft erquickt und über ſo manche unerfreuliche 
moderne Memoiren erhoben, daß er hier eine durch und durch reine Luft 
atmet, und ſich in wohltuend anſtändiger Atmoſphäre bewegt, in die nur 
gedämpft das „garſtige Lied“ der Politik tönt. Durchaus in dieſe „reine 
Luft“ gehört es, wenn M. den „Uriasbrief“ bei der Bismarckiſchen Wiener 
Hochzeit als „eine unbegreifliche und taktloſe Einmiſchung in private 
geſellſchaftliche Verhältniſſe⸗ geißelt. 

Den Höhepunkt M.s auswärtiger Tätigkeit bildet Japan, worüber 
er ſchon 1904 ein mit 50 Abbildungen ausgeſtattetes Buch: „Am japa⸗ 
niſchen Hofe“ herausgegeben hat, in welchem er ſich als guter Kenner 
dieſes damals noch recht unerſchloſſenen Landes zeigt. Wie hoch und aus⸗ 
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ſchlaggebend das deutſche Anſehen in jener Zeit in Japan geweſen iſt, 
können wir heute nur mit patriotiſchem Kummer leſen. Hier allein kommt 
M., aus ſeiner reifen Erfahrung heraus, zu einer überraſchend ſcharfen 
Verurteilung der Haltung der deutſchen Regierung bei dem Frieden 
von Schimonoſeki 1895, wo durch „die thörichte Politik der Wilhelm⸗ 
ſtraße alles, was in 20 Jahren aufgebaut und gepflegt worden war, an 
einem Tage niedergeriſſen worden ijt’. er er ſpricht von der „uns ſo 
unendlich verderblich gewordenen treuloſen Schwenkung Deutſchlands 
in der Politik und Haltung gegen Japan“, die er Fritz von 1 zu⸗ 
ſchreibt, deſſen nf ſchen Charakter und Perfidie“ er überhaupt „auf 
dem Strich“ hat. Auch auf die deutſchfeindliche Geſinnung Nordamerikas, 
ſchon zu Anfang der 70er und 80 er Jahre weiſt M. aus Men Beobach⸗ 
tungen und Erlebniſſen hin. 

Für den Preußiſchen Hiſtoriker it M.3 Berliner Tätigkeit natürlich 
am ergiebigſten; wohl alle im öffentlichen Leben 1 Per⸗ 
ſonen kamen dem Kabinettsſekretär und dem Perſonalienrate im Aus⸗ 
wärtigen Amte vor Augen. Der Kaiſerin Auguſta war M. aufrichtig 
ergeben und zugetan; aber er bemerkt doch mit Leidweſen ihre „Ver⸗ 
ſtimmung“ gegen Bismarck, wie ſie z. B. die Nachricht von dem Kull⸗ 
mannſchen Attentate gegen Bismarck „ſehr ruhig — zu ruhig“ aufnimmt, 
eine Teilnahmsloſigkeit, die auch der Frhr. von Roggenbach getadelt 
habe. Doch erklärt M. ausdrücklich, daß die Kaiſerin die „Reichsglocke“ 
niemals ſah, ſo daß alſo Bismarck's Argwohn nicht zutreffen würde. 
Wohltuend iſt die Art, wie M. über Wilhelm L ſich äußert, dem er in 
Tokio eine würdige Trauerfeier unter Teilnahme des japaniſchen Hofes 
und der Behörden veranſtaltet hat. 

Doch wir müſſen es hier mit dieſen Andeutungen des Inhaltes genug 
ſein laſſen; kein Leſer wird ohne Befriedigung und Gewinn von dieſen 
uns noch b nahe liegenden „Lebenserinnerungen“ Abſchied nehmen. 
M. iſt auch ſonſt noch litterariſch tätig geweſen; ſeinem Japan⸗Buche voran 
ging ſchon ſeine „Wanderung ieee panien“ (Leipzig 1878), und 1911 
gab er den Briefwechſel ſeiner Pariſer Tante „Madame Mohl“, der 
engliſchen Gattin ſeines Oheims, des in Paris lebenden Orientaliſten 
Julius Mohl (f 1876), mit dem mittelalterlichen Hiſtoriker Claude Charles 
Fauriel (f 1844) heraus: ‚Correspondence de Fauriel et Mary Clarke‘. 
Dieſe Tante (f 1885), deren „Salon“ im Paris Louis Philippe's und 
Napoleon's III. eine Rolle ſpielte — auch Leopold Ranke verkehrte 
freundſchaftlich bei ihr — (K. O'Meara, Un salon à Paris. Madame 
Mohl et ses intimes, Paris 1886), eine höchſt originelle Dame, von der 
Bismarcks amerikaniſcher Freund J. L. Motley in ſeinem „Briefwechſel“ 
(deutſch von A. Eltze, Berlin 1890, 2. Bde.) ſehr drollig zu plaudern weiß, 
beſuchte M. häufig. 

Der M. auferlegten, oben nn Kürze zur Laft fällt wohl 
das Fehlen eines ungern vermißten Regiſters, welches die ausführliche 
Inhaltsangabe doch nicht zu erſetzen vermag. Dieſer Kürze dürfen 
wir vielleicht auch ſonſtige Unausgeglichenheiten zugute halten; nicht 
ſeltene Wiederholungen fallen freilich nicht hierunter. Merkwürdig 
bleibt, daß die Schreibweiſe Mis nicht glatter iſt, ohne daß es grade 
hier zu ſtiliſtiſchen Entgleiſungen kommt, wie in ſeinem Erſtlingswerke 
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der „Spaniſchen Wanderung“. Auch die Inkorrektheit der Namens⸗ 
ſchreibung überraſcht bei M., der ſo viel mit „Zeremonialien“ zu tun 
2: ; ©. 21 ſteht Treskow ftatt Tresckow; ©. 45 Oriolla ftatt Oriola; 

. 51 Lukadou ftatt Lucadou; S. 72 Benckendorf ftatt Benckendorff; 
S. 75 van Dyke ſtatt van Dyck; S. 85 Hermann Grimm ſtatt Her⸗ 
man; S. 89 Falck ſtatt Falk; S. 112 und 301 Lichtenſtein ſtatt Liechten⸗ 
ka S. 162 29 ſtatt Yorck; S. 232 Krenki ſtatt Krencki; S. 245 Lehn⸗ 
orf ſtatt Lehndorff; S. 262 Brockdorf ſtatt Brockdorff, wie S. 291 
richtig ſteht; S. 288 Tauenzien ſtatt Tauentzien; S. 304 Bodmann 
ſtatt Bodman; S. 305 Schwenninger ſtatt Schweninger, und Bronſart 
von Schellendorf ſtatt Schellendorff. Soldat war M. nicht, ſonſt hätte 
er wohl nicht den Gardejägern S. 289 einen „Unteroffizier“ zugemutet 
ſtatt Oberjäger, und beim ſtolzen Regimente der Gardes du Corps S. 291 
nicht „eine Deputation des Gardedukorps“ drucken laſſen. Als ſachliche 
Druckfehler ſeien noch „Chriſtoffe⸗Service“ S. 241 ſtatt Chriſtoffle, 
und Chonodynka S. 301 ſtatt Chodynka⸗Feld erwähnt. Die nicht jedem 
verſtändlichen indiſchen „Punkas“, Stoffächer, hätten ſchon S. 35 erklärt 
werden ſollen, ſtatt erſt S. 38. 

Darf noch ein Wort über M.s Weſensart geſagt werden: es war ein 
Deutſcher = und durch, und das wohl nicht trotz, ſondern gerade 
wegen ſeines ſo langjährigen Aufenthaltes in fremden Ländern; der 
Süddeutſche, den eine glückliche Sigung vor einer amerikaniſchen Ver⸗ 
lobung bewahrte — man denkt an Bismarck's engliſche „erſte Liebe“ — 
fand in ſeiner oſtpreußiſchen Gattin die echte, ſegensreiche Ergänzung, 
und mit erfreulicher Objektivität wußte er die ſo oft von Vorurteilen 
a ine „Oſtelbiſchen“ Verhältniſſe zu bewerten. Das Bildnis M.s 
gibt ſeine würdevolle Perſönlichkeit ſehr anſprechend wieder. 

Herman Granier. 


Hermann Heller, Hegel und der nationale esgeſchichte B. G. 
in Deutſchland. Ein Beitrag en politiſchen Geiſtesgeſchichte. B. G. 
Teubner, Leipzig⸗Berlin 1921, VI u. 210 S. 

Den Arbeitern O. Gierkes, namentlich ſeinem Johannes Althuſius, 
verdanken wir die ſichere Erkenntnis, daß dem geſamten Naturrechte 
bis einſchließlich Fichte die Vorſtellung vom Staate als einer realen 
organiſchen Perſönlichkeit durchaus fremd iſt, daß ſeine Staatsanſchauung 
ganz von der perſonaliſtiſchen Weltanſchauung beherrſcht wird, der das 
abſtrakte, vom Geiſte e Gleichheit getragene Individuum 
den abſoluten, von jeder Beziehung freien Wert darſtellt, daß es in 
ſcharfem Gegenſatze ſteht zu der transperſonaliſtiſchen Weltanſchauung, 
die, der unterſchiedlichen Bedeutung des Individuums bewußt Rechnung 
tragend, die zum Staat geeinte Nation, den nationalen Staat als eine 
vorausgeſetzte Totalitätseinheit begreift, ja dieſen beiden Einheiten das 
abſolute Recht zuerkennt. Während infolgedeſſen dem Perſonalismus 
der Machtſtaatsgedanke als Erkenntnis fremd, als Sollen feindlich iſt, 
iſt er dem Transperſonalismus in jeder Form immanent. Eine Weiter⸗ 
führung dieſer Ideen von dem 18. in das 19. Jahrhundert hinein bietet 
die grundlegende Arbeit Hellers, indem ſie Hegel als den Wendepunkt 
in dieſer ſtaatsphiloſophiſchen Auffaſſung mit ihrer politiſchen Auswirkung 
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begreift, ihn als den genialen Schöpfer des nationalen Machtſtaats⸗ 
gedankens in Deutſchland erkennt, dieſe Gedankenwelt ſelbſt auf allen 
Gebieten des politiſchen Lebens ſyſtematiſch zur Darſtellung bringt 
und ihre Auswirkung bei Hegels Zeitgenoſſen, bei den Juriſten, im 
Zeitalter Bismarcks und in der Gegenwart verfolgt. So wird die un⸗ 
mittelbare Verbindung des letzten großen Vertreters des deutſchen 
Idealismus mit dem politiſchen Realismus Bismarcks, der modernen 
Hiſtorie und der Gegenwart hergeſtellt, nicht als zwei Gedankenreihen, 
die einander allmählich ablöſen, a von denen die eine die andere 
bedingt. In dieſer Hinſicht bietet die Schrift auch eine wertvolle Ver⸗ 
tiefung der Meineckeſchen Auffaſſungen. 

Hatte Georg v. Below in ſeiner Schrift „Die deutſche Geſchicht⸗ 
5 den Befreiungskriegen bis zu unſeren Tagen“ die Be⸗ 
deutung klargelegt, die der Romantik für die ernſtere Erfaſſung des Staats⸗ 
gedankens durch die Überwindung der rationaliſtiſchen Geſchichtsbetrach⸗ 
tung zukommt, ſo nötigt uns Heller, neben den Romantikern zum 
mindeſten gleichwertig, wenn nicht ſie übertreffend Hegel einen ſtarken 
Einfluß auf dieſen völligen Wechſel zuzuſchreiben, denn ſchon ſeine Jugend⸗ 
ſchriften, ſein Aufſatz über die „antiken Dichter“ 1788 und vor allem 
ſeine „Verfaſſung Deutſchlands“ 1801/02 offenbaren einen völligen Bruch 
mit dem Naturrecht, mit Kants Ethik und Staatsauffaſſung: er denkt 
nicht abſtrakt⸗allgemein, ſondern geht, beſonders in politiſchen Problemen, 
vom Beſonderen, Nationalen aus, er ſtellt in den Vordergrund ſeiner 

olitiſchen Anſchauung die unabhängige nationale Macht ſo ſehr, daß 
ich ihr alle anderen geiſtigen Güter unterzuordnen haben; er iſt nicht 
in kantiſch⸗chriſtlichem Sinne dualiſtiſch, ſondern in antikem Sinne moniſtiſch 
orientiert, und den Träger dieſer moniſtiſchen Ethik bildet der nationale 
Machtſtaat in feiner vollen Autarkie und Sebſtſtändigkeit als organiſche, 
einheitliche Staatsperſönlichkeit. Dieſer ſeiner bereits in der Jugend⸗ 
periode gefaßten Anſchauung iſt Hegel in ſeinem großen Syſtem der 
ſpäteren Zeit treu geblieben, ſie bildet das Zentrum ſeiner Weltanſchauung. 

In dieſen Fragen wirken die Hellerſchen Ausführungen durchaus 
überzeugend. Dagegen vermag ich mich in zwei Punkten ſeinen Dar⸗ 
legungen nur mit einer gewiſſen Einſchränkung anzuſchließen. Es iſt 
| gang eigentümlich, wie ſehr die Bedeutung Schleiermachers für die 

eugeſtaltung des politiſchen Denkens um 1800 unterſchätzt und ver⸗ 
kannt wird. Auch Heller erwähnt nur kurz, daß Friedrich Schlegel und 
Schleiermacher ſchon um die Mitte der neunziger Jahre vom Rationa⸗ 
lismus Kants abrücken, deſſen Ethik ihnen mehr „juridiſch“ als „ſttlich“ 
erſcheint. Nur die Ethik? — Bei Schleiermacher ſicher nicht. In dem 
dritten ſeiner Monologe „Weltanſicht“ finden ſich jene wundervollen 
Sätze von dem eigenen Charakter jeden Staates, die ganz von der 
politiſchen Anſchauung Kants abrücken, jeden Staat als eigenwertige Er⸗ 
ſcheinung, als Wechſelwirkung zwiſchen allen Angehörigen eines Volkes 
und feiner Gemeinſchaft erleben. Schleiermacher dachte bereits in 
dieſen Jahren, 1799/1800, durchaus transperſonaliſtiſch, politiſch im 
Sinne des nationalen Machtſtaates, von deſſen eigentümlichem Sein 
alle ſeine Werke zeugen ſollen; trotz ſeiner Hinneigung zur frühen 
Romantik hat er ſich ihren extremen Subjektivismus nie zu eigen 
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gemadyt ſondern ihn ſtets innerlich überwunden durch die Erkenntnis 
er geſchichtlichen einſchaft. Von den Monologen führt eine durch⸗ 
aus von Schleiermacher ſelbſtändig unter dem Einfluß des Hellenismus 
gegogene Linie zu den patriotiſchen Predigten der Reformzeit, die alle 

ieſe nationalen Machtſtaatsgedanken zur Vorausſetzung haben. Ihre 
Bedeutung für die innere Umgeſtaltung des preußiſchen Geiſtes wird 
bisher lange nicht hinreichend gewürdigt. So bedürfen in dieſem 
Punkte die Hellerſchen Ausführungen einer Ergänzung. 

Der zweite Punkt betrifft die Auswirkung des Hegelſchen Geiſtes 
auf die politiſchen Hiſtoriker der ſpäteren Zeit, 1 auf J. G. 
Droyſen und Heinrich v. Treitſchke. Auch Heller gibt zu, daß Droyſens 
Machttheorie „inhaltlich nichts anderes als die von Hegel ſchon in der 
Verfaſſung Deutſchlands verkündigte, von Droyſen ein wenig ins 
Liberale überſetzte und deshalb nicht fo unbedingte iſt wie die 
Hegelſche“. In dieſer Hegelſchen Unbedingtheit und der Droyſenſchen 
Bedingtheit liegt doch eine größere Abweichung beider Denker, als 
Heller annimmt. Hegel rationaliſiert ſeinerſeits den Begriff des 
nationalen Machtſtaates, dieſes größten irrrationalen Wertes der Ge⸗ 
chichte in durchaus ungeſchichtlicher Weiſe und gelangt dadurch zu ſeiner 

nbedingtheit, zu einem nationaliſtiſchen Imperialismus, während 
Droyſen ihn in echt geſchichtlicher Weiſe als bedingt erfaßt, als eine 
eigentümliche Macht gegenüber den anderen Mächten, als 
ein Glied in dem europäiſchen Staatenſyſtem, deſſen Mächte ſich gegen⸗ 
ſeitig in ihrer Unabhängigkeit und Gleichberechtigung anerkennen und 
reſpeltieren und unter denen ein Gleichgewicht der Macht beſteht, das 
ſich ſeit dem XV. Jahrhundert immer wieder ſiegreich durchſetzt. Noch 
ſchärfer kommt der Gegenſatz gegen Hegel bei Treitſchke zum Durch⸗ 
bruch, beſonders in ſeinen ſpäteren Jahren. In ſeiner „Politik“ warnt 
er davor, in den Fehler der Alten zu verfallen, das Staatsleben zu 
überſchätzen, um dann fortzufahren, daß die moderne Anſchauung vor 
dieſem Fehler behütet werde vor allem durch die durch das Chriſtentum 
erworbene Erkenntnis, „daß der Menſch unmöglich bloß ein Glied des 
Staates ſein kann, die Erkenntnis vom Werte der unſterblichen Per⸗ 
ſönlichkeit des Menſchen und ihres Rechtes, von Gott und göttlichen 
Dingen frei zu denken“. Der Hegelſche Monismus löſt ſich hier auf in den 
kantiſch⸗chriſtlichen Dualismus. Treitſchke erkennt die völkerverbindenden 
Mächte der Religion, der Wiſſenſchaft, des Handels, die den Staat über 
ſich ſelbſt hinausführen und in den Zuſammenhang der Staatengeſellſchaft 
hineinſtellen. Der Machtſtaat iſt für ihn nicht Selbſtzweck, ſondern iſt 
Macht, um die höheren Güter der Menſchen, nicht nur der ihn bildenden 
Nation zu ſchützen und zu fördern, er iſt zugleich eine Anſtalt, „die mit⸗ 
wirken ſoll an der Erziehung des Menſchengeſchlechtes“. 

So gewinnt bei dieſen Hiſtorikern auch das Völkerrecht doch eine 
andere Bedeutung als bei Hegel, und wir müſſen, um ihren Zuſam⸗ 
menhang mit der Ideenwelt des 19. Jahrhunderts richtig und um⸗ 
faſſend zu erkennen, bei ihnen außer auf Hegel auch auf die hiſtoriſche 
Rechtsſchule und die Romantik, namentlich auf Schleiermacher zurück⸗ 
greifen; und wir dürfen nicht vergeſſen, daß ſie durch die Schule Kants 
gegangen ſind. In Hegels nationalem Machtſtaate offenbart ſich der 
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abſolute Weltgeiſt, in dem nationalen Machtſtaate, wie ihn Droyſen 
und Treitſchke auffaſſen, der Weltgeiſt in einer eigentümlichen Form. 
Bei aller Anerkennung des Hegelſchen Einfluſſes auf den nationalen 
Machtſtaatsgedanken der politiſchen Hiſtoriker erfährt dieſer Gedanke 
ſelbſt durch ſie doch eine weſentliche Umbiloung, ja Weiterbildung, die 
über Hegel hinausführt. Zwiſchen ihnen ſteht Leopold v. Ranke, deſſen 
Bedeutung für die Erkenntnis dieſer Ideenwelt durch Hellers Ausfüh⸗ 
rungen nicht erſchüttert wird. Müſebeck. 


Einar Forßberg, Sverige och Preußen 1810—1815. Akademisk 
Avhandlung. Uppsala 1922. | 

Behandelt auf Grund gründlicher Studien in den ſchwediſchen, 
deutſchen und dänſchen Archiven die politiſchen Beziehungen Schwedens 
zu Preußen und namentlich die Verhandlungen über Pommern. Sch. 


Hialmar Haralds, Sveriges utrikespolitik 1848. Ett bidrag 
till behysning of danska frägans första skede, XVI 293 Seiten. 
Diff. Uppfala 1912. 


Erik D. Löfgren, Sverige-Norge ‘och danska fragan 1848-49. 
Frän stilleständet i Malmö till den svensk-danska konventionen augusti 
1849. XIV + 285 Seiten. Diſſ. Uppſala 1921. 

Vorliegende Diſſertationen behandeln die ſchwediſche Politik und 
die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage in den Jahren 1848—49. Beide Ver⸗ 
faſſer haben nur däniſches und ſchwediſches Archivmaterial benutzt, 
trotzdem ſind er Abhandlungen von Intereſſe auch für die Kenntnis 
der diplomatiſchen Beziehungen zwiſchen Preußen und Schweden. 

Haralds gibt zuerſt einen Überblick über die Hauptprobleme 
der ſchwediſchen auswärtigen Politik, ihre Stellung zur kmiſchen 
Frage, außerdem ſchildert er die Bedeutung der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Frage, die Kriſe in den Herzogtümern und die Entſtehung des 
nationalliberalen däniſchen Märzminiſteriums. Preußens Intervention 
zugunſten der Schleswig⸗Holſteiner veranlaßte die Hinwendung der 
däuiſchen Regierung zu England, Rußland und Schweden. Nachdem 
die Hoffnung eines Engreiſens der beiden Großmächte fehlgeſchlagen 
war — England wollte nur diplomatiſche Hilfe leiſten, und auch Ruß⸗ 
land war nicht zu bewaffnetem Einſchreiten geneigt —, mußte Däne⸗ 
mark ernſtlich die Stütze Schwedens ſuchen. Aber das verurſachte 
Schwierigkeiten. Die älteren ſchwediſchen Diplomaten lebten in den 
antiſkandinaviſchen Traditionen der Karl⸗Johanns⸗Zeit. Außerdem 
verhielten ſich der ſchwediſche Reichstag und das norwegiſche Storthing 
ziemlich kühl dem Skandinavismus gegenüber. Die ſchwediſche Re⸗ 

ierung ſcheint nur zu moraliſcher Hilfe geneigt geweſen zu ſein. Die 
Erfolge der Deutſchen, ihre dadurch neue militäriſche Machtſtellung, 
wie auch Dänemarks bedrohte ſtaatliche Exiſtenz haben wahrſcheinlich 
die führenden Männer der ſchwediſchen Politik ein wenig beunruhigt. 
König Oskars Standpunkt, der auch den Beifall des ſchwediſchen 
Reichstags fand, war, daß Schweden bezüglich Dänemarks Recht auf 
Schleswig nur in Verſtändigung mit den Garantiemächten handeln 
und nur eingreifen ſollte, wenn Jütland und die däniſchen Inſeln von den 
Deutſchen bedroht würden. Auf Antrag des Königs bewilligte der 
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Reichstag Geld zu Rüſtungen, und im Mai wurde eine ſchwediſch⸗ 
däniſche Konvention unterzeichnet. Schwediſche Truppen wurden in 
Schonen zuſammengezogen und allmählich nach Fünen überführt. Dieſe 
Truppenſendung war auch von politiſcher Bedeutung für Dänemark. 
Da außer Schweden auch Rußland Druck auf Preußen übte, entwickelte 
ſich die diplomatiſche Lage zu Dänemarks Vorteil. Die preußiſchen 
Truppen wurden von Jütland zurückgezogen. In London wurden 
unter Palmerſtons Vermittlung Stillſtandsunterhandlungen eingeleitet, 
die auf Wunſch der däniſchen Regierung nach Malmö verlegt wurden. 
Gleichzeitig war eine Wendung in der preußiſchen Politik eingetreten, 
indem Schleinitz Arnims Nachfolger als Leiter der preußiſchen aus⸗ 
wärtigen Politik wurde. Durch die Sendung des Grafen Pourtalés, 
welche Verf. ausführlich ſchildert, gab die preußiſche Regierung ihre 
Bedingungen bekannt. Teilweiſe zufolge König Oskars Druck auf die 
Dänen, die ſich jetzt mehr kriegeriſch zeigten, kam eine Waffenruhe gu 
ſtande. Dieſe wurde zwar von dem Berliner Kabinett, gebilligt, 
aber der preußiſche General Wrangel erklärte, daß er als deutſcher 
Bundesfeldherr den Waffenſtillſtand nicht billigen könne ohne die Rati⸗ 
fikation des Reichsverweſers. Indeſſen wurden neue Verhandlungen 
angeknüpft, fortwährend unter | preußischer Vermittlung, mit General 
von Below als deutſchem und preußiſchem Unterhändler. Das Er⸗ 
gebnis wurde ein neuer ſiebenmonatiger Stillſtand vom 26. Auguſt 
1848. Die Malmökonvention war eine Kompromißſchöpfung, ganz und 
gar von gelegentlichem Charakter. 

Eine Fortſetzung und aus vielen Geſichtspunkten wertvolle Er⸗ 
gänzung bildet Löfgrens Arbeit. Sie beſchreibt die Verhandlungen 
während der Waffenruhe, die Lage in den Herzogtümern und die 
Kündigung des Stillſtandes von der däniſchen Regierung wegen der 
Abneigung der proviſoriſchen Regierung in Schleswig⸗Holſte in, ſich 
nach den Beſtimmungen der Malmökonvention zu richten. Nach dem 
Stillſtand in Malmö kam keine iſolierte ſchwediſche Aktion zugunſten 
Dänemarks vor, ſondern der Standpunkt des Stockholmer Kabinetts in 
der däniſchen Frage war, nicht Wichtiges ohne Beratung mit den 
Dänemark freundlich geſinnten Mächten zu unternehmen. Mit dieſer 
Einſchränkung wollte man Dänemark eine möglichſt kräftige diplomatiſche 
Stütze geben. Die neue Kriſe kam ziemlich ungünſtig für die Mächte, 
und mehrere Verſuche wurden gemacht, den Konflikt beizulegen. Nach 
wiederholten Verhandlungen wurde — weſenilich zufolge Rußlands 
Intervention — am 10. Juli in Berlin ein Stillſtand geſchloſſen, dem 
eine ſchwediſche Okkupation von Nordſchleswig folgte. Die Einzel⸗ 
heiten dieſer Beſitzergreifung wurden durch eine ſchwediſch⸗däniſche 
Konvention (Auguſt 1849) geregelt. : 

In einem Einleitungskapitel geht Verf. zur Malmökonvention zurück 
und behandelt die Volksſtimmung in Schweden unter Berückſichtigung der 
Außerungen der damaligen ſchwediſchen Zeitungspreſſe. Oskar I. und ſeine 
Ratgeber wollten ſtets der öffentlichen Meinung entſprechend handeln. Sie 
konnten auch bei dem Schluß der zweiten kritiſchen Periode der däniſchen 
Frage, Auguſt 1849, der Zukunft mit Zuverſicht entgegen ſehen. 

Södertälje. Einar Forßberg. 
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Schriften zur l des Weltkrieges. 

An die Spitze ſtelle ich: Dr. Ernſt Kaeber, Berlin im 
Weltkriege. Fünf Jahre ſtädtiſcher Kriegsarbeit. 
(Im Auftrage des Magiſtrats auf Grund der Berichte der ſtädtiſchen 
Verwaltungsſtellen herausgegeben. Mit 2 Lichtdrucktafeln und 3 Ab⸗ 
bildungen im Text. VII u. 567 S. Trowitzſch & Sohn. Berlin 1921). 

Ein Buch von ſeltener Sachlichkeit, ein Rechenſchaftsbericht. Was 
in dem ſtattlichen Bande aufmarſchiert, das ſind die einzelnen Poſitionen 
eines rieſenhaften Stadthaushaltes, ausgiebig mit Statiſtiken und Daten 
verſehen. Ich muß geſtehen, unter einem Werk „Berlin im Weltkriege“ 
ar ich mir etwas anderes gedacht. Eine Stadt wie Berlin iſt ein 

ſen für ſich mit Eigenleben und Seele. Von dem Erleben dieſer 
Seele in dem gewaltigſten Ereignis, das je über unſer Volk dahingebrauſt, 
davon hätte ich in einem Werk, herausgegeben von dem Hüter der Aus⸗ 
drucksmittel dieſer Stadtſeele, etwas erwartet. So iſt mir, als wenn 
man bei der Schilderung eines Menſchen lediglich von ſeinen Körper⸗ 
teilen und ihrer Tätigkeit erzählte — wie ſoll ich mir da ein Bild von dem 
Menſchen ſelbſt machen! — Von erſtaunlicher Mannigfaltigkeit iſt die 
Berliner Kriegsarbeit geweſen! Das buntſcheckigſte Bild liefert natürlich 
der Abſchnitt „Lebensmittelverſorgung“. Um hier einen nachhaltigen 
Eindruck hervorzurufen, hat Verf. auf einer Tafel eine Zuſammen⸗ 
Pau aller Lebensmittelkarten gegeven. Zu den Nachlebenden ſpricht 
ie Darſtellung durch Text und Bild in einer Weiſe, die ſie ihrer Vor⸗ 
fahren mit Achtung gedenken läßt. | 

Den 5 nicht von der Seele ſeines Helden zu ſprechen, kann 
man dem Darſteller des Weltkrieges, Hermann Stegemann, 
ak machen. Im Gegenteil, gerade ihm als Schweizer hebt les ak 
18 das deutſche Volk, mit beſonderer Deutlichkeit ab. Von deſſen 

deskampf und Untergang entwirft er in dem letzten, vierten Bande 
ſeines großen Werkes ein erſchütternd Bild. (Hermann Stege⸗ 
mann, Geſchichte des Krieges. Vierter Band. Mit zwei 
farbigen * XIV u. 708 S. Deutſche Verlags⸗Anſtalt. 
Stuttgart u. Berlin 1921). Zeitlich umgreift er in dieſem Bande mehr 
als in den drei vorhergehenden zuſammen, nämlich den Verlauf des 
Krieges auf allen Schauplätzen vom November 1915 bis Ende 1918. 
Dieſe Zuſammendrängung des Stoffes ergibt ſich mit einer oe 
Notwendigkeit aus der großen Starrheit der Hauptfronten. Was die 
Darſtellung gliedert, ſind die ee die bald hier, bald 
dort ſpielen. St. verſteht es, in die Summe der Einzelheiten den ver⸗ 


bindenden Gedanken zu bringen, ſoweit das überhaupt möglich iſt, und 


ſoweit die Kampfhandlungen nicht ſich als ein lien bon den 
ergeben, das jeden größeren Zuſammenhang vermiſſen läßt. Zwiſchen 
den „Feldzügen“ finden ſich in beſtimmten ad etrachtungen 
über die jeweilige politische 9 Seit 1917 beherrſcht die Frage nach 
dem Frieden das Geſichtsfeld. Wertvoll ſcheint mir in dieſer Beziehung 
ein Urteil, das St. nach dem mißlungenen Friedensſchritt der deutſchen 
Regierung vom Dezember 1916 fällt. In einem kurzen Abſchnitt: „Auch 
eine Schuld“ ſagt er: „Wurde der Krieg fortgeſetzt, Deutſchland von 
ſeinen Gegnern als Erzfeind der Menſchheit behandelt und zum Kampf 
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bis zum Untergang gezwungen, ſo “A man zerſtörende Kräfte zur Hilfe, 
über die man die Herrſchaft verlor, ehe ſie ihr Werk getan hatten. Daß 
dies verkannt und dieſe Erwägungen der Niederwerfung Deutſchlands 
und der Zertrümmerung Mitteleuropas nachgeſetzt wurden, iſt die 
eſchichtliche Schuld der * und dieſe Schuld an der Fort⸗ 
1 des Weltkrieges wiegt ſchwerer als die Schuld an der Entfeſſelung 
des Krieges, wem man dieſe Schuld auch zuſchreiben und wie man ſie 
auch auf die kriegführenden Großmächte verteilen mag“ (S. 293). 


Dieſe Beiträge zur allgemeinen Geſchichte des Krieges werden er⸗ 
gänzt durch den kurzen ſtrategiſchen Überblid des Generalleutnants 
tto von Moſer (Otto von Moſer, Kurzer ſtrate⸗ 
1 Überblick über den Weltkrieg 1914-1918. 
it ſechs Karten in dreifarbigem Druck. III u. 123 S. E. S. Mittler & 
Sohn. Berlin 1921), deſſen Reiz aber mehr in den ſtrategiſchen Be⸗ 
trachtungen beſteht. 

Von der Denkwürdigkeitenliteratur nenne ich zuerſt: Th. von 
Bethmann Hollweg, Betrachtungen zum Welt⸗ 
kriege. 11 Teil: Während des Krieges. XV u. 280 S. Reimar 
Hobbing. Berlin 1921. Von dieſem zweiten Bande gilt noch mehr als 
von dem erſten: inhaltlich bringt er nicht viel Neues, obwohl er gerade 
der Tätigkeit des Kanzlers während des Weltkrieges gewidmet iſt. So 
kommt es, daß lass Eindruck in der politiſchen Literatur kein ſonderlich 
tiefer iſt, zumal das napa ae ſchon durch die Sonderveröffent⸗ 
lichung „Zur Vorgeſchichte der Erklärung des uneingeſchränkten U-Boot- 
krieges“ aus den Berichten des Unte See ee vorweg ge⸗ 
nommen wurde. Iſt der Ertrag des Buches für die Erkenntnis der Bett 
geſchichte verhältnismäßig gering, jo iſt doch das Werk wieder eine wert⸗ 
volle Quelle für die Kennzeichnung der Bethmannſchen Mentalität, ich 
möchte nicht ſagen, des Charakters, dazu iſt die Darſtellung zu allgemein. 
Iſt das eine der von Bethmann ſelbſt geprägten „gottgewollten Ab⸗ 
hängigkeiten“, wenn er ſchreibt: „Daß die militäriſche Leitung aus den 
entſtandenen Konflikten als Sieger hervorging, entſprach dem Willen 
der großen Mehrheit der Nation. ... Dieſe geradezu Sen Hingabe 
der Nation an ihre militäriſchen Heroen hat deren Stellung zu einer 
einzigartigen erhoben. Sie repräſentierten nicht mehr bloß die Heer⸗ 
führung, anden wurden zu einer politiſchen Macht, vor der ſich auch der 
Kaiſer zu beugen hatte“ (S. 51/52). Oder fein der Beſiegte von 1917 
jetzt in ſeinen Betrachtungen nach, was er ſeinerzeit im Kampf gegen 
Ludendorff unterlaſſen? | 

Ein Tatmenſch follte der Nachfolger Bethmann Holl- 
wegs, der Kanzler Michaelis, ſein. Doch er iſt nur zum Symbol 
der allgemeinen S geworden. Der Eindruck vertieft ſich, wenn 
man heute ſeine Selbſtbiographie lieſt. (Georg Michaelis, Für 
Staat und Volk. Eine Lebensgeſchichte. XIII u. 440 S. Furche⸗ 
Verlag. Berlin 1922). . 

Kein Buch 1 politiſcher Weisheit iſt dieſes Lebensbild des 
Kanzlers Michaelis, aber es zeigt uns einen Mann, der pflichtſtark ſein 
Amt durchführt und in ſicheren Bahnen auch ſchöpferiſch wirkt. Nur 
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in der politiſch⸗parlamentariſchen Welt, in die er ſo plötzlich geſtellt wurde, 
konnte er ſich nicht zurecht finden. Die Urtriebe ſeines geſunden Menſchen⸗ 
verſtandes bäumen ſich hier auf. Und noch durchzittert eine ſtarke Empö⸗ 
rung die Zeilen, wenn er ſeines Zuſammenarbeitens mit dem Reichstag 
gedenkt. „Die Ausſprache, ja der ganze Parlamentarismus, war Selbſt⸗ 
zweck. Der Gedanke, daß Parlamentarismus der Inbegriff vertrauens⸗ 
voller Offentlichkeit, der Klarlegung und Durchbringung des Volks⸗ 
willens fet, war eine Farce, denn maßgebliche Entſchließungen wurden 
im Verborgenen gefaßt, die Arbeit hinter den Kuliſſen war die aus⸗ 
ſchaggebende, der „Kuhhandel“ 1 die Parteipolitik, und die 
ganze Technik des parlamentariſchen Betriebes war eine Geheimkunſt 
von Berufsparlamentariern, die alles andere war als deutſch“ (369). 

In jeder Beziehung im Gegenſatz zu Michaelis' Buch ſteht Philipp 
Scheidemann, Der Zuſammenbruch (Vu. 251 S. Verlag 
für Sozialwiſſenſchaft. Berlin 1921). In den Darlegungen Sch.'s möchte 
man trotz des ſchweren Titels „Der Zuſammenbruch“ nur eine loſe Folge 
von Feuilletons Mea Ein organiſcher Zuſammenhang in dieſen Schilde- 
rungen, die vom Ausbruch des Weltkrieges bis zur Unterzeichnung des 
Friedensvertrages reichen, beſteht nicht. Epiſode iſt alles, und oftmals 
auch Anekdote. Deshalb ein Überreichtum an Schlagworten! Man 
kann ſich unterhalten, wenn man das Buch lieſt. Allerdings muß man 
ſich an den Ton gewöhnen. Mit gönnerhafter Nachſicht läßt Sch. die 
Vertreter der früheren Regierung vorüberziehen. Keiner fehlt. Mit 
jedem hat er nichtige und weitgreifende Geſpräche geführt, die oft in 
Dialogform wiedergegeben werden. Und ſie erheben Anſpruch auf 
Authentizität, denn der Verf. hat während des Krieges „Nacht für 
Nacht oft gef wirklich aufregenden Tagen“ nicht weniger als 26 dicke 
Bücher vollgeſchrieben. Doch auf dieſer Seite liegt nicht der Wert der 
Veröffentlichung, wenn auch die Zenſuren, die Scheidemann jedem 
einzelnen erteilt, eines gewiſſen Reizes nicht entbehren. Alle Urteile 
ſind recht wohlwollend gehalten, nicht bloß über die politiſch Naheſtehenden 
wie Bethmann Hollweg, Graf Bernſtorff, Hans Delbrück, auch Luden⸗ 
dorff findet eine gewiſſe Anerkennung. Allein wünſcht man ein Urteil 
über dieſe Männer, wird man ſchwerlich bei Scheidemann anfragen. 
Hingegen iſt er von Belang, wenn es ſich um die innerſozialiſtiſchen 
Fragen handelt. Hier liegt der Wert des Buches. Scheidemann gewährt 
einen ausgezeichneten Einblick in das Getriebe der ſozialiſtiſchen Parteien, 
und hier charakteriſiert er ſich ſelbſt auch in einem Maße, wie er es wohl 
nicht beabſichtigt hat. Hier gibt es nichts zu prunken mit großen Namen 
und dergl., hier wird Mohrenwäſche gehalten und in einer Weiſe, die 
den Verfaſſer erfüllt von Bosheiten zeigt. Das Hauptopfer iſt der Ab⸗ 
poorer Haaſe, der nachmalige Führer der Unabhängigen. Nach dem 

November wird über dieſe Partei überhaupt die ganze Schale des 
Spottes und Haſſes ausgegoſſen: Milieuſtimmung, die alle Beteiligten 
kennzeichnet. — 

Sch. legt Gewicht darauf, hinſichtlich der Wertung ſeiner Dar⸗ 
legungen zu betonen, „ob er Staatsſekretär, Volksbeauftragter oder 
Miniſterpräſident war, jedes Amt übte er aus als beauftragter Vertreter 
ſeiner Partei“. | 
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Einem anderen Gedankenkreis gehören die folgenden beiden an: 
Oberſt Bauer, Der 1995 Krieg in Feld und 
Heimat. Erinnerungen und Betrachtungen. (XV und 323 S. Oſian⸗ 
derſche Buchhandlung. Tübingen 1921.) B.'s Erinnerungen find ein 
ſtarker buchhändleriſcher Erfolg geworden. Und mit Recht! Denn ganz 
gleich, ob man mit Oberſt Bauer politiſch und militäriſch übereinſtimmt 
oder nicht, man kann ſich des Eindrucks einer Perſönlichkeit nicht ent⸗ 
siehen, umal er es verſteht, feinen Ausführungen eine Form zu vers 
eihen, die in hohem Maße anſpricht. Sachlich bringt der Verfaſſer 
nicht viel Neues. Der Reiz des Buches er hauptſächlich in den 
ſcharfſinnigen Urteilen eines ſorgfältigen Beobachters, die beſonders bei 
den kritiſchen Punkten des Krieges zur Geltung kommen. Er trifft das 
Weſentliche, obwohl ihm die abſchließende Studie des Oberftleutnant 
Müller⸗Loebnitz über die Sendung des Oberſtleutnants Hentſch 
noch nicht bekannt war. (Wilhelm Müller⸗Loebnitz, Die 
Sendung des Oberſtleutnants Hentſch am 8. bis 
10. September 1914. Auf Grund der Kriegsakten und perſönlicher 
Mitteilungen. Forſ gh ih und Darſtellungen aus dem Reichsarchid, 
Heft 1, 68 S. E. S. Mittler & Sohn. Berlin 1922.) Dieſer hat aus 
dem geſamten Material des Reichsarchivs ſowie mündlichen und ſchriſt⸗ 
lichen Bekundungen verſucht, der gel! tlichen Wahrheit über jene 
unglückſeligen Tage beizukommen, a Be nur in Hinblick auf dieſe 
wenigen Tage, im Zuſammenhange der geſamten Kriegslage wird das 
Problem nicht behandelt. Da ich im vorigen Band der „Forſchungen“ 
(Bd. 34, 111—122) die Literatur zur Marneſchlacht behandelt habe und 
auf Grund der Veröffentlichung der Akten über die von Hentſch ſelbſt 
1917 gegen te Unterſuchung durch Baumgarten-Erufiw 
mich zu einem Nichtſchuldig bekennen mußte, ſehe ich Ber jetzt durch 
das nunmehr beigebrachte Material veranlaßt, dem Verfaſſer dieſer 
Schrift beizuſtimmen, wenn er Hentſch vorwirft — natürlich in Würdigung 
ſeines guten Glaubens — daß er das Maß ſeiner Befugnis überſchritten 
hat und von dem ihm erteilten Auftrag abgewichen iſt. Das Ergebnis 
der amtlichen Unterſuchung muß alſo revidiert werden. 

Dadurch wird aber nicht die Schuld der Oberſten Heeresleitung 
noch die Bülows herabgemindert, denn weder iſt damit das Abgehen 
von dem Schlieffenſchen Plane gerechtfertigt noch die frühzeitige Rück⸗ 
wärtsbewegung Bülows. Das erkennt Bauer klar, und danach wertet 
er die e der Marneſchlacht für den Augenblick wie für den ganzen 
Krieg. Hinſichtlich des letzten Punktes iſt er der wohl berechtigten 
Meinung: ... der Endſieg war da, wenn Deutſchland wirklich feine 
Wehrkraft ausgenutzt und nicht am Heere geſpart hätte (S. 57). 

Von Bauer führt der Weg zu Ludendorff, der ſeine beiden 
Bände Kriegserinnerungen durch ein neues Buch erweitert hat: Erich 
Ludendorff, „ und Politik (AVu. 342 S. 
E. S. Mittler & Sohn. Berlin 1922). An ſich will es ein ſelbſtändiges 
Werk ſein. Allein im Zuſammenhang betrachtet iſt es im weſentchen 
eine Ergänzung zu den beiden erſten. Verf. verſucht, teils ein Bild der 
Triebkräfte ſeines Handelns zu entwerfen, teils wird in einer Ausein⸗ 
anderſetzung mit der Kritik das Handeln aus den jeweiligen Umſtänden 
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nr Dadurch gibt das Buch bedeutſamen Aufſchluß über die 
Mentalität Ludendorffs. Unter dem Geſichtswinkel den Alien und 
Politik“ ſetzt er ſich mit wichtigen politiſch⸗militäriſchen Erſcheinungen 
auseinander, wobei er naturgemäß von Clauſewitz ausgeht. Dabei 
kommt er zu dem bemerkenswerten Schluß: Der Satz: „Der Krieg iſt 
die Fortſetzung der Politik mit anderen Mitteln“ muß lauten: „Der 
Krieg iſt die äußere Politik mit anderen Mitteln“, und muß ergänzt 
werden durch den Satz, der noch bewieſen werden wird: „Im übrigen 
hat die Geſamtpolitik dem Kriege zu dienen.“ Dieſem Beweis dient 
das Buch. L. beginnt mit einer Auseinanderſetzung mit der Bismarck⸗ 
ſchen Politik, deren . hervorhebend, um in ſchnell breiter 
werdendem Strom in den Weltkrieg zu führen, wo er ja das Problem 
„Kriegführung und Politik“ in weiteſtgehendem Maße teils ausgekoſtet, 
teils ſelbſt geſtaltet hat. Beſonders wird das Jahr 1918 einer ein⸗ 
gehenden Betrachtung unterzogen, weil hier das Mißverhältnis zwiſchen 
0 rad und Politik am ſinnfälligſten in Erſcheinung trat. Er 
ſtellt dabei die deutſche Regierung den vereinigten Regierungen des 
Feindes und deren Maßnahmen gegenüber, wobei er hinſichtlich der 
Kriegführung die ausgezeichnete kleine Schrift des Generals Kuhl 
„Franzöſiſch⸗engliſche Kritik des Weltkrieges“ mit ihrem ſorgfältig zu⸗ 
ſammengetragenen Material erfolgreich benutzen konnte. (Hermann 
von Kuhl e eenglifde Kritik des Welt⸗ 
krieg es. Kritiſche eiträge zur Geſchichte des Weltkrieges. 68 S. 
Die dritte an e erſchien in bedeutend erweitertem Umfange mit dem 
Titel „Der Weltkrieg im Urteil unſerer Feinde.“ VIII u. 134 S. 
E. S. Mittler & Sohn. Beide Berlin 1921 u. 1922.) Hier iſt der un⸗ 
beirrbare Wille zum Siege und Entfaltung der größten Tatkraft, in 
Deutſchland hingegen trieb die Regierung „überall nur innere Politik 
nach dem Willen der Reichstagsmehrheit⸗ (S. 242). 
Als Wortführer der Gegner drängt ſich mehr und mehr Hans 
Delbrück vor. Er veröffentlicht in einem Berliner Verlage, deſſen 
politiſche Weitherzigkeit ſchwer zu übertreffen iſt (nebeneinander die 
Fingchri t des Reichsminiſters Köſter „Konnten wir 1918 noch weiter⸗ 
ämpfen?“ und eine Monumentalausgabe von Bismarcks Werken !), eine 
Flugſchrift „Ludendorffs Selbſtporträt.“ (72 S. Verlag für 
Politik und Wiſſenſchaft. Berlin 1922.) Selbſt wenn man die Schrift ledig⸗ 
lich als Erzeugnis des politiſchen Kampfes wertet, kann man nicht ver⸗ 
le gef daß ein Profeſſor der Geſchichte an der erſten deutſchen Univerſität 
ie geſchrieben. Ein Mann, der von der Schärfe ſeiner Logik immer viel 
Aufhebens machte. Seine Gewährsmänner ſind neben dem eben ge⸗ 
nannten Köſter und Scheidemann vor allen die großen Ungenannten, die 
ihm einmal geſagt ſich daß... Damit auch die nationale Würdeloſigkeit 
rk fehle, ergeht ſich D. in 1 Anerkennung für den Großfürſten 
Nikolai und Foch. Letzterer wird ausführlich in ſeinem Werdegang ge⸗ 
würdigt, in dem ſich zwar Delbrück doch nicht dazu verſtehen kann, Foch 
u einem der „großen Strategen“ der Weltgeſchichte zu ſtempeln. „Trotz⸗ 
em kann Ludendorff die Konkurrenz mit ihm nicht aufnehmen“ (S. 42). 
Für die hier vertretene Geſinnung wird man ein Urteil finden, 
wie es bei hervorragender Beherrſchung des Materials Hans Eggert 
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und Wolfgang Foerſter gezeichnet haben. (Hans Eggert, 
Ludendorff als Menſch und olitiker. Eine Ent⸗ 
gegnung auf Profeſſor Hans Delbrücks ee 60 S. E. S. Mittler & 
Sohn. Berlin 1922). Eggert ſtellt ſeine Darlegungen, in denen er den 
Menſchen Ludendorff behandelt, unter das Motto eines Delbrückſchen 
Wortes: „Aus dieſer Geſinnung heraus läßt ſich ein Gelehrter, der es 
ſonſt gewohnt iſt, kritiſch zu denken und zu ſchreiben, dazu hinreißen, 
dem politiſchen Gegner Anſichten unterzulegen, die der Wahrheit direkt 
widerſprechen, und den Charakter zu verdächtigen, wo er widerlegen 
ſollte. Dieſer Vergiftung unſereres politiſchen Lebens entgegenzu⸗ 
arbeiten, iſt eine der wichtigſten Aufgaben.“ (Hans Delbrück, Krieg 
und Politik, III., S. 45.) Schritt für Schritt beweiſt er, indem er Delbrück 
gegen Delbrück anführt, wie wenig dieſer in der Lage iſt, ſeinen eigenen 
Worten entſprechend zu handeln. Dabei vermag er auf Grund der 
Acta Apost. Sedis Nr. 3 vom 2. Februar 1922 ein Wort des gegen⸗ 
wärtigen Papſtes gelegentlich der Totenfeier für Benedikt XIV. mit⸗ 
uteilen, wie die Friedensbemühungen des Papſtes lediglich deshalb 
ſcheiterten, weil die Ententemächte durch Geheimverträge ſich derartig 
gebunden hatten, daß ohne deren Aufhebung jede Friedensvermittlung 
von vornherein ausſichtslos war (S. 31). 

Hinſichtlich des Feldherrn hatte es Wolfgang Foerſter 
übernommen, Delbrück zu antworten. (Hans Delbrück — ein 
Porträtmaler??? Antwort auf die Schrift „Ludendorffs Selbſt⸗ 
porträt“. 40 S. E. S. Mittler & Sohn. Berlin 1922). Er hatte ſchon 
früher ſich mit den militäriſchen Eigenſchaften Ludendorffs eindringlich 
auseinandergeſetzt. (Graf Schlieffen und der Weltkrieg. 
Zweiter Teil: Die Oſtoffenſive 1915 in Galizien und Rußland, Betrach- 
tungen über die Heerführung des Generals v. Falkenhayn. Mit einer 
Karte. III u. 92 S. Dritter Teil: Verdun 1916, Der Feldherr Luden⸗ 
dorff. Die große Schlacht in Frankreich vom 21. März bis 4. April 1818. 
I u. 131 S. Mit neun Karten. E. S. Mittler & Sohn. Berlin 1921). 
Bei ſeiner Sachkenntnis und ſeinem ſicheren militäriſchen Urteil überführt 
er Delbrück mit derſelben Sicherheit wie Eggert: „Es fehlt Hans Delbrück 
an jeder einheitlichen, klar und folgerichtig durchdachten Vorſtellung 
von der Pſyche des het a Ludendorff. Sein ganzes Räſonnement 
iſt ein fortgeſetzter Widerſpruch in ſich ſelbſt. Seine Urteile fallen bald 
ſo, bald ſo aus, wie es ihm gerade für ſeine Zwecke paßt“ (S. 39). 

Dem militäriſchen Verlauf des ee dienen eine Reihe von 
Sonderſtudien aus dem Verlage E. S. Mittler & Sohn, Berlin (M. von 
Poſeck, Die deutſche Kavallerie 1914 in Belgien und Frankreich. 
Mit 2 Karten und 9 Skizzen in Steindruck. VIII u. 240 S. 1921. — 
Erich von Falkenhayn, Der Feldzug der 9. Armee gegen die 

Rumänen und Ruſſen 1916/17. Erſter Teil: Der Siegeszug durch 
Siebenbürgen. Mit 1 Überſichtskarte und 3 Skizzen im Text. III u. 
102 S. 1921. Zweiter Teil: Die Kämpfe und Siege in Rumänien. 
Mit 7 Skizzen im Text. I u. 127 S. 1921. — Freiherr von Rots⸗ 
mann, Das Reſerve⸗Infanterie⸗Regiment Nr. 222, Seine Kriegs⸗ 
taten bis zum Abtransport in die Karpathen. IV u. 48 S. 1921. — Hans 
von Zwehl, Die Schlachten im Sommer 1918 an der Weſtfront. 
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Mit 2 Karten im Text. Kritiſche Beiträge zur Geſchichte des Weltkrieges. 
40 S. 1921), während Generalleutnant von Altrock und 
General Freiherr von Freytag⸗Loringhoven in 
allgemeineren Schriften Beiträge zur Geſchichte des Weltkrieges liefern. 
(Conſtantin von Altrock, Vom Sterben des Deutſchen 
Offizierkorps. Mit 1 Statiſtik der Kriegsverluſte an Toten nach amtlicher 
Bearbeitung. Kritiſche Beiträge zur Geſchichte des Weltkrieges. 64 S. 
E. S. Mittler & Sohn. Berlin 1921. — Freiherr von Freytag⸗ 
Loringhoven, Feldherrngröße. Vom Denken und Handeln her⸗ 
vorragender Heerführer. Mit 19 Skizzen im Text und 1 Kartenbeilage. 
XIII u. 209 S. E. S. Mittler & Sohn. Berlin 1922). Erſterer ſpricht 
vom Sterben des Deutſchen Offizierkorps, indem er im Verein mit 
Berufsgenoſſen der toten Offiziere aller deutſchen Truppenkontingente 
während des letzten Jahrhunderts in knapper Darſtellung mit Statiſtiken 
gedenkt, letzterer ſucht in das Denken und Fühlen hervorragender Heer⸗ 
führer vom Altertum bis zur jüngſten Gegenwart einzudringen, wobei 
ihm manche gute Charakteriſtik gelingt. 

Das Weſen eines unſerer erbittertſten ng bringt uns Ober ft 
Schwertfeger in feinem Buche: „Der Tiger.“ Die Kriegsreden 
Georges Clémenceaus. (185 S. Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Politik 
und Geſchichte m. b. H. Berlin 1921) nahe, in dem er die Kriegsreden 
Clômenceaus, beſonders aus dem letzten Kriegsjahre zuſammenſtellt in 
der Abſicht, einmal gegen die Schuldlüge zu kämpfen, dann aber auch 
dem deutſchen Volke an dem Beiſpiel Frankreichs zu zeigen, was der 
Zuſammenſchluß aller Kräfte für die Entwicklung eines Landes vermag. 

Über den Friedensſchluß liegen zwei Schriften aus dem Lager 
ri ie Feinde vor. Die Friedensverhandlungen vorwiegend in ihrem 
äußeren Hin und Her ſchildert der ehemalige amerikaniſche Staats⸗ 
ſekretär des Auswärtigen, Robert Lanſing (Die Verſailler 
Friedens⸗Verhandlungen. Perſönliche Erinnerungen. 246 S. Verlag 
von Reimar Hobbing. Berlin 1921), der als Friedensdelegierter in Paris 
tätig war, aber im Februar 1920 ſich von dem a löſte, 
weil ein Zuſammenarbeiten mit dem in Europa jo ſchmerzlich Ent⸗ 
täuſchten und natürlich Gekränkten nicht mehr möglich war. 

eniger die Geſchichte des Friedens ſchluſſes als mehr feine wirt⸗ 
ſchaftlichen Folgen hat der Engländer John Maynard Keynes, 
Profeſſor am Kings College in Cambridge und langjähriger Hilfsarbeiter 
im Londoner Schatzamt, in einem gleichlautenden Buch behandelt. (Die 
wirtſchaftlichen Folgen des Friedensvertrages. Überſetzt von M. J. Bonn 
und C. Brinkmann. V. u. 243 S. München und Leipzig, Verlag von 
Duncker & Hemblot. 1921.) Hermann Dreyhaus. 


Die Mache im Weltenwahn. Schriften für echten Frieden. Heraus⸗ 
gegeben von Ferd. Avenarius. 1. und 2. Doppelheft: Propaganda 
und Wahrheit. 1. Die photographiſchen Dokumente. Reimar 
Hobbing, Berlin 1922. 

Eine ſehr dankenswerte Veröffentlichung des Kunſtwart⸗Heraus⸗ 
gebers, die durch eine große Anzahl von Abbildungen darlegt, in welcher 
ſkruppelloſen Weiſe unſere Gegner Fälſcherarbeit getrieben haben, um 
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mittels des Bildes die öffentliche Meinung gegen uns aufzubringen. 
Dieſe gefälſchten und verfälſchten Photographien ſind einwandfreie 
Dokumente des moraliſchen Tiefſtandes der feindlichen Propaganda. 


Schriften zur Schuldfrage. 

Obwohl die Frage nach der Schuld am no die brennendfte 
des Tages ift, da ihre einſeitige Vela auf Deutſchland die Unterlage 
für den Friedensvertrag von Verſailles abgibt, ſo geſchieht ihre Be⸗ 
antwortung doch nur ganz zögernd. Nicht nur die Ententeſtaaten üben 
aus allzu begreiflichen Gründen völlige Zurückhaltung, auch die deutſche 
Regierung findet nur ſchwer den Entſchluß, etwas Durchgreifendes zu 
unternehmen. Ich habe das bis zum 1. Oktober 1921 bekannte Material 
in einer kleinen Schrift zuſammengeſtellt und behandelt. Hermann 
. Die Schuld am Weltkriege. (76 S. Hafen⸗ 

erlag. Berlin 1921). Von ſtreng wiſſenſchaftlichem Standpunkt 
eſehen, kann man bisher zu dem Ergebnis kommen: von einer ein⸗ 
tien Schuld Deutſchlands kann unter keinen Umſtänden die Rede 
ein und ebenſo wenig von einem wiſſentlichen Streben zum Kriege. 
Aber poſitiv von der Schuld der anderen zu ſprechen, iſt ebenſo unmöglich, 
denn ſtichfeſte Beweiſe eines böſen Willens ſind ſchwer zu erbringen. 
Im übrigen ſpielt jedoch die Frage der Wechſelwirkung bei der Be⸗ 
urteilung der einzelnen Handlungen eine ſolche Rolle, daß ein eindeutiges 
Ergebnis wohl nie zu erzielen ſein wird. 

Noch einmal legt ausführlich Otto Hammann feinen Stand- 
punkt dar, in dem er ſeine bereits früher hier beſprochenen Erinnerungen 
zuſammenfaßt und erweitert. (Der mißverſtandene Bis⸗ 
marck. 204 S. Reimar Hobbing. Berlin 1921). Den Titel entlehnt 
H. der Reichstagsrede des Fürſten Bülow vom 14. November 1906, 
wo dieſer ſich beklagte: „Wir laborieren an dem mißverſtandenen Bis⸗ 
marck“. Dies Wort gibt dem Verf. in der Hauptſache einen günſtigen 
Ausgangspunkt, auf den er dann von Zeit zu Zeit zurückgreift. N 
ein Bild des „wahren“ Bismarck zu erwarten, würde auf Irrwege leiten. 
So anſprechend die Charakteriſtik Bismarcks iſt, wenn er ſagt: „Wir 
ſehen ihn groß in der Konzeption feiner Ziele, ebenſo groß im Wechſel 
der geeigneten Mittel und Wege“ (S. 22), Ie ijt doch für dieſe Formel 
kein Beweis angetreten, nur hin und wieder finden ſich erläuternde 
Beiſpiele. 

Danach verdient der Untertitel des Buches „Zwanzig Jahre deutſcher 
Weltpolitik“ mehr Berechtigung. Tatſächlich gibt Hammann aus ſeiner 
bevorzugten Stellung als Preſſechef von vier Kanzlern ein wertvolles 
Material zur Sale chichte, das weniger durch große Linienführung 
als durch die Fülle von Einzelheiten ſeſſelt Im beſonderen iſt hier 
bereits vorher Gegebenes verwertet worden, natürlich nicht durch ein⸗ 
fache Übernahme. Stofflich iſt das Ganze eine vertiefende Parallele 


zu dem zweiten Bande der Hammannſchen Erinnerungen, der „Vor⸗ 


geſchichte des Weltkrieges“ (hier beſprochen Bd. 32, S. 221/22, 1919). 
Der politiſche Standpunkt des Verf.'s ijt im weſentlichen derſelbe ge⸗ 
blieben, wenn ich auch hier die Beobachtung unterſtreichen muß, die ich 
ſchon bei dem dritten Band der Erinnerungen „Um den Kaiſer“ machte 


o 
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(ſ. Forſch. Bd. 33, ©. 422/23, 1921): die Revolution hat manches Urteil 
ſtark zugeſpitzt, ſo beſonders über den Kaiſer. Allerdings kann man 
trotzdem nicht gerade von Unſachlichkeit ſprechen, wie dies die nach 

ammanns Meinung endgültige Darſtellung über die Krügerdepeſche 

eweiſt, die er als einen ausgeſprochenen Staatsakt anſehen will (in 
Frage geſtellt von Irmer im „Roten Tag“, Nr. 235, 7. Oktober 1921). 
Jedenfalls iſt auf Grund dieſer Zeilen zu ſagen, daß man die Krüger⸗ 
depeſche nicht mehr auf das Konto der „eigentlichen impulſiven Hand⸗ 
lungen eines perſönlichen Regiments“ ſetzen darf. 

Gleichfalls befaßt ſich mit der Perſon des Kaiſers ſehr eingehend 
der letzte kaiſerliche Botſchafter in Paris, der Freiherr von Schoen, 
Erlebtes, Beiträge zur politiſchen Geſchichte der 1 
Zeit (227 S. Deutſche Verlags⸗Anſtalt. Stuttgart u. Berlin 1921). Sein 
Urteil iſt menſchlich mehr vertieft, wenn er am Schluſſe einer langen 
Würdigung ſagt: „Nach welcher Richtung das Urteil auch neigen mag, den 
Kennern wird von dem nun verhüllten Bild des Kaiſers mehr Licht wie 
Schatten im Gedächtnis haften, dank der gütigen Gabe der Natur, Er⸗ 
freuliches im Erinnern tiefer wurzeln zu laſſen als Unerfreuliches“ (S. 128). 

Neben den Erinnerungen des Freiherrn von Schoen 125 ſich der 
dritte Band der Denkwürdigkeiten des Freiherrn von Eckardſtein 
eigenartig ab: Die Iſolierung Deutſchlands, 3. Bd. der 
Lebenserinnerungen und politiſchen Denkwürdigkeiten (208 S. Paul 
ges Leipzig o. J. (1921)). Dort ein ruhiger Gedankenfluß in ſtrenger 
ge chichtlicher Folge, hier feuilletoniſtiſche Beweglichkeit, öftere Unter⸗ 

rechung durch weitſchweifende Anekdoten, das iſt die Charakteriſtik des 
Eckardſteinſchen Werkes, was ich hier wie bei den beiden erſten Bänden 
hervorheben muß (vgl. Forſch. Bd. 34, S. 158ff!). 

Im Gegenſatz zu dieſen durch die Perſönlichkeiten ihrer 70 8 
naturgemäß ſtark beeinflußten Werken ſteht die Quellenſammlung des 
Oberſten Bernhard Schwertfeger „Der Fehlſpruch von 
Verſailles. Deutſchlands Freiſpruch aus belgiſchen Dokumenten 
18711914. Abſchließende Prüfung der Brüſſeler Aktenſtücke“ Deutſche 
Verlagsgeſellſchaft für Politik und Geſchichte. Berlin 1921. (XIV u. 
215 S.). Sie ſtellt einen Auszug des großen fünfbändigen Werkes „Zur 
Europäiſchen Politik“ dar, das in dieser Zeitſchrift (Bd. 32, S. 225 ff. 
u. Bd. 33, S. 276 ff.) eine ausführliche ee erfahren hat. Der 
Verf. nennt den Auszug eine „abſchließende Würdigung der Brüſſeler 
Aktenſtücke.“ Damit iſt aber nicht geſagt, daß hier eine ar ate 
5 5 gegeben wird, nein, nach einer knappen Einleitung fpreden 

ie Dokumente aus dem Zeitraum 1871 bis 1914 in wirkungsvoller 
Zuſammenſtellung ſelbſt a jeglichen Kommentar. Nur hin und wieder 
ſind in Anmerkungen beſondere Erläuterungen gegeben, ſonſt wollen 
eben die Dokumente durch die Wucht ihres Inhaltes den Friedensvertrag 
von Verſailles zu einem „Fehlſpruch“ machen. Das gelingt ihnen in 
dieſer gedrängten Zuſammenfaſſung zweifellos beſonders eindrucksvoll, 
Ef lo 9 zu wünſchen, daß der Verf. mit dieſer Propagandaſchrift rechten 
rfolg hat. 

Dasſelbe iſt von einer zweiten Schrift desſelben Verfaſſers zu ſagen: 

Poincaré und die Schuld am Kriege. Nach Poincares 


310 Neue Erſcheinungen 


Vorträgen in der „Société des Conférences“ (118 S. Deutſche Verlags- 
be sech für Politik und Geſchichte. Berlin 1921). Sch. behandelt hier 
die ſechs Vorträge, die Poincaré in der „Société des Conferences” im 
Februar und März 1921 hielt und dann in erweiterter Geſtalt in der 
„Revue de la Semaine illustrée“ erſcheinen ließ. 

Faſt ausſchließlich Aktenmaterial gibt das deutſche Weißbuch 
über die Schuld am Kriege mit der Denkſchrift 
der deutſchen Viererkommiſſion zum Schuld⸗ 
bericht der Alliierten und Aſſoziierten Mächte. 
(Im Auftrage des Auswärtigen Amtes. VII u. 208 S. Deutſche Verlags⸗ 
geſellſchaft für Politik und Geſchichte m. b. H. Charlottenburg 1919). 
Zurzeit iſt dieſes Weißbuch als wichtigſte Außerung des amtlichen Deutſch⸗ 
land zur Schuldfrage anzuſehen. Sonſt iſt man über Ankündigungen 
und fünf Bände „Bismarckſche Politik“, die endlich im Sommer 1922 
erſchienen, bisher nicht hinausgekommen. 

Das im Weißbuch gewonnene Material benutzt Graf Mont⸗ 
gelas 855 einer Flugschrift der Liga zum Schutz der deutſchen Kultur. 
(Zur Schuldfra 8 e. Eine Unterſuchung über den Ausbruch des 
Weltkrieges. 30 S. Verlag der Kulturliga, G. m. b. H. Berlin o. J. 
1921). In 18 Einzelfragen löſt er den gewaltigen Stoff auf, jedesmal 
eine prägnante Faſſung findend. Zum Schluß ironiſiert er England, 
indem er die ſcheinbar einlenkenden eines Lloyd Georges vom 
Dezember 1920 den ſcharfen Worten auf der Londoner Konferenz vom 
März 1921 gegenüberſtellt. 

All dieſe Darſtellungen greifen bei der Erörterung der Schuldfrage 
mit Recht mehr oder minder weit in die Vergangenheit zurück. Hingegen 
ee B. W. von Bülow in einer ſorgfältig durchgeführten Unter⸗ 
uchung die Schuld in den letzten 13 Tagen zu erkennen. (Die Grund⸗ 
linien der diplomatiſchen Verhandlungen bei 
Kriegsausbruch. 121 S. Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Politik 
und Geſchichte m. b. H. Charlottenburg 1920). Dabei zergliedert er 
das geſamte Material der Farbbücher und ſonſtigen amtlichen Dokumente 
mit fehr viel Umſicht, allerdings in der angenehmen Lage, von Sauerbeck 
in ſeinem umfangreichen Werk ſchon eine gute Vorarbeit benutzen zu 
können. Der Verf. iſt nicht bloß Hiſtoriker, auch Politiker. So kargt 
er nicht mit ſeiner Verurteilung der deutſchen Regierung im Juli 1914, 
um allerdings das Ergebnis in einer Weiſe zuſammenzufaſſen, die ge⸗ 
ſchichtlich wohl begründet iſt und die Darſtellung zu einem äußerſt ſchätzens⸗ 
werten Beitrag zur Behandlung der Schuldfrage machen. 

Einen beſonderen Weg glaubte Hans Delbrück bei der Be⸗ 
handlung der Schuldfrage gehen zu müſſen. (Deutſch⸗en 82 if e 
Schuld — Diskuſſion zwiſchen Hans Delbrück, Profeſſor der Geſchichte 
in Berlin, und J. W. Headlam⸗Morley, Profeſſor der Geſchichte in London. 
48 S. Verlag für Politik und Wirtſchaft G. m. b. H. Berlin o. J. [1921]. 
Er will das „moraliſche Anſehen des deutſchen Volkes in der Welt“ wieder⸗ 
herſtellen und ſucht deshalb durch Hervorrufung einer internationalen 
Schulddiskuſſion, den unſerm Volke gemachten Vorwurf in Verſailles 
zu entkräften. Bisher hat er wenig Erfolg gehabt. Lediglich die engliſche 
Monatsſchrift „Contemporary Review“ iſt auf ſeine Anregung ein⸗ 
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gegangen und hat feine Darlegung der Schuldfrage aufgenommen und 
durch den ehemaligen Cambridger Hiſtoriker Profeſſor J. W. Headlam⸗ 


Morley beantworten laſſen. f 
| Trotzdem darf doch die Vernunft nicht zum Schweigen kommen, 


ſie muß immer den Satz von der Alleinſchuld Deutſchlands mit allen 
Gründen bekämpfen, auch dann noch, wenn es in der ſeltſamen Art 
Dr. Eugen Fiſchers geſchieht, der ſeine Darlegungen in der Form 
eines Blapbabers bing ede oyer vor einem Gerichts⸗ 
hof redlicher M no in Sachen der Kriegs- 
ſchuld. 50 S. Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Politik und Geſchichte 


m. b. H. Berlin 1921). Zwar kommt er nicht zu beſonderen Ergebniſſen % 


aber ſeine Darftellung iſt ſehr eindringlich und ſauber, wenn auch reichli 
mit ſittlichen Erwägungen durchtränkt, die ihn in der Nachgiebigkeit 
Deutſchlands gegen Oſterreich⸗Ungarn im Juli 1914 gleichfalls eine 
Schuld ſehen fatten. anz Ethik iſt Gregor an ud in feiner Schrift: 
Der neue Nationalismus und die uldfrage. Wider 
Friedrich Wilhelm Foerſter. (117 S. 1 Verlagsgeſellſchaft 
für Aa und Geſchichte m. b. H. Berlin 1921). 

Auf den Boden der Tatſachen begibt ſich Archivrat Artur Bull⸗ 
rich, indem er in einer Zuſammenſtellung das Material des Imperia! 
Defence Committee gibt, wo der bekannte Marineberichterſtatter Archibald 
Hurd ws die engliſche Handelsflotte vor und im Weltkriege berichtet. 
(Wie England den Krieg vorbereitete und durch⸗ 
führte. Bearbeitet auf Grund der bisherigen amtlichen Veröffent⸗ 


lichungen des rae Imperial Defence Committee. 216 S. Otto 


Elsner Verlagsgeſellſchaft m. b. H. Berlin 1921). Hier wird genau über 
die 1 orientiert, die ngland viele Jahre vor Ausbruch des 
Krieges traf, um die Ernährung ſeiner Bevölkerung ſowie die dai 
a re jeiner Induſtrie fidjerguftellen. 

Auf breiterer Baſis trägt Joachim Kühn einen psec gegen 
den a ore 7 1 vor (Hiſtoriſche und pole⸗ 
miſch franzöſiſchen Politik. 310 S. 
Deutſche e Vetlahbgeselſchaſt für Politi Ha Geſchichte m. b. H. Berlin 


1920), indem er von im ganzen a sgl zwei fic) mit Dingen 


beichä en läßt, welche die Schuldfrage angehen. 
chluſſe erwähne ich noch zwei Schriften die als Abwehr gegen 
eine der ſchmerzlichſten Erſcheinungen der Revolution, g gegen her 
Schrift „Wie der Weltkrieg entſtand“ erfchienen find: Graf M 
Montgelas, Gloſſen zum Kautsky⸗Buch. Mit chien 


Anhang: Die Franzöſiſch⸗Ruſſiſche Militärkonvention. (47 S. Deutſche 


ee ee, für Politik und Geſchichte m. b. H. Charlottenburg 
1920) und Hans F. Helmolt, Kautsky, der Hiſtoriker. 
Das Grünbuch Karl Kautskys, ‚Wie der Weltkrieg en u im Lichte der 
Kautsky⸗Akten. Eine kritiſche Unterſuchung. (119 Ebenda, 1920). 
Als Mitherausgeber der „Kautsky⸗Akten“, der „deutſchen Dokumente 
zum Kriegsausbruch“ war Graf Montgelas beſonders zuſtändig. 
Er urteilt: „Zuſammenfaſſend kann man fagen, daß das Kautskyſche 
Buch wegen ſeiner Beſchränkung auf nur einen Teil der längſt allgemein 
zugänglichen Quellen nicht als ein Ergebnis unparteiiſcher Forſchung 
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gelten kann. Die übertriebene Bewertung der kaiſerlichen Marginalien 
gibt dem in den Dienſtgang der höheren deutſchen Behörden nicht ein⸗ 
e Leſer ein durchaus unrichtiges Bild, denn es fehlt jede Auf⸗ 

ärung darüber, wann die Randgloſſen geſchrieben und wie oft ſie nicht 
beachtet wurden“ (S. 40/41). — Schärfer im Temperament und weit⸗ 
ſellung i in der Beweisführung iſt Hans F. Helmolt. Die Dar⸗ 
ſtellung iſt eine ſorgfältige ltgeſche rung der 1919 erſchienenen Schrift 
„Ein Vierteljahrhundert Weltgeſchichte“, 1894 bis 1919, gleichfalls mit 
reichem Quellenmaterial, u. a. mit einem vollſtändigen Abdruck des 
Dreibundvertrages. Auf dieſe Weiſe wird der Geſchichtsklitterung 
Kautskys nachdrücklich entgegengetreten. Hermann Dreyhaus. 


B. Zur brandenburgiſchen Geſchichte. 


Albert Kiekebuſch, Bilder aus der „ Vorzeit. 
3. erweiterte Aufl. mit 71 Abbildungen und einer Zeittafel. Dietrich 
Reimer (Ernſt Voßen). Berlin 1921. 96 S. 

Allen, die ſich für die Altertumskunde unſerer engeren Heimat 
intereſſieren, wird das vortreffliche Büchlein, das jetzt ſchon in der 
dritten Auflage vorliegt, und in dem zum großen Teile Ergebniſſe 
eigener Forſchungsarbeit des Verf. mitgeteilt werden, Belehrung und 
Genuß bereiten. 


G. Bürger, Die Pr des fel. Bruders Hermann von 
Lehnin um das Jahr 1300 und Markgraf Otto VI. von Brandenburg, 
geſtorben 1303 als Ciſtercienſer⸗Bruder im Kloſter Lehnin. — 116 S. 
G. J. Manz, Regensburg 1922. 

1918 iſt die Herrſchaft der Hohenzollern in Brandenburg⸗Preußen 
zuſammengebrochen. Daß bei dieſer Gelegenheit die von der Wiſſen⸗ 
1 0 ſchon oft als Fälſchung gekennzeichnete ſogenannte Lehninſche 

eisſagung, die den Untergang des Hohenzollernhauſes verkündigt, 
wieder hervorgeholt werden würde, lag gewiſſermaßen in der Luft. 
Aber daß ein ſo unwiſſenſchaftliches Elaborat wie das Buch des Pfarrers 
Bürger dem deutſchen Publikum geboten werden konnte, iſt doch ein 
ſtarkes Stück. Das Problem des Vaticinium Lehninense iſt genugſam 
bekannt. Das Opus, das ſich als eine um 1300 entſtandene Aufzeich⸗ 
nung eines ſonſt ganz unbekannten Mönches Hermannn von Lehnin 
giebt, tauchte in den letzten Tagen des Großen Kurfürſten auf und 

ietet eine in leoniniſchen Hexametern abgefaßte kurze Geſchichte der 
Regenten der Mark Brandenburg von den Askaniern an bis zu einem 
Zeitpunkt, wo unter dem 5. Nachfolger eben Kurfürſt Friedrich Wil⸗ 
nn die Dynaſtie der Hohenzollern zuſammenbrechen und der katho⸗ 
iſche Glaube in der Mark Brandenburg, und mit ihm die Herrlichkeit 
Lehnins in neuem Glanze erſtehen ſolle. Für den, der unbefangenen 
Blicks an das Werk herantritt, iſt dieſes eigentlich mit der bündigen 
Feſtſtellung als Fälſchung 1 daß bis zum Großen Kurfürſten 
einſchließlich, alſo bis zu dem Zeitpunkt, wo die Weisſagung auftaucht 
und eben auch entſtanden iſt, alles ſtimmt, während darüber hinaus 
ihre Angaben mit der Wirklichkeit in ſchreiendem Widerſpruch ſtehen; 
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namentlich haben nach ihm nicht 5, ſondern 9 Hohenzollern in Bran⸗ 
denburg⸗Preußen geherrſcht. Bürger hilft ſich mit einer Radikalkur: 
der Seher von 1300 hat nicht alle Hohenzollern der letzten Jahrhunderte 
mit ſeinem geiſtigen Auge vorausgeſchaut, ſondern nur einige derſelben: 
die Könige Friedrich I., Friedrich den Großen, Friedrich Wilhelm III., 
und die Kaiſer Wilhelm I. und Wilhelm II.; auf ſie deutet er die ent⸗ 
„ Verſe des Textes, den er in einem Falle (Vers 94) ſogar 
reift ändert, um ihn feiner Theſe anzu paſſen. Es iſt Bürger aber weiter 
vorbehalten, uns auch mit der Perſönlichkeit des gottbegnadeten 197 75 
9 bekannt zu machen: dieſer iſt kein anderer, als Markgraf Otto VI., 
der Jüngere, von Brandenburg, geſtorben im Jahre 1303 als Akoluth 
im Kloſter Lehnin. Daß der Name nicht ſtimmt, ſtört Bürger nicht 
weiter: nach ihm iſt eben Hermann der Kloſtername des ehemaligen 
Markgrafen. Er erzählt mit viel Phantaſie und geringer Quellen- 
kenntnis allerlei aus dem Leben des Askaniers: ſo läßt er ihn, der 
ſchon 1286 das weltliche Gewand eines Markgrafen mit dem geiſtlichen 
eines Tempelritters vertauſcht hatte, trotzdem 1289 als Reichsfürſt auf 
dem großen Erfurter Reichstage erſcheinen: tatſächlich wohnten dem⸗ 
5 die Markgrafen Otto mit dem Pfeil und Otto der Lange, der 
etter und der ältere Bruder Ottos des Jüngern, bei. Bürgers Haupt⸗ 
beweis, daß Otto VI. der Verfaſſer des Vaticinium ſei, beſteht in 
e in Lehnin erhaltenen Grabſtein: auf demſelben iſt Otto in der 
önchskutte, die ihm als Kloſterbruder zuſtand, und mit einem dicken, 
durch 2 Bügel geſchloſſenen und mit 5 Buckeln auf der dem Beſchauer 
zugewandten Seite des Einbanddeckels beſchlagenen Kodex in der linken 
1 dargeſtellt; man vergleiche die Abbildung des Grabſteins bei 
ergau, Inventar der Bau- und Kunſtdenkmäler in der Provinz Bran⸗ 
denburg S. 485. Dieſer gewichtige Kodex ſoll nach Bürger die Weis⸗ 
ſagung, die nur eine kurze Dichtung von 100 Hexametern iH darſtellen! 
Das genügt wohl, um ſeine Phantaſien als das, was ſie ſind, als 
höheren Blödſinn, zu kennzeichnen. Es ſollte ſich einmal ein mittel⸗ 
alterlicher Philologe den Text der Lehninſchen Weisſagung vornehmen. 
Ihm würde es wahrſcheinlich nicht ſchwer fallen, auch ſprachlich nach⸗ 
zuweiſen, daß das Machwerk nicht um 1300, ſondern erſt in neuerer 
eit niedergeſchrieben ſein kann. Einen bedeutſamen Anfang nach dieſer 
ichtung machte ſchon 1850 Guhrauer, der (die Weisſagung von Lehnin, 
S. 19) auf die um 1300 unmögliche, in Vers 63 vorkommende Ver⸗ 
wendung des Wortes Jehova hinwies; aber das ganze Gedicht müßte 
einmal philologiſch durchgeprüft werden. Ob nach dem ſicher für die Ver⸗ 
teidiger der Echtheit vernichtenden Ergebnis einer ſolchen Unterſuchung 
ar diejenigen, die heute nocd) an die Weisjagung glauben, eines 
eſſeren belehrt würden, bezweifle ich; wem der Glaube, wenn es auch 
ein Irrglaube iſt, höher geht als alle Wiſſenſchaft, dem iſt auch mit den 
ſchlagendſten Argumenten nicht beizukommen. Hermann Krabbo. 


Das Stadtbuch des alten Köln an der Spree aus dem Jahre 1442 
mit geſchichtlicher Einleitung und Erläuterungen herausgegeben von 
Dr. P. Claus witz, Stadtarchivar a. D. (Schriften des Vereins 
für die Geſchichte Berlins, Heft 52). — IV, 84 S. Berlin 1921 
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Verlag des Vereins für die Geſchichte Berlins; in Vertrieb bei E. S. 
Mittler & Sohn. 

Die nicht eben reich fließenden Quellen zur mittelalterlichen Ge⸗ 
ſchichte der Städte Berlin und Köln ſind großenteils in einer den 
Forderungen der Wiſſenſchaft nicht recht genügenden Form heraus⸗ 
gegeben, und manche Teile der Überlieferung harren überhaupt noch 
des Druckes, ſo das älteſte Berliner Bürgerbuch, ſo auch eine Reihe 
von im Geheimen Staatsarchiv beruhenden Originalurkunden, die als 
Zeugniſſe über die Vergangenheit der Reichshauptſtadt die Veröffent⸗ 
lichung wohl verdienten. Unter dieſen Umſtänden hat ſich der greiſe 
frühere Berliner Stadtarchivar P. Clauswitz ein großes Verdienſt er⸗ 
worben, indem er uns mit einer weiteren, unerſchloſſenen Quelle, dem 
im Stadtarchiv von Berlin aufbewahrten Stadtbuch von Köln aus den 
Jahren 1442 und 1443 bekannt macht. Seinen Inhalt bildet in der 
Hauptſache eine Überſicht über die ziemlich ſpärlich fließenden Ein⸗ 
nahmequellen der Stadt; Köln ſtand von jeher an Bedeutung weit 
hinter der Schweſterſtadt Berlin zurück: Clauswitz ſchätzt ſeine Ein⸗ 
wohnerzahl zur Zeit der Anlage des Stadtbuches auf wenig mehr als 
tauſend. Dieſer urbarialen Aufzeichnung ſind einzelne teils ältere, 
teils jüngere Urkunden angeſchloſſen. Die Wichtigkeit einer ſolchen 
Quelle für die Geſchichte Berlins bedarf keiner beſonderen Hervor⸗ 
hebung; ich beſchränke mich auf einen Hinweis: die ſchon früher 
ausgeſprochene Vermutung, daß Köln nicht von vorn herein eine Inſel 
geweſen ſei, daß es vielmehr erſt ſpäter durch Anlage eines Grabens 
vom Teltow abgetrennt und ſo rings des Schutzes von Waſſerläufen 
Kr ale geworden fei, erhält eine quellenmäßige Stütze, indem der 
Waſſerlauf, der Köln vom Friedrichswerder ſcheidet, als Graben (S. 55) 
bezeichnet wird, alſo als ein künſtlich ausgehobener . über 
den denn auch der Rat der Stadt allein verfügen kann, da hier nicht, 
wie bei der Spree, ein landesherrliches Regal beſtand. 

Der Herausgabe und Erläuterung des Stadtbuches iſt (S. 1—40) 
eine ungemein wertvolle hiſtoriſche Einleitung vorausſchickt, die dank 
der umſichtigen Heranziehung und ide der Bewertung der Quellen 
viel neues Licht über die Frühgeſchichte der beiden Spreeſtädte aus⸗ 
breitet. Daß Berlin wahrſcheinlich älter ſei als Köln, hatte ich bereits 
(Archiv für Urkundenforſchung IV, 260 f.) angenommen; nach den 
Ausführungen Clauswitzens (S. 1—6) wird niemand mehr aus dem 
Umſtande, daß der Name von Köln urkundlich einige Jahre früher 
begegnet, als der von Berlin, den Schluß ziehen dürfen, daß die 
Teltowſtadt früher gegründet ſei als die auf dem Barnim; vielmehr 
ſprechen gewichtige innere Gründe dafür, daß das von vornherein 
bedeutendere Berlin auch früher angelegt iſt. Nur in einem Punkte 
möchte ich eine gegenüber der Darſtellung von Clauswitz abweichende 
Anſicht hervorheben: er ſpricht (S. 30) unter Berufung auf die Urkunde 
Ottos V. von 1298 (Regeſten nr. 1696) davon, daß dieſer Markgraf der Stadt 
Berlin das Recht der Niederlage überlaſſen habe; ich glaube (Mitteilungen 
des Vereins für die Geſchichte Berlins X XX VIL, 39—42) nachgewieſen zu 
haben, daß die bewußte Urkunde eine Fälſchung des XIV. Jahrhunderts 
ſei, und nehme an, daß das beſagte Recht der Stadt gewohnheitsrechtlich 
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ugewachſen ſei. Alles in allem ſtellt die Arbeit Clauswitzens eine bedeut⸗ 

fame Vorarbeit 5 die noch ungeſchriebene Geſchichte der Reichshauptſtadt 
im Mittelalter dar. Hermann Krabbo. 


Woldemar Lippert, Urkundenbuch der Stadt Lübben. Bd. 2: 
Die Lübbener e de des 15. und 16. 1h Bb. 9 Je (Urkunden⸗ 
buch zur Geſchichte des Markgraftums Niederlauſitz Bd. 3). [Wilhelm und 
Bertha v. Baenſch⸗Stiftung.] Dresden, 1919. 66, 372 S. 4°. 

Dem 1911 erſchienenen erſten Bande des Lübbener Urkundenbuches, 
der die Stadtbücher 1382 bis 1526 enthielt, folgt nach acht Jahren Band 2: 
Die Stadtrechnungen des 15. und 16. Jahrhunderts. Der Bearbeiter 
beider Teile, Lippert, iſt wie kein anderer in der Vergangenheit der 
Niederlauſitz heimiſch. Die Wiſſenſchaft hat allen Anlaß, ihm zu danken, 
lch er in entſagungsreicher Arbeit ein vorzügliches Material in vorzüg⸗ 
licher Weiſe bereitſtellt. Und nicht weniger Dank gebührt den Ständen 
des Markgraftums dafür, daß ſie den Druck ermöglichten. 

Eine ſtattliche Reihe von Stadtrechnungen mannigfachſter Art 
— weiter zurückreichend als in den andern niederlauſitziſchen Städten — 
liegt im Lübbener Ratsarchiv: aus der Zeit bis 1526, dem Endpunkt 
des Lübbener u find es drei Bände, 1420 bis 1432, 1434 
bis 1442, 1523 bis 1528. Neben ihnen werden im Anhang 14 Stücke, 
ren Einnahmen⸗ und Ausgabenliſten, veröffentlicht. Die Anſicht 
ipperts, daß nur der Druck möglichſt geſchloſſener Jahrgänge von 
Stadtrechnungen dem Forſcher ein e Bild von der Stadt⸗ 
wirtſchaft zu geben vermöge, bedarf keiner weiteren Begründung, ſelbſt 
wenn es ſich um ſo verhältnismäßig nüchterne Daten wie bei dem ge⸗ 
ſchichtlich nicht reichen Lübben handelt. Ebenſo iſt es zu billigen, daß 
L. der Forderung Rehmes nachkam, die Rechnungen ungekürzt 
zu drucken. 
Daß eine ſolche Edition weſentliche Ergebniſſe zeitigen mußte, la 
auf der Hand. Aber die Erwartungen des Unterzeichneten ſind doch 0 
übertroffen worden. Den weſentlichſten Gewinn hat natürlich die 
Geſchichte der Stadt ſelbſt und die der Landſchaft, der Niederlauſitz. 
Weitreichende Beziehungen ſind nur in geringem Maße bei einer Stadt 
zu erwarten, deren Bewohner meiſt aus Ackerbürgern, Handwerkern 
und kleineren Gewerbetreibenden beſtanden, und die zudem damals 
eine Mediatſtadt der Herren von Polenz war. Innerhalb des engeren 
Kreiſes der ſtädtiſchen und der Lauſitzer Geſchichte breitet ſich indeſſen 
ein Quellenſtoff vor uns aus, der dringend Verarbeitung fordert. Es 
wäre ſchade, wenn dieſes Material ungenutzt bliebe. Ein paar Punkte 
ſeien aufs Geratewohl herausgegriffen: Bevölkerungsbewegung, Beſitz⸗ 
wechſel der Wirtschaft Brückenunterhaltung, Judenſchaft, ſtädtiſches 
Beamtentum, Wirtſchaftsbetriebe der Stadt, dann des Spree⸗ 
waſſerſtandes, Adelsgeſchichte der Lauſitz. Auch die Nationalitäts⸗ 
forſchung kann an dem Buche nicht vorübergehen, ihr wie der Sprach⸗ 
kunde bieten die Erwähnungen wendiſchen Volkstums und enter 
Bezeichnungen Material. Daß für die allgemeinen ſtadtgeſchichtlichen 
und ſtadtrechtlichen Forſchungen in dem Bande beachtenswertes Material 
bereit liegt, braucht kaum noch geſagt zu werden. 
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Der reiche Inhalt wird in editionstechniſch einwandfreier Form 
dargeboten. Eine Unmenge von Anmerkungen erleichtert die Benutzung, 
ebenſo ein, wie eingehende Prüfung ergab, peinlich gearbeitetes Orts⸗ 
und Perſonenregiſter, dem ſich ein Wort⸗ und Sachregiſter anſchließt. 
In einer umfangreichen (66 S. !), auch von allgemeinen ſtadtgeſchicht⸗ 
lichen Geſichtspunkten aus beachtenswerten Einleitung läßt ſich L. 
eingehend über die a teas ban ihre Anlage und Erhaltung aus. 
Bedauern ruft freilich hervor, daß er nicht doch trotz aller Bedenken 
den Abſchnitt über die täbtifche Kaſſenverwaltung breiter angelegt bat. 

Wir wünſchen baldige Fortſetzung des Niederlaufiger Urkunden 
werkes von gleich kundiger Hand. 

Berlin⸗Friedenau. W. Hoppe. 


Adolph Heß u. Rudolf Kube. Sammlung des Herrn Dr. Emil 
Bahrfeldt, Berlin. Münzen des deutſchen Mittelalters. Mit 16 Taf. 
und vielen Textabb. Adolph Heß. Frankfurt a. M. 1921. 211 S. 

Die Münzkunde der Mark Brandenburg verdankt Bahrfeldt reichte 
Förderung, die beſonderen Nachdruck dadurch erhielt, daß Bahrfeldt 
zugleich Münzſammler iſt. Wenn ſeine Münzen, die er in einem langen 
Leben geſammelt hat, nunmehr ee worden ſind, ſo ſoll an dieſer 
Stelle vor allem der Hiſtoriker auf den reichen Inhalt des Sammlungs⸗ 
kataloges hingewieſen werden, den die verſteigernden Handlungen 
herausgegeben haben. Es iſt nach in von Kennern die reichſte 
Sammlung mittelalterlicher Münzen in Privathand geweſen. in 
685 Stück zähle ich für die Mark Brandenburg. 8 beſchrieben, 
zum Teil oe reichen jie bon Jakzo und Pribislaw⸗Heinrich bis 
ge Georg Wilhelm, eine ſtattliche Reihe, die zur Landes und Städte 
geſchichte der Mark manches beizutragen vermag. 

Berlin⸗Friedenau. W. Hoppe. 


Ulrich Stutz, Kurfürſt Johann Sigismund von Brandenburg und 
das Reformationsrecht. Sitzungsberichte der preußiſchen Akademie der 
Wiſſenſchaften 1922 II 19. Januar. Sonderabdruck. In Kommiſſion 
bei der Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger Walter de Gruyter & Co. 

In dieſer nur 35 Seiten füllenden, aber außerordentlich gehalt⸗ 
reichen Studie, in der der klare, ſcharfe Juriſt ebenſo zum Worte kommt 
wie der die Akten gewiſſenhaft prüfende Hiſtoriker, räumt der Lehrer der 
deutſchen Rechtsgeſchichte an der Berliner Univerfität endgültig auf mit 
einer 1690 durch Chriſtian Thomaſius verbreiteten, zwei Jahrhunderte 
überdauernden Legende, mit der Anſchauung, die noch 1921 der Theologe 
Karl Mirbt in ſeiner Göttinger Rektoratsrede in die Worte gekleidet hat, 
Preußen habe ſeit dem Verzicht des Kurfürſten Johann Sigismund auf 
die ihm zuſtehende Anwendung des Reformationsrechtes bei ſeinem Über- 
tritt zur reformierten Kirche 1613 in der Vertretung des Toleranzprinzips 
auf deutſchem Boden die geiſtige Führung übernommen. 

Stutz geht aus von dem zwiſchen Johann Sigismund und den 
brandenburgiſchen Landſtänden am 5./15. Februar 1615 vereinbarten 
Revers, von dem Verſprechen des Landesherrn, auch als Kirchenpatron 
keiner Gemeinde, keiner Stadt und keinem Dorf verdächtige und un⸗ 
annehmliche Prediger wider ihren Willen aufzudrängen, „ob Seine 
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Kurfürſtliche Gnaden ab woll ſonſten der einführung der Religion, 
Alß des hochſten Regaals ve vnd ohn Limitation, vermöge aller Rechte, 
gebrauchen köntten“. Er ſchildert auf Grund der Akten des Geh. Staats⸗ 
archivs die Verhandlungen, die & diefer Vereinbarung führten, und 
interpretiert die Begehren der Stände und die Gegenvorſchläge des 
Vizekanzlers Pruckmann. Letzterer hat die Sache des Kurfürſten mit 
Geſchick vertreten, aber doch ae hinſichtlich der Anſtellung von 
Predigern den Triumph der Stände vai hindern können; er hat nur 
durchgeſetzt, daß nicht klipp und klar die Zugehörigkeit zum reformierten 
Bekenntnis als Ablehnungsgrund in den Revers hineinkam und daß 
jener Zuſatz gemacht wurde, vielleicht als Vorbehalt der vom 6. Februar 
1615 datierten kurfürſtlichen Reſolution, die id den Reformierten 
neben den Lutheriſchen freie Religionsübung zuſicherte, aber ſchließlich 
bloß ein ohnmüchtiger Proteſt geblieben iſt. 

Stutz erklärt dann den Begriff „höchſtes Regal“; er bedeutet „oberſtes, 
unveräußerliches Majeſtätsrecht). Mehr und mehr in Aufnahme kam 
er ſeit dem Augsburger Religionsfrieden; er wurde nun vornehmlich 
bezogen auf das jus reformandi. Aber dieſes ſtand bis 1648 nur den 
Katholiken und den Bekennern der Confessio Augustana zu oder denen, 
„ſo der Augspurgiſchen Confeſſion verwant“ waren; zu letzteren wurden 
bis zum Weſtfäliſchen Frieden die Reformierten nicht gerechnet. Davon, 
daß Johann Sigismund ſeine Untertanen von Rechtswegen hätte 51 
miert machen können, kann alſo keine Rede fein, — fein eigener Über- 
tritt war eigentlich unzuläſſig, mit dem Augsburger Religionsfrieden 
unvereinbar — nur auf gütlichem Wege vermochte er ſie zu ſeiner Kon⸗ 
feſſion herüberzuziehen oder durch Gewalt, wozu ihm aber die Macht 
und Energie fehlte; daher ſeine wiederholten Erklärungen, ſich keine 
Herrſchaft über die Gewiſſen anmaßen zu wollen, ſondern nur für ſich 
Und diejenigen, die ſich mit ihm zur gereinigten Ars hielten, Duldung 
zu beanſpruchen, und am 24. Februar 1614 das Verbot des Läſterns 
von den Kanzeln für die lutheriſchen und reformierten Geiſtlichen. 
Toleranz im ſpäteren, eigentlichen Sinne war das nicht; an ein auf 
Seite der reformierten Minderheit durch ſeine landesfürſtliche Autorität 

ergeſtelltes und gewährleiſtetes Gleichgewicht der Bekenntniſſe hat 

ohann Sigismund nicht gedacht; das ſtrenge Luthertum war ihm nicht 
viel weniger ein Dorn im Auge als der Papismus, und als er im Auguſt 
1616 nach Preußen reiſte, wies er in einer von Pruckmann entworfenen 
en die Geheimen Räte an, „auch alle ſchädliche verdampte 

etzereyenn, Rotten und Secten, als da ſind alte und neue Arrianer 
alte und neue Photinianer u. dgl. abzuwehren“. Daß es ſein Wunſch 
ſei, die Untertanen für die reformierte Lehre zu gewinnen, bekannte 
er ausdrücklich im Eingang der Confessio Sigismundi; er war darin ganz 
ein Kind ſeiner Zeit, ſeiner Konfeſſion ebenſo treu wie die Stände dem 
Uniſermier und dieſer Verdienſt iſt es geweſen, daß ſie die religiöſe 
Uniformierung des Landes verhinderten. Beide, der Kurfürſt und die 
Stände haben das Nebeneinander zweier evangeliſcher Bekenntniſſe in 
Brandenburg⸗Preußen nicht gewollt, das die Vorausſetzung und die 
Grundlage für den langſamen Aufſtieg zu wahrer Toleranz und im 
evangeliſchen Bereich zur Union bildete. Paul Haake. 
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Erich Wasmanns dorff, Die Zachower Lehnſchulzen. Druck von 
M. Babenzien, Rathenow 1921. 12 S. 

Mindeſtens ſeit 1540 hat das Geſchlecht der „Wasmerſtorff“ auf dem 
Schulzenhofe des weſthavelländiſchen Dorfes Zachow geſeſſen. Knapp, 
aber doch für die Agrargeſchichte der Mark wertvoll, ſtellt W. die Geſchicke 
ſeiner Vorfahren bis 1737 dar. Damals gelangte das Gut in anderen 
Beſitz. Beachtenswert ſind die Erbfolge des jüngſtens Sohnes im 16. Jahr⸗ 
n das Anwachſen der Abgaben an das e Branden⸗ 

urger Domkapitel 1540 bis 1576, die trotz der Nöte des Dreißigjährigen 

Krieges erhaltene Wohlhabenheit bei verhältnismäßig geringem Vieh⸗ 
ſtand (4 Milchkühe bei einem 700⸗Morgengut!). Ein Zug in die Stadt 
um 1675 iſt unverkennbar. Hp. 


Albert Marth, Geſchichte des Korps Marchia zu Berlin. Selbft⸗ 
verlag des Korps. Berlin 1919. Mit Abb. 229 S. 

Auf reichem Quellenſtoff baut ſich die Darſtellung der Korps⸗ 
ſchickſale auf. Sie wird in erſter Linie den Mitgliedern von Nutzen ſei 
bietet aber auch dem Hiſtoriker manches Neue und Brauchbare, namentli 
zur Geſchichte der Univerſität Frankfurt a. O., wo ſich bereits 1786/87 
ein märkiſches Kränzchen findet. Von 1810 an iſt die Marchia eng mit 
der Univerſität Berlin verbunden, auch ſie wird ſchwer von der Reaktion 
der zwanziger Jahre betroffen. Hp. 


C. Zur Geſchichte der preußiſchen Provinzen. 


1 — Dr. Guſtav Berg, Geſchichte der Stadt Marienburg 
een en). Druck und Kommiſſionsverlag Hans Halb. Marien- 
urg 1921. 272 S. 30 M. 

Zu den Erzeugniſſen der von Jahr zu Jahr in den Oſtmarken an- 
ſchwellenden ode Bewegung gehört auch das vorliegende 
Buch, dem mit beſonderer Spannun eee werden konnte, 
da es bisher — Voigts Geſchichte Marienburgs behandelt vorwiegend 
die Geſchichte des Ordenshauſes und nur das Mittelalter — eine bis zur 
Gegenwart reichende, allſeitige Darſtellung der Entwicklung dieſer mit 
dem Schickſal des Deutſchen Ordens eng verbundenen Stadt nicht gab. 
Mit anerkennenswertem Fleiß iſt aus den Geſchichtswerken von Voigt, 
Toeppen und Treitſchke, den handſchriftlichen Chroniken der Marien⸗ 
burger Bürgermeiſter Wilhelmi (Anfang des 18. Jahrhunderts) und 
John Bars des 19. Jahrhunderts), ſowie des Predigers Haebleo und 
aus Magiſtratsakten eine Fülle von Stoff zur politiſchen, wirtſchaftlichen 
und Bildungsgeſchichte der Stadt zuſammengetragen worden, der 
zwar neue ufſchläſe zur allgemeinen Stadtgeſchichte nicht darbietet, 
aber über den Kreis der Heimatforſcher hinaus Beachtung verdient. 
Nur leidet ſeine wiſſenſchaftliche Verwertung darunter, daß er für weite 
Strecken aus zweiter Hand . iſt und ſomit der unbedingt not⸗ 
wendigen quellenmäßigen Grundlegung entbehrt. Es geht nicht an 
ſich z. B. für die mittelalterliche Geſchichte Marienburgs af aue 
auf die Ausführungen Voigts v. J. 1824 zu ſtützen. Eigenes Quellen⸗ 
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ſtudium unter Stellungnahme zu den Problemen der ſtädtiſchen Ent⸗ 
wicklung hätte an vielen Stellen zu ganz anderen und vor allem brauch⸗ 
bareren Ergebniſſen geführt. Aus dem Marienburger Bürgerbuch des 
15. Jahrhunderts hätte z. B. die Herkunft oder zum mindeſten die Zahl 
der jährlich einwandernden Bürger ermittelt werden können. Im übrigen 
ſind Irrtümer der Darſtellung nur gelegentlich zu beanſtanden. So 
gehörten zu den auf S. 40 angegebenen weſtpreußiſchen Landesräten 
auch die nicht angeführten Kaſtellane, Unterkämmerer und je zwei Ab⸗ 
geordnete der Stäcte Thorn, Elbing und Danzig, dagegen nicht die 
von Kulm. Beſondere Aufmerkſamkeit iſt den inneren Zuſtänden ſeit dem 
16. Jahrhundert gewidmet. Doch wäre es erwünſcht geweſen, die Be⸗ 
ſtimmungen der einzelnen Willküren uſw. zeitlich genauer zu umgrenzen 
und ihren inneren Zuſammenhang klarzulegen, um einen Vergleich mit 
den gleichzeitigen ee anderer Städte zu ermöglichen. Sehr aus. 
rich ift die Geſchichte Marienburgs im 15. Jahrhundert und im 

ltkriege — dieſe auf Grund eigener Tagebuchblätter — dargeſtellt. 
Überall wird eine Menge wiſſenswerten Stoffes beigebracht, der jedoch 
der geiſtigen Durcharbeitung vor allem in entwicklungsgeſchichtlicher 
Hinſicht entbehrt. Die lockere Aneinanderreihung von Tatſachengruppen 
(Ortlichkeit, Bevölkerung, Garniſon, ſtädtiſche Verfaſſung, Gerichtsweſen, 
Kirchenrveſen uſw.) entſpricht wohl der Form eines hiſtoriſchen Führers 
oder Nachſchlagbuches, wird aber gerade deshalb den an eine hiſtoriſche 
Darſtell ung zu richtenden Anforderungen nicht gerecht. Schon die Unter⸗ 
bringung der an ſich dürftigen Angaben zur Siedlungsgeſchichte Marien⸗ 
burgs im Anhange dürfte Baal ni daß Verf. den wiſſenſchaftlichen 
Problemen der heutigen Städteforſchung ziemlich ferne ſteht. Liebe 
zur von und Sachkenntnis im einzelnen ſollen ihm nicht abgeſprochen 
werden. 

Danzig. Keyſer. 


Bernhard Rathgen, Generalleutnant z. D., Die Pulverwaffe im 


Deutſchordensſtaate bis 1450. Anhang: Ein Alt⸗Elbinger Geſchütz aus 
Peter Viſchers Gießhütte. S. A. a. Elbinger Jahrbuch H. 2. 1922. 
Die Arbeit iſt ein Teil eines größeren Werkes, von dem bisher nur 
ein kurzer Auszug in der Frankfurter „Kleinen Preſſe“ v. 24. April 1922 
ein Abschnitt in einer Naumburger na iene: erſchienen iſt, das ji 
auf diesen für der Städte Frankfurt a. M. und Naumburg a. S. ſtützt. 
Zu dieſen für Weſt⸗ und Mitteldeutſchland gewonnenen Ergebniſſen 
tritt für den Oſten der Deutſchordensſtaat. Die vorliegende Schrift iſt 
eine weitere ſchöne Frucht der von Joachim und Zieſemer mit Unter- 
ſtützung des Vereins für die Herſtellung und Ausſchmückung der Marien⸗ 
burg herausgegebenen Wirtſchafts- und Rechnungsbücher des D. O., 


daneben benutzt Verf. noch Archivalien des Elbinger Stadtarchivs. Die 


Quellen ſind mit großer Gewiſſenhaftigkeit herangezogen, die Ergebniſſe 
in jeder Beziehung reichhaltig. Dargeſtellt wird die Entwicklung des 
Waffenweſens, ſpeziell des Geſchützweſens in dem damals bedeutendſten 
Militärſtaate; zur Ergänzung wird der Stand des Waffenweſens in 
Elbing — die Städte waren nächſt der Regierung die wichtigſten Faktoren 
der Landesverteidigung — herangezogen. Ein weiteres Kapitel iſt der 
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Waffeninduſtrie gewidmet; in der Marienburg befand ſich die erſte 
ſtaatliche Gießhütte. Es wird gezeigt, wie man in Deutſchland damals 
techniſch den andern Ländern voraus war. Beachtenswerte kürzere 
Abſchnitte ſind der Armbruſt und dem Einfluß des Geſchützes auf den 
Burgenbau gewidmet. Der Anhang gibt ein weiteres Beiſpiel für den 
— ſonſt genugſam bekannten — engen Zuſammenhang der deutſchen 
und preußiſchen Kultur. Eine Reihe gründlich gearbeiteter Tabellen 
e eine Überſicht über die Entwicklung des Waffenweſens, die eine 
a Illuſtration zur politiſchen Geſchichte des D. O. ijt. Leider 
at Verf. dabei die älteſten Nachrichten über das Vorkommen der Ge⸗ 
chütze in Marienburg ſelbſt nicht beachtet und macht ſich anſcheinend 
(S. 102) eine zu große Vorſtellung von dieſem Beſtande. 1394 (ältere 
Aufzeichnungen fehlen) gab es in Marienburg zwei größere Geſchütze 
(Mbg. Amterb. 102, 5 ff.), außerdem war der Hochmeiſter 1392 in der 
Lage, aus ſeinen (scil. Marienburger) Beſtänden Lotbüchſen nach Dobrin 
abzugeben (G. Amterb. 466, 21 ff.). Vermeidbar war die falſche Er⸗ 
klärung des Schnitzmeiſters, dieſer war „bruder,,, d. h. Ordensbruder, 
Zieſemer führt die Marienburger Schnitzmeiſter im Verzeichnis der 
Ordensbeamten auf (Konventsb. 301). Sielmann. 


Johannes Sembritzki, Geſchichte des Kreiſes Memel. Feſtgabe 
um Andenken an die 34 jährige Verwaltung des Kreiſes durch Geheimen 
egierungsrat Cranz. Verfaßt im Auftrage des Kreisausſchuſſes. F. W. 
Siebert. Memel 1918. XII, 400 S. 
Eine mit größter Sorgfalt aufgebaute Darſtellung der Geſchichte 
des ee Memel. Der erite Teil behandelt die Entwicklung des Kreis 
ebiet3 bis 1818, dem Datum der Einführung der neuen Kreisorgani⸗ 
ation, ein 9 11 55 die nachfolgende moderne pe Cin Anhang gibt 
ie bon Der Militärbehörde geprüfte, jehr ing einzelne gehende Schilderung 
der allerneueſten Krie ggeſchichte des Kreiſes. Akten und Literatur ſind 
in ausgezeichneter Weiſe für die ee e en en Bezeichnend 
iſt die ausgeſprochene Anerkennung des Verf. für die Zuſtände der 
Vergangenheit; ſicher ein Ergebnis liebevoll betriebener Geſchichts⸗ 
ſtudien. So erblickt er in der Erbuntertänigkeit der bäuerlichen Bevölkerung 
keine Willkür oder Härte, ſondern eine weiſe Maßregel gegen den un⸗ 
berechtigten Wandertrieb einer zur Freiheit noch nicht reifen Bevölkerungs⸗ 
klaſſe. Auch um dem Soldatendienſt oder den Gläubigern zu entgehen, 
flohen die Bauern häufig über die Grenze. | 
Beſonders verdienſtlich ift die in alphabetiſcher Anordnung zu⸗ 
8 101) tba Geſchichte der einzelnen Ortſchaften und Güter (S. 35 
bis 101), ſodann Perſonalien der Memeler Geiſtlichen bis auf den Ab⸗ 
1 Gaigalat, den „weltmänniſchen“ Paſtor „im Bart“ (S. 101 
is 114), ferner das hiſtoriſch⸗topographiſche Ortſchaftsverzeichnis (S. 170 
bis 224), das in Tabellenform über die Rechtsqualität der Ortſchaften 
und über deren Zugehörigkeit zur kirchlichen und politiſchen Verwaltungs⸗ 
bezirken Aufſchluß gibt. Hier werden beachtenswerte Ergänzungen zu 
den Nachſchlagewerken von Leopold Krug und Goldbeck geliefert. Verf. 
berührt (S. 172) die Frage der Doppelnamigkeit von Perſonen m [ 
wie von Ortſchaften im litauiſchen Sprachgebiet. Es handelt ſich nicht 
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um deutſche und litauiſche Parallelnamen, die keiner weiteren Erläuterung 
bedürfen, ſondern um doppelte Namen litauiſchen Urſprungs. Da die 
Doppelnamigkeit eine häufig wiederkehrende, verſchiedenartig gedeutete 
Erſcheinung im Oſten iſt, ſo wäre eine an der Hand von urkundlichem 
Material gegebene Erklärung von hohem Wert für die Erläuterung eines 
intereſſanten Problems. 

Die nationalen Verhältniſſe lagen im Memeler Kreisgebiet um 
1750 ſo, daß die bäuerliche Bevölkerung litauiſch, dagegen die ſozial 
gehobenen Klaſſen, wie Adel, Kölmer, Freie, Geiſtliche, Beamte, Bürger, 
Schmiede und Müller deutſch waren. Der Charakter der Stadt Memel 
war um 1800 ein rein deutſcher und chriſtlicher. Nicht klar zu erſehen 
iſt hierbei, ob der Verf. nur die mit vollem Bürgerrecht ausgeſtatteten, 
kulturell gehobenen Einwohner im Auge hat oder auch die niederen 
Schichten der Bevölkerung und das Geſinde miteinſchließt. In der Folge⸗ 

eit ſind erhebliche Verſchiebungen eingetreten, und ſo manches Grund⸗ 
lt ift in litauiſche und jüdiſche Hände übergegangen. 1809 gab es nur 
2 rae in Memel, 1867 waren es ihrer ſchon 887, 1875 1040 und 1880 
1214. Analoge Zahlen für die litauiſche Bevölkerung werden nicht mit- 
geteilt. Den Zuwachs an Deutſchen auf dem platten Lande führt Verf. 
auf die germaniſatoriſche Politik Friedrich des Großen zurück und ſtellt 
mit Bedauern feſt, daß ſie ſeitdem nicht zielbewußter fortgeſetzt worden 
ſei. Die erwähnten Bevölkerungsverſchiebungen ſind eben nur ein 
natürliches Ergebnis der modernen Freizügigkeit und Rechtsentwicklung. 

An äußeren Ereigniſſen ſchildert Verf. eingehend den Einfall der 
RNuſſen (1757, 1758), die dem Preußenlande den Flecktyphus und nach 
Ludwig v. Baczko die dort bis dahin in Oſtpreußen unbekannte (7) 
„Syphilis gebracht hätten, er berührt den am 27. Dezember 1812, alſo 
drei Tage vor der Konvention von Tauroggen auf eigene Hand erfolgten 
Anſchluß von Memel an Rußland. 1831 kamen aufſtändiſche polniſche 
Heeresabteilungen über die Grenze und ſtreckten dort die ar Das 
Revolutionsjahr 1848 machte fic) auch im Kreiſe geltend. Namentlich 
unter der litauiſchen Landbevölkerung brachen ſtarke Unruhen aus. 

Sembritzkis Buch ijt eine ſinnige Gabe des Memeler Kreisaus⸗ 
ſchuſſes für den ſeit 1884 im Kreiſe amtierenden Landrat Cranz. Dieſer 
wirkte in einer für ganz Oſtpreußen vorbildlichen Weiſe auf dem Gebiete 
des Wegebaus, den er durch Schaffung von re Wegever⸗ 
bänden förderte. Ein Dichter aus dem 1 Memel läßt uns (S. X 
des Buches) die Schwierigkeiten der Arbeit, aus holperigen Pfaden 
ebene Wege zu bauen, ahnen: | | 

„Chauſſeen und Wege zu bauen 

War ſtets ia vornehmſtes Biel, 

Zur Kleinbahn er blickt voll Vertrauen, 
Was außer ihm taten nicht Viel'. 
Nunmehr wir mit Stolz darauf fahren.“ — 


Mit Stolz mag der verdiente Leiter des Kreiſes Memel nicht nur auf 
ſein hartes und ſteinigtes, im Wegebau geleiſtetes Tagewerk, ſondern 
auch auf die von aufrichtiger Heimatliebe getragene, gediegene Arbeit 
von Sembritzki ſchauen. Paczkowski. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XV. 2. 21 
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5 8, vatdozent dogerman Spra 
staat Bat iden Detouamen gejemmeit nad y agli 
os Berlin und zig 1922. Vereinigung 1 Verleger. 


druckten Due alle altpreußiſche chen ne (ſolche im 
weiteſten Sinne) bis 1 2 N mic wegen der ee der Grenzen 
des Preußischen gegen das Litaulſche und das 
egenüber bis an den Nehne ul mn des Pregels 1 etwa an die 
tige Grenze von Oſtpreu Heutige Flur namen wurden 
einigen handſchriftlichen Samen verglichen, ohne viel Ausbeute 
die alten Namen. Eine alphabetiſche Liſte (S. a ſtellt die 
ermittelten alten Namenformen zuſammen, mit den Daten, erben 
putin Beſtimmung, gegebenenfalls den heutigen gange 
men und kurzer ſprachlicher | die z. T. auf die S. 212 
274 lichen 2 grammatiſchen aga be ezug nimmt. Die 5 
Ver il n Namen ſind nach den üblichen Schreibungen mitget 
er Unterſuchung würde es ſicherlich zu manchen Ergebniſſen verholfen 
haben, wenn die genauen lautlichen a wie ſie heut im Munde 
des Volkes leben, für alle heutigen Siedlungs namen vorgelegen 
ätten. Dieſe vergißt man meiſt über den Flurnamen. “u dem 
biet der ſlaviſchen Ortsnamen Me der Mark Brandenburg uſw. er- 
geben die genauen volkstümlichen Formen der heutigen Siedelungs⸗ 
namen ſehr bemerkenswerte ſprachl . und geſchichtliche Feine — 
Unter den „grammatiſchen Ergebni er der Abſchnitt „Bildung der 
Vile kf en Ortsnamen“ (S. 225—264) allgemeineres Intereſſe. 
Viele 5 hier entsprechen len der ſlaviſchen Ortsnamen 
im deutſchen Koloniſationsgebiet, helfen alſo mit zur wiſſenſchaftlichen 
Aufhellung dieſes Gebiets. Der Verfaſſer verfolgt in ſeiner fleifi a 
Arbeit ſprachliche nicht geſchichtliche Geſichtspunkte. Aber der Geſchi 
forſcher kann ſolchem zuverläſſigen Material des Sprachforſchers . 
De a en K für Koloniſations⸗ und Kulturgeſchichte entnehmen. 
Am Schluß ein Verzeichnis der modernen Ortsnamen, die in Ordens⸗ 
akten genannt werden. G. Kampffmeyer. 


Eingegangene Bücher 
(ſoweit noch nicht beſprochen). 
W. Andreas, Geiſt und Staat. Hiſtoriſche Porträts. R. Oldenbourg 1922. 
J. C. van den Belt (Oberſt der niederl. Armee), Die e Wochen 
des Großen Krieges. E. S. Mittler & Sohn. 1 1922 en 
C. Bornhak, Deutſche Geſchichte unter Wilhelm II. Dei Verla 
buchhandlung, Leipzig. 3. und 4. Auflage . 2 
Karl Brandi, Deutſche Geſchichte. 3. Aufl. E. ©. Mittler & Sohn. 1923. 
Carl Brinkmann, Die preußiſche Handelspolitik vor dem Zollver ein 
8 der Wiederaufbau vor 100 Jahren. Walter de Gruyter & Co. 
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Deutſcher Staat und deutſche Parteien, Beiträge zur deutſchen 
Partei- und Ideengeſchichte. F. Meinecke z. 60. Geburtstag dargebracht. 
R. Oldenbourg. 1922. 

Doeberl, ae Bayern und Deutſchland. Bayern und die deutſche 
Gage i. d. Epoche des Frankfurter Parlaments. R. Oldenbourg. 


aes Friedensburg, Kurfürſt Friedrich Wilhelm von Brandenburg 
und die Wittenberger Theologen. [S.⸗A. Feſtgabe f. Karl Müller, 
Tübingen. 1922. 

vd poe jung, Das Zeitalter des Imperialismus. 1884—1914. 

2 u. 3. Berlin. 1922. 

. Groß mann, Graf Johann VIII. v. e e 
ſtein. (Mitt. d. Ver. f. Geſch. und Volkskunde Wittgenſteins. Jahrg. 5. 
Heft 1—4. 1922.) 

Rudolf Häpke, a (Handels⸗Hochſchul⸗Bibliothek Bd. 19). 
G. A. Gloeckner. Leipzig. 1 ö 

M. Krieg, Die Entſtehung und w Entvichng der Amtsbezirke im che 
mal. Fürſtentum Lüneburg. Göttingen. 1922. 

- 956 ecke, Weltbürgertum und Nationalſtaat. 6. Aufl. R. Olden⸗ 

ur 

Genergloberſ ellmuth v. Moltke, Erinnerungen, Briefe, Doku⸗ 
mente 1877—1919. Hrsg. v. Eliza v. Moltke. Verl. der mmende 
Tag. Stuttgart. 1922 

Carl Peterſen, Geſchichte des Kreiſes Beeskow⸗Storkow. Im Selbſt⸗ 
verlage des Kreiſes. 1922. 

Renner, Die nationalen Einigungs⸗Beſtrebungen v. Moſers. 

Freih. Rüdt v. en Die Deutſche Armee bon 1871—1914. 
E. S. Mittler & Sohn. 1 

Freih. F. v. Schrötter, Die ie Friedrich Wilhelms d. Gr. Kur⸗ 
fürſten u. Friedrichs III. von Brandenburg. un = Geldgeſchichte 
1640—1700. C. A. Schwetſchke & Sohn. Berlin. 1922. 

H. Voges, Die Belagerung von Stralſund 1715. Pe Sauniers Buch⸗ 
handlung. Stettin. 2. 

Herm. Graf v. Wartensleben⸗Carow, Kgl. preuß. General d. . 
Ein Lebensbild 1826—1921. E. S. Mittler & Sohn. 192 


Nachrichten. 


Die Mitglieder der Hiſtoriſchen Kommiſſion für die 
Mark Brandenburg werden gebeten, den vom Vorſtand feſtgeſetzten 
Beitrag von Mark 500.— auf das Poſtſcheckkonto Berlin 138257, 
Geh. Archivrat Kohlmann, für den Verein für Geſchichte d. Mari 
Brandenburg (Hiſt. Kommiſſion 15 d. Mark Brandenburg) oder an das 
Bankhaus Mendelssohn & Co., Berlin, zu überweiſen. 


Wegen des Patronatsbeitrages iſt beſondere Zuſchrift erfolgt. 
21° 
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Die ſoeben erſchienene Veröffentlichung: Georg Winter, 
die Miniſterialität in Brandenburg. 1 zur Geſchichte 
der Minifterialitit und zum Sachſenſpiegel. R. Oldenbourg. 1922. 
124 S. — wird den igs ra der Hiſtoriſchen Kommiſſion für die 
Mark Brandenburg zum 
ſtelle portofrei überſandt. 


Tagung der Vereinigung Brandenburgiſcher Muſeen 
23. u. 24. Sept. 1922 in Sorau, 


Die Vereinigung Brandenburgiſcher Muſeen, der rund 40 Leiter 
von Heimatmuſeen in der Provinz Brandenburg angehören, hielt am 
23. u. 24. September 1922 1 5 10. Jahresverſammlung in Sorau N.. 
ab, die infolge herzlicher Aufnahme in der gaſtlichen Stadt allen Teil- 
nehmern unvergeſſen bleiben wird. Die Vereinigung wurde nach zehn⸗ 
jährigem Beſtehen hier neu organiſiert, an Stelle des Begründers und 
bisherigen verdienſtvollen Vorſihender, Schriftſteller Rudolf Schmidt⸗ 
Eberswalde, Profeſſor Dr. Tſchirch⸗Brandenburg a. 4 gewählt, zum 
Schriftführer Stadtarchivar Mirow⸗Müncheberg, der auch die Herausgabe 
der Muſeumsblätter für die Mark fortzuführen zuſagte. Bibliothekar 
Dr. Hoppe-Berlin hielt am Begrüßungsabend einen höchſt lehrreichen 
Lichtbildervortrag: Geſchichtliche Wanderung durch eine märkiſche Stadt. 

rr Mirow ſprach über Schulſammlungen und Heimatmuſeen. Die 

auptverſammlung fand am 24. September in der Aula des Gymnaſiums 
ſtatt, in der Dr. Beſtehorn⸗Potsdam die Abgrenzung der Arbeitsgebiete 
für die einzelnen Muſeen an Hand einer Karte klarlegte, die nun 
Geltung erhalten wird, nachdem ſie infolge mehrjähriger Vorarbeiten für 
den Regierungsbezirk Potsdam durch Dr. Beſtehorn und für den 
e Frankfurt a. O. durch Herrn Mirow nach Verhand⸗ 
lungen mit den Muſeumsleitern fertiggeſtellt und vom preußiſchen 
Miniſterium für Kunſt, Wiſſenſchaft und Volksbildung und vom Ober⸗ 
präſidium der Provinz Brandenburg anerkannt worden iſt. Es wird 
jetzt die Einrichtung eines Lehrganges für die n vorbereitet, 
der im nächſten Jahre in Berlin ſtattfinden ſoll. 


Das Nordiſche Inſtitut der Univerſität Greifswald erläßt ein 
Preisausſchreiben (3000 Mark): 


„Dänen und Schweden auf der Ditjee von den Anfängen bis zum 
Beginn des 13. Jahrh.“ | 


orzugspreiſe von 200 M. von der Geſchäfts⸗ 


— — —— — —— 


Gitzungsberichie 
des 
Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg. 


12. Oktober 1921 bis 14. Juni 1922. 


Sitzung vom 12. Oktober 1921. | 


Herr Profeſſor Dr. Krabbo widmete dem verſtorbenen 1 des 
Vereins, Herrn Geheimrat Profeſſor Dr. Tangl, folgenden Nachruf: 

Als wir uns in der Juniſitzung dieſes Jahres darüber ſchlüſſig werden 
mußten, wo wir künftig unſere regelmäßigen Tagungen batt ale wollten, 
da ftellte Herr Geheimrat Tangl ung in feiner Eigenſchaft als Direktor 
des hiſtoriſchen Seminars der Univerſität Berlin bereitwillig die Räume — 
dieſes Inſtituts, in dem unſere Bibliothek ſchon ſeit Jahren aufgeſtellt 
iſt, zur Verfügung. Es iſt eine tragiſche Fügung des Schickſals, daß wir 
unſere erſte Tagung an der neuen Stätte damit beginnen müſſen, das 
Andenken deſſen zu feiern, der uns den Weg in 1 Räume eröffnet 
hat. Am 7. September hat Herr Profeſſor Dr. Michael Tangl nach 
kurzer, ſchwerer Krankheit die Augen geſchloſſen, nachdem er wenige 
Monate zuvor in voller körperlicher und geiſtiger Friſche das 60. Lebens⸗ 
jahr vollendet hatte. | 

Tangls Heimat liegt in den Oſtalpen; in der Stadt Wolfsberg im 
Lavanttal hat er am 26. Mai 1861 das dest der Welt erblickt; er iſt 
alſo ein Sohn des Kärntner Landes, in deſſen hiſtoriſch intereffierten 
Kreiſen der Familienname, den er trug, längſt einen guten Klang hatte: 
ſein Großoheim, Karlmann Tangl, hat das von Ankershofen begonnene, 
breit angelegte Handbuch der Geſchichte des Herzogtums Kärnten voll⸗ 
endet. Tangl ſelbſt hat erzählt, daß es für ſeine u. entſcheidend 
wurde, wie er als Vierzehnjähriger einen Blick in die Urkunden⸗ und 
Handſchriftenſchätze werfen durfte, die in dem feiner Heimatſtadt benach⸗ 
barten oid St. Paul verwahrt werden. Er hat feine Ausbildung in 
den hiſtoriſchen Hilfswiſſenſchaften dann an dem unter Sickels Leitung 
ſtehenden Inſtitut {it öſterreichiſche Geſchichtsforſchung erhalten, dem 
er von 1885 bis 1887 als ordentliches Mitglied angehört hat; neben 
dem berühmten Meiſter waren dort Mühlbacher, Zeißberg und der 
N Wickhoff ſeine Lehrer. Die weiteren äußeren Daten 
ſeines Lebens ſind raſch aufgegählt: zunächſt ging er für zwei Jahre 
nach Rom als Mitglied des Istituto austriaco di studii storiei, dann 
wurde er 1889 zu Wien als Beamter des Archivs der öſterreichiſchen 
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Hofkanzlei angeſtellt. 1892 habilitierte er ſich in Wien und trat damit 
in die akademiſche Laufbahn ein, die ihm 1895 einen Ruf als außer⸗ 
ordentlicher Profeſſor der hiſtoriſchen Hilfswiſſenſchaften an der Univerſität 
Marburg brachte. Zwei Jahre ſpäter ſiedelte er in gleicher ae 
nach Berlin über. Er follte hier dem greiſen Vertreter dieſes Faches, 
Wilhelm Wattenbach, einen Teil der Arbeit abnehmen; da dieſer aber 
eben in den Wochen, während deren Tangl gd zum Umzug riiftete, 
ftarb, fo war Tangl von vornherein der alleinige Vertreter ſeines Faches 
in Berlin, 6.3 1900 als Extraordinarius, dann als Ordinarius. 

Tangl gehört nicht zu denjenigen Gelehrten, deren Lebensarbeit 
in einem oder in wenigen monumentalen Werken zuſammengefaßt iſt, 
durch die ihre Verfaſſer als ſcharf umriſſene Perſönlichkeiten im Ge⸗ 
dächtnis kommender Wer weiterleben. Die Mehrzahl feiner 
Arbeiten iſt in Fachzeitſchriften zum Abdruck gelangt — ich nenne 
namentlich die Mitteilungen des Inſtituts für öſterreichiſche Geſchichts⸗ 
foridung, das Neue Archiv für ältere deutſche Geſchichtskunde, das 

de für Urkundenforſchung; erft wer ſich die Mühe nimmt, die zahl⸗ 
reichen verſtreuten Steine zu ſammeln und zuſammenzuſetzen, wird 
aus ihnen ein abgerundetes Bild des Gelehrten und ſeiner Lebens⸗ 
arbeit gewinnen. Im Rahmen eines kurzen Nachrufes kann natürli 
nicht eine vollſtändige Bibliographie dargeboten werden, ich muß mi 
begnügen, das Weſentliche hervorzuheben und zu gruppieren. Dabei 
find die vorhin von mir gegebenen äußeren Wendungen des Lebens⸗ 
laufes nicht ohne Einfluß geblieben, denn Tangls arbeitsfrohe Art war 
es, da friſch zuzugreifen, wo ihm, mochte er in Rom oder Wien, in 
Marburg oder Berlin weilen, bedeutſame, nur am Orte ſelbſt zu löſende 
hiſtoriſche Aufgaben vor die Augen traten. Daß darüber manches an⸗ 
gefangene Stück Arbeit nachher liegen blieb, war gewiß bedauerlich, 
es war das aber eine unvermeidliche Begleiterſcheinung zugleich ſeines 
impulſiven Arbeitsdranges und ſeiner gewiß richtigen Anſchauung, daß 
der Hiſtoriker, wo immer er weilt, beſtrebt ſein ſoll, Wurzel zu faſſen 
und mit Land und Leuten zu verwachſen. Bei alldem iſt er aber — mochte 
er auch gelernt „gut preußiſch zu empfinden — im Grunde doch 
jet ein echter Oſterreicher geblieben; nach den Bergen ſeines Vater⸗ 
andes hat es ihn immer wieder hingezogen, und auch mit der Feder 
iſt er bis zuletzt gern hin und wieder zu Problemen der Geſchichte ſeiner 
ſchönen Heimat zurückgekehrt. Ich erinnere daran, daß er 1904 mit 
überzeugenden Gründen gegenüber ſeinem Freunde und ehemaligen 
Mitſchüler aus dem Wiener Insitut Wilhelm Erben für die Echtheit 
des berühmten öſterreichiſchen Privilegium Minus eintrat; in dieſen 
Zuſammenhang gehört auch eine in ſeinem letzten Lebensjahr ent⸗ 
ſtandene, ungedruckte Arbeit über den Kärntner Herzogsſtuhl. Im 
übrigen aber laſſen ſich ſeine Arbeiten, wie geſagt, nach ſeinen wechſelnden 
Wohnſitzen zwanglos gruppieren. 

Die römiſchen Jahre führten ihn hinein in die Schätze des damals 
erſt ſeit wenigen Jahren eröffneten vatikaniſchen Archivs. Die Frucht 
ſeiner dortigen Studien iſt namentlich niedergelegt in einer wichtigen, 
als ſtattliches Buch erſchienenen Publikation: Die päpſtlichen Kanzlei⸗ 
ordnungen von 1200 bis 1500. Er faßte mit dieſer Arbeit feſte Wurzel 
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in der Geſchichte des ſpäteren Mittelalters, das ſich von keiner Warte 
aus ſo gleichmäßig überblicken läßt wie von der römiſchen Kurie, deren 
Verwaltungsweſen ſich in den Kanzleiordnungen ſpiegelt. 

Tangls Eintritt in den Dienſt des Archivs der öſterreichiſchen Hof⸗ 
kanzlei, das nur neuere Aktenbeſtände wal ſah hat kaum einen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Niederſchlag gefunden. Einmal ſah der mittelalterlich orien⸗ 
tierte Forſcher ſich hier einer neuen ihm zunächſt fremden Welt gegen⸗ 
über, dann aber — und das iſt wohl weſentlicher — 1 ihn in dieſen 
Jahren ſein ehemaliger Lehrer Mühlbacher als Mitarbeiter für die Heraus⸗ 
gabe der Karolingerurkunden im Rahmen der Monumenta Germaniae 
historica, mit denen er bald eng verwuchs und denen er bis zum Tode 
treu geblieben iſt. Er hat nach Mühlbachers frühzeitigem Hinſcheiden 
die letzte Hand anlegen müſſen, ehe 1906 der erſte Band der Karolinger⸗ 
urkunden, bis zum Tode Karls des Großen reichend, herauskam. Die 
überragende Perſönlichkeit dieſes Herrſchers bildete für Jahrzehnte den 
Mittelpunkt der abendländiſchen Welt; durch die Bearbeitung ſeiner 
Urkunden gelangte Tangl alſo dazu, nun auch das frühere Mittelalter 
von einem Punkte aus zu erfaſſen, von dem es ſich nach allen Seiten 
überblicken ließ. Er hat die Fortſetzung der Edition der Karolinger⸗ 
urkunden dann ſelbſtändig übernommen; andere Arbeiten haben ihn 
aber ſchließlich nicht dazu kommen laſſen, die Urkunden Ludwigs des 
Frommen herauszubringen; die Vollendung dieſer Aufgabe liegt jetzt 
Ern aa ſeines erprobten Schülers und langjährigen Mitarbeiters 

t er. | 

Tangls karolingiſche Urkundenſtudien haben eine bedeutſame Frucht 

etragen, die nicht unerwähnt bleiben darf. Da auf den alten Originalen 
is otizen in tironiſchen Noten befinden, jo fam Tangl dazu, ſich in 
ieſe ſchwierige Materie intenſiv einzuarbeiten: er hat es auf lan 
Spezialgebiet zur Meiſterſchaft gebracht; er ift ber erſte akademiſche 
Lehrer geweſen, der die tironiſchen Noten zum Gegenſtand von Vor⸗ 
leſungen und Übungen machte; ihm lag daran, daß das Wiſſen, das er 
ſich mühſam erarbeitet hatte, nicht mit ihm ins Grab geſenkt würde. 

Der nach Marburg verpflanzte Karolingerforſcher sien Der ge- 
eignete Mann gu fein, eine nur dort bn bearbeitende große Aufgabe 
in die Hand zu nehmen, ein Urkundenbuch des Kloſters Fulda, deſſen 
archivaliſche Überlieferung im Marburger Staatsarchiv verwahrt wird. 
Mit friſchem Wagemut iſt Tangl an die Arbeit gegangen; die mit dem 
Namen des Bonifatius verknüpfte große Frühzeit des Kloſters mußte 
un beſonders reizen. Als er dann zwei Jahre ſpäter Marburg mit 

erlin vertauſchte, iſt er der Arbeit wieder entfremdet worden; nur 
einige bedeutſame Aufſätze legen Zeugnis von ſeinen Vorarbeiten ab; 
die Vollendung des Werkes legte er in die une ſeines bewährten 
Schülers Edmund Stengel. Geblieben iſt ihm aber, auch als er Marbur 
verlaſſen hatte, die Liebe zu dem Apoſtel der Deutſchen; ich werde no 
von bedeutſamen Arbeiten zu berichten haben, die ſeinen Namen mit 
dem des Bonifatius verknüpfen. 

Berlin war und iſt der Mittelpunkt für die Arbeiten der Monumenta 
Germaniae. Tangl trat hier ſofort in nahe Beziehungen zu zwei Ge⸗ 
lehrten, die recht eigentlich die von Waitz neubegründeten Traditionen 
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des großen gelehrten Unternehmens verkörperten, Holder⸗Egger und 
eumer. Er begann, abgeſehen davon, daß er ja längſt für die karo⸗ 
lingiſchen Königsurkunden arbeitete, auch die A e der Placita, 
der fränkiſchen Gerichtsurkunden, vorzubereiten; eo ſchließlich, erſt 
roviſoriſch, ſeit 1 endgültig die Lei der 1 Epistolae 
n die Hand 5 und in ihr der Wiſſenſchaft eine abſchließende 
Neuausgabe der Briefe des Bonifatius beſchert; die im Mittelalter 
entſtandenen Sammlungen derſelben ſtellten der Forſchung namentlich 
betreffs der Chronologie der Schreiben ſehr ſchwierige Probleme, die 
glücklich gelöſt wurden. Bei Tangls Tätigkeit für die Monumenta iſt 
auch 4 erwähnen, daß er die gelehrte Zeitſchrift dieſer Unternehmung, 
das Neue Archiv für ältere deutſche Geſchichtskunde, durch Jahre redi⸗ 
giert 125 a gehörte er zu den Herausgebern des Archivs für Ur⸗ 
undenforſchung. | 
1 hat feine wiſſenſchaftliche Laufbahn als reiner Hilfswiſſen⸗ 
ſchaftler begonnen; er hat aber ſtets, ſchon in ſeinen Arbeiten über das 
äpſtliche Urkunden⸗ und Verwaltungsweſen, von den Glen 
th ten aus Brücken zu Nachbardiſziplinen der Geſchichte geſchlagen, 
namentlich zum Kirchenrecht und zur Kirchengeſchichte. Als reiner 
Hilfswiſſenſchaftler hat er auch für die Monumenta Germaniae die 
erausgabe von Königsurkunden übernommen. Wenn er ſpäter gleich⸗ 
alls an die Spitze der Abteilung Epistolae trat, ſo deutet das zweifellos 
eine wiſſenſchaftliche Fortentwicklung an, die ſich in ihm vollzog: wie 
er die Hilfswiſſenſchaften nie um ihrer ſelbſt willen betrieben hatte, 
ſondern ſtets als Mittel zum Zweck hiſtoriſcher Erkenntnis, ſo traten 
allgemeingeſchichtliche Intereſſen je länger, je Zuse bei ihm in den 
Vordergrund; namentlich für kulturgeſchichtliche Zuſammenhänge beſaß 
er Verſtändnis; darum ſicher reizten ihn die Epistolae beſonders; darum 
auch intereſſierte er ſich in end wiſſe für ein Unternehmen, 
das mit den Monumenta Germaniae in gewiſſem oe ſteht: 
ich meine die „Geſchichtsſchreiber der deutf en Vorzeit“, jene Sammlung, 
die einzelne, geſchich ach wertvolle Quellen in deutſcher Überſetzung 
bringt. Tangl, der dieſe 5 Sammlung durch zehn Jahre 
geleitet hat, hat im Rahmen derſelben vier Bände ſelbſt herausgebracht, 
ich nenne nur die Briefe des Bonifaz und die Lebensbeſchreibungen 
desſelben. Die Kommentare und namentlich die Einleitungen, die er 
dieſen Verdeutſchungen beigab, ſind chice end; insbeſondere läßt 
die den Briefen des Bonifaz vorausgeſchickte Einleitung bedauern, daß 
er nicht dazu gekommen iſt, uns eine großangelegte Biographie des 
Miſſionars zu beſcheren. Wie er das Material zu einer ſolchen Aufgabe 
völlig beherrſchte, ſo hätte er auch das Zeug zu einer zuſammenfaſſenden 
Darſtellung beſeſſen. 
5 ſeiner zahlreichen urkundlichen Studien feſſelte ihn erg 
in beſonderem Maße das Kapitel der cn das, richtig angefaßt, 
beſonders tief in das pſychologiſche Verſtändnis mittelalterlicher Den⸗ 
kungsart 1 hat ſic jahrelang mit dem leider nicht zur 
Ausführung gelangten Plan getragen, ein Tafelwerk zur Geſchichte 
mittelalterlicher Urkundenfälſchungen herauszugeben; es wäre ſicher 
eine bedeutſame Leiſtung geworden. | 
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Mit einem anderen Tafelwerk dagegen iſt Tangls Name für immer 
feſt verknüpft: ich meine die Arndtſchen Schrifttafeln zur Erlernung 
der lateiniſchen Paläographie. Als junger akademiſcher we bat er 
es bereits übernommen, die vergriffenen beiden Hefte derſelben neu 
herauszugeben; ſie ſind durch ſeine Erweiterungen und Erläuterungen 
ungleich wertvoller geworden als fie waren; und das dritte, in Berlin 
entſtandene, Urkunden enthaltende Pal iſt völlig ſeine Neuſchöpfung. 
Es dient nicht nur dem Studium der Paläographie, ſondern in mindeſtens 
ebenſo hohem Maße dem des Urkundenweſens lic allen ſeinen Rich⸗ 
tungen. Nr dieſem Werke zeigt ſich wieder deutlich Tangls Beſtreben 

ich hiſtoriſch dort zu verankern, wo er wirkte. Indem es ihm nämli 
arauf ankam, die Entwicklung der mittelalterlichen Fürſtenurkunde an 
einem beſtimmten Kanzleigebrauch fortlaufend darzuſtellen, wählte er 
dazu die markgräflich brandenburgiſche Urkunde, ſo daß ſeine Schrift⸗ 
tafeln gerade dem märkiſchen Hiſtoriker ein wertvolles Hilfs⸗ und Lehr⸗ 
mittel geworden ſind. Auch ſonſt iſt Tangl der ihm an lc fremden 
brandenburgiſchen Geſchichte gelegentlich näher getreten; ich erinnere 
an einen Vortrag, den er einſt in unſerm Kreiſe hielt über den Aufruf 
der ſächſiſchen Biſchöfe 1 Kampf gegen die Elbſlawen (Sitzungs⸗ 
berichte vom 8. Juni 1904); an ſeinen Beitrag in der Schmoller⸗Feſt⸗ 
ſchrift unſeres Vereins; ich betone ſchließlich, daß unter den zahlreichen, 
von ihm angeregten Diſſertationen, die — ebenſo, wie die Geſamtheit 
ie eigenen Aufſätze — eine große wiſſenſchaftliche Vielſeitigkeit wider⸗ 
\piegeln, ſich mehrere wertvolle Arbeiten zur märkiſchen Geſchichte befinden. 

Die aus Tangls Schule hervorgegangenen Arbeiten leiten von dem 
Gelehrten zu dem Lehrer über. Dem Bilde Tangls würde einer der 
weſentlichſten Züge fehlen, wenn nicht wenigſtens mit einem kurzen 
Worte darauf hin 1 würde, daß ihm eine hohe Lehrbegabung 
verliehen war. guma feine 1 und e enſchaftlichen 

Übungen wurde je länger, je mehr eine hohe an e, in der alle 
Feinheiten der Kritik mittelalterlicher Geſchichtsquellen gelehrt und 
gelernt wurden. Zahlreiche en akademiſche Lehrer, zahlreiche 
Staatsarchivare danken ihm ihre Ausbildung. Wenn aber ſeine Schüler 
auch über die Jahre des Studiums hinaus ſich ihrem a verbunden 
fühlten, ſo war es nicht nur der bedeutende Gelehrte, der anregende 
Lehrer, durch den ſie ſich in der Perſon Tangls angezogen fühlten: es 
war darüber hinaus der ſchlichte, treue, liebenswerte Menſch. Stets 
nahm er Ie hilfsbereit ſeiner sale an, immer hatte er Zeit für fie, 
mochte es ſich um deren erſte ſelbſtändige wiſſenſchaftliche Verſuche 
Kun oder mochten fie {pater des Meiſters ſachkundigen Rat einholen. 
efel ig und mitteilſam, wie er war, ſaß er, namentlich in den ents 
ſchwundenen Vorkriegszeiten, nach getaner Arbeit gern einmal mit 
Fachgenoſſen oder Schülern bei einem eee Trunk zuſammen. 
Hier konnte er, der ſchier unendlich viele Anekdoten auf Lager hatte 
und ſolche gern und gut erzählte, namentlich den, der ihn von dieſer 
Seite noch nicht kannte, und über den nun an einem Abend ein ganzes 
Füllhorn ſolcher Geſchichten ausgeſchüttet wurde, 1 ſch verblüffen. 
Wer ihn ſo in ſeiner harmloſen Fröhlichkeit ſah, dem wurde es 
recht klar, daß er, obwohl er jahrzehntelang in großen Städten gelebt 
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tte, im Herzensgrunde doch ein friſches Naturkind, ein echter Sohn 
175 Apen geblieben war. Seit Kriegsausbruch hatte er die Heimat 
nicht mehr geſehen; in dieſem Sommer reiſte er freudeſtrahlend mit 
einer Gattin und 1 0 beiden Kindern, mit denen ihn das glücklichſte 
ilienleben verband, gen Süden, die heißgeliebten Berge endlich 
wieder zu begrüßen. Noch einige Wochen ungetrübten Glückes ſind ihm 
dort beſchieden geweſen, ehe ihn eine en i Seuche aufs Kranken- 
lager, von dem er ſich nicht wieder erheben ſollte, warf. Nun ruht der 
Sohn Kärntens gu Klagenfurt in der Erbgruft der Familie aus von der 
Arbeit ſeines Lebens; wir aber, die wir hier in den Räumen der Hod 
ſchule i an der Michael Tangl 24 Jahre hindurch erfolgreich 
ewirkt hat, gedenken in Wehmut des großen Gelehrten, des bedeutenden 
ehrers, des warmherzigen Menſchen, der von uns gegangen iſt. 
Sodann gab Herr Baurat Kohte einen Überblick vom Lebens⸗ 
werke des Bildhauers Johann Georg Glume, über welchen 
die kunſtgeſchichtlichen Darſtellungen bisher wenig zu berichten wiſſen. 
Nicolai, in der Zuſammenſtellung der Künſtler ſeiner Beſchreibung von 
Berlin und Potsdam, überliefert die Geburts⸗ und die Todesjahre 
Glumes und ſeiner drei Söhne, von denen der älteſte ein achtbarer 
Maler, die beiden jüngeren gleichfalls Bildhauer waren, geht jedoch 
dort auf die Tätigkeit des Vaters und der Söhne nicht näher ein. Geboren 
in Wandsleben 1679, bildete ſich Glume, wie ſeine Werke vermuten 
laſſen, in Berlin unter Schlüter, deſſen gewaltigen Einfluß ſie ſowohl 
nach der figürlichen als nach der ornamentalen Seite hin wiederſpiegeln. 
Sein älteſtes, aus den Pfarrarchivarien nachweisbares Werk iſt der 
at Taufſtein vom Jahre 1724 in der Kirche in Nauen. Durch In⸗ 
ſchrift beglaubigt iſt das vortreffliche Grabmal des Miniſters v. Kraut 
7 1723, die Büſte zwiſchen allegoriſchen Geſtalten, in der 1725 her⸗ 
geſtellten Kapelle im Weſtbau der Nikolaikirche in Berlin. Es folgt 
das Epitaph des Hofrats Schrader f 1726 an einem Pfeiler im Inneren 
derſelben Kirche. Generalfeldmarſchall Georg Abraham v. Arnim, der 
an den Kriegstaten des brandenburgiſch⸗preußiſchen Heeres von Fehr⸗ 
bellin 1675 bis Stralſund 1715 ruhmvollen Anteil genommen und in 
hohem Alter 1728 die höchſte militäriſche Würde erreicht hatte (Bio⸗ 
graph es Lexikon 1788; ein gutes Bildnis von ihm, geſtochen von 
B. ong in Berlin, im Theatrum Europaeum Bd. 20, 1734), er- 
richtete ſich kurz vor ſeinem Tode 1734 in der Kirche in Steglitz in der 
Uckermark ein koſtbares Grabmal, mit deſſen Herſtellung er ohne Zweifel 
Glume betraute. Die Geſtalt des Verſtorbenen aus Alabaſter, von treffen⸗ 
der Charakteriſtik, ſteht vor einer wegen der Raumverhältniſſe etwas be⸗ 
ſchränkten Wandarchitektur; an künſtleriſchem Gehalte erhebt ſich dieſes 
Bildwerk zu einem der bedeutendſten jener Zeit im nordöſtlichen Deutſch⸗ 
land (abgebildet in der Sammlung von Lichtbildern in den Mitteilungen 
des Uckermärkiſchen Muſeums⸗ und Geſchichtsvereins zu Prenzlau 
Bd. 5, 1915). Glumes Denkmal des Großen Kurfürſten in Rathenow, 
begeichnei mit feiner Infchrift von 1736, im Maßſtabe infolge beſchränkter 
Mittel zu Hein geraten, aus Sandſtein gefertigt, kann nur als ein deko⸗ 
ratives Werk in Betracht kommen. Mit großer Sicherheit beherrſcht 
Glume das Architektoniſche und Ornamentale; gewiß war er, wie bei 
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dem Orgelproſpekte der Marienkirche in Berlin 1722, bei der Ausſtattu 
vieler Gebäude beteiligt, ohne daß ſein Name uns überliefert iſt. Viel⸗ 
leicht geht der gediegene Ausbau der 1736 vollendeten Kirche in Buch 
bei Berlin auf ihn zurück. Die lebhafte Bautätigkeit Friedrichs des 
Großen beſchäftigte auch ihn; für die Schlöſſer in Rheinsberg, Potsdam, 
Sansſouci, für die abgebrochene Nikolaikirche und die Fra öſiſche Kirche 
in Potsdam ſchufen er und ſein zweiter Sohn, der ſchon 1752 verſtorbene 
Friedrich Chriſtian Glume, nach den Zeugniſſen von Nicolai und Manger 
die meiſten figürlichen Schmuckteile, namentlich die ſtattlichen „ee 
gruppen auf dem Stallgebäude am Luſtgarten in Potsdam. Glumes 
etztes Werk iſt nach Nicolais a das Wandgrab des Miniſters 
v. Viereck f 1758 in der genannten Kirche in Buch, die Büſte über einem 
ſehr bewegten Aufbau, der die kraftvolle Einheit der älteren Werke 
vermiſſen läßt. Der Künſtler ſtarb 1765. Als ein tüchtiger einheimiſcher 
Meiſter iſt er in der Entwicklung der Berliner Bildnerei zwiſchen Schlüter 
und Schadow zu nennen und zu würdigen. 
Herr Staatsarchivar Dr. Schultze erſtattete Bericht über die Erfolge 

ae Werbetätigkeit für die „Hiſtoriſche Kommiſſion für die Mark Branden⸗ 

urg.“ 


Die für den 9. November anberaumte Sitzung fiel wegen des drohen⸗ 
den Streikes der Verkehrsmittel aus. | 


Sitzung vom 14. Dezember 1921. 


Herr Baurat Kohte berichtete über die erſte Verſammlung der 
reichsdeutſchen Mitglieder der „Hiſtoriſchen Geſellſchaft für Poſen“, 
eines der größten und angeſehenſten deutſchen Geſchichtsvereine, die 
die Abtrennung der Provinz Poſen vom Deutſchen Reiche in ihrem 
Beſtande gefährdet hat. 

In längeren Ausführungen wies ſodann Herr Profeſſor Dr. 
P. Schwartz auf ein bisher noch nicht beachtetes Material hin, aus dem 
ſich auf die politiſche Stimmung gewiſſer Volkskreiſe in den Jahren 
vor 1806 ſchließen läßt: auf die bei den Akten des Oberſchulkollegiums 
aufbewahrten Abiturientenarbeiten aus jener Zeit. Viele derſelben 
knüpfen an eben Geſchehenes an. Veranlaſſung zu politiſchen Erörte⸗ 
rungen in der Schule gab das Leſen von Zeitungen. In einigen Schulen 
waren beſondere Zeitungsſtunden wöchentlich angeſetzt, in anderen 
wurden die 9 en beim Unterricht in der Geſchichte und der Erd⸗ 
kunde beſprochen. Wenn auch die Schüler nicht 15 politiſche Meinun⸗ 
gen entwickelt haben (was bei der Unreife des Verfaſſers auch wertlos 
wäre), ſo haben ſie doch wiedergegeben, was ſie vom Katheder herab 
und im Elternhaus von reifen Leuten gehört haben. Von deutſchem 
Nationalgefühl fand ſich bei der Jugend keine Spur; deſto mehr von 
preußiſchem, das von Jahr zu Jahr ſtärker wurde. Die verhängnis⸗ 
volle Iſolierung Preußens, die zum Niederbruch von 1806 führte, erſchien 
als das Ergebnis der Furcht vor der Macht Preußens, an das ſich kein 
Feind heranwagte. Feindſchaft gegen Frankreich wurde nicht geäußert, 
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‚nicht einmal kurz vor dem Ausbruch des Krieges; wohl aber gegen Eng⸗ 
land. Uneingeſchränkte Bewunderung wurde dem „großen“ Napoleon 
gezollt. Vereinzelt fanden ſich weltbürgerliche Schwärmereien. 
Zum Schluß ſprach Herr Staatsarchivar Dr. Schultze über die vor 
130 Jahren erfolgte Gründung der „Märkiſchen ökonomiſchen 
»Geſellſchaft zu Potsdam.“ 
In längerer Einleitung führte der Vortragende aus, daß eine 
ſtematiſche Verbeſſerung und Vermehrung der landwirtſchaftlichen 
Produktion erſt im modernen Staate erfolgt iſt. Im Mittelalter iſt in 
dieſer Hinſicht nichts geſchehen, obwohl die Getreide⸗ und Siehergeugrille 
Deutſchlands damals nicht ausreichten, die Ernährung der im Vergleich 
mit der Neuzeit viel geringeren Bevölkerung fearing u ſichern, was 
die ſehr häufigen Hungersnöte und die notwendigen en aus dem 
Auslande bezeugen. In der Gegenwart dagegen war unſere Land⸗ 
wirtſchaft nahezu imſtande, eine gewaltig angewachſene Volkszahl zu 
ernähren. Erſt im 18. Jahrhundert beginnt gleichmäßig mit der Be⸗ 
örderung der gewerblichen Produktion auch die Fürſorge des abſoluten 
ürſtentums für die Hebung der neuen ait he Die phyſiokratiſche 
ehre bringt dieſen Beſtrebungen neuen Aufſchwung und belebt das 
allgemeine Intereſſe für dieſen Gegenſtand. 1753 entſtand in London 
die Royal society of agriculture, 1761 in Paris die Société royale d'agri- 
culture. Im Anſchluß daran wurden in allen Ländern Europas ähnliche 
Geſellſchaften gegründet. Verhältnismäßig ſpät tritt dieſe Bewegung 
in Preußen in Erſcheinung, wo an (1791) in der Kurmark die „Mär⸗ 
kiſche ökonomiſche Geſellſchaft in Potsdam“ begründet wurde. Ihr 
eigentlicher Urheber war der Pfarrer Chr. Fr. Germershauſen zu 
Schlalach b. Treuenbrietzen, neben ihm ſpielt der bekannte Philanthrop 
Friedrich Eberhard v. ochow auf Reckahn die Hauptrolle. 
| Der Vortragende ſchilderte die Tätigkeit und die Schickſale der Geſell⸗ 
ſchaft, die in dem landwirtſchaftlichen Provinzialverein noch heute fortlebt. 
An der anſchließenden Diskuſſion beteiligten ſich die Herren Amt 
gerichtsrat Heckel, Profeſſor Dr. Häpke. 


Sitzung vom 10. Januar 1922. 


tattung des üblichen Jahresberichts durch den Schriftführer 
yon rchivdirektor Dr. Klinkenborg: Im vergangenen Jahre hat der 
erein eine wichtige Anderung erfahren, indem er ſich zu einer hiſtoriſchen 
Kommiſſion für die Mark Brandenburg erweitert hat. 
Der Verein hat zwei ſeiner Forſchun en Bd. 33 II und 34 J er- 
Keen laſſen können. Seine Veröffentlichungen se er um einen 
arten Band: Eberh. Schmidt, Fiskalat und Strafprozeß und eine 
weitere Lieferung von Krabbos Regeſten Heft V vermehrt. Der Verlag 
unſerer Schriften iſt von der Buchhandlung Duncker & Humblot auf die 
von R. Oldenbourg in München übergegangen, da dem Verein von 
letzterem günfüigere Bedingungen geboten wurden. 
Die Verlegung unſerer Sitzungen in das hiſtoriſche Seminar iſt 
mit der Oktoberſitzung geſchehen, nicht ohne Widerſpruch einiger älterer 
Mitglieder, die die alte Tradition des Weinlokals gerne bewahrt hätten. 
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a 17 Rentmeiſter Herr Geh. Archivrat Kohlmann verlas den Kaſſen⸗ 
bericht. 
Herr Fo: Dr. Krabbo gab fodann einen Überblick über den 
Umfang der Mark Brandenburg um das Jahr 1300, für eine Zeit alſo, 
in der die oſtdeutſche Koloniſation und mit ihr das Wachstum der Mark 
im weſentlichen abgeſchloſſen war. Er beſprach zunächſt die äußeren 
Grenzen, dabei auf die kriegeriſchen oder friedlichen Beziehungen zu 
den Grenznachbarn eingehend, und behandelte dann auch die inneren 
Grenzen, die ſich einerſeits daraus ergaben, daß die Biſchöfe von Branden⸗ 
burg und Havelberg über kleine, damals noch reichsunmittelbare Terri⸗ 
torien innerhalb der Mark verfügten, und die andererſeits durch die 
Teilung der Markgrafſchaft unter verſchiedene Linien des Askanier⸗ 
hauſes entſtanden waren. 

Zum Schluß ſprach Herr Profeſſor Dr. P. Schwartz über das bereits 
in der Dezemberſitzung behandelte Thema. 

Die Sitzung vom 10. Februar fiel aus. 


Sitzung vom 8. März 1922. 


Über die Quellen zur Geſchichte des Übertritts 
des Kurfürſten Johann Sigismund von Branden 
burg vom lutheriſchen zum reformierten Bekenntnis und über die 
Verhandlung mit den Landſtänden in dieſer An⸗ 
gelegenheit ſprach Geh. Juſtizrat Profeſſor D. Dr. Ulrich Stutz 
in nn feiner in den inne ten der Preußiſchen Akademie 

der Wiſſenſchaften, let ch⸗hiſtoriſche Klaſſe 1922 Nr. I S. 4 ff. 
erſchienenen Unterſuchung über Kurfürſt Johann Sigismund und das 
„ iewohl die Protokolle des Geheimen Rats, die 
Relationen und Reſolutionen aus der Zeit dieſes Kurfürſten noch nicht 
herausgegeben ſind, läßt ſich aus ihnen irgend etwas weſentlich Neues 
für die Übertrittsgeſchichte nicht mehr gewinnen. So gründlich hat die 
Literatur gearbeitet, allen voran das auf Beckmann und Sebald fußende, 
1778 erſchienene Buch von Hering und in deſſen Ergänzung die neueren 
Arbeiten von Wangemann, Kniebe, Pahncke u. a. Dagegen ergaben 
noch ſehr wertvolle neue Aufſchlüſſe die allerdings nicht ſehr umfang⸗ 
reichen und meiſt nur in Konzepten des Vizekanzlers Pruckmann er⸗ 
altenen Verhandlungen mit den Landſtänden, vor allem aus dem 
Januar und Februar 1615. Hering und die Späteren haben nur den 
Anfang dieſes Schriftwechſels benutzt und auch Clausnitzer iſt darüber 
nicht hinausgekommen. Gerade die Verhandlungen von Anfang Februar 
aber waren es, die die Übertrittsbewegung zum Scheitern brachten, 
was Pruckmann nur notdürftig verſchleierte mit der dem damaligen 
Reichsrecht, nämlich dem Augsburger Religionsfrieden von 1553 wider⸗ 
ſprechenden und durch keinerlei rechtsbildende Praxis gerechtfertigten, 
wie es ſcheint, auf den Landgrafen Moritz von Heſſen „ 
n em Kurfürſten gebührte eigentlich als höchſtes Regal frei 
und ohne Limitation das Recht der Einführung der Religion, alſo der 
Religionsbann oder das ius reformandi. Das war fo wenig richtig, 
daß der Übertritt eines Reichsſtandes zum reformierten Bekenntnis 
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damals noch geradezu religionsfriedenswidrig war und der Ku 
Gefahr lief, der Herrſchaft verluſtig zu gehen. So und nicht im Sinne 
einer großmütig, aus freien Stücken den Untertanen gewährten Toleranz 
iſt ſeine wiederholte Berufung auf die Freiheit des Gewiſſens zu ver⸗ 
ſtehen. Zu ſeinen eigenen Gunſten nahm er ſie in Anſpruch, indem er 
einerſeits zu Unrecht geltend machte, die Reformierten ſeien vom Reli⸗ 
gionsfrieden nicht ausgeſchloſſen, anderſeits immer wieder betonte, die 
Untertanen wären nicht berechtigt, ihrem Landesherrn vorzuſchreiben, 
was er ſich ſolle predigen laſſen. 

Danach ſprach Herr Profeſſor Dr. Tſchirch über Leben und 
Schriften des bekannten tee dee I S 
Wilhelm Rüſtow, eines geborenen Märkers, deſſen 100. Geburts 
tag am 25. Mai 1921 war. Er wurde in Brandenburg H. als der Sohn 
eines Infanteriehauptmanns geboren und trat auch ſelbſt früh in das 
preußiſche Heer ein. Ent der Überlieferung feiner altpreußiſch 
königstreuen Familie erfüllte er ſich bald mit radikal revolutionären 
Idealen, und ſeine politiſchen Schriften im Jahre 1848 und 1849, die 
einen völligen Umſturz des preußiſch⸗deutſchen Militärſyſtems forderten, 
brachten ihn in eine kriegsgerichtliche Unterſuchung, die mit einer un⸗ 

laublichen harten Verurtei un endigte. Er entzog ſich der Gefangen- 
ſchaft durch kühne Flucht und lebte che For in der Schweiz, wo er ſich 
bald durch wertvolle kriegsgeſchichtliche Forſchungen und Theorien einen 
in ganz Europa geachteten Namen machte. 1860 organiſierte er eine 
Truppe von Frei chärlern für Garibaldi und nahm an deſſen neapoli⸗ 
den Feldzuge an hervorragender Stelle einen ulſchen Ne Anteil. 
Seitdem lebte er wieder, in regem Verkehr mit deutſchen Radikalen, 
wie Laſſalle, deſſen Sekundant er in ſeinem verhängnisvollen Zwei⸗ 
kampf war, und in unermüdlicher Tätigkeit als Kriegsſchriftſteller, indem 
er jeden europäiſchen Krieg mit ſeinen e titellungen 
begleitete. Seine Geſchichte der deutſchen Einigungskriege ijt weniger 
durch ihren militärgeſchichtlichen Wert als durch die Spiegelung ſeiner 
merkwürdigen Perſönlichteit bedeutſam. Auch gegen die Schweizer 
Behörden erbittert, die Bedenken trugen, dem rü ichtsloſen Sonderling 
eine u chichtliche Lehrſtelle an der Techniſchen Hochſchule in 
Zürich zu übertragen, ging er ſchließlich in den ſelbſtgewählten Tod, 
indem er eine Rechtfertigung ſeiner Handlung ſeinem jungen Freunde 
Spiridion Gopcenic . ließ. Der außerordentlich kenntnisreiche 
Militärſchriftſteller, der deutſches Wiſſen im Auslande verbreitet und zur 
Geltung gebracht hat, verdient nicht ganz vergeſſen zu werden. 


Sitzung vom 12. April 1922. 


Herr Baurat Kohte legte den von ihm in zweiter Auflage 
bearbeiteten Band II, Nordoſtdeutſchland, des Handbuches der deutſchen 
Kunſtdenkmäler vor. Die alten Grenzen des len Reiches find 
beibehalten worden. Da das ganze Gebiet in kunſtgeſchichtlichem Sinne 
im weſentlichen eine Einheit darſtellt, ſo iſt die Darſtellung der Denk⸗ 
mäler, namentlich die Zeitſtellung der mittelalterliche Biegelbauten 
nach einheitlichen Geſichtspunkten durchgeführt. 
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Weiter beſprach Herr Kohte ſeine zeichneriſche * 
der Dominikaner⸗ Kirche auf dem Schloßplatze in Berlin. 
Das Kloſter mag, wie in anderen Städten der Mark und der benachbarten 
Landſchaften, um die Mitte oder in der zweiten Hälfte des 13. Jahr⸗ 
e entſtanden ſein. Die Kirche wurde 1536 zur Dom⸗ und Hof⸗ 

irche erhoben und mit Türmen ſtattlich bereichert, wegen Baufälligkeit 
1747 abgebrochen und durch den Neubau im ee erſetzt. Aus 
den zeichneriſchen Aufnahmen, welche vor dem Abbruch ſowie bei den 
1880 unternommenen Nachgrabungen gefertigt wurden, läßt ſich die 
Geſtalt der Kirche erkennen. Sie war ein frühgotiſcher e von 
einheitlicher Ausführung, der zweijochige Chor aus fünf Seiten des 
Achtecks geſchloſſen, das hallenartige Langhaus ſieben Joche lang, in 
allen Teilen mit Kreuzgewölben bedeckt, in der Anlage den Kirchen des 
Ordens in Brandenburg, Prenzlau und Stralſund nahe verwandt, die 
Bann: von reifer Schönheit. Unter den mittelalterlichen Kirchen 
Berlins hätte die Dominikaner⸗Kirche in künſtleriſcher Hinſicht ohne 
Zweifel den Vorrang verdient. Vom weſtlichen Teile des Langhauſes 
wurden die Grundmauern bei den Ausgrabungen gefunden; auffallender 
weiſe waren ſie ohne Strebepfeiler angelegt, ſo daß die Kirche alſo 
urſprünglich entweder eine Holzdecke erhalten oder noch nach ſpätromani⸗ 
ſcher Art ohne Strebepfeiler gewölbt werden ſollte. Der Fehler, daß 
die eie Gchader Strebepfeiler kein ausreichendes Fundament beſaßen, 
hatte die Schäden des Bauwerks im 18. Jahrhundert ſo bedenklich werden 
laſſen, daß man ſich zum Abbruch entſchloß. Von den Kloſtergebäuden 
an der Nordſeite wurden nur noch geringe Reſte feſtgeſtellt; wohlerhalten 
war dagegen noch das Fundament des großen Glockenturmes, den 
Joachim II. nordwärts vom Chore der Kirche hatte errichten laſſen. 
Einige Grabſteine wurden gefunden; der des Siegfried a 7 1516 
gelangte in das Märkiſche Muſeum; der des Friedrich v. Pfuel f 1527, 
ein 5 ei Werk, leider arg verſtümmelt, wurde in der Kirche in 
Gielsdorf bei Strausberg aufgeſtellt. 

Über das Leben im Kloſter iſt wenig bekannt geworden. In der 
dem Vortrage ſich anſchließenden Ausſprache bemerkte Herr Abb, daß 
einige Beſtände aus der Bücherei des Kloſters vom verſtorbenen 
Schwenke in der Berliner Staatsbibliothek nachgewieſen worden ſind. 

Danach erörterte Herr Bibliothekar Dr. Hoppe unter Vorlegung 
von zwei ſoeben erſchienenen Schriften koloniſationsgeſchichtliche Pro⸗ 
bleme, Strauß einen Beitrag von K. 2 Wels im „Jahrbuch des Heimat» 
kreiſes Strausberg“ 1921, S. 2 ff. Gelegentlich eines Uberblids über das 
Strausberger Siegelweſen und Wappen macht es Wels wahrſcheinlich, 
daß das anhaltiniſche Geſchlecht der Struz von Pfuhle Anteil an der 
Gründung von Strausberg hatte. Der Vortragende betonte den auch 
ſonſt zu erweiſenden Einfluß askaniſcher Lehensträger bei märkiſchen 
Städtegründungen, der ſtärker geweſen ſein dürfte, als ihn die Über⸗ 
lieferung erkennen läßt. Wenn die Chronica principum Saxoniae Straus. 
berg als Gründung der askaniſchen Markgrafen Johann I. und Otto III. 
nennt, ſo würde das nicht jener Tätigkeit der Struze widerſprechen; denn 
man wird die Städtegründungen der Markgrafen weniger als Selbſthand⸗ 
lungen der Fürſten auffaſſen, vielmehr in ihnen zumeiſt nur protektoriſche 
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Akte ſehen dürfen. Der Fürſt gab feine Einwilligung, zuweilen wohl 
auch die Anregung, die Ausführung blieb anderen überlaſſen. | 

Als zweiten Punkt behandelte der Vortragende in Anknüpfung 
an die einiges gut beobachtende Arbeit von Rud. Ohle in den Mitteilungen 
des Uckermärkiſchen Muſeums⸗ und Geſchichtsvereins in Prenzlau Bd. 7 
H. 2 (1921): Die Bedeutung der Ziſterzienſer für die Beſiedlung der 
Mark. Ohle iſt bemüht, mit Hilfe baugeſchichtlicher Unterſuchungen die 
betreffende Tätigkeit des Ordens b feine scho den ungefähren Verlauf 
der Beſiedlung zu ſchildern. Es iſt ſeine ſchon früher aufgeſtellte. nun 
ſ. E. aufs neue erhärtete Behauptung, daß die Mönche rückſichtslos 
enteignet, daß ſie die Lehrmeiſter des Adels in Brandenburg geweſen 
fänd und ſich durch Vernichtung des Kleinbeſitzes am Deutſchtum ver⸗ 
ündigt hätten. Eine Arbeit, deren Verfaſſer zugibt, daß er die Spezial⸗ 
literatur nicht kenne, wozu dann noch die unkritiſche Behandlung ihm 
bekannter e en kommt, wird leider 16 mancher klugen und 
nicht unwichtigen Beobachtungen ein Mißerfolg ſein müſſen; denn das 
Ergebnis iſt bei Prüfung aller ſchriftlichen Quellen nicht derart, daß die 
koloniſatoriſche Tätigkeit der Ziſterzienſer in der Mark nur ſekundärer 
Art geweſen ſei. Auch baugeſchichtliche Unterſuchungen können, ſoweit 
der Vortragende darüber ein Urteil hat, nicht die Stellung der Ziſterzienſer 
in der märkiſchen Kolonialgeſchichte erſchüttern. Daß ſie nicht als Pfad⸗ 
finder vorgingen, ihren Fuß vielmehr nur in ein geſichertes Gebiet ſetzten, 
widerlegt allein der Hinweis auf die traurigen Geſchicke, z. B. Lehnins 
und Zinnas bald nach der Gründung (Ermordung Abt Sibolds, Slawen⸗ 
einfall). An der Ausſprache beteiligten ſich die Herren Häpke und Stutz. 

An Hand eines Aufſatzes von Ch. Terlinden, Revue histor. 1922, 
Bd. 139, 1, beſprach Privatdozent Dr. Häpke die Wirtſchaftspolitik im 
Königreich der Niederlande 1815 bis 1830. In Deutſchland wenig 
bekannt, bietet ſie intereſſante Parallelen zu den deutſchen und preußiſchen 
wirtſchaftspolitiſchen Aufgaben des 19. Jahrhunderts. In beiden Ländern 
a es ſich um Wiederaufbau nach den Nöten der Napoleoniſchen 

poche, in beiden um Zuſammenfügung vorher ſtark divergierender 

Gebiete, in beiden um Bekämpfung des übermächtigen engliſchen Wett⸗ 
bewerbs. Während aber in Deutſchland die wirtſchaftliche Einheits 
lieh chließlich mehr als zwei Menſchenalter braucht, um ſich in 
dem deutſchen Staatenbündel völlig durchzuſetzen, ſchweißt Wilhelm I. 
Belgien und Holland in wenigen Jahren ganz im Stile des aufgeklärten 
Deſpotismus zuſammen, bis die belgiſche Revolution von 1830 ſeiner 
blühenden Schöpfung ein Ende macht. Die Studie erſcheint in der 
Vierteljahrsſchrift für Sozial⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte. 

Zum Schluß machte Herr Staatsarchivar Dr. Schultze eine kurze 
Mitteilung über die Erbauung des erſten Denkmals zur Erinnerung an 
die Schlacht bei Fehrbellin durch Eberhard Friedrich v. Rochow. 


Sitzung vom 10. Mai 1922. 
Herr Stadtarchivar Dr. Ka eber ſprach über die jetzt im Reichsarchiv, 
früher im Archiv des Großen Generalſtabs aufbewahrten handſchriftlichen 
„Beiträge zur Geſchichte des Monats März 1848 mit beſonderer Rückſicht 
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auf die Garniſon von Berlin“, des Generals v. Prittwitz. Dieſer hatte 
ſie 1854 drucken, die ganze Auflage aber vor der Ausgabe wieder ein⸗ 
ſtampfen laſſen. Die „Beiträge“ bereichern unſere Kenntniſſe weſentlich, 
wenngleich umfangreiche und wichtige Bruchſtücke bereits aus den von 
Rachfahl in den Preußiſchen ichen Beck Bd. 110 gedruckten Nobilingſchen 
Exzerpten, und die militäriſchen Vorgänge aus der ganz auf Prittwitz 
beruhenden Schulzſchen Schrift („Die Berliner Märztage. Vom 
militäriſchen Standpunkte aus geſchildert) bekannt ſind. | 

Zum Schluß machte Herr Studienrat Dr. Boſchan Mitteilungen 
über Wielands Stellung zu Fragen der preußiſchen Politik. 


Sitzung vom 14. Juni 1922. 

Herr Staatsarchivar Dr. Ludwig Dehio f ach über Wittgenſtein 
und das letzte Jahrzehnt Friedrich Wilhelms III. Der Vortrag gelangt 
in dieſem Hefte zum Abdruck. 

Herr Univerſitätsprofeſſor Dr. Paul Haake trug eine kritiſche Unter⸗ 
ſuchung vor über das ſoeben erſchienene Buch des früheren preußiſchen 
Finanzminiſters Adolf v. Scholz „Erlebniſſe und Geſpräche mit Bismarck.“ 
Er prüfte Scholzens Erzählung über ſeine Unterredung mit dem Prinzen 
Wilhelm anläßlich des Gerüchts vom Ableben des Fürſten Bismarck, 
verglich ſie mit der Eintragung des Freiherrn Lucius v. Ballhauſen in 
ſein Tagebuch vom 31. Dezember 1887 und machte glaubhaft, daß beide 
Miniſter ein und dasſelbe Geſpräch Seiner Exzellenz v. Scholz mit dem 
Thronfolger meinen müſſen, und daß es am 10. Dezember 1887 ſtatt⸗ 
Ohnmach hat, an dem Bismarck in Friedrichsruh von einer Kolik und 

nmacht befallen wurde. Prinz Wilhelm war damals verſchiedener 
Meinung mit dem Kanzler nicht nur wegen der Berliner St tmillion, 
ſondern auch wegen eines Präventivkrieges Oſterreichs und Deutſchlands 
aeg Rußland. Des Prinzen Bemerkung, auch Bismarck fei zu erſetzen 
und, wenn Boetticher ſein Nachfolger würde, die Leitung und Über⸗ 
wachung des Ganzen dann Sache des Monarchen, kann alſo nicht als 
klarer Beweis aus ei perſönlichen Ehrgeizes gelten. Wir müſſen 
es vorläufig noch bei der vorſichtigen Faſſung von Bismarcks über den 
en Konflikt bewenden laffen: „Das Perſönliche hat möglicherweiſe 
den Ausgangspunkt, ſicher den Endpunkt der Reiſe gebildet.“ 

Herr Baurat Kohte ſprach ſodann über die älteren Bauten des 
Kloſters Chorin. Nach der erbung des Barnims gründeten 

die Markgrafen 1231 in Paarſtein, am Wege von Oderberg nach Anger⸗ 
münde, ein Prämonſtratenſer⸗Kloſter, welches ſich aber nicht als lebens⸗ 
fähig erwies. Nachdem die Uckermark an Brandenburg gekommen war, 
wurden 1258 hierher die Ziſterzienſer berufen; ſie erwählten eine Inſel 
am Südrande des Paarſteiner Sees als Sitz ihres Kloſters Marienſee. 
N a rächtiger alter Bäume liegt dort ein Reſt der erſten Kloſter⸗ 
irche, den ſchon dler in ſeinen Backſtein⸗Bauwerken Bd. II, S. 39 (1898) 
behandelt hat. Er urteilte jedoch nicht auf Grund örtlicher Kenntnis, 
ſondern nach einer ihm gelieferten Aufnahme, in der er den weſtlichen 
Teil eines ungewöhnlich breit angelegten, dreiſchiffigen Langhauſes zu 
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erkennen glaubte. Das war ein Irrtum; die Ruine iſt nicht nach Weſten, 
ſondern nach Oſten mit geringer Abweichung nach Norden gerichtet. 
Sie ſtellt den Chor mit zwei Nebenchören dar; alle drei ſind in einer 
geraden Feiler geſchloſſen, 24,3 m in der Breite meſſend. Die beiden 
inneren Pfeilerreihen ſind außen durch Vorlagen angedeutet und in der 
einen noch die erſten Stufen einer Treppe erhalten. Dieſe Art des 
Chorſchluſſes iſt in der Mark Brandenburg ungewöhnlich; ſie darf be⸗ 
trachtet werden als ein Vorläufer für die beiden Ziſterzienſer⸗Kirchen 
des 14. Jahrhunderts in Pommerellen, Pelplin und Krone a. d. Brahe. 
Die bis zur Brufthöhe erhaltenen Mauerreſte find in Granitquadern 
n die Gliederungen der inneren Sockel in Formziegeln. Es 
mag beabſichtigt geweſen ſein, an die Chöre ein Querſchiff und an dieſes 
mit verringerter Breite ein dreiſchiffiges Langhaus anzuſchließen; doch 
wurde von dieſen Teilen, wie es ſcheint, nichts mehr ausgeführt. egen 
der ungünſtigen Lage wurde das Kloſter 1273 an dieſer Stelle aufgegeben 
und nach Chorin übertragen. 

Dort liegt ſüdweſtlich des Kloſters, im heutigen Forſtgarten, die 
Ruine einer Kapelle von unbekannter Beſtimmung. Die Ausführung 
in Granitquadern, die überaus kräftigen, 1,40 m ſtarken Mauern, die je 
drei ſchlitzartigen, unverglaſten Fenſter der beiden Schmalſeiten deuten 
auf eine frühe Zeit. Die Vermutung liegt nahe, daß dieſes Bauwerk 
1 haf 7 der an ze gi ee Stätte he ben ok 

ienſt zu en, ſolange der große Ziegelbau der rkirche no 
in der Aus 5 begriffen war. Dieſer, eines der ſchönſten Werke 
der mittelalterlichen Baukunſt, wurde in zwei Abſchnitten hergeſtellt, 
zuerſt die öſtliche, dann die weſtliche Hälfte, das vollendete Bauwerk 
1334 geweiht; damit hatten die Ziſterzienſer nach einer Arbeit von 
mehreren Jahrzehnten ich die erſehnte Heimſtätte geſchaffen. 
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Als „Neue Folge“ der in zwanzig Bänden vorliegenden „Märkiſchen 
Forſchungen“ des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg wollen 
die „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preuß iſchen Geſchichte“ 
in dem erweiterten Rahmen zugleich für die mit dem Jahrgang 1883 
5 „Zeitſchrift für Preußiſche Geſchichte und Landeskunde“ 


Erſatz bieten. 
Der „Verein für Geſchichte der Mark Brandenburg“ übertrug die 


verantwortliche Redaktion der „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und 
Preußiſchen Geſchichte“ Herrn Archiv⸗Direktor Dr. Klinkenborg, (Berlin- 
Steglitz, Arndtſtr. 40) und Staatsarchivar Dr. Schultze, welchen Herr 
Geheimer Regierungsrat Profeſſor Dr. Hintze als Vertreter des Vereins 
erforderlichenfalls ſeinen Beirat leiht. 

Die „Forſchungen zur Brandenburgijden und Preußiſchen Geſchichte⸗ 
gelangen zweimal jährlich in je einem Halbband von ungefähr zehn 
Bogen zur Ausgabe. Die Mitteilungen über „Neue Erſcheinungen“ am 
Schluß jedes Halbbandes werden in der Form von Anzeigen oder Be⸗ 
ſprechungen die einſchlägigen wiſſenſchaftlichen Erzeugniſſe der nächſtzurück⸗ 
liegenden Monate in möglichſter Vollſtändigkeit zu verzeichnen ſtreben. 


Preisermäßigung. 

Den Mitgliedern des Vereins für die Geſchichte der Mark Branden⸗ 
burg zeigen wir noch an, daß die „Märkiſchen Forſchungen“ (mit Aus⸗ 
nahme von Band 1 und 2, 10 und 12, die vergriffen ſind, zu ermäßigtem 
Preiſe bei der Geſchäftsſtelle im Geh. Staatsarchiv zu haben ſind. 


Alle dem Verein im Tauſchverkehr zugehenden Schriften bitten wir 
hinfort ausschließlich dem Herrn Profeſſor Dr. Häpke, Hiſtoriſches Seminar 
der Univerſität (Berlin C2, Kaiſer Franz⸗Joſef⸗Platz) zu fenden. 

Sendungen und Zuſchriften, die für die Redaktion der „Forſchungen“ 
beſtimmt ſind, werden ausſchließlich an die Adreſſe des Herrn Staats⸗ 
archivars Dr. Schultze, Berlin⸗Dahlem, Werderſtr. 10, erbeten. 


Druck von R. Oldenbourg in München. 
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